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Das Cedefop unterstützt die Euro-
päische Kommission dabei, durch
den Informationsaustausch und
Erfahrungsvergleich zu Themen
von gemeinsamem Interesse für
die Mitgliedstaaten die Berufsbil-
dung und die ständige Weiterbil-
dung auf Gemeinschaftsebene zu
fördern und weiterzuentwickeln.

Es stellt Verbindungen zwischen
der Berufsbildungsforschung,
-politik und -praxis her. Es verhilft
den politischen Entscheidungsträ-
gern und praktisch Tätigen auf al-
len Ebenen der EU zu einem bes-
seren Verständnis der Entwicklun-
gen im Bereich der Berufsbildung,
um ihnen Schlussfolgerungen für
künftige Tätigkeiten zu erleich-
tern. Es bemüht sich ferner dar-
um, Wissenschaftler und Forscher
zur Ermittlung von Entwicklungs-
tendenzen und Zukunftsfragen
anzuregen.

Der Verwaltungsrat des Cedefop
hat sich für den Zeitraum 2000 bis
2003 auf eine Reihe mittelfristiger
Prioritäten verständigt. In ihrem
Rahmen konzentrieren sich die
Tätigkeiten des Cedefop auf vier
Hauptthemenbereiche:

❏ Förderung der Kompetenzen
und des lebensbegleitenden Ler-
nens;
❏ Förderung neuer Lernformen
im gesellschaftlichen Wandel;
❏ Förderung von Beschäftigung
und Wettbewerbsfähigkeit;
❏ Verbesserung des gegenseitigen
Verständnisses und der Transpa-
renz in Europa.

Die von den Autoren geäußerten Ansichten decken sich nicht notwendiger-
weise mit der Position des Cedefop. In der Europäischen Zeitschrift für Be-
rufsbildung haben die Autoren das Wort, um ihre Analysen und unterschied-
lichen, teilweise sogar gegensätzlichen Standpunkte darzulegen. Auf diese
Weise will die Zeitschrift einen Beitrag zur kritischen Diskussion leisten, die
für die Zukunft der beruflichen Bildung auf europäischer Ebene unerlässlich
ist.
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erlauben Sie uns bitte, Mark Blaugs her-
vorragendem Artikel über Schulabbrecher
(Europäische Zeitschrift für Berufsbildung,
Nr. 22) einige Beobachtungen aus unse-
rer eigenen Forschungsarbeit auf diesem
Gebiet hinzuzufügen. Die Stellungnahme
von Herrn Blaug zum Thema „Was tun
mit Schülern, die die Schule vorzeitig ab-
brechen?“ beschäftigt sich hauptsächlich
mit der präventiven Seite dieses Problems
und lässt noch Raum für die Diskussion
der Frage „Was tun, nachdem Schüler die
Schule vorzeitig verlassen haben?“

Das „Transition Observatory“ (Beobach-
tungsstelle für Übergänge) des Pädagogi-
schen Instituts (Griechisches Bildungsmi-
nisterium) hat während der vergangenen
zehn Jahre Erhebungen zu Schulab-
brechern durchgeführt und wertvolle qua-
litative Daten über Schüler gesammelt, die
die Pflichtschule vorzeitig verlassen ha-
ben. In einer landesweiten repräsentati-
ven Stichprobe befragten 1995 neunzig In-
terviewer (ausschließlich erfahrene Leh-
rer) 1450 Schulabbrecher zwischen 15 und
17 Jahren. Sie stellten verschiedene Fra-
gen zum Schulbesuch, zum erreichten Bil-
dungsstand, zur Arbeitsbeteiligung wäh-
rend der Schulzeit und nach dem Schul-
abbruch, zu den Berufswünschen und
–plänen sowie zum Ausbildungsbedarf.
Diese Fragen führten zu einigen interes-
santen Ergebnissen, aus denen wir folgen-
de entscheidenden Aspekte zur Erörterung
von Abhilfemaßnahmen auswählten:

❏ Geringes sozio-ökonomisches und
Bildungsniveau. Einige der Schulab-
brecher waren mit zusätzlichen Proble-
men wie Krankheit, Scheidung der Eltern,
Tod der Eltern usw. konfrontiert.

❏ Unterschiedliche Kenntnisse und
Fertigkeiten mit einer Reihe von Lücken
in den für eine Berufsausbildung voraus-
gesetzten Grundkenntnissen.

❏ Unterschiedliche Arbeitserfahrung.
Die meisten Schulabbrecher nahmen nach
dem Schulabbruch eine Beschäftigung als
ungelernte Arbeiter im Baugewerbe, in
der Landwirtschaft, bei der Instandhaltung

Sehr geehrte Redaktion,

von Kraftfahrzeugen oder in anderen
Dienstleistungsbereichen auf.

❏ Negative Bildungserfahrungen wäh-
rend der Schulzeit trugen maßgeblich zu
geringen oder unterdurchschnittlichen
Leistungen bei. Ein Versagen in Mathe-
matik, Physik und Fremdsprachen war der
Hauptgrund für den Schulabbruch.

❏ Realistische Berufserwartungen (in
Bezug auf Selbste inschätzung und
Arbeitsmarktbedarf) äußerten sich darin,
dass die Schulabbrecher an einer Über-
windung ihrer gravierenden Bildungslü-
cken interessiert waren, da ein Abschluss-
zeugnis der Pflichtschule für eine forma-
le Ausbildung unerlässlich ist.

❏ Die starke Motivation zum Besuch
spezieller Ausbildungsprogramme ergab
sich im Nachhinein (aufgrund ihrer Be-
schäftigung als Geringqualifizierte) da-
durch, dass die Betroffenen die Bedeu-
tung formaler Qualifikationen in der Ar-
beitswelt erkannten.

Aufgrund dieser Ergebnisse kamen wir zu
dem Schluss, dass an der Gestaltung spe-
zieller Ausbildungsgänge für Schulab-
brecher Experten beteiligt sein sollte, die
im Umgang mit besonderen Anforderun-
gen wie allgemeine und berufliche Bera-
tung von Jugendlichen, Entwicklung
modularisierter Curricula und Analyse des
örtlichen Arbeitsmarktes erfahren sind. In
diesem Zusammenhang schlugen wir vor,
bei der Curriculumgestaltung folgende
Prinzipien zugrunde zu legen (Paleocras-
sas et al., 1997):

❏ Die Ausbildungsprogramme müssen
modular strukturiert sein. Offenes Ler-
nen sowie individuelle Lehr- und Betreu-
ungsmethoden sollten als alternative
Lehrformen oder als Bestandteile eines
didaktischen Gesamtentwurfs genutzt
werden, um den unterschiedlichen Kennt-
nissen und Fertigkeiten der Auszubilden-
den gerecht zu werden.

❏ Die Struktur der Ausbildungsprogram-
me muss Übergänge ermöglichen. Die
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Curricula sind so zu gestalten, dass sie
mit bestehenden Weiterbildungsprogram-
men verknüpft werden können (beson-
ders mit solchen, die zu formalen Quali-
fikationen führen), um den Schulabgän-
gern ein größeres Spektrum an Möglich-
keiten für die weitere berufliche Entwick-
lung anzubieten.

❏ Die Ausbildungsprogramme müssen
integriert sein. Aufgrund des geringen
Selbstwertgefühls der Auszubildenden
wegen ihres Schulversagens müssen die
Kurse umfassend gestaltet sein und Be-
standteile wie Förderunterricht, Beratung,
berufliche Kompetenzen und Motivations-
förderung enthalten.

❏ Die Ausbildungsprogramme müssen
kontextbezogen sein. Schulische Ausbil-
dungs- und Bewertungsmethoden sind
kaum geeignet für Auszubildende, die zahl-
reiche negative Erfahrungen mit formalen
Schulen gemacht haben. Statt dessen soll-
te die Ausbildung mit einem praktischen
Ausbildungsabschnitt beginnen. Dies wür-
de den Lernstoff mit einem realen Arbeits-
umfeld in Beziehung setzen, was den Aus-
zubildenden den Einstieg erleichtert und
sie motiviert, im Anschluss daran das theo-
retische Rüstzeug zu erwerben.

❏ Die Ausbildungsprogramme müssen
dreiseitig konzipiert sein. Kurse mit ge-
ringen Beschäftigungsaussichten wären
wenig effektiv und würden bald das Ver-
trauen der Schulabbrecher untergraben.
Um das Risiko der Arbeitslosigkeit nach
Abschluss der Programme möglichst ge-
ring zu halten, sind die örtlichen Sozial-
partner in alle Aspekte der Gestaltung und
Durchführung der Ausbildungsprogram-
me einzubeziehen.

❏ Die Ausbildungsprogramme müssen
institutionalisiert sein. Informelle und
gelegentliche Ausbildungsangebote für

Schulabbrecher stellen keine wirkliche
Lösung dar und tragen nicht zu einer kon-
tinuierlichen Verbesserung des Bildungs-
stands bei. Nur durch eine Institutionali-
sierung im Rahmen einer dreiseitigen Pla-
nung und Kostenteilung kann die Konti-
nuität und Stabilität solcher in sozialer
Hinsicht entscheidenden Maßnahmen für
Jugendliche sichergestellt werden.

Abschließend möchten wir der Schluss-
folgerung, mit der Mark Blaug seinen Ar-
tikel beendet, voll und ganz zustimmen:
„Haben Schüler die Schule vorzeitig ver-
lassen, müssen wir sie für Berufsbildungs-
züge gewinnen, mit Hilfe derer sie
Kompetenzbescheinigungen erwerben
können.“ Dem fügen wir Folgendes hin-
zu: Diese Programme müssen mit großer
Sorgfalt entwickelt werden, wenn sie
Schulabbrecher erfolgreich gewinnen,
behalten und sie vor allem vor sozialer
Ausgrenzung bewahren sollen. Die Ergeb-
nisse unserer Forschungsarbeit unterstrei-
chen auch Dr. Blaugs Feststellung, dass
die Frage der Zertifizierung weiter unter-
sucht werden muss, will man eine Lösung
des Problems „Was tun mit Schülern, die
die Schule vorzeitig abbrechen?“ herbei-
führen und nicht verhindern.

Stamatis Paleocrassas

Leitender Wissenschaftler
„Transition Observatory“
Pedagogical Institute
Athen

spaleo@pi-schools.gr

(Paleocrassas, S. N., Rousseas, P. und
Vretakou, V. (1997). „Designing Special
Vocational Training Courses for School
Dropouts: The Case of Greece“, Interna-
tional Journal of Vocational Education
and Training, Bd. 5, Nr. 2, S. 57-64.)
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Das Programm
„Leonardo da Vinci“
(1995–1999) in Spani-
en: Ergebnisse eines
Evaluationsberichts

Einführung

Seit den siebziger Jahren nimmt die Eu-
ropäische Union eine führende Rolle auf
dem Gebiet der Berufsbildung ein. Das
Programm „Leonardo da Vinci“ ist Teil die-
ses Szenarios und baut auf den verschie-
denen Programmen auf (z. ␣ B. PETRA,
Comett, FORCE, Eurotecnet, Lingua usw.),
die seit Mitte der achtziger Jahre unter
dem Einfluss des Vertrags über die Euro-
päische Union und des Weißbuchs
„Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Be-
schäftigung“ von 1993 durchgeführt wur-
den. In Spanien wurde das Programm
„Leonardo da Vinci“ zu einer Zeit einge-
führt, als das spanische Berufsbildungs-
system einen tiefgreifenden Wandel erleb-
te. Dieser ist auf das Bildungsgesetz
(LOGSE) aus dem Jahre 1990 zurückzu-
führen, als die spanische Gesellschaft
damit begann, der europäischen Dimen-
sion im Bereich der allgemeinen und be-
ruflichen Bildung eine größere Bedeutung
beizumessen.

Das Programm „Leonardo
da Vinci“

Am 6. Dezember 1994 verabschiedete der
Ministerrat das Programm „Leonardo da
Vinci“ für den Fünfjahreszeitraum 1995–
1999 (Beschluss 94/81/EG, Amtsblatt L
340, 29. Dezember 1994). Mit dem Pro-
gramm sollten Projekte zur Qualitätsver-
besserung und Innovation im Bereich der
Berufsbildung in Europa gefördert wer-
den. Seine Ziele waren u.␣ a.:

a) Verbesserung der Qualität und Innova-
tionsfähigkeit der Berufsbildungssysteme;

b) Förderung des lebenslanges Lernens,
um den Bedürfnissen von Arbeitnehmern
und dem Bedarf der Wirtschaft zu ent-
sprechen;

c) Förderung des Erwerbs von Schlüssel-
qualifikationen und Sprachkenntnissen;

d) Anpassung der Berufsbildung an den
gesellschaftlichen und technologischen
Wandel;

e) Nutzung von Informationstechnologien
für den offenen Unterricht und die Fern-
lehre;

f) Ausbildung von Jugendlichen und Er-
wachsenen ohne Ausbildungsabschluss,
die von sozialer Ausgrenzung bedroht
sind;

g) Förderung der Transparenz der Quali-
fikationen.

Diese allgemeinen Ziele schlugen sich in
fünf Programmprioritäten nieder, welche
die Mitgliedstaaten in ihrem jeweiligen
Staatsgebiet in die Praxis umsetzten:

a) Erwerb neuer Fähigkeiten und Kom-
petenzen;

b) engere Zusammenarbeit zwischen Bil-
dungsstätten und Unternehmen;

c) Bekämpfung der Ausgrenzung;

d) Investition in die Humanressourcen;
und

e) Verbesserung des Wissenszugangs
durch die Instrumente der Informations-

Das Programm „Leonardo
da Vinci“ wurde in der Zeit
von 1995 bis 1999 vor dem
Hintergrund weitreichen-
der Reformen des spani-
schen Berufsbildungssys-
tems durchgeführt. Der fol-
gende Artikel befasst sich
mit den Schlussfolgerungen
und Empfehlungen eines
von den spanischen Behör-
den in Auftrag gegebenen
Berichts über das Pro-
gramm „Leonardo da Vinci“
in Spanien.

Lorenzo
Cachón
Rodríguez
Professor
für Soziologie
Universidad
Complutense
de Madrid
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gesellschaft im Hinblick auf lebenslanges
Lernen.

Zur Verwirklichung dieser Ziele und Prio-
ritäten umfasste das Programm 23 Arten
von Maßnahmen, die in drei Teilbereichen
zusammengefasst wurden, die sich sowohl
auf die berufliche Erstausbildung als auch
auf die Weiterbildung bezogen.

a) Teilbereich 1: Unterstützung bei der
Verbesserung der Berufsbildungssysteme
und -maßnahmen in den Mitgliedstaaten.

b) Teilbereich 2: Unterstützung bei der
Verbesserung der Berufsbildungsmaß-
nahmen für Unternehmen und Arbeitneh-
mer, einschließlich der Zusammenarbeit
Hochschule – Unternehmen.

c) Teilbereich 3: Unterstützung beim Aus-
bau der Sprachkenntnisse sowie der
Kenntnisse über die Berufsbildung und
der Verbreitung von Innovationen im
Berufsbildungsbereich.

Zur Durchführung der Programme entwi-
ckelte jeder Mitgliedstaat seine eigenen
Organisationsstrukturen neben den auf
Gemeinschaftsebene vorgegebenen Struk-
turen. In Spanien wurden ein Lenkungs-
ausschuss (das Comité Director Leonardo)
und eine nationale Koordinationsstelle
(die spanische Leonardo-da-Vinci-Agen-
tur) eingerichtet. Die Mitglieder des Aus-
schusses rekrutierten sich aus drei Instan-
zen: der Zentralregierung, den Autono-
men Gemeinschaften mit eigenen Befug-
nissen in der Berufsbildung und den So-
zialpartnern. In der Endphase des Pro-
gramms zählte er 25 Mitglieder: zwei Vor-
sitzende (einen vom Ministerium für Bil-
dung und Kultur und einen vom Ministe-
rium für Arbeit und Soziales), acht Ver-
treter verschiedener Entscheidungsgre-
mien der Ministerien für Arbeit und So-
ziales sowie für Bildung und Kultur, sie-
ben Vertreter der Autonomen Gemein-
schaften, vier Vertreter von Arbeitgeber-
organisationen und vier Vertreter von Ge-
werkschaftsverbänden). Die Hauptfunk-
tionen des Ausschusses waren die Geneh-
migung und die landesweite Bekanntma-
chung von Aufforderungen zur Einrei-
chung von Projektvorschlägen (entspre-
chend dem Beschluss 94/819/EG). Dar-
über hinaus hatte er die Aufgabe, gegen-
über der Kommission als nationale Bera-
tungs- und Informationsstelle zu agieren.

Bei der Umsetzung des Programms wur-
de der Lenkungsausschuss von der spa-
nischen Leonardo-da-Vinci-Agentur unter-
stützt. Auf Vorschlag der spanischen Re-
gierung beauftragte die Kommission die
Firma Tecnología y Gestión de la Inno-
vación (TGI) S.A. damit, die Aufgaben
dieser Agentur zu übernehmen. Die Fir-
ma begann ihre Arbeit als spanische
Leonardo-da-Vinci-Agentur im April 1995
und erfüllte diese Aufgabe während der
gesamten ersten Programmphase. Ihre
Aufgaben wurden durch die Europäische
Kommission vertraglich festgelegt. Sie
waren hauptsächlicher operativer Art und
umfassten Maßnahmen der Motivation,
Information und Verbreitung.

Die Berufsbildung
in Spanien

Um die im spanischen Berufsbildungs-
system in den letzten Jahren eingetrete-
nen Veränderungen zu verstehen, sollte
auch auf den tief greifenden Wandel ein-
gegangen werden, den die Wirtschaft und
der Arbeitsmarkt Spaniens in den vergan-
genen 20 Jahren vollzogen haben. Die
Krisen, die die westlichen Volkswirtschaf-
ten seit Mitte der siebziger Jahre durch-
lebten, das Wirtschaftswachstum in Zei-
ten der Expansion, die Öffnung des Mark-
tes und die betriebsinternen Veränderun-
gen – sowohl in technologischer wie or-
ganisatorischer Hinsicht – hatten weitrei-
chende Veränderungen des Wirtschaftssy-
stems sowie der Qualifikationen und Fä-
higkeiten der Arbeitnehmer zur Folge. Die
Ansprüche, die die Wirtschaft an das
Bildungssystem stellt, haben sich in die-
sen Jahren radikal gewandelt.

Die Bildungsreformen, die in Spanien in
den letzten Jahren durchgeführt wurden,
müssen aus zwei Blickwinkeln betrachtet
werden: zum einen als ein Entwicklungs-
prozess innerhalb des Bildungswesens
selbst, nämlich als Antwort auf die Fest-
schreibung des Rechts auf Bildung in der
spanischen Verfassung und in Anerkennt-
nis der Mängel, die eine Weiterentwick-
lung des Bildungswesens insbesondere im
Bereich der beruflichen und der univer-
sitären Bildung behinderten; zum ande-
ren als ein Versuch, den neuen und mit
Nachdruck vorgetragenen Forderungen
der Wirtschaft an das Bildungssystem
nachzukommen. Das Bildungsgesetz
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(LOGSE) von 1990, das einen allgemei-
nen Rahmen für das Bildungswesen vor-
gab und dem bereits das Hochschulre-
formgesetz (LRU) von 1983 vorausgegan-
gen war, spielten bei der Neuordnung des
spanischen Bildungswesens eine entschei-
dende Rolle.

Das LOGSE verkörpert einen breiten Kon-
sens, der durch eine weitreichende öffent-
liche Debatte über den Zuschnitt, den das
neue spanische Bildungssystem erhalten
sollte, erreicht worden war. Mit dem Ge-
setz sollte eine Reihe struktureller Proble-
me und Mängel des bis dahin (auf der
Grundlage des Allgemeinen Bildungs-
gesetzes von 1970) geltenden Bildungs-
systems beseitigt werden, wie zum Bei-
spiel das Fehlen von Bildungsangeboten
für Kinder im noch nicht schulpflichtigen
Alter, das Auseinanderklaffen zwischen
dem Ende der Schulpflicht (damals 14
Jahre) und dem gesetzlichen Mindestal-
ter für die Aufnahme einer Berufstätigkeit
(16 Jahre), die Existenz von zweierlei Ab-
schlüssen am Ende der allgemeinen
Grundbildung (Educación General Bá-
sica), die allgemeine Auffassung von der
Berufsbildung als einem übermäßig
verschulten Bildungstypus, der kaum Be-
zug zur Arbeitswelt hatte, die Konzepti-
on des Sekundarschulabschlusses (Bachil-
lerato) als Vorbereitung auf das Hoch-
schulstudium und schließlich das Miss-
verhältnis zwischen der Nachfrage nach
Facharbeitern mit mittlerem Bildungs-
abschluss seitens der Industrie und dem
Angebot an Hochschulabsolventen.

Aus diesem Grund gliedert das LOGSE die
Bildung in vier große Abschnitte: 1. Vor-
schulerziehung, 2. Primarbildung und ob-
ligatorische Sekundarbildung, 3. post-
obligatorische Sekundarbildung: Bachil-
lerato und Berufsbi ldung mit t leren
Grades, sowie 4. Hochschulbildung: Uni-
versität oder Berufsbildung höheren
Grades (siehe Schaubild).

Vor der Verabschiedung des LOGSE litt
die schulische Berufsausbildung in Spa-
nien unter einer unzureichenden Ausrich-
tung auf die Bedürfnisse der Wirtschaft,
einer Zersplitterung in verschiedene Ar-
ten der Berufsbildung, unter mangelnder
Anerkennung durch die Arbeitswelt und
einem Mangel an gesellschaftlichem Pre-
stige. Das LOGSE „nimmt eine tief grei-
fende Reform der Berufsbildung in An-

Schaubild

Aufbau des spanischen Bildungssystems seit 1990
und dessen Beziehung zum Arbeitsmarkt
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griff (...) in dem Bewusstsein, dass es sich
um eines der dringlichsten Probleme des
bisherigen Bildungssystems handelt, die
einer gründlicheren und dringenderen
Lösung bedürfen, und um einen Bereich,
der von überragender Bedeutung für die
Zukunft unserer Wirtschaft ist“.
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Mit dem LOGSE werden die staatlich ge-
regelte Berufsbildung oder Erstaus-
bildung, die berufliche Fortbildung und
Umschulung (Arbeitsmarktausbildung)
sowie die Weiterbildung in einem einzi-
gen Berufsbildungssystem zusammen-
gefasst. In diesem Sinne wird (in Artikel
30) bestimmt, dass „die berufliche Bildung
alle Ausbildungsformen umfasst, die in-
nerhalb des Bildungssystems und mittels
einer gesetzlichen Regelung zur qualifi-
zierten Ausübung verschiedener berufli-
cher Tätigkeiten befähigen. Sie schließt
ebenfalls die Maßnahmen ein, die – be-
zogen auf die betriebliche Weiterbildung
oder auf die berufliche Eingliederung
bzw. Wiedereingliederung von Arbeitneh-
mern – im Rahmen der beruflichen Fort-
bildung und Umschulung durchgeführt
werden, wofür spezielle gesetzliche Re-
gelungen gelten. Der Staat stellt die Ko-
ordination zwischen den beiden Arten von
beruflicher Bildung und Ausbildung si-
cher“.

(Schaubild)
Mit dem LOGSE wird das Prinzip des le-
benslangen Lernens, d.␣ h. der ständigen
Weiterbildung eingeführt. In der Präam-
bel heißt es, dass „das hohe Tempo der
kulturellen, technologischen und wirt-
schaftlichen Veränderungen von uns stän-
dige Anpassungen, Aktualisierungen des
Wissensstandes und neue Fähigkeiten for-
dern. Bildung und Ausbildung werden ein
größeres Ausmaß als bisher annehmen,
sie werden über den Lebensabschnitt, auf
den sie bislang beschränkt waren, hinaus-
gehen, werden vorhergehende Berufser-
fahrungen mit einschließen und werden
sich mit Phasen der Beschäftigung ab-
wechseln. Bildung wird eine lebenslange
Aufgabe sein, und so proklamiert es auch
das Gesetz, indem es festschreibt, dass
diese der Grundstein des Bildungssystems
ist“. Im Gesetzestext (Artikel 2.1) heißt es
sodann, dass „die wichtigste Grundlage
des Bildungssystems die ständige Weiter-
bildung ist. Zu diesem Zweck bereitet das
Bildungssystem die Schüler und Studen-
ten darauf vor, selbstständig zu lernen,
und fördert die Teilnahme von Erwach-
senen an unterschiedlichen Formen des
Lernens“.

Das LOGSE verfolgt das Ziel, die Sozial-
partner stärker an der Entwicklung, Pla-
nung und Evaluation der Ausbildungen
zu beteiligen, insbesondere im Bereich
der Berufsbildung und der praktischen

Ausbildung am Arbeitsplatz. So wurde
nicht nur der dem Gesetz vorausgegan-
gene Diskussionsprozess weitergeführt,
sondern es wurde auch die aktive Teil-
nahme der Sozialpartner in allen Berei-
chen der beruflichen Bildung angeregt.

Eine der großen Herausforderungen des
LOGSE war die Reform der Ausbildungs-
inhalte. In einer für Spanien neuartigen
Vorgehensweise wurden ausgehend von
sektoralen Studien Berufsgruppen in der
Wirtschaft definiert, und die verschiede-
nen Berufsbilder wurden in 20 Berufs-
gruppen unterteilt. Diese Berufe wurden
in einem „Katalog beruflicher Bildungs-
abschlüsse“ (Catálogo de Titulos Pro-
fesionales) zusammengefasst. Dieser be-
inhaltet 135 Ausbildungsabschlüsse, da-
von 74 als Técnico Superior (Berufsaus-
bildung im Hochschulbereich) und 61 als
Técnico (mittlerer Ausbildungsabschluss).
Für jeden Abschluss wurden bestimmte
Kompetenzeinheiten und die entspre-
chenden Ausbildungsbausteine festgelegt.
Die Liste der Ausbildungsabschlüsse muss
in regelmäßigen Abständen überarbeitet
werden, damit sie mit den Veränderun-
gen in der Arbeitswelt Schritt halten kann.
Parallel dazu hat das Ministerium für Ar-
beit und Soziales über das Nationale In-
stitut für Beschäftigung die „Liste der be-
ruflichen Befähigungsnachweise“ (Reper-
torio de Certificados de Profesionalidad)
erstellt, in der die am Ende einer berufli-
chen Fortbildung oder Umschulung ver-
liehenen Abschlüsse aufgeführt sind (der-
zeit sind dies 110 Abschlüsse).

Die aktuelle Herausforderung für Regie-
rung und Sozialpartner in diesem Bereich
ist der Aufbau eines „nationalen Systems
beruflicher Qualifikationen“, wie aus dem
Zweiten Nationalen Programm für Berufs-
bildung ersichtlich ist.

Das Konsultativorgan für die in der Be-
rufsbildung tätigen Einrichtungen, das die
Regierung berät, ist der Allgemeine
Berufsbildungsbeirat (Consejo General de
Formación Profesional). Er wurde im Jahr
1986 ins Leben gerufen und setzt sich aus
Vertretern der Zentralregierung, der Au-
tonomen Gemeinschaften und der Sozi-
alpartner zusammen.

Die Anpassung der Berufsbildung an die
Bedürfnisse und Erfordernisse des Arbeits-
marktes, sowohl aus der Sicht der Unter-
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nehmen als auch aus der der Arbeitneh-
mer, stellte für die Sozialpartner ein im-
mer bedeutsameres Problem dar. Bereits
im Wirtschafts- und Sozialabkommen von
1984 wurde auf die „Entfernung der Be-
rufsbildung von den wirklichen Bedürfnis-
sen der arbeitenden Menschen“ hingewie-
sen. Im letzten Abkommen in diesem Be-
reich, das am 19. Dezember 1996 unter-
zeichnet wurde, wird ausdrücklich betont,
dass „der Berufsbildung eine Schlüsselpo-
sition für ein reibungsloses Funktionieren
des Arbeitsmarktes und für die Schaffung
von Arbeitsplätzen wie auch für die per-
sönliche und berufliche Entwicklung der
Arbeitnehmer und der Herstellung von
Chancengleichheit zukommt. Darüber hin-
aus spielt sie eine große Rolle für die Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen und
die Qualität von Produkten und Dienstlei-
stungen“. Der Unterzeichnung des Wirt-
schafts- und Sozialabkommens folgten die
Einrichtung des Allgemeinen Berufsbil-
dungsbeirates und die Entwicklung des
Ersten Nationalen Programms für Berufs-
bildung und Beschäftigung (Plan FIP) ei-
nige Monate vor dem Beitritt Spaniens zur
Europäischen Gemeinschaft. Weitere nach
Verabschiedung des LOGSE in den
neunziger Jahren geschlossene Abkommen
ermöglichten es, die Vorgaben dieses Ge-
setzes auszuschöpfen und die Sozialpart-
ner auf verschiedenen Ebenen der Berufs-
bildung voll einzubeziehen und dafür zu
sorgen, dass sie über die FORCEM
(Fundación para la Formación Continua
en la Empresa – Stiftung für betriebliche
Weiterbildung) die Weiterbildung in ent-
scheidender Weise beeinflussen.

Das Programm „Leonardo da Vinci“ wur-
de in der Zeit von 1995 bis 1999 vor die-
sem Hintergrund tiefgreifender Reformen
des spanischen Berufsbildungswesens
implementiert.

Eine Bewertung des Pro-
gramms „Leonardo da Vin-
ci“ (1995–1999) in Spanien

Entsprechend dem Beschluss 94/819/EG
sollten die nationalen Behörden vor
Abschluss der ersten Programmphase am
31. Dezember 1999 der Kommission ei-
nen Bericht darüber vorlegen, wie das
Programm umgesetzt wurde und welche
Auswirkungen es in bestimmten Berei-
chen hatte. Im Oktober beauftragten die

spanischen Behörden ein Soziologenteam
der Universidad Complutense de Madrid
mit der Ausarbeitung dieses Berichts über
das Leonardo-da-Vinci-Programm in Spa-
nien, wobei eine Reihe von Bedingungen
und ein von den Dienststellen der Euro-
päischen Kommission erstelltes Schema zu
beachten waren.1 Die folgenden Betrach-
tungen geben weitgehend die Schluss-
folgerungen und Empfehlungen des Be-
richts wieder.

Schlussfolgerungen über allgemeine
Aspekte des Programms

Das Programm „Leonardo da Vinci“ wie
auch andere Programme und Initiativen
der Gemeinschaft können neben den auf
ihre speziellen Ziele bezogenen Ergebnis-
sen auch durch die Rolle, die sie beim
Aufbau des europäischen Hauses spielen,
von Bedeutung sein. Im Fal le von
„Leonardo da Vinci“ kann festgehalten
werden, dass das Programm trotz seiner
beschränkten Mittel in wirkungsvoller
Weise zu dem Prozess der europäischen
Integration beigetragen hat. Es hat dies
in mindestens dreierlei Hinsicht getan:
erstens durch die unmittelbaren Auswir-
kungen der Programmziele selbst, zwei-
tens durch die indirekten Einflüsse von
Maßnahmen wie Vermittlungs- und Aus-
tauschprogrammen, die als Resonanzbo-
den des Programms fungieren. Und drit-
tens, weil das Programm bestimmte Hin-
dernisse für den europäischen Integra-
tionsprozess (wie etwa die mangelnde
Anerkennung von Qualifikationen inner-
halb der EU) aufgedeckt und als Stimulus
zu deren Überwindung fungiert hat.

Das Leonardo-da-Vinci-Programm ist von
der spanischen Gesellschaft sehr positiv
aufgenommen worden. Dies belegt die
Tatsache, dass etwa 800 Projektträger
3.098 Projekte im Fünfjahreszeitraum von
1995 bis 1999 vorgestellt haben. Das Pro-
gramm ist somit gut etabliert, allerdings
innerhalb eines begrenzten Kreises von
Projektträgern (dies wird dadurch unter-
mauert, dass nur etwas mehr als 200
Trägereinrichtungen niemals einen Zu-
schlag für ein Projekt erhielten). Zu die-
ser guten Etablierung des Programms tru-
gen folgende Faktoren bei:

a) die Erfahrungen aus den vorhergehen-
den Gemeinschaftsprogrammen (Comett,
Eurotecnet, FORCE, PETRA, Lingua);

„Im Falle von ‚Leonardo da
Vinci‘ kann festgehalten
werden, dass das Pro-
gramm trotz seiner be-
schränkten Mittel in wir-
kungsvoller Weise zu dem
Prozess der europäischen
Integration beigetragen
hat.“

(1) Für die Vorbereitung dieses Be-
richts wurde neben der Auswertung
des aus verschiedenen Quellen erhält-
lichen Dokumentationsmaterials eine
postalische Erhebung (UCM-LdV-99)
unter allen Projektträgern durchge-
führt, deren Projekte innerhalb des
Fünfjahreszeitraums genehmigt wor-
den waren (599), und unter ausge-
wählten Einrichtungen, deren Projekte
nicht genehmigt worden waren (224).
Es gingen Antworten von 173 Projekt-
trägern ein (die insgesamt 545 der
1.023 in Spanien in diesem Zeitraum
genehmigten Projekte organisiert hat-
ten). Darüber hinaus wurden 40 per-
sönliche Interviews mit Experten ge-
führt, die an dem Programm beteiligt
gewesen waren (Sachverständige von
verschiedenen staatlichen Stellen, Ge-
werkschaften, Arbeitgeberverbänden,
Fachleute, Projektträger usw.)
Die noch laufenden Arbeiten wurden
im November dem Leonardo-da-Vin-
ci-Lenkungsausschuss in Spanien vor-
gelegt. Die erste Version des Berichts
wurde mit den zuständigen Gremien
der Ministerien für Bildung und Kul-
tur sowie für Arbeit und Soziales dis-
kutiert, eine zweite Version wurde in
einer Sitzung einer Arbeitsgruppe des
Lenkungsausschusses vorgelegt, be-
vor die Endfassung den zuständigen
Stellen der Zentralregierung und der
Europäischen Kommission unterbrei-
tet wurde.
Der Bericht wird in Kürze durch das
Ministerium für Arbeit und Soziales
veröffentlicht werden: L. Cachón
(Hrsg.) Informe sobre el Programa
Leonardo da Vinci (1995–1999) en
España. Madrid, 30. Dezember 1999.
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b) die Rolle der staatlichen Stellen bei der
Bekanntmachung der Programme;

c) eine zunehmende Sensibilität der So-
zialpartner und der Akteure im Bereich
der Berufsbildung in Spanien; sowie

d) der Aufbau eines weitreichenden Net-
zes von Unterstützungsdiensten (bei Or-
ganisationen, Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbänden) und spezieller Bera-
tungsstellen.

Von den 7.054 Projekten, die im Rahmen
des Programms in Europa bewilligt wur-
den, wurden 12% von Spanien beantragt.
Auf die Mittel bezogen bedeutet das, dass
10% der Gesamtmittel (52 Millionen EUR
von insgesamt 513 Millionen EUR) nach
Spanien flossen. Zwischen 1995 und 1999
wurden aus Spanien 3.098 Projektvor-
schläge eingereicht, von denen 1.023 ge-
nehmigt wurden, d.␣ h. 33% der Vorschlä-
ge. 61% der Projekte entfielen auf Maß-
nahmen wie Vermittlungs- und Aus-
tauschprogramme gemäß Teilbereich I,
gefolgt von Pilotprojekten aus demsel-
ben Teilbereich (12%), wiederum gefolgt
von Vermittlungs- und Austauschpro-
grammen (11%) und Pilotprojekten ge-
mäß Teilbereich II (10%), sowie von Er-
hebungen und Analysen gemäß Teilbe-
reich III (3%). Mehr als die Hälfte der
genehmigten Projekte konzentrierte sich
auf Madrid, Katalonien, Andalusien und
die Autonome Gemeinschaft Valencia.
9.134 Personen kamen in den Genuss
von transnationalen Vermittlungs- und
Austauschprogrammen innerhalb des
Teilbereichs I, im Teilbereich II waren
es 3.129 Personen. Andalusien, Katalo-
nien und Madrid stellten rund die Hälfte
der Begünstigten im Teilbereich I, aus
Kastilien und León sowie aus der Auto-
nomen Gemeinschaft Valencia stammen
die meisten Begünstigten im Teilbe-
reich␣ II.

Die Tatsache, dass das Programm auf den
Erfahrungen und den Leitlinien von Pro-
grammen wie Comett, Eurotecnet, FORCE,
PETRA und Lingua aufbaute und versuch-
te, diese zusammenzufassen, brachte
„Leonardo da Vinci“ eine zu große Kom-
plexität und eine gewisse Starrheit in Be-
zug auf die Ziele ein.2

Die Erfahrungen mit der Mobilität (Ver-
mittlungs- und Austauschprogrammen),

die durch das Programm gefördert wur-
de, haben einige institutionelle Mängel
innerhalb der EU aufgedeckt, wie etwa
die unzureichende Anerkennung von
Qualifikationen oder die Notwendigkeit
der Vereinfachung bestimmter Formalien,
die die Mobilität der Arbeitnehmer behin-
dern (z.␣ B. das Erfordernis, eine Aufent-
haltserlaubnis zu beantragen, wenn der
geplante Aufenthalt länger als drei Mo-
nate dauert), sowie auch die unzureichen-
de Harmonisierung der Gesetze im Be-
reich des Kündigungsschutzes.

Im Falle der Pilotprojekte3 und der Erhe-
bungen und Analysen folgte auf deren
zufriedenstellenden formalen Abschluss
oft keine entsprechende Nachbetreuung,
die eine ausreichende Verbreitung der
Ergebnisse gewährleistet hätte und einen
gewissen „Leonardo-Effekt“ zur Anregung
der Berufsbildung in Spanien und Euro-
pa hervorgerufen hätte.

Schlussfolgerungen über die Abwick-
lung des Programms

Im Rahmen der UCM-LdV-99-Erhebung4

wurden die Projektträger darum gebeten,
eine Evaluierung der für die Implemen-
tierung des Programms verantwortlichen
drei Regierungsebenen (Europäische
Kommission, Zentralregierung und Auto-
nomen Gemeinschaften) vorzunehmen
sowie die beiden Agenturen zu bewer-
ten, die für die Umsetzung des Programms
zuständig waren (das technische Unter-
stützungsbüro und die spanische Leonar-
do-da-Vinci-Agentur), und zwar im Hin-
blick auf fünf verschiedene Aspekte: In-
formation, Evaluation und Auswahl der
Projekte, technische Unterstützung, Be-
gründung der Entscheidungen und Ver-
waltung. Sie wurden gebeten, die Tätig-
keit jeder Einrichtung in den ihrer Zustän-
digkeit unterliegenden Bereichen mit
Punkten auf einer Skala von 1 (schlech-
teste Wertung) bis 5 (beste Wertung) zu
bewerten. Die mittlere Punktzahl (3) dürf-
te somit der Note „Befriedigend“ entspre-
chen. Die durchschnittlichen Wertungen
aller untersuchten Funktionen waren wie
folgt: Die beste Wertung (3,7) erhielt die
spanische Leonardo-da-Vinci-Agentur,
gefolgt von der Zentralregierung (3,1), der
Kommission und den Regierungen der Au-
tonomen Gemeinschaften (2,9); an letz-
ter Stelle stand das technische Unter-
stützungsbüro (2,8).

(2) Der Ratsbeschluss vom 26. April
1999 über die zweite Phase des Pro-
gramms „Leonardo da Vinci“ hat die-
se Ziele vereinfacht.

(3) Es gibt keine wirkliche Definition
für Pilotprojekte. Das Konzept der
Pilotprojekte erscheint zum ersten Mal
im Anhang des Ratsbeschlusses vom
6. Dezember 1994, mit dem die Ein-
richtung eines Aktionsprogramms zur
Entwicklung einer europäischen
Berufsbildungspolitik (94/819/EG) be-
schlossen wird. Der Wortlaut des Be-
schlusses ist abrufbar unter: http://
europa.eu. in t/comm/educat ion/
leonardo/94819endoc. Allgemeine In-
formationen zu Leonardo sind über
die Website der Generaldirektion Bil-
dung und Kultur erhältlich: http://
europa.eu. int ./comm/educat ion/
leonardo_oldhtml.

(4) Siehe Fußnote 1.
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Die Gesamtverwaltung des Programms
erhielt ein „Mangelhaft“ (2,7 Punkte) für
den Untersuchungszeitraum und ein
knappes „Befriedigend“ (3 Punkte) in Be-
zug auf die Auswahlkriterien. Wiederholt
wurde ein Übermaß an Bürokratie und
schriftlichen Formalitäten kritisiert. In die-
sem Punkt zeichnet sich ein Kontrast zwi-
schen den Leistungen der spanischen
Leonardo-da-Vinci-Agentur, die als besser
bewertet wurden, und denen von „Brüs-
sel“ ab. Die Gefahr, die sich aus zu ho-
hen bürokratischen Auflagen herleitete,
war, dass qualifizierte Projektträger mög-
licherweise von dem Programm abge-
schreckt wurden und auf eine Teilnahme
verzichteten.

Was die Abwicklung des Programms auf
Gemeinschaftsebene betrifft, so wiesen
die Befragten darauf hin, dass die Kom-
mission zu viele Zuständigkeiten an das
technische Unterstützungsbüro abgegeben
habe (bis 1998) und dass Spanien im
Leonardo-da-Vinci-Ausschuss der Ge-
meinschaft zu wenig präsent gewesen sei.
Das technische Unterstützungsbüro fiel
seinerseits bei den Projektträgern in der
UCM-LdV-99-Erhebung durch. Kritik-
punkte waren eine übermäßige Bürokra-
tie, fehlende Transparenz der Verwaltung,
mangelnde Unterstützung der Projekte,
mangelnde Koordination zwischen den
Abteilungen, mangelnde Information über
seine Funktionen und Strukturen, über-
mäßige Zentralisierung der Projekt-
verwaltung, Mangel an Kommunikation
mit den Projektträgern und schließlich
fehlende Klarheit hinsichtlich der Quali-
tätsanforderungen bei der Projektauswahl.

Es gab ein gewisses Durcheinander hin-
sichtlich bestimmter Verantwortlichkeiten
und Funktionen der in Spanien geschaf-
fenen Verwaltungsstrukturen bedingt
durch die Beanspruchung des Markenzei-
chens „Leonardo da Vinci“ seitens der spa-
nischen Agentur und die Identifikation des
Markenzeichens mit dem Namen der Fir-
ma, die die Projekte verwaltete. Der
Leonardo-da-Vinci-Lenkungsausschuss
fungierte als nützliche Dialogplattform,
obwohl er aufgrund des relativen Über-
gewichts der Ministerien für Bildung und
Kultur und für Arbeit und Soziales gegen-
über den Autonomen Gemeinschaften
und den Sozialpartnern stark zentralisiert
war. Die spanische Leonardo-da-Vinci-
Agentur wurde von den Projektträgern po-

sitiv beurteilt. Sehr viel kritischer hinge-
gen äußerten sich dazu die befragten Ent-
scheidungsträger und Experten, die zum
Beispiel fehlende Transparenz bei der
Auftragserteilung an die Firma TGI beklag-
ten. Ebenso habe sich die Agentur Auf-
gaben des Lenkungsausschusses zu eigen
gemacht und weise zu wenige Verbindun-
gen zu den für die Berufsbildung zustän-
digen staatlichen Stellen auf.

Viele der Befragten schlugen Veränderun-
gen in der Verwaltung des Programms in
Spanien vor, und zwar in dreierlei Hin-
sicht:

a) es gab Meinungsverschiedenheiten dar-
über, ob die Programmverwaltung wei-
terhin in der Hand eines Privatunterneh-
mens verbleiben oder aber an eine öf-
fentliche oder drittelparitätisch besetzte
Einrichtung übergeben werden sollte;

b) die mögliche Dezentralisierung der
Programmverwaltung durch die Verlage-
rung von Zuständigkeiten auf die Auto-
nomen Gemeinschaften: Obwohl sich hier
zwei große Lager gegenüberstanden, das
der Dezentralisierungsgegner und das ih-
rer Befürworter, waren doch viele der
Ansicht, dass die Autonomen Gemein-
schaften eine aktivere Rolle in der
Programmverwaltung spielen sollten;

c) eine größere Klarheit in Bezug auf die
Beziehungen zwischen der Agentur und
dem Ausschuss, wobei Letzterer mehr in
die Programmgestaltung einbezogen wer-
den sollte. Die Vorschläge der Befragten
hinsichtlich der Programmverwaltung gin-
gen alle in eine Richtung: Abbau der Bü-
rokratie und Aufstockung der Mittel.

Es gab (dies kommt in der UCM-LdV-99-
Erhebung und in den Interviews zum
Ausdruck) einige Probleme mit der Funk-
tionsweise der Agentur:

a) zwar waren die Befragten der Meinung,
dass sich die Verwaltung im Laufe der
Jahre gebessert habe, doch wurden zeit-
weise etliche Probleme bedingt durch Per-
sonalknappheit , häufigen Personal-
wechsel und mangelnde Vorbereitung der
Mitarbeiter beklagt;

b) was die Bekanntmachung und die Öf-
fentlichkeitsarbeit betrifft, so wurden die
Informationen über das Programm posi-

„Die Gesamtverwaltung des
Programms erhielt ein
‚Mangelhaft‘ (...) für den
Untersuchungszeitraum
und ein knappes ‚Befriedi-
gend‘ (...) in Bezug auf die
Auswahlkriterien. Wieder-
holt wurde ein Übermaß an
Bürokratie und schriftli-
chen Formalitäten kriti-
siert.“
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tiv beurteilt. Schlechte Noten hingegen er-
hielt die Verbreitung von Informationen
über die Projektergebnisse;

c) was die Unterstützung der Projektträger
angeht, wurde kritisiert, dass formale Kri-
terien eine zu große Rolle gespielt hät-
ten, während den Projektzielen und der
Qualität ihrer Ergebnisse zu wenig Beach-
tung geschenkt worden sei;

d) hinsichtlich der Projektevaluierung
schließlich erklärten die Befragten, dass
die Auswahl der Gutachter zwar gut, aber
nicht in jeder Hinsicht zufriedenstellend
gewesen sei. Die angewandten Evalua-
tionskriterien ließen den Gutachtern ei-
nen zu großen Raum für subjektive Ent-
scheidungen, und es habe Probleme beim
Verhältnis zwischen Form und Inhalt der
Projekte gegeben. Dieser letzte Punkt
weist auf das große Problem mit Projek-
ten hin, die zwar in formaler Hinsicht sehr
gut präsentiert wurden, da sie von exter-
nen Beratungsfirmen vorbereitet worden
waren, die jedoch nichts über die Bereit-
schaft der betreffenden Einrichtung aus-
sagten, das Projekt tatsächlich durchzu-
führen.

Die Sichtbarkeit des Programms war – in
Anbetracht der dafür vorgesehenen Mit-
tel – akzeptabel und nahm stetig zu, doch
ergab sich kein klares Bild in Bezug auf
dessen Ziele. Gut informierte Personen
wussten, dass es ein Gemeinschafts-
programm mit dem Namen „Leonardo da
Vinci“ gab; die meisten waren allerdings
nicht in der Lage, die Ziele dieses Pro-
gramms zu definieren. In Fachkreisen war
das Programm auf institutioneller Ebene
gut bekannt, doch in den Bildungseinrich-
tungen selbst wussten nur diejenigen aus-
reichend darüber Bescheid, die an be-
stimmten Informationsnetzen beteiligt
waren. In der Wirtschaft dagegen kannte
man das Programm überhaupt nicht.

Im Internet war das Programm in Spani-
en kaum präsent. Die spanische Website
trug nichts zur Sichtbarkeit des Pro-
gramms bei und auch nichts zur Verbrei-
tung von dessen Ergebnissen. Der Be-
kanntheitsgrad wurde durch sie nicht ver-
bessert, da der Name „Leonardo da Vin-
ci“ in der Internetadresse nicht auftauch-
te, sondern nur der Name der Firma, die
die spanische Agentur verwaltete; die
Beziehung zwischen der Agentur und

dem Lenkungsausschuss wurde nicht
deutlich; die Website war schwer zu fin-
den, und die darin enthaltenen Informa-
tionen waren bruchstückhaft; manche In-
format ionen waren n icht  auf  dem
neusten Stand; und auch die Kontakte
zu und zwischen den einzelnen Projek-
ten wurden nicht erleichtert. Zudem stell-
ten die zuständigen Ministerien wie auch
die meisten Autonomen Gemeinschaften
auf ihren Internetseiten keinerlei Infor-
mationen zu dem Programm bereit. Dar-
über hinaus wurde darauf hingewiesen,
dass die E-Mail-Adressen der Agentur auf
die Namen von Privatpersonen lauteten,
was auch nicht gerade zur Förderung des
institutionellen Erscheinungsbilds des
Programms beitrug.

Schlussfolgerungen hinsichtlich der
Wirkung des Programms

Aufgrund der komplexen Zielsetzung des
Leonardo-da-Vinci-Programms und der
Tatsache, dass die erste Phase sich nur
über fünf Jahre erstreckte, waren viele der
Projekte (insbesondere, aber nicht aus-
schließlich die des Jahres 1999) zum Zeit-
punkt der Evaluation noch im Entwick-
lungsstadium, und es lag keine spezifi-
sche Untersuchung zu den Ergebnissen
und Auswirkungen der Projekte (Ex-Post-
Evaluation) vor. Es war daher schwierig,
eine dokumentarisch begründete Bewer-
tung der möglichen Auswirkungen des
Programms auf die Berufsbildung in Spa-
nien und in Europa vorzunehmen. In die-
sem Punkt waren sich alle befragten Ent-
scheidungsträger und Experten einig. Je-
doch lassen sich aufgrund ihrer qualifi-
zierten Einschätzungen und der der
Projektträger einige Anhaltspunkte in
Bezug auf den Einfluss von „Leonardo da
Vinci“ auf die Berufsbildung in Spanien
festmachen.

Das Programm „Leonardo da Vinci“ wur-
de als Instrument zur Vorbereitung auf das
21. Jahrhundert konzipiert. Ziel war die
Verbesserung der Quali tät und der
Innovationsfähigkeit der Berufsbildungs-
systeme, da sowohl die Qualität als auch
die Innovationsfähigkeit entscheidende
Faktoren für die Bewältigung des tech-
nologischen und wirtschaftlichen Wandels
und seiner Auswirkungen auf die Arbeits-
organisation und die Wettbewerbsfähig-
keit der Betriebe in der heutigen Zeit sind.
Es sollten Projekte gefördert werden, die

„Die Sichtbarkeit des Pro-
gramms war – in Anbe-
tracht der dafür vorgesehe-
nen Mittel – akzeptabel und
nahm stetig zu, doch ergab
sich kein klares Bild in Be-
zug auf dessen Ziele.“

„Im Internet war das Pro-
gramm in Spanien kaum
präsent.  Die spanische
Website trug nichts zur
Sichtbarkeit des Pro-
gramms bei und auch
nichts zur Verbreitung von
dessen Ergebnissen.“
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geeignet waren, die Qualität und die
Innovationsfähigkeit der Berufsbildung in
Europa zu verbessern. Den nationalen
Berufsbildungssystemen sollte ein Mehr-
wert hinzugefügt werden, wobei die För-
derung und Verbreitung der jeweils be-
sten Elemente eines jeden Systems ge-
währleistet werden sollte. Ein Projekt-
träger brachte dies wie folgt auf den
Punkt:

„Ich glaube, ‚Leonardo‘ muss nur eine
einzige Zielsetzung erfüllen, nämlich
ein Innovationslabor für die Berufs-
bildung zu sein. Wenn es dieses eine
Ziel erreicht, hat es den Namen
‚Leonardo‘ verdient“ (C162).

Die Untersuchung der Auswirkungen auf
die Qualität der Berufsbildungssysteme ist
daher von entscheidender Bedeutung. Das
Programm dürfte zu einer Verbesserung
der inhaltlichen Qualität der Berufsbil-
dung im Sinne der Leitlinien, die in Spa-
nien seit Verabschiedung des LOGSE ver-
folgt wurden, beigetragen haben. 70% der
Projektträger nannten verschiedene Berei-
che der Berufsbildung, in denen die Qua-
lität durch die Entwicklung von Unter-
richtsmaterialien, den Erfahrungsaus-
tausch, die Einbeziehung der europäi-
schen Dimension in die Ausbildungsin-
halte, die Bildung von Netzwerken oder
die Verbesserung der Beziehungen zwi-
schen Ausbildungsstätten und Unterneh-
men verbessert werden könnte. Die Mehr-
heit der befragten Experten und Entschei-
dungsträger schrieb dem Programm eine
positive Wirkung zu, wenn auch diese im
Bereich der Ausbildungsqualität eher be-
schränkt ausfiel. Der positive Effekt wäre
indes größer, wenn die staatlichen Insti-
tutionen Nutzen aus den Ergebnissen der
Projekte ziehen und diese allgemeiner be-
kannt machen würden. Einigkeit herrschte
in Bezug auf die positiven Auswirkungen
von Vermittlungs- und Austauschprogram-
men auf die Qualität der Berufsbildung.
Diese Maßnahmen kommen zunächst un-
mittelbar denjenigen zugute, die daran
teilnehmen, doch erzeugt die Verbreitung
der Erfahrungen der Projektteilnehmer
eine Multiplikatorwirkung, die „Schnee-
balleffekte“ innerhalb des gesamten
Berufsbildungssystems nach sich zieht.

Das Programm sollte zur Förderung der
wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit der
EU vor dem Hintergrund der Informati-

onsgesellschaft beitragen, das Wirtschafts-
wachstum fördern, um mehr Beschäfti-
gung zu schaffen, dabei helfen, mit den
wirtschaftlichen Veränderungen Schritt zu
halten, Gemeinschaftsaktionen zur Stär-
kung kleiner und mittlerer Unternehmen
unterstützen sowie die Forschungs- und
Entwicklungskompetenzen stärken. Der
Einfluss des Programms auf das Verhält-
nis von Ausbildungsstätten und Wirtschaft
geht von einer differenzierten Situation
aus: Während 18% der Träger von Pilot-
projekten die Beziehungen zwischen den
Unternehmen und den Ausbildungsstät-
ten in ihrer Umgebung auch vor ihrer
Beteiligung an dem Programm für gut hiel-
ten, erklärten 24%, dass eine solche Be-
ziehung nicht existiere. Die übrigen Be-
fragten gaben eine Einschätzung ab, die
irgendwo dazwischen lag. Die UCM-LdV-
99-Umfrage zeigte hier klare Ergebnisse:
33% der Projektträger meinten, dass das
Programm eine „sehr positive“ Wirkung
auf dieses Verhältnis gehabt habe. Weite-
re 40% beurteilten den Effekt als „posi-
tiv“, und zwar entweder aufgrund der
hierdurch geförderten Austauschbezie-
hungen oder aufgrund von Neuerungen
bei Lernmethoden und Inhalten. Drei Vier-
tel der Projektträger gaben an, über kon-
krete Informationen aus ihren Projekten
zu verfügen, aus denen auf einen positi-
ven Einfluss des Programms auf das
Verhältnis zwischen Ausbildung und Un-
ternehmen geschlossen werden könne.
Obwohl das Programm weit davon ent-
fernt war, einen wirklichen Einfluss auf
die Welt der Unternehmen auszuüben, so
kann doch behauptet werden, dass es zum
Ausbau der Verbindungen zwischen
Berufsbildungs- und Wirtschaftskreisen
beigetragen hat. Eine breite Übereinstim-
mung gab es auch in der Einschätzung,
dass das Programm dazu beigetragen
habe, die Präsenz der Sozialpartner inner-
halb der Berufsbildung zu stärken, und
dass es die Einbeziehung neuer Akteure
erleichtert habe. Heftige Meinungsver-
schiedenheiten gab es zwischen den Be-
fragten in Bezug auf die Rolle, welche
Beratungsfirmen bei der Vorbereitung und
Implementierung von Projekten spielen
sollten. Die Mehrheit war sich darüber
einig, dass sich diese Rolle auf die fachli-
che Unterstützung und Beratung be-
schränken sollte und dass Beratungs-
firmen die Projektträger nicht bei der Lei-
tung und Durchführung der Projekte er-
setzen sollten.

„Die Mehrheit der befrag-
ten Experten und Entschei-
dungsträger schrieb dem
Programm eine positive
Wirkung zu, wenn auch die-
se im Bereich der Aus-
bildungsqualität eher be-
schränkt ausfiel.“

„Drei Viertel der Projekt-
träger gaben an, über kon-
krete Informationen aus
ihren Projekten zu verfü-
gen, aus denen auf einen
positiven Einfluss des Pro-
gramms auf das Verhältnis
zwischen Ausbildung und
Unternehmen geschlossen
werden könne.“
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Mit dem Programm „Leonardo da Vinci“
sollte der wirtschaftliche und soziale Zu-
sammenhalt in der EU gestärkt, die Chan-
cengleichheit gefördert und eine aktive
Bürgerbeteiligung unterstützt werden. Ei-
ner der Projektträger wies auf die Mög-
lichkeiten hin, die sich durch „Leonardo
da Vinci“ für eine bestimmte (wenn auch
nicht die typischste) Zielgruppe mit spe-
ziellen Bedürfnissen ergeben:

„Das Leonardo-da-Vinci-Programm
kann die Berufsbildung in ergänzen-
der Weise unterstützen, da es den Teil-
nehmern in den meisten Fällen hilft,
eine praktischere Sichtweise ihrer
Arbeits- oder Studienrealität zu entwi-
ckeln. Dieser Effekt ist umso größer,
wenn die Zielgruppe des Projektes
hinsichtlich der Eingliederung in das
Erwerbleben spezielle Bedürfnisse hat,
so wie dies bei Behinderten der Fall
ist“ (C176).

Die größten Zielgruppen der Projekte
waren Arbeitnehmer (im Allgemeinen),
Pädagogen, Auszubildende, Hochschul-
studenten, junge Menschen (im Allgemei-
nen), Entscheidungsträger und Verwalter
im Personalwesen sowie Personengrup-
pen, die von sozialer Ausgrenzung betrof-
fen sind. Weitere, jedoch weit weniger
stark vertretene Zielgruppen waren Frau-
en und Arbeitnehmer mit unzureichender
Qualifikation. Derart grundverschiedene
Gruppen wiesen sehr unterschiedliche
Lücken in ihrer Ausbildung auf. Bei die-
sen spezifischen Zielgruppen hatte das
Programm nur einen beschränkten
Einfluss auf den Zugang zur Berufsbildung
und die Verbesserung dieses Zugangs.
Dieser Einfluss entstand vor allem durch
die Entwicklung von Mitteln und Metho-
den und durch die Planung konkreter
Berufsbildungsaktivitäten. Einige Projekt-
träger und Befragte sahen auch einen
positiven Einfluss des Programms auf die
Chancengleichheit zwischen Frauen und
Männern in der Berufsbildung.

Ziel des Programms war die Schaffung
eines Mehrwertes durch die transnationale
Kooperation zwischen Akteuren und Trä-
gern in den Mitgliedsstaaten und ein Bei-
trag zur Entwicklung einer Politik der
Zusammenarbeit mit Drittländern, insbe-
sondere den Ländern in Mittel- und Ost-
europa, Zypern und Malta. Transnationale
Kooperation und die europäische Dimen-

sion waren einige der Hauptmerkmale des
Programms, wobei beide sowohl eine der
Voraussetzungen für das Programm als
auch eine seiner sichtbarsten Folgen wa-
ren. Über 90% der Projektträger erklär-
ten, dass sie durch das Programm mehr
über die Berufsbildung in anderen EU-
Ländern gelernt hätten und dass es dazu
beigetragen habe, die Grundlage für die
gegenseitige Anerkennung von Qualifika-
tionen und Fähigkeiten innerhalb der
Gemeinschaft zu verbessern. Die Projekt-
träger sahen in der Zusammenarbeit mit
Partnern aus anderen Ländern einen kla-
ren Nutzen, da diese zur Entstehung bzw.
zur Stärkung stabiler Netzwerke im Be-
reich der Berufsbildung auf Gemein-
schaftsebene beigetragen habe. Die klei-
neren Träger – besonders diejenigen, die
sich zum ersten Mal an dem Programm
beteiligten – fanden es zuweilen schwie-
rig, Partner für die Durchführung gemein-
samer Projekte zu finden.

Die Erfahrungen transnationaler Mobili-
tät, die durch Vermittlungs- und Aus-
tauschprogramme möglich wurden, ver-
dienen eine äußerst positive Bewertung.
Die Maßnahmen ermöglichten es den
Teilnehmern, neue soziale Kompetenzen
für ihr persönliches und berufliches Le-
ben zu entwickeln, ihr Selbstbewusstsein
zu stärken, leichter eine Arbeit zu finden,
neue Arbeitsformen kennen zu lernen und
das erworbene berufliche Wissen sowie
ihre Fremdsprachenkenntnisse einzuset-
zen. Viele Projektträger wiesen darauf hin,
das die Vermittlungs- und Austauschpro-
gramme nicht nur die Arbeitschancen der
Teilnehmer verbessert hätten, sondern
dass das Programm ebenfalls dazu beige-
tragen habe, die Nachfrage nach Mobili-
tät und den Stellenwert derartiger Erfah-
rungen bei der Personalauswahl zu erhö-
hen. Diese positive Bewertung wurde
durch die finanziellen Beschränkungen
des Programms sowie durch die mangeln-
de Anerkennung nichtuniversitärer Qua-
lifikationen in der EU abgeschwächt.

Ist das Hauptziel von „Leonardo da Vin-
ci“ die Innovation in der Berufsbildung,
so erhält diese Innovation überhaupt erst
einen Sinn durch die Verbreitung ihrer Er-
gebnisse, damit sich die Neuerungen über
das gesamte Ausbildungsnetzwerk aus-
breiten und dabei ihre Wirkungen sowohl
in den Systemen der beruflichen Bildung
als auch in der Wirtschaft multiplizieren

„Bei diesen spezifischen
Zielgruppen hatte das Pro-
gramm nur einen be-
schränkten Einfluss auf
den Zugang zur Berufsbil-
dung und die Verbesserung
dieses Zugangs. Dieser Ein-
fluss entstand vor allem
durch die Entwicklung von
Mitteln und Methoden und
durch die Planung konkre-
ter Berufsbildungsaktivi-
täten.“

„Die Projektträger sahen in
der Zusammenarbeit mit
Partnern aus anderen Län-
dern einen klaren Nutzen,
da diese zur Entstehung
bzw. zur Stärkung stabiler
Netzwerke im Bereich der
Berufsbildung auf Gemein-
schaftsebene beigetragen
habe.“



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

15

können. Ein Experte fasste die Notwen-
digkeit der Verbreitung mit den folgen-
den Worten zusammen:

„Bei Leonardo ist es so, als würde man
sagen: Ich mache ein Experiment und
entdecke ein Wundermittel; dieses ist
jedoch nutzlos, solange ich nicht ein
Labor habe, in dem ich es herstellen
und von wo aus ich es vermarkten
kann“ (E2).

Die Verbreitung der Ergebnisse war ver-
mutlich der schwächste Punkt des Pro-
gramms. Doch kommt diesem Punkt ent-
scheidende Bedeutung zu, denn da die-
ses Programm darauf abzielte, die Inno-
vation im Bereich der Berufsbildung in
Europa zu fördern, hätte die Verbreitung
seiner Ergebnisse ein Schlüsselelement
sein müssen. Die erzielten Ergebnisse
wurden auch tatsächlich veröffentlicht –
die meisten Projektträger gaben an, dass
sie dies täten, und dass Maßnahmen in
dieser Richtung durchgeführt worden sei-
en; dennoch wurde die Verbreitung der
Ergebnisse im Allgemeinen als mangelhaft
und ineffektiv beurteilt. Die Ursache für
diesen Mangel an Effektivität ist komple-
xer Natur. Bei den verantwortlichen Stel-
len dürften die Gründe hierfür von einem
Mangel an professionellen und organisa-
torischen Fähigkeiten auf Seiten der na-
tionalen Einrichtungen bis hin zum Feh-
len einer angemessenen Strategie oder
dem Desinteresse an diesem Thema sei-
tens der spanischen Agentur reichen. Bei
den Projektträgern lässt sich die mangel-
hafte Verbreitungstätigkeit möglicherweise
durch folgende Umstände erklären:

❏ finanzielle Probleme: Wenn Projekt-
träger gezwungen sind, aufgrund der bud-
getären Beschränkungen Einschnitte vor-
zunehmen, so tun sie dies bei der Veröf-
fentlichung der Ergebnisse. Wie bereits in
dem nationalen Zwischenbericht festge-
stellt wurde, gebe es „sehr wenige Pro-
jekte, die eine klare Strategie entwickelt
und spezifische Mittel für die Verbreitung
der Ergebnisse bereit gestellt haben. Eben-
so wahrscheinlich ist, dass die Projekt-
träger aufgrund von Haushaltskürzungen
weniger für derartige Maßnahmen ausge-
ben werden“;

❏ administrative Hindernisse: Wenn Pro-
jektträger ihre Ergebnisse verbreiten wol-
len, so stoßen sie auf administrative Hin-

dernisse, die dies erschweren. Bei der
Verbreitung der Ergebnisse kann es Pro-
bleme mit dem Copyright geben, da sich
durch die Kofinanzierung die Frage des
geistigen Eigentums an den Ergebnissen
oft schwierig gestaltet, was wiederum
Auswirkungen darauf hat, wie sie verwer-
tet werden. Ein Beteiligter erklärte rund-
heraus, dass „großer Wert auf die Rechte
am geistigen Eigentum gelegt wird. Da es
sich hier aber um öffentliche Einrichtun-
gen handelt, sollte das geistige Eigentum
aufgeteilt werden“ (E34);

❏ Probleme mit den Partnern: Diese tre-
ten in einigen Fällen auf, sei es bei der
Implementierung des Projektes oder bei
der anschließenden Verwertung seiner
Ergebnisse;

❏ Probleme bei der Kontaktaufnahme zu
entsprechenden Verbreitungskanälen (wie
Presse oder Fachzeitschriften);

❏ mangelnde Motivation in der Schluss-
phase des Projektes: Man muss sich ver-
gegenwärtigen, dass die Verbreitung der
Ergebnisse am Ende des Projektes statt-
findet. In dieser Phase kann die Motivati-
on etwas nachlassen, was – abgesehen
von den finanziellen, administrativen oder
rechtlichen Problemen – dazu führt, dass
die Ergebnisse von den Projektträgern nur
in unzureichender Weise veröffentlicht
werden und im Regal oder in einer ande-
ren Ablage liegen bleiben;

❏ das Problem der Übertragbarkeit der
Ergebnisse aufgrund deren Besonderheit.

Die Auswirkungen dieser schlechten Ver-
breitung waren für das Programm verhee-
rend. Die Ergebnisse wurden nicht aus-
reichend bekannt, und es bestand die
Gefahr, das Projekte mit gleichem Inhalt
durchgeführt wurden. Im Zeitalter des
Internet ist dies kaum zu entschuldigen.
Der spärliche Gebrauch dieses Mediums
in einem Programm, das sich gerade die
Innovation auf seine Fahnen schreibt, war
frappierend.

Empfehlungsversuche

Aufgrund des ersten Leonardo-da-Vinci-
Programms in Spanien und der mit Ent-
scheidungsträgern und Experten geführ-

„Die Auswirkungen dieser
schlechten Verbreitung wa-
ren für das Programm ver-
heerend. Die Ergebnisse
wurden nicht ausreichend
bekannt, und es bestand die
Gefahr, das Projekte mit
gleichem Inhalt durchge-
führt wurden.“
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ten Interviews unterbreitete das Redak-
tionsteam des spanischen Berichts der
Kommission eine Reihe von Vorschlägen,
die den für das Programm verantwortli-
chen Behörden und Akteuren als mögli-
che Reflexionspunkte dienen sollen. Diese
Empfehlungen waren in fünf Blöcke ein-
geteilt und dabei jeweils zwei Schlüssel-
begriffen zugeordnet: 1) „Ressourcen und
Ziele“, 2) „Organe und Funktionen“, 3)
„Funktionsweise und Transparenz“, 4)
„Projektträger und Funktionen“, 5) „Ver-
breitung und Internet“.

Ressourcen und Ziele

❏ Verbesserung der finanziellen Ausstat-
tung des Programms;

❏ Verbesserung der finanziellen Ausstat-
tung der im Rahmen des Programms be-
willigten Projekte, um deren Durchfüh-
rung zu erleichtern und die Qualität zu
verbessern;

❏ Aufstockung des Budgets für bestimm-
te Projektbestandteile (z.␣ B. um Lehrern
und Betreuern Besuche in den Ländern,
in denen Praktika stattfinden, zu erleich-
tern);

❏ Verbesserung der Chancengleichheit
zwischen Männern und Frauen in der
Berufsbildung;

❏ größeres Augenmerk auf Projekte, die
– bei gleichzeitiger Erfüllung der Pro-
grammvoraussetzungen – auf besonders
benachteiligte Gruppen auf dem Arbeits-
markt ausgerichtet sind, um so der Ten-
denz der Konzentration auf weniger stark
benachteiligte Gruppen (wie z.␣ B. Studen-
ten) entgegenzuwirken.

Organe und Funktionen

❏ Größtmögliche Dezentralisierung und
Übertragung von Aufgaben auf nationale
Einrichtungen unter Anwendung des Sub-
sidiaritätsprinzips. Konkret würde dies be-
deuten, dass Verwaltungszuständigkeiten
von „Brüssel“ an nationale Einrichtungen
abgegeben werden, was die Begleitung
und Unterstützung der Projekte aus der
Nähe ermöglicht und erleichtert. Die Kom-
mission hätte nach wie vor die Aufgabe
(und die Verpflichtung), die Gesamtdurch-
führung des Programms und der Projekte
zu überwachen;

❏ Verbesserung der Koordination zwi-
schen den für das Programm zuständi-
gen Einrichtungen in Brüssel und in Spa-
nien;

❏ die auf nationaler Ebene zu betreiben-
de Programmverwaltung sollte innerhalb
des Leonardo-da-Vinci-Ausschusses (und
gegebenenfalls im Allgemeinen Berufs-
bildungsbeirat) zwischen der Zentralre-
gierung (den Ministerien für Bildung und
Kultur sowie für Arbeit und Soziales), den
Autonomen Gemeinschaften und den So-
zialpartnern diskutiert und abgestimmt
werden;

❏ Beibehaltung der zwei Verwaltungs-
ebenen (Lenkungsausschuss und natio-
nale Agentur) aus der ersten Phase des
Programms, wobei allerdings die Bezie-
hung zwischen diesen beiden – in der
täglichen Praxis wie auch bei umfassen-
deren Angelegenheiten – klarer definiert
sein sollte;

❏ es soll hier kein Urteil über die Frage
abgegeben werden, ob die nationale
Agentur eine öffentliche oder private Ein-
richtung sein muss, weil dies von Fakto-
ren abhängt, die nicht allein verwaltungs-
technischer Natur sind. Es ist jedoch dar-
auf zu achten, dass die Aufgaben der na-
tionalen Agentur bereits bei der Beauf-
tragung klar definiert sind. Diese sollten
sich auf die laufende tägliche Verwaltung
des Programms beziehen. Die Entwick-
lung von Politik und Strategien hinge-
gen sol l te  Aufgabe des Lenkungs-
ausschusses sein. Ebenso sollte klar fest-
gelegt sein, dass die Agentur den Ent-
scheidungen und Richtlinien des Aus-
schusses unterworfen ist;

❏ Stärkung der regionalen Ebene in der
gesamten Programmverwaltung. Es soll-
ten Wege zur Schaffung regionaler
Verwaltungsstrukturen unter Einbezie-
hung der Autonomieregierungen aufge-
zeigt werden. Diese sollten vom Len-
kungsausschuss (in Bezug auf die Leitli-
nien des Programms in Spanien) und der
nationalen Agentur (in Bezug auf die all-
täglichen Verwaltungsaufgaben) koordi-
niert werden. Gelingt eine solche Regio-
nalisierung nicht, so sollten Verfahren ge-
funden werden, die es den Autonomen
Gemeinschaften ermöglichen, in effizi-
enterer Weise an der Durchführung des
Programms teilzunehmen.
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Funktionsweise und Transparenz

❏ Die Programmstrukturen müssen so-
wohl auf Gemeinschafts- als auch auf na-
tionaler und gegebenenfalls auf regio-
naler Ebene für Projektträger und Teilneh-
mer transparenter gestaltet werden: Ein
„Who is who“, Organigramme und Kon-
taktadressen der Einrichtungen sollten
klarer angegeben und jeweils auf dem
neusten Stand im Internet zu finden sein;

❏ Flexibilisierung der Programmadmini-
stration;

❏ Verbesserung der Kontakte und der
Kommunikation zwischen den verant-
wortlichen Einrichtungen und den Projekt-
trägern, wenn die Projekte einmal geneh-
migt sind;

❏ Verbesserung der Evaluation von
Projektvorschlägen, sowohl in Brüssel wie
auch in Spanien, um zu gewährleisten,
dass subjektive Beurteilungen einge-
schränkt werden und nicht etwa die for-
male Präsentation gegenüber der inhalt-
lichen Substanz der Projekte und den Ei-
genschaften der Projektträger den Aus-
schlag gibt;

❏ Verbesserung der Information über die
Qualitätskriterien, welche die Projekte
erfüllen müssen;

❏ Ablehnungen von Projektanträgen sol-
len durch die Agenturen begründet wer-
den;

❏ Verbesserung der Auswahl-  und
Schulungsverfahren für Gutachter, sowohl
in Brüssel wie in Spanien, damit nur die-
jenigen Personen zugelassen werden, die
ausreichende Kenntnisse über Berufsbil-
dungssysteme und Berufserfahrung in die-
sem Bereich haben;

❏ Zulassung von „Vorlaufprojekten“, so
dass das gesamte Verfahren der Projekt-
auswahl für die Träger flexibler gestaltet
wird, auch wenn auf diese Weise zwei
„Auswahlrunden“ organisiert werden müs-
sen;

❏ Reduzierung des bürokratischen Pro-
zedere auf ein Mindestmaß;

❏ Verkürzung der Zeiträume bis zur Aus-
zahlung der Mittel an die Projektträger.

Projektträger und Partner

❏ Verbesserung der Verfahren für die
Partnersuche auf gemeinschaftlicher wie
nationaler Ebene;

❏ Einrichtung spezieller Hilfsangebote für
kleine Projektträger und Organisationen
in verschiedenen Bereichen wie Partner-
suche, Projektdurchführung und Aus-
gabennachweis;

❏ stärkere Nutzung bestehender oder
Schaffung neuer transnationaler Koope-
rationsnetzwerke zwischen Arbeitgebern
und Ausbildungsstätten;

❏ Einrichtung und Ausbau von Partner-
netzwerken in bestimmten Bereichen;

❏ Einführung flexibler Regelungen zum
Ausschluss eines Partners, wenn dieser die
Durchführung des Projekts behindert oder
sich dabei nicht aktiv engagiert.

Verbreitung und Internet

❏ Nutzung des Internets als Instrument
für das Management und die Bekanntma-
chung des Programms, seiner Ergebnisse
und der Projekte;

❏ Einrichtung eines „virtuellen Leonardo-
da-Vinci-Museums“ für das gesamte Pro-
gramm, das über das Internet zugänglich
ist und mit „virtuellen Leonardo-da-Vinci-
Museen“ der Mitgliedstaaten (und gegebe-
nenfalls der einzelnen europäischen Re-
gionen) verknüpft ist. Das Museum sollte
eine klar strukturierte Aufstellung der Er-
gebnisse der Pilotprojekte, der Erhebun-
gen und Analysen sowie der Ergebnisse
anderer Leonardo-da-Vinci-Maßnahmen
enthalten und direkte Verknüpfungen zu
Projektträgern und Projekten bieten;

❏ Einrichtung einer Leonardo-da-Vinci-
Website, die unmittelbar dem Len-
kungsausschuss untersteht und Links zu
den zuständigen Ministerien und Autono-
mieregierungen, den Berufsbildungs-
einrichtungen der Sozialpartner und der
nationalen Agentur bietet;

❏ Verpflichtung der Projektträger (Träger
von Pilotprojekten sowie von Erhebun-
gen und Analysen), zumindest grundle-
gende Informationen über ihre Projekte
und die Projektergebnisse im Internet zu



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

18

veröffentlichen. Sollte sich diese Verpflich-
tung als nicht realisierbar erweisen, soll-
ten die staatlichen Stellen diese Publika-
tion von Amts wegen erstellen;

❏ Verknüpfung der Websites der Gemein-
schaftsprogramme mit den entsprechen-
den Websites der nationalen Berufsbil-
dungsprogramme und denen der Autono-
men Gemeinschaften;

❏ Einrichtung einer spezifischen E-Mail-
Adresse für das spanische Programm, aus
deren Namen bereits auf das Programm
geschlossen werden kann, wobei alle of-
fiziellen Referenzen ausschließlich hier-
auf oder auf die verschiedenen Funktio-
nen verweisen;

❏ Abhaltung von Seminaren zu dem Pro-
gramm in verschiedenen Autonomen Ge-
meinschaften (mit Beteiligung von Exper-
ten aus dem ganzen Land sowie aus an-
deren Ländern) und Einrichtung von
Diskussionsforen über Schlüsselfragen des
Programms;

❏ Einrichtung einer „Leonardo-da-Vinci-
Bibliothek“ mit den Dokumenten und den
besten Berichten, die im Rahmen des Pro-
gramms erstellt wurden. Die Sammlung
könnte durch einige der am Programm be-
teiligten Ministerien unter der Schirmherr-
schaft des Lenkungsausschusses veröffent-
licht werden. Diese „Leonardo-da-Vinci-
Bibliothek“ könnte auch aus einem vom

Ausschuss veranstalteten Wettbewerb zur
Verbreitung der bewährtesten Verfahrens-
weisen des Programms hervorgehen;

❏ Herausgabe einer „Leonardo-da-Vinci-
Programmzeitschrift“ in Spanien, die min-
destens halbjährlich erscheinen sollte und
in der alle Projektträger die im Rahmen
ihrer Projekte gemachten Erfahrungen
schildern können, um auf diese Weise den
Austausch von Ideen, Informationen und
Kontakten zwischen den Projektträgern zu
erleichtern. Die Zeitschrift sollte sowohl
in Papierform als auch im Internet erschei-
nen;

❏ Vereinbarungen mit sektoralen Arbeit-
geber- und Gewerkschaftsorganisationen
zur Verbreitung der Projektergebnisse in
Unternehmen;

❏ Schaffung von Mechanismen zur Wei-
terverfolgung der Projektergebnisse inner-
halb des Nationalen Instituts für Qualifi-
kationen, um zu untersuchen, welchen
Nutzen die verschiedenen Subsysteme der
Berufsbildung in Spanien möglicherwei-
se daraus ziehen können, und um die
Verantwortlichen in der Verwaltung der
einzelnen Subsysteme direkt mit den Ver-
antwortlichen für die Projekte in Verbin-
dung zu bringen;

❏ umfangreichere Nutzung der Medien
zur Bekanntmachung des Programms und
der Projekte.
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Einleitung

Die Frage der für die Weiterbildung auf-
zuwendenden Zeit hat in Frankreich be-
sondere Aktualität gewonnen, seit die
Problematik der Verkürzung der Wochen-
arbeitszeit durch deren gesetzliche Ver-
ankerung erneut auf der Tagesordnung
steht. Das 2. Aubry-Gesetz, das im Januar
2000 in Kraft trat, schuf insbesondere die
Grundlagen für eine neue Verknüpfung
von Arbeitszeit und beruflicher Weiterbil-
dung, die nun teilweise auf die „Freizeit“
angerechnet wird. Die Frage der Verknüp-
fung von Weiterbildungszeit und Arbeits-
zeit stellt sich jedoch schon sehr lange.
Sie ist bereits seit dreißig Jahren Gegen-
stand der Verhandlungen zwischen den
Sozialpartnern sowie zwischen den Sozi-
alpartnern und dem Staat. Unsere Ausfüh-
rungen sollen anhand einer soziologi-
schen Fragestellung zur Strukturierung der
sozialen Zeit zeigen, dass die Weiterbil-
dungszeit ursprünglich Bestandteil eines
Konzepts zur Arbeitszeitverkürzung war,
dass aber dieses derzeit durch ein Kon-
zept der Neueinteilung der sozialen Zeit
verdrängt werden könnte, das mehr Zeit
für die Weiterbildung verfügbar machen
dürfte1.

Man kann keine Überlegungen über die
für die Weiterbildung von Erwerbs-
personen (d.␣ h. Erwerbstätigen wie Ar-
beitslosen) verfügbare Zeit anstellen, ohne
sich mit der Zeit zu befassen, die für die
Arbeit aufgewendet wird, welche nach
wie vor die wichtigste Aktivität dieser Be-
völkerungsgruppe darstellt. Sich weiter-
zubilden stellt eine sporadische, ja sogar
außergewöhnliche Aktivität dar und ge-
hört nicht zu den normalen Alltagsbe-
schäftigungen, oder, anders ausgedrückt,
die für die Weiterbildung aufgewendete
Zeit muss von anderen Aktivitäten abge-
zweigt werden. Sie „stört“ die gewohnte

Die Weiterbildung vor
dem Hintergrund der
Arbeitszeitverkürzung

Zeitplanung, und hier insbesondere die
Arbeitszeit, bedingt durch den engen Zu-
sammenhang zwischen den Zielsetzungen
der Arbeit und der beruflichen Bildung.
Die Zeit erscheint in dieser Hinsicht als
ein aussagekräftiger Indikator für den ei-
ner bestimmten Aktivität – in diesem Fall
der Weiterbildung – zuerkannten sozia-
len Wert; ob man die Zeit nun als Dauer
betrachtet (d.␣ h. man widmet der betref-
fenden Aktivität viel oder wenig Zeit) oder
aber als ausgewählten Moment in der Ge-
staltung des sozialen Zeitplans, in jedem
Falle gibt sie die dieser Aktivität zugemes-
sene soziale Bedeutung an.

Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, dass
die solchermaßen aufgeworfene Proble-
matik der Zeitplanung voraussetzt, dass
die Weiterbildung als besondere Aktivität
aufgefasst wird, die durch die für sie auf-
gewendete Zeit identifizierbar ist, wobei
dies aber als ein speziell französisches
Konzept erscheint. Der generische, aber
vage französische Begriff formation („be-
rufliche Bildung“ im weitesten Sinne)
deckt heute all das ab, was man in den
siebziger Jahren als éducation des adultes
(„Erwachsenenbildung“),  formation
professionnelle continue („berufliche Wei-
terbildung“), promotion sociale („soziale
Aufstiegsförderung“), éducation populaire
(„Volksbildung“), éducation/formation
permanente („ständige allgemeine/beruf-
liche Bildung“), formation récurrente
(„ständig wiederkehrende Berufsbildung“)
usw. bezeichnete. Die damit verfolgten
Ziele haben meist mit der Arbeit zu tun:
der Arbeit, der man momentan nachgeht,
oder der Arbeit, die man im Hinblick auf
ein berufliches Vorankommen anstrebt.
Davon ausgehend wird gemeinhin die
Auffassung vertreten, dass die Weiterbil-
dung der Erwerbstätigen während der
Arbeitszeit stattfinden müsse, was im Üb-
rigen weitgehend dem Standpunkt der Ge-
werkschaften entspricht. So spielt in

Dieser Beitrag soll anhand
einer soziologischen Frage-
stellung zur Strukturierung
der sozialen Zeit zeigen,
dass die Weiterbildungszeit
ursprünglich Bestandteil
eines Konzepts zur Arbeits-
zeitverkürzung war, dass
aber dieses derzeit durch
ein Konzept der Neuein-
teilung der sozialen Zeit
verdrängt werden könnte,
welches mehr Zeit für die
Weiterbildung verfügbar
machen dürfte.

(1) Dieser Artikel greift einen Beitrag
zur Agora VII auf, die am 7. und 8.
Oktober 1999 vom Cedefop zu die-
sem Thema veranstaltet wurde.

Jacques
Trautmann
Dozent am Bureau
d’Economie
Théorique et
Appliquée, Céreq,
Universität Louis
Pasteur, Straßburg
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Frankreich, wo die verschiedenen Kon-
zepte auf dem Gebiet der beruflichen Bil-
dung eine ausgeprägte rechtliche Kom-
ponente enthalten (Recht auf Weiterbil-
dung, Verpflichtung zur Aus- und Weiter-
bildung), die Bemessung der Zeit, die der
Weiterbildung gewidmet wird, eine zen-
trale Rolle.

Wie lassen sich nun die Arbeitszeit, die
nach wie vor für die Erwerbspersonen die
dominierende soziale Zeit darstellt, und
die Weiterbildungszeit aufeinander ab-
stimmen, vor allem, wenn man die viel-
fältigen Formen der Weiterbildung erfas-
sen will? Die Antworten auf diese Frage
haben sich seit den sechziger Jahren stark
verändert, was insbesondere auf die ra-
sche Entwicklung hin zur Verringerung
der Arbeitszeit zurückzuführen ist, und die
eingegangenen Kompromisse sind bisher
nicht von Dauer gewesen.

Als erstes möchte ich festhalten, dass bei
den Verhandlungen, die zum Gesetz von
1971 geführt haben, die Weiterbildungs-
zeit objektiv als eine Verringerung der
Arbeitszeit betrachtet wurde. Unter die-
sen Voraussetzungen erscheint es folge-
richtig, dass die Aussicht auf die ange-
strebte starke Verkürzung der Arbeitszeit
an sich das Prinzip der Anrechnung der
Weiterbildung auf die Arbeitszeit in Fra-
ge stellt.

Meine zweite Feststellung bezieht sich
darauf, dass sich die Arbeitgeber, wenn
sie der Weiterbildung ihrer Beschäftigten
eine größere Bedeutung beimessen, in der
Regel auch darum bemühen, die Zeit,
während der sich die Arbeitnehmer in der
Weiterbildung befinden, sinnvoll zu ver-
walten, die Inanspruchnahme von Wei-
terbildungsmaßnahmen zu kontrollieren
und im Falle von länger dauernden Maß-
nahmen zumindest einen Teil davon nach
außen zu verlagern.

Anders als bei den beiden oben genann-
ten Punkten geht es bei meiner dritten
Feststellung um den Stellenwert der Wei-
terbildung außerhalb der Arbeitszeit, das
heißt, zunächst in der Freizeit, aber auch
in Zeiten der Arbeitslosigkeit.

Wird die Verkürzung der Arbeitszeit in
diesem Zusammenhang zu einer Verlage-
rung der Weiterbildungszeit von der Ar-
beitszeit hin zur Freizeit führen? Unter

Punkt 4 möchte ich verstärkt die Gren-
zen dieser Verlagerung der Weiterbil-
dungszeit nach außen (Externalisierung),
aber auch die unumgängliche Notwendig-
keit aufzeigen, neue Kompromisse zwi-
schen den Sozialpartnern auszuhandeln.

Zum Abschluss werde ich schließlich das
Für und Wider einer möglichen Zunah-
me der Weiterbildung während der Frei-
zeit untersuchen, eine Entwicklung, die
sicherlich nicht spontan eintreten wird.
Hier liegt meiner Meinung nach ein wich-
tiges Tätigkeitsfeld für das öffentliche Ge-
meinwesen, dessen Bedeutung die staat-
lichen Behörden und insbesondere die
Gebietskörperschaften noch nicht erfasst
zu haben scheinen; Letztere sind nämlich
inzwischen für diese Fragen zuständig, da
die Aus- und Weiterbildung zu den Be-
fugnissen zählt, die ihnen der Zentralstaat
übertragen hat.

Das Recht auf
Weiterbildungsurlaub

Die fünfziger und sechziger Jahre, in de-
nen der Weg für das Gesetz von 1971 über
die berufliche Weiterbildung (formation
professionnelle continue) im Rahmen der
ständigen allgemeinen Weiterbildung
(éducation permanente) geebnet wurde,
waren von der Vorstellung gekennzeich-
net, dass die Weiterbildungszeit rechtmä-
ßig auf die Arbeitszeit angerechnet wer-
den kann, d.␣ h. eine Freistellung von der
Arbeit beinhaltet. Das Konzept taucht
zunächst im Zusammenhang mit dem Bil-
dungsurlaub für Arbeiter (Gesetz von
1957) für die gewerkschaftliche Schulung
und der Beurlaubung für die Ausbildung
zu Jugendarbeitern (1961) auf2. Mit der
Verabschiedung des Gesetzes von 1971,
durch das der Manteltarifvertrag von 1970
allgemeine Anwendung fand, gewann es
jedoch erst richtig an Bedeutung. Der all-
mählich entstandene französische Begriff
des Rechts auf Weiterbildung bezeichnet
demnach ein Recht, das man in Form von
Zeit für Weiterbildungszwecke in An-
spruch nehmen kann.

Wichtig an der Grundsatzvereinbarung
zwischen den Sozialpartnern von 1970 ist
für unsere Überlegungen lediglich, dass
darin zum ersten Mal vom Prinzip einer
rechtmäßigen Abwesenheit vom Arbeits-

(2) Mitte der fünfziger Jahre wurden
mehrere parlamentarische Gesetzes-
vorlagen zur Einführung von Bil-
dungsurlaubsregelungen eingebracht;
siehe Y. Palazzeschi (1998).

„Der allmählich entstande-
ne französische Begriff des
Rechts auf Weiterbildung
bezeichnet (…) ein Recht,
das man in Form von Zeit
für Weiterbildungszwecke
in Anspruch nehmen kann.“

„(…) (in) der Grundsatz-
vereinbarung zwischen den
Sozialpartnern von 1970
(…) (war) zum ersten Mal
vom Prinzip einer rechtmä-
ßigen Abwesenheit vom Ar-
beitsplatz zu Weiterbil-
dungszwecken die Rede
(…) und (…) (es wurden)
darin quantitative Ziele für
die Anzahl der Stunden fest-
gelegt (…), die der Arbeit-
nehmer von der Arbeit im
Betrieb fernbleiben konnte,
um sich der Weiterbildung
zu widmen.“
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platz zu Weiterbildungszwecken die Rede
war (der Begriff „Urlaub“ taucht darin
nicht auf) und dass darin quantitative Zie-
le für die Anzahl der Stunden festgelegt
wurden, die der Arbeitnehmer von der
Arbeit im Betrieb fernbleiben konnte, um
sich der Weiterbildung zu widmen. Im
Übrigen ist hervorzuheben, dass in die-
ser Vereinbarung nicht zwischen der Wei-
terbildung auf Initiative des Arbeitneh-
mers und einer vom Arbeitgeber beschlos-
senen Weiterbildung unterschieden wur-
de. Dies deutet natürlich darauf hin, dass
unter Weiterbildung im Wesentlichen
Lehrgänge oder Praktika verstanden wur-
den, die nicht am Arbeitsplatz stattfanden.
Diese fehlende Unterscheidung zwischen
der Möglichkeit für einen Arbeitnehmer,
bei Lohn-/Gehaltsfortzahlung seiner Ar-
beit fernzubleiben, um einer (beruflichen
oder nichtberuflichen) Weiterbildung sei-
ner Wahl nachzugehen, und der mögli-
chen Verpflichtung zur Teilnahme an ei-
nem Praktikum zur Anpassung oder Ver-
vollkommnung der für die Ausübung sei-
ner Tätigkeit notwendigen Kenntnisse hat
die Unterzeichnung dieser Vereinbarung
möglich gemacht, weil damit festgeschrie-
ben wurde, dass jede Weiterbildung letzt-
endlich sowohl im Interesse des Arbeit-
nehmers als auch des Unternehmens liegt.

Bei der praktischen Umsetzung war es
dann den Arbeitgebern anheim gestellt,
entweder für das gesamte für die Weiter-
bildung vorgesehene Stundenvolumen
oder einen Teil davon Weiterbildungsmaß-
nahmen zu organisieren, die dem Inter-
esse des Unternehmens dienten, oder es
den Arbeitnehmern zu überlassen, diese
Stunden nach eigenen Vorstellungen in
Anspruch zu nehmen. Der entscheiden-
de Punkt ist hierbei jedoch, dass selbst
die für die Arbeit nützliche, ja sogar
unerlässliche Weiterbildung als eine Ver-
kürzung der Arbeitszeit aufgefasst wur-
de.

Erst 1982 wurde eindeutig zwischen der
Weiterbildung auf Initiative des Arbeitneh-
mers als einem echten Weiterbildungs-
urlaub und der vom Arbeitgeber veran-
lassten Weiterbildung im Rahmen eines
betrieblichen Aus- und Weiterbildungs-
plans unterschieden3. Die entsprechende
Vereinbarung zwischen den Sozialpart-
nern, die den 1984 auch gesetzlich ver-
ankerten individuellen Weiterbildungs-
urlaub einführte, gestand dem Arbeitneh-

mer eindeutig ein Recht auf Reduzierung
seiner Arbeitszeit für einen bestimmten
Zeitraum zu, um – bei vollem Lohn bzw.
Gehalt – an Weiterbildungsmaßnahmen
von einer Gesamtdauer von bis zu 1␣ 200
Stunden teilzunehmen. Dies bedeutete
aber nicht, dass die Weiterbildungszeit im
Rahmen des betrieblichen Aus- und
Weiterbildungsplans als Arbeitszeit be-
trachtet wurde. Sowohl bei den Arbeitge-
bern als auch bei den Arbeitnehmern
herrschte nach wie vor die Auffassung vor,
dass diese für das Unternehmen erforder-
liche Weiterbildungszeit einem Fernblei-
ben von der Arbeit gleichkam.

Auch wenn dieses Recht auf Weiter-
bildungsurlaub, d.␣ h. auf die Anrechnung
der Weiterbildungszeit auf die Arbeitszeit
von beispielhafter Bedeutung ist, so muss
man auf der anderen Seite aber auch un-
terstreichen, dass in der Praxis nur wenig
Gebrauch davon gemacht wurde: In den
besten Jahren kamen nicht mehr als
34 ␣ 000 Arbeitnehmer (1994)4 in den
Genuss eines individuellen Weiterbil-
dungsurlaubs, im Vergleich zu mehr als 3
Millionen Arbeitnehmern, die im Rahmen
der betrieblichen Weiterbildungspläne an
Lehrgängen teilnahmen. Sicherlich lassen
manche Unternehmen Mitarbeitern, die
die Gelegenheit zur Fortbildung nutzen
möchten, auch eine gewisse Entschei-
dungsfreiheit bei der Auswahl von Wei-
terbildungsmaßnahmen. Gleichwohl ist es
der individuelle Weiterbildungsurlaub, der
den Arbeitnehmern die beste Gewähr für
eine Weiterbildung auf eigene Initiative
bietet. Ich werde an dieser Stelle nicht
im Einzelnen auf die Gründe dafür ein-
gehen, warum der individuelle Weiterbil-
dungsurlaub sowohl von Arbeitgeberseite
als auch von den staatlichen Behörden
nicht gefördert wird5. Zu betonen ist vor
allem, dass selbst dann, wenn die Weiter-
bildungsmaßnahme, die ein Arbeitnehmer
absolviert, nicht von unmittelbarem Inter-
esse für das ihn beschäftigende Unterneh-
men ist, die dafür aufgewendete Zeit auf
die Arbeitszeit angerechnet werden darf.
Hierin liegt der symbolische Wert, den der
Weiterbildungsurlaub für das französische
System der beruflichen Weiterbildung hat.

Die vorherrschende Auffassung, derzu-
folge die Zeit der Weiterbildung auf die
Arbeitszeit anzurechnen sei, auch wenn
sie nicht direkt berufsbezogen ist, zeigt
sich insbesondere in der Einführung ge-

„Erst 1982 wurde eindeutig
zwischen der Weiterbildung
auf Initiative des Arbeit-
nehmers als einem echten
Weiterbildungsurlaub und
der vom Arbeitgeber ver-
anlassten Weiterbildung im
Rahmen eines betrieblichen
Aus- und Weiterbildungs-
plans unterschieden. Die
entsprechende Vereinba-
rung zwischen den Sozial-
partnern, die den 1984
auch gesetzlich veranker-
ten individuellen Weiter-
bildungsurlaub einführte,
gestand dem Arbeitnehmer
eindeutig ein Recht auf Re-
duzierung seiner Arbeits-
zeit für einen bestimmten
Zeitraum zu, um (...) an
Weiterbildungsmaßnahmen
(...) teilzunehmen.“

(3) Die Notwendigkeit dieser Unter-
scheidung war 1974 durch einen Ent-
scheid des Staatsrates festgestellt wor-
den. Es sollte acht Jahre dauern, bis
sich die Sozialpartner auf einen neu-
en Kompromiss einigten (P. Guilloux
1998).

(4) Ihre Zahl ging 1996 auf unter
25␣ 000 zurück; siehe die mit der Be-
rufsbildung befassten Anhänge zum
Entwurf des Haushaltsgesetzes.

(5) Patrick Guilloux (1998) hat diese
chronologisch geordnet und ausführ-
lich erläutert.



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

22

setzlich anerkannter neuer Arten von
Weiterbildungsurlaub mit spezifischen
Zielsetzungen (Sabbaticals, Beurlaubung
zur Ablegung von Prüfungen oder zur
Kompetenzfeststellung, Freistellung von
gewählten Vertretern, freiwilligen Feuer-
wehrmännern usw.); auch wenn diese
Formen der Freistellung nicht immer vom
Arbeitgeber vergütet werden, so hat er sie
doch zu bewilligen. Zudem lässt sich der
quantitative Umfang der außerhalb der Ar-
beitszeit absolvierten Weiterbildungsmaß-
nahmen nur schwer einschätzen, da sie
kaum erforscht sind und nicht durch Be-
fragungen erfasst werden; fest steht le-
diglich, dass die Finanzmittel, die die
Regionalräte für Weiterbildungsmaßnah-
men zur sozialen Aufstiegsförderung im
Rahmen von Abend- oder Samstagskursen
bereitstellen, derzeit stark zurückgehen.

Die Tendenz zur Neuein-
stufung der Weiterbildung
als effektive Arbeitszeit

Entwicklung der Verfahrensweisen

Das Gesetz von 1971 hatte weder eine
obere noch eine untere Grenze für die
Anzahl der Arbeitsstunden festgelegt, die
für die Weiterbildung aufzuwenden wa-
ren. Gleichwohl gab der dem Gesetz zu-
grunde liegende Manteltarifvertrag vom 9.
Juli 1970 vor, dass bis zu 2% der Mitar-
beiter eines Unternehmens gleichzeitig an
Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen
konnten (Artikel 27)6; bei den Führungs-
kräften durften dies sogar 3%7 sein. Laut
Raymond Vatier (1978) beinhaltete diese
Bestimmung, dass der Kostenaufwand für
die Weiterbildung bis zu 4 oder gar 4,5%
der Lohn- und Gehaltssumme betragen
konnte. Diese ursprüngliche Zielsetzung
der Sozialpartner wurde weniger später
durch das Gesetz von 1971 abgeschwächt,
das die angestrebte Höhe der Weiterbil-
dungsausgaben auf 1% der Lohn- und
Gehaltssumme festsetzte.

Hier gilt es auch, die tatsächlichen Ver-
fahrensweisen in den Unternehmen zu
betrachten. Ist es von der betriebsinter-
nen Logik her notwendig, einen Teil der
Arbeitszeit für die Weiterbildung der Ar-
beitnehmer vorzusehen oder sogar dafür,
ihre Weiterbildungsansprüche zu befrie-
digen? Oder tut der Arbeitgeber dies le-

diglich, um die ihm auferlegten Verpflich-
tungen zu erfüllen? Manche Unternehmen,
vor allem die größeren, haben schon vor
dem Gesetz von 1971 erkannt, dass die
Weiterbildung zu den notwendigen Instru-
menten für die Planung ihrer Human-
ressourcen zählt. Die meisten Betriebe
haben sich jedoch erst in dem Moment
mit dieser Frage auseinander gesetzt, als
sie rechtlich zur Beteiligung an der Aus-
und Weiterbildung verpflichtet wurden
und fortan einen Mindestbetrag von an-
fangs 0,8% und heute 1,5% ihrer Lohn-
und Gehaltssumme für die Aus- und Wei-
terbildung bereitstellen mussten.

In der Praxis machen diese Ausgaben bei
allen Unternehmen mit 10 und mehr Mit-
arbeitern im Durchschnitt mehr als das
Doppelte des gesetzlichen Mindestbe-
trags aus. Doch lassen sich je nach Be-
triebsgröße zwei unterschiedliche Vorge-
hensweisen beobachten: Nur die Unter-
nehmen mit mindestens 500 Beschäftig-
ten wenden über 3% der Lohn- und Ge-
haltssumme für Aus- und Weiterbildungs-
maßnahmen auf8, während Betriebe mit
10 bis 49 Mitarbeitern sich ungefähr auf
den gesetzlich vorgeschriebenen Prozent-
satz beschränken. Zumindest bei den
ersteren kann man davon ausgehen, dass
die meisten Unternehmen derartige Aus-
gaben inzwischen als eine betriebliche
Notwendigkeit betrachten, was durch
eine Untersuchung des Céreq aus dem
Jahre 1993 bestätigt wird, die im Rah-
men des FORCE-Programms für die be-
rufliche Weiterbildung in europäischen
Unternehmen durchgeführt wurde9. Die
unter diesen Voraussetzungen angebote-
nen Weiterbildungsmaßnahmen sind in
der Regel von kürzerer Dauer: Über drei
Viertel davon umfassen weniger als 40
Stunden (Péry, 1999).

In dieser Hinsicht sollten zu den Weiter-
bildungsmaßnahmen nicht nur Lehrgän-
ge gezählt werden, die im Rahmen der
gesetzlich auferlegten Verpflichtung zur
Aus- und Weiterbildung finanziert werden,
sondern auch insbesondere die Weiterbil-
dung in so genannten „Arbeitssituatio-
nen“, d.␣ h. am Arbeitsplatz. Mit dieser
befasst man sich in Frankreich erst in jüng-
ster Zeit, obwohl davon auszugehen ist,
dass diese Art der Weiterbildung schon
seit längerem üblich ist. Sie entspricht
einer präzisen Definition: „jeder Zeitraum
der planmäßigen Personalfortbildung zum

„(…) zu den Weiterbil-
dungsmaßnahmen (sollten)
nicht nur Lehrgänge ge-
zählt werden, die im Rah-
men der gesetzlich aufer-
legten Verpflichtung zur
Aus- und Weiterbildung fi-
nanziert werden, sondern
auch insbesondere die Wei-
terbildung in so genannten
‘Arbeitssituationen’, d. ␣ h.
am Arbeitsplatz.“

(6) Zudem wurde die Anzahl der Ar-
beitnehmer, die ausschließlich auf-
grund der Entscheidung des Arbeit-
gebers an Weiterbildungsmaßnahmen
teilnahmen, in dieser Berechnung nur
zur Hälfte berücksichtigt (Artikel 30).

(7) Zusatz vom 30. April 1971, Arti-
kel␣ 5.

(8) Diese Unternehmen beschäftigen
44% der betreffenden französischen
Arbeitnehmer (d.␣ h. außerhalb des
öffentlichen Dienstes und der Unter-
nehmen mit weniger als 10 Beschäf-
tigten) und 63% der Arbeitnehmer, die
1996 eine berufliche Weiterbildung
durchliefen (Péry, 1999).

(9) Was die französischen Unterneh-
men betrifft, so lassen die Ergebnisse
dieser Untersuchung erkennen (Aven-
tur, 1998), dass von den Zielsetzun-
gen, welche von den Firmen verfolgt
wurden, die Weiterbildungsmaßnah-
men organisierten, vier Beweggrün-
de 85% der Antworten ausmachten:
Erleichterung technologischer Verän-
derungen, Verbesserung der Produkt-
qualität, Anpassung der Kenntnisse
neu eingestellter Mitarbeiter und För-
derung der vielseitigen Einsetzbarkeit
von Mitarbeitern; die Förderung der
beruflichen Karriere und die Unter-
stützung der Wiedereingliederung von
Erwerbslosen wurden nur in 2% der
Fälle an erster Stelle genannt und in
4% der Fälle an zweiter Stelle.
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Zwecke der Aneignung von Fertigkeiten
oder praktischer Erfahrung in einer Ar-
beitssituation unter Verwendung der da-
bei üblichen Arbeitsinstrumente“ (Aventur
1998). Diese Form der Weiterbildung wird
demnach nach exakten Kriterien definiert;
so erstreckt sie sich vor allem nur über
eine sehr begrenzte Zeit. Nach der oben
erwähnten Céreq-Studie werden pro Mo-
nat durchschnittlich anderthalb Tage für
diese Art der Weiterbildung aufgewendet.
Ganz offensichtlich ist in diesem Fall die
Weiterbildungszeit nur eine besondere
Variante der Arbeitszeit. Folglich kann
jedoch davon ausgegangen werden, dass
die Weiterbildung in Form von Praktika,
die der Sicherstellung reibungsloser Ar-
beitsabläufe im Unternehmen dienen, in-
zwischen ebenfalls der Arbeitszeit zuge-
rechnet wird. Mit anderen Worten, sie
gelten nicht mehr als Abwesenheit vom
Arbeitsplatz und als zeitweilige Arbeits-
zeitverkürzung.

Die Entwicklung der Vorschriften für
die Personalplanung

Während manche Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen heute selbstverständ-
lich als Teil der Arbeitszeit angesehen
werden, weil sie den Interessen des Un-
ternehmens dienen und deshalb von die-
sem gewollt und organisiert sind, werden
andere nur aufgrund der für den Arbeit-
geber geltenden Vorschriften in die Ar-
beitszeit integriert.

Dies gilt in erster Linie für bestimmte Ar-
beitsverträge, die den betreffenden Arbeit-
nehmern sowohl eine Ausbildung als auch
Berufserfahrung vermitteln sollen und die
häufig als Einstieg in ein Arbeitsverhält-
nis dienen. Es handelt sich dabei um Lehr-
verträge, Ausbildungsverträge zur beruf-
lichen Orientierung, Qualifizierungs-
verträge und Anpassungsverträge, die im
Wesentlichen für Jugendliche und junge
Erwachsene bestimmt sind10. Sie enthal-
ten eine obligatorische Ausbildungsphase.
Außerdem sind an dieser Stelle die Ver-
träge zur Beschäftigungsaufnahme (con-
trats initiative emploi) und die „konsoli-
dierten Beschäftigungsverträge“ (contrats
emploi consolidés) zu nennen, die Aus-
bildungsphasen während der Arbeitszeit
umfassen können, deren Inhalt und Dau-
er aber zuvor im Vertrag festgelegt wer-
den müssen. Bei all diesen speziellen
Verträgen ist die Ausbildungszeit aufgrund

gesetzlicher Vorschriften Teil der Arbeits-
zeit.

Eine andere Form der obligatorischen Ein-
beziehung der Weiterbildungszeit in die
Arbeitszeit resultiert aus der Fortentwick-
lung der Rechtsprechung im Bereich der
Arbeitsverträge. Die Richter können näm-
lich eine Entlassung als rechtswidrig ein-
stufen, wenn sie die Folge einer Änderung
der beruflichen Verwendung des Arbeit-
nehmers ist, auf die dieser nicht mittels
einer entsprechenden Weiterbildung vor-
bereitet wurde. Dabei können sich die
Richter auf ein Urteil des Kassationsgerichts
von 1992 berufen11. Dieses sanktioniert
eine allgemeine Entwicklung, indem es aus
dem allgemeinen Vertragsrecht eine
Lauterkeitspflicht des Arbeitgebers ablei-
tet (Willems, 1996). Wenngleich solche
Weiterbildungsmaßnahmen, die in die Ver-
antwortung des Unternehmens fallen, of-
fensichtlich während der Arbeitszeit statt-
finden müssen, so lastet auf dem Arbeit-
nehmer nicht nur die Verpflichtung, an der
Weiterbildungsmaßnahme teilzunehmen
und sie erfolgreich abzuschließen, sondern
auch die Verpflichtung, nach Wiederauf-
nahme seiner Arbeit unter Beweis zu stel-
len, dass er seine Aufgaben besser erfül-
len kann als vorher. Die Weiterbildungs-
maßnahme kann daher das Abhängigkeits-
verhältnis, in dem sich der Arbeitnehmer
befindet, verstärken (Etiennot, 1998).

Seit der Verabschiedung des zweiten Ge-
setzes zur tarifvertraglichen Arbeitszeitver-
kürzung jedoch ist dieser Grundsatz im
Arbeitsgesetzbuch enthalten (L. 932-2):
„Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die An-
passung der Kenntnisse seiner Mitarbei-
ter an die Entwicklung ihrer Arbeitsplät-
ze sicherzustellen.“ Der Artikel legt dar-
über hinaus fest, dass „jede Weiterbil-
dungsmaßnahme, die von dem Mitarbei-
ter im Rahmen dieser Verpflichtung ab-
solviert wird, effektive Arbeitszeit ist“.
Diese unmissverständliche Bestimmung ist
eine Reaktion auf die Regelungen in den
Branchentarifverträgen, die nach dem er-
sten Aubry-Gesetz ausgehandelt wurden.
Der Tarifvertrag für die Metallindustrie
(28. Juli 1998) fiel in dieser Hinsicht be-
sonders radikal aus: Die Weiterbildungs-
zeit durfte in keinem Falle mehr auf die
effektive Arbeitszeit angerechnet werden.
Das hieß nicht, dass der Arbeitgeber sich
jeglicher Kostenübernahme entzog, doch
ging es hier um die Bestätigung des Prin-

(10) Es besteht auch die Möglichkeit,
Arbeitsuchende über 26 Jahren im
Rahmen von Qualifizierungsverträgen
einzustellen, doch befindet sich die-
ses Verfahren noch in der Erprobungs-
phase; diese sollte ursprünglich am
31. Dezember 2000 auslaufen, wurde
aber durch das Haushaltsgesetz 2001
bis zum 30. Juni 2002 verlängert.

(11) Kammer für Sozialsachen, 25. Feb.
1992, Firma Expovit gg./Frau Dehayn-
nin: „Der Arbeitgeber, der gehalten ist,
den Arbeitsvertrag in gutem Glauben
zu erfüllen, hat die Aufgabe, die An-
passung der Kenntnisse der Mitarbei-
ter an ihre Arbeitsplätze sicherzustel-
len.“
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zips, dass die Weiterbildungszeit nicht Teil
der Arbeitszeit ist. Folglich „unterliegt die
Organisation der Weiterbildung nicht den
für die Dauer der Arbeitszeit geltenden
Vorschri f ten: maximale Tages- und
Wochenarbeitszeit, Überstunden, Flexibi-
lisierung“ (Luttringer, 2000).

Obwohl die praktischen Bestimmungen
zur Aufteilung der Kosten zwischen Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern in der
Metallindustrie durch das zweite Gesetz
nicht hinfällig wurden, wurde das ihnen
zugrunde liegende Prinzip durch den
Gesetzgeber außer Kraft gesetzt, weil laut
diesem die Pflicht des Arbeitgebers zur
Kostenübernahme bei Weiterbildungs-
maßnahmen zur Anpassung von Kennt-
nissen dazu führt, dass solche Weiterbil-
dungsmaßnahmen in die effektive Arbeits-
zeit einbezogen werden12.

Offen bleibt immer noch die Frage der
Dauer solcher Weiterbildungsmaßnahmen
zur Anpassung von Kenntnissen. Für Ni-
cole Maggi-Germain (2000) zählen zu die-
sen auch qualifizierende – und damit län-
gere – Weiterbildungsmaßnahmen. Weiter
verbreitet scheint jedoch die Auffassung,
dass Weiterbildungsmaßnahmen, die neue
Kompetenzen vermitteln, nicht mehr der
Anpassung von Kenntnissen dienen und
daher in eine andere Kategorie fallen. Die-
ser Einstufung bestimmter Weiterbildungs-
maßnahmen als effektive Arbeitszeit steht
jedoch entgegen, dass der zweite Absatz
desselben Artikels im Arbeitsgesetzbuch
gestattet, dass „die Entwicklung der Kom-
petenzen der Arbeitnehmer“ durch Weiter-
bildungsmaßnahmen sichergestellt wird,
die teilweise außerhalb der Arbeitszeit statt-
finden. Ihr Ziel ist in dem Fall „der Erwerb
einer neuen Qualifikation oder ein beruf-
licher Aufstieg“ (hierzu zählen auch be-
rufliche Umschulungen). Hier werden die
Arbeitnehmer eindeutig aufgefordert, sich
bewusst zu machen, dass die Planung ih-
rer beruflichen Karriere es erfordert, auch
ihre arbeitsfreie Zeit zur Aktualisierung
ihrer Kompetenzen zu nutzen.

Sowohl die Entwicklung der Verfahren zur
Weiterbildungsplanung in den Unterneh-
men, die inzwischen in die Arbeitsorga-
nisation einbezogen wurden, als auch die
Entwicklung der dabei zu beachtenden
Vorschriften, haben dazu geführt, dass die
Weiterbildungszeit nicht mehr als eine
Zeit, in der man der Arbeit fernbleibt, oder

als genehmigter Urlaub betrachtet wird.
Damit wird sie auch faktisch nicht mehr
als Arbeitszeitverkürzung angesehen.

Die Tendenz zu einer deutlicheren Be-
schränkung der Weiterbildung auf die
Arbeitszeit

Die Umdefinition der Weiterbildung zur
effektiven Arbeitszeit, sofern sie vom Ar-
beitgeber vorgeschrieben oder genehmigt
wird, erfolgte wiederum nicht ohne eine
strengere Kontrolle ihrer Kosten und so-
mit der für sie aufgewendeten Zeit. Be-
trachtet man die Gesamtzahl der Prakti-
kumsstunden im Betrieb, so bleibt diese
gleich hoch und nimmt im Laufe der Jah-
re sogar zu, was die vom Arbeitsministe-
rium erstellten Statistiken belegen, die sich
im Anhang zu den Haushaltsgesetzen fin-
den. Zurückzuführen ist dies jedoch auf
einen Anstieg der Zahl der Arbeitnehmer,
die in den Genuss von Weiterbildungs-
maßnahmen kommen. Die durchschnitt-
liche Dauer der Maßnahmen hingegen ist
von 60 Stunden in den achtziger Jahren
auf knapp 40 Stunden zurückgegangen.
Darin dokumentiert sich die Absicht, den
der Weiterbildung gewidmeten Teil der
Arbeitszeit zu reduzieren. Infolgedessen
ist der Prozentsatz der Beteiligung von
Unternehmen an Weiterbildungsmaßnah-
men seit 1993 weitgehend gleich geblie-
ben, wobei insbesondere bei den Groß-
unternehmen eine leicht rückläufige Ten-
denz erkennbar wird13.

Die gleiche Tendenz hin zu einer Redu-
zierung der Weiterbildungszeit lässt sich
bei der Umsetzung des Systems des
„Weiterbildungszeitkapitals“ feststellen,
das 1993 durch ein Gesetz eingeführt
wurde. Für die Zwecke des vorliegenden
Artikels reicht es, festzuhalten, dass die-
se Maßnahme es unter bestimmten Vor-
aussetzungen ermöglicht, die Hälfte der
für den individuellen Weiterbildungs-
urlaub vorgesehenen Mittel wieder in den
betrieblichen Aus- und Weiterbildungs-
plan einzubeziehen, was insbesondere
eine erhebliche Verkürzung der Weiterbil-
dungsdauer zur Folge hat.

Die derzeit interessanteste Entwicklung im
Bereich des Managements der Weiterbil-
dungszeit ist jedoch ein System, das mit
dem Begriff „Koinvestition“ bezeichnet
wird. Dabei geht es um eine Vereinba-
rung zwischen einem Arbeitgeber und ei-

„Sowohl die Entwicklung
der Verfahren zur Weiter-
bildungsplanung in den Un-
ternehmen, die inzwischen
in die Arbeitsorganisation
einbezogen wurden, als
auch die Entwicklung der
dabei zu beachtenden Vor-
schriften, haben dazu ge-
führt, dass die Weiterbil-
dungszeit nicht mehr als
eine Zeit, in der man der
Arbeit fernbleibt, oder als
genehmigter Urlaub be-
trachtet wird. Damit wird
sie auch faktisch nicht
mehr als Arbeitszeitverkür-
zung angesehen.“

„Die derzeit interessanteste
Entwicklung im Bereich des
Managements der Weiter-
bildungszeit ist jedoch ein
System, das mit dem Begriff
‘Koinvestition’ bezeichnet
wird. Dabei geht es um eine
Vereinbarung zwischen ei-
nem Arbeitgeber und einem
Arbeitnehmer über eine
Weiterbildungsmaßnahme,
für deren Kosten das Unter-
nehmen aufkommt und die
zum Teil während der ar-
beitsfreien Zeit des Arbeit-
nehmers stattfindet.“

(12) Zudem hat der Verband der Me-
tall- und Bergbauindustrie den Ge-
werkschaften im Januar 2000 den
Wortlaut eines Zusatzes vorgelegt, der
die dem 2. Gesetz zuwiderlaufenden
Bestimmungen abändern soll.

(13) Der durchschnittliche Prozentsatz
der Beteiligung ist von 3,29% im Jah-
re 1993 auf 3,24% im Jahre 1997 ge-
sunken, wobei dieser Rückgang bei
Unternehmen zwischen 500 und 1␣ 999
Beschäftigten 2,8% und bei Unterneh-
men mit über 2␣ 000 Beschäftigten
7,97% betrug, während der Prozent-
satz der Beteiligung bei Kleinbetrie-
ben kontinuierlich anstieg (Bentabet,
2000).
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nem Arbeitnehmer über eine Weiterbil-
dungsmaßnahme, für deren Kosten das
Unternehmen aufkommt und die zum Teil
während der arbeitsfreien Zeit des Arbeit-
nehmers stattfindet. Ein Manteltarifvertrag
und ein Gesetz aus dem Jahre 1991 ste-
cken den Rahmen hierzu ab. Bisher wur-
de von dieser Regelung nur wenig Ge-
brauch gemacht, doch bietet das Gesetz
über die 35-Stunden-Woche eine neue Ge-
legenheit, sie weiter auszubauen. Bei ei-
nigen Vereinbarungen auf Branchen- oder
Betriebsebene wurde sie bereits ausdrück-
lich berücksichtigt: Als Ausgleich für die
Verkürzung der Arbeitszeit kann ein Teil
der frei gewordenen Zeit für Weiterbil-
dungsmaßnahmen verwendet werden, die
vom Unternehmen finanziert werden.

Allerdings modifizieren die Tarifverein-
barungen zur Arbeitszeitverkürzung, die
u.␣ a. auch eine Koinvestition im Bereich
der Weiterbildungsmaßnahmen vorsehen,
die gesetzlichen Bestimmungen häufig
beträchtlich (Besson, 2000; Luttringer
2000). Die Vereinbarungen sehen ledig-
lich Weiterbildungsmaßnahmen während
der arbeitsfreien Zeit des Arbeitnehmers
vor, die je nach Fall maximal 3 bis 5 Tage
pro Jahr umfassen können, wobei man-
che Vereinbarungen zudem festlegen, dass
noch einmal die gleiche Zeitspanne Ar-
beitszeit für Weiterbildungsmaßnahmen
aufzuwenden ist, andere jedoch nur die
Übernahme der Weiterbildungskosten
durch das Unternehmen vorsehen. All dies
ist weit von den Bestimmungen des
Arbeitsgesetzbuches (L. 932-1) entfernt,
das vorgibt, dass nur 25% der für die
Weiterbildung aufgewendeten Zeit außer-
halb der Arbeitszeit liegen dürfen, und es
zur Bedingung macht, dass damit der Er-
werb einer beruflichen Qualifikation an-
gestrebt wird, die einen vorrangigen Zu-
gang zur Ausübung entsprechender Tä-
tigkeiten eröffnet. Auch hier wieder zeigt
sich, dass kurzen Weiterbildungsmaßnah-
men der Vorzug vor Weiterbildungsmaß-
nahmen gegeben wird, für die zu viel
Arbeitszeit aufzuwenden ist.

Die Weiterbildung außer-
halb der Arbeitszeit

Die starke Betonung des Rechts auf Wei-
terbildung während der Arbeitszeit in
Frankreich hat hier scheinbar stärker als

in anderen Ländern der Europäischen
Union ein Desinteresse für Weiterbil-
dungsmaßnahmen während der Freizeit
zur Folge gehabt. Ist dies das Ergebnis
einer unvermeidlichen soziologischen
Entwicklung? Einige stimmen dieser Auf-
fassung zu, wie D. Mothé, der feststellt:
„Niemand hat irgendjemanden verpflich-
tet. Es ist einfach nur so, dass sich die
Arbeitnehmer zur Ausfüllung ihrer Frei-
zeit eher für Produkte entschieden haben,
die ihnen Zerstreuung und Träume bie-
ten, als für Produkte, die ihr Wissen meh-
ren und ihnen Anreize bieten, sich kultu-
rell und politisch zu betätigen oder an den
Diskussionen über große weltanschauli-
che Fragen zu beteiligen“. Die von der
INSEE durchgeführte Untersuchung
„Emploi du temps“ (Dumontier und Pan
Ké Shon, 1999) legt dies ebenfalls nahe,
indem sie aufzeigt, dass Erwerbstätige für
Bildung und Weiterbildung außerhalb der
Arbeitszeit täglich im Durchschnitt drei
Minuten aufwenden und dass nur 2% sich
tatsächlich weiterbilden.

N. Terrot (1997), der optimistischere Töne
anschlägt, schätzt, dass etwa 500␣ 000 Per-
sonen an Weiterbildungsmaßnahmen im
Rahmen der so genannten „sozialen Auf-
stiegsförderung“ teilnehmen, und zwar
zumeist in Abendkursen, im CNAM, in
schulischen oder universitären Einrichtun-
gen, am nationalen Zentrum für Fernun-
terricht oder in den Zentren zur Vorbe-
reitung auf Auswahlverfahren im Verwal-
tungsbereich. Hinzu kommen nach seiner
Rechnung 300␣ 000 bis 400␣ 000 studieren-
de Erwachsene, die sich für herkömmli-
che Studiengänge an den Universitäten
eingeschrieben haben. Da jedoch keine
genauen Untersuchungen vorliegen, steht
zu befürchten, dass diese Zahlen zu hoch
angesetzt sind.

Dazu möchte ich lediglich anmerken,
dass, wirtschaftlich gesehen, die indivi-
duelle Weiterbildungsnachfrage als nicht
rentabel betrachtet wird und die Aus- und
Weiterbildungseinrichtungen es vorzie-
hen, sich bei den Unternehmen und den
öffentlichen Stellen um eine Finanzierung
ihrer Aktivitäten zu bemühen, obwohl
Letztere immer weniger bereit sind, Wei-
terbildungsmaßnahmen zum Zwecke der
sozialen Aufstiegsförderung oder der All-
gemeinbildung zu finanzieren. Die für
diese Fragen zuständigen Regionalräte
scheinen bewusst vergessen zu haben,
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dass es keine Nachfrage nach Weiterbil-
dung während der Freizeit geben kann
ohne ein entsprechendes Weiterbildungs-
angebot, durch das diese strukturiert und
gesteuert wird, und ohne Berücksichti-
gung der Kosten, die für den Einzelnen
durch die Teilnahme an einem Weiterbil-
dungsprojekt entstehen.

Man darf jedoch auch nicht übersehen,
dass der Staat und die Regionalräte seit
zwanzig Jahren ein anderes vorrangiges
Anliegen verfolgen, nämlich die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit und insbeson-
dere der Jugendarbeitslosigkeit. In diesem
Bereich ist das öffentliche Aus- und Wei-
terbildungsangebot, das in der Regel von
privaten Einrichtungen bereitgestellt, aber
vom Staat finanziert wird, stets umfang-
reich gewesen und ist es auch heute noch.
Hier geht es jedoch nicht mehr um die
Förderung der Weiterbildung während der
Freizeit, sondern um die Überbrückung
einer Zeit ohne Beschäftigung unter dem
Deckmantel beschäftigungswirksamer
Maßnahmen. Im Übrigen dürfte ein Teil
dieser externen Aus- und Weiterbildungs-
maßnamen den Arbeitgebern die Möglich-
keit bieten, damit teilweise ihren eigenen
Aus- und Weiterbildungsbedarf zu decken,
sofern durch diese Maßnahmen poten-
zielle künftige Mitarbeiter nach den Vor-
stellungen der Unternehmen herangebil-
det werden. Beachtenswert ist außerdem,
dass ein Arbeitsuchender nur dann an ei-
ner Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme
teilnehmen darf – er riskiert andernfalls
seinen Anspruch auf Arbeitslosenunter-
stützung –, wenn es sich dabei um ein
genehmigtes Praktikum handelt, das un-
mittelbar in eine Beschäftigung mündet14.
Nur in diesem Fall wird der Erwerbslose
von der Verpflichtung befreit, seine ge-
samte Zeit der Suche nach einer Arbeits-
stelle zu widmen.

Wenngleich die öffentlichen Finanzmittel
für Weiterbildungsmaßnahmen auf die
arbeitslose Bevölkerung konzentriert wer-
den, kommen sie gleichwohl nicht den-
jenigen zugute, die sich in einem Über-
gangsstadium zwischen Arbeitslosigkeit
und Beschäftigung befinden, d.␣ h. einen
unsicheren Arbeitsplatz haben und/oder
zur Teilzeitarbeit gezwungen sind. Diese
Arbeitnehmer verfügen zwar im Allgemei-
nen über mehr Freizeit als andere, kön-
nen diese aber nicht für ihre Weiterbil-
dung nutzen, weil es nur sehr wenige

Möglichkeiten für eine Übernahme der
Weiterbildungskosten gibt, weil die Be-
troffenen unzureichend informiert sind
und weil das vorhandene Angebot nicht
auf ihren flexiblen Stundenplan bzw. auf
den unregelmäßigen Wechsel zwischen
Zeiten der Beschäftigung und der Nicht-
beschäftigung zugeschnitten ist.

Gewiss mit Vorsicht ist der These zu be-
gegnen, dass die verstärkte Verlagerung
der Weiterbildung in die Freizeit durch
eine spontane Übernahme des rationel-
len Konzepts des lebenslangen Lernens
bedingt sei. Die zunehmende Unsicher-
heit der Arbeitsplätze, von der immer
mehr Arbeitnehmer betroffen sind, sowie
die Flexibilisierung der Arbeit, die mit der
allgemeinen Einführung der 35-Stunden-
Woche im Zuge der Arbeitszeitverkürzung
einhergehen wird, eröffnen keine Per-
spektiven für eine bessere Nutzung der
individuell verfügbaren Zeit durch den
Einzelnen, der diese zum Teil für seine
Weiterbildung einsetzen könnte. Doch
resultiert nicht etwa der Eindruck, dass
man hier in einer Sackgasse steckt, aus
dem übermäßig scharfen Gegensatz, der
zwischen Arbeitszeit und Freizeit aufge-
baut wird?

In einem Artikel aus dem Jahr 1995, in
dem Alain Supiot die These unterbreitet,
dass die Arbeitszeit Teil einer Problema-
tik der „zeitlichen Abstimmung“ (concor-
dance des temps) sei, bemerkt er, dass die
Freizeit sich in der Arbeitszeit „einquar-
tiert“ habe und dass im Gegenzug die
Erwerbsarbeit ihre Schatten auf die Frei-
zeit werfe. Es wurden verschiedene An-
sprüche auf Beurlaubung oder Freistel-
lung eingeführt, die heute deutlicher als
Ausdruck eines Bemühens um eine bes-
sere Abstimmung zwischen Arbeitszeit
und gesellschaftlich anerkannten privaten
(Kindererziehung, Pflege von Angehöri-
gen...) oder öffentlichen Tätigkeiten
(Vereinsarbeit, politische Arbeit...) erkenn-
bar werden. Damit aber dieses Bemühen
um eine „zeitliche Abstimmung“, deren
Voraussetzungen in dem Bericht „Au-delà
de l’emploi“ („Jenseits der Arbeit“) (Supiot,
1999) dargelegt werden, besser gefördert
werden kann, erscheint es unbedingt er-
forderlich, den Zeiten, die unter dem
Einfluss der Arbeit stehen, gezieltere Auf-
merksamkeit zu widmen und sie somit
besser sichtbar zu machen. Und dabei
geht es nicht nur um den Weg zwischen

(14) Genauer gesagt steht es einem Ar-
beitsuchenden frei, eine Aus- oder
Weiterbildungsmaßnahme seiner Wahl
zu absolvieren, wenn diese pro Mo-
nat einschließlich Abendterminen
weniger als 40 Stunden umfasst.

„(…) ein anderes vorrangi-
ges Anliegen (…) (ist) die
Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit (…) und insbesonde-
re der Jugendarbeitslosig-
keit. In diesem Bereich wird
das öffentliche Aus- und
Weiterbildungsangebot in
der Regel von privaten Ein-
richtungen bereitgestellt,
aber vom Staat finanziert
(...). Hier geht es jedoch
nicht mehr um die Förde-
rung der Weiterbildung
während der Freizeit, son-
dern um die Überbrückung
einer Zeit ohne Beschäfti-
gung unter dem Deckmantel
beschäftigungswirksamer
Maßnahmen.“

„Es wurden verschiedene
Ansprüche auf Beurlau-
bung oder Freistellung ein-
geführt, die heute deutli-
cher als Ausdruck eines Be-
mühens um eine bessere Ab-
stimmung zwischen Ar-
beitszeit und gesellschaft-
lich anerkannten privaten
(...) oder öffentlichen Tätig-
keiten erkennbar werden.“
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Wohnung und Arbeit, sondern auch um
Zeiten der Anstrengung, der Arbeit, die
man zu Hause ableistet, um seine Kennt-
nisse zu aktualisieren, oder auch die per-
sönliche Zeit, die man seiner Weiterbil-
dung widmen kann.

Lässt sich für die Zukunft absehen, dass
tarifvertragliche und gesetzliche Bestim-
mungen sowie Verwaltungsvorschriften,
die sich auf die durch die Arbeit bestimm-
ten Zeiten beziehen, besser aufeinander
abgestimmt werden? Nach Auffassung von
A. Supiot erfordert dies zuvor die Festle-
gung allgemeiner Grundsätze für die zeit-
liche Abstimmung, die nur durch ein Ge-
setz möglich sei. Geschieht dies nicht,
würde nach Analyse von J.-Y. Boulin
(1992) die Arbeitszeitverkürzung, wie seit
den achtziger Jahren der Fall, weiter an
Bedeutung verlieren und nur noch auf
eine Umstrukturierung der Arbeitszeit zum
Zwecke der Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit hinauslaufen.

Die Grenzen der Verlage-
rung der Weiterbildung
von der Arbeitszeit auf die
beschäftigungsfreie Zeit

Der allgemeine Trend zur Rationalisierung
der Weiterbildungskosten der Unterneh-
men und damit insbesondere hin zur straf-
feren Verwaltung der für die Weiterbil-
dung bereitgestellten Arbeitszeit nimmt
demnach sehr unterschiedliche Formen
an. Das Gesetz über die 35-Stunden-Wo-
che wird diesen Prozess nur beschleuni-
gen. Es zwingt nämlich die Sozialpartner
in den Unternehmen, Verhandlungen über
die so genannte effektive Arbeitszeit zu
führen. Dabei geht es nicht nur um die
Pausen, sondern um das gesamte Umfeld
der produktiven Arbeit im eigentlichen
Sinn, Zeiten der Arbeitsvorbereitung, die
Zeit für die Behebung von Störungen usw.
Von diesem Standpunkt aus gesehen, stellt
die Weiterbildung, auch wenn sie von der
Unternehmensleitung angeordnet wird,
keine produktive Arbeitszeit dar. Zwar
dürften wir die Weiterbildungszeit inzwi-
schen nicht mehr als eine Zeit betrach-
ten, in der man der Arbeit fernbleibt, doch
gehört sie durchaus zu den Zeiten, an
denen Einsparungen vorgenommen wer-
den müssen.

Wäre ein Kompromiss denkbar, wonach
die Weiterbildungszeit in die Freizeit der
Arbeitnehmer fallen würde? Diese Hypo-
these kann in jedem Falle nur für be-
stimmte Formen von Weiterbildung gel-
ten und darf nicht als allgemeine Regel
verstanden werden. Zunächst ist die Wei-
terbildung am Arbeitsplatz davon natur-
gemäß auszuschließen. Auch ist es kaum
vorstellbar, dass kurze, vorgeschriebene
Weiterbildungsmaßnahmen außerhalb der
Arbeitszeit absolviert werden könnten,
und zwar aus arbeitsrechtlichen Gründen.
Bei diesen Weiterbildungsmaßnahmen,
die der Schulung neuer Mitarbeiter für
ihren Arbeitsplatz oder der Anpassung an
technische oder organisatorische Verän-
derungen dienen, hat das zweite Gesetz
zur Arbeitszeitverkürzung einen wesent-
lichen Punkt geklärt: Die Weiterbildungs-
maßnahmen zur Anpassung von Kennt-
nissen sind Teil der effektiven Arbeitszeit.
Sie können also nicht der Freizeit zuge-
rechnet werden15.

Zumindest in einigen Unternehmen, vor
allem in den großen Unternehmen, stellt
ein Teil der im Rahmen des betrieblichen
Aus- und Weiterbildungsplans angebote-
nen Maßnahmen ein Angebot an die Ar-
beitnehmer dar, das sie auf freiwilliger
Basis in Anspruch nehmen können. Dies
gilt beispielsweise für Maßnahmen im
Rahmen des Weiterbildungszeitkapitals.
Bei diesen Maßnahmen lässt sich nicht a
priori ausschließen, dass durch eine be-
triebsinterne Vereinbarung festgelegt wird,
inwieweit ein Teil oder die Gesamtheit
dieser Weiterbildungsmaßnahmen wäh-
rend der durch die Verkürzung der Ar-
beitszeit frei gewordenen Zeit stattzufin-
den haben. So sehen beispielsweise die
Vereinbarungen über die 35-Stunden-Wo-
che bei Danone, Renault oder Peugeot,
die nach dem Inkrafttreten des ersten
Gesetzes getroffen wurden, die Vergabe
von Weiterbildungsgutscheinen (crédits-
formation) vor, wodurch die Arbeitneh-
mer Zugang zu Weiterbildungsmaßnah-
men erhalten, die zwar vom Unterneh-
men organisiert und finanziert werden,
aber in der Freizeit zu absolvieren sind.

Dieses Beispiel zeigt jedoch, dass ein Ar-
beitgeber von seinen Mitarbeitern nicht
verlangen kann, sich die für die Erfüllung
ihrer Aufgaben notwendigen Kenntnisse
anzueignen, indem sie sich während ih-
rer Freizeit auf eigene Faust um Weiter-

(15) Die Definition der effektiven Ar-
beitszeit, die im ersten Gesetz enthal-
ten war, erlaubte es nicht, Weiterbil-
dungsmaßnahmen, die der Arbeitszeit
zugerechnet wurden, von Weiterbil-
dungsmaßnahmen zu unterscheiden,
die nicht der Arbeitszeit zugerechnet
wurden. Das Tribunal de grande
instance von Paris, das angerufen
wurde, um über den im Januar 1999
unterzeichneten Tarifvertrag des fran-
zösischen Bankenverbandes zu ent-
scheiden, hatte jene Bestimmungen
für ungesetzlich erklärt, die es den Ar-
beitnehmern erlaubten, sich während
der durch die Arbeitszeitverkürzung
gewonnenen Zeit weiterzubilden,
wenn die Weiterbildungsmaßnahme
Bestandteil des betrieblichen Aus- und
Weiterbildungsplans war, weil sie
dann nach wie vor ihrem Arbeitgeber
zur Verfügung stünden (Maggi-Ger-
main, 2000).
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bildungsmaßnahmen kümmern16. Ge-
werkschaftsorganisationen und Personal-
vertretungen würden sich einer solchen
Formel mit gutem Grund auch widerset-
zen, da sie ihnen einen Teil ihres Mitspra-
che- und Verhandlungsrechts bei der
Weiterbildungspolitik des Unternehmens
nehmen würde17. Die Möglichkeiten ei-
ner Verlagerung der Weiterbildungszeit
auf die Zeit außerhalb der Arbeitszeit sind
folglich sehr begrenzt.

Dennoch bleibt eine Frage im Zusammen-
hang mit der Verknüpfung von Arbeits-
zeit und Weiterbildungszeit offen, näm-
lich die Frage des Rechts auf Abwesen-
heit von der Arbeit, um einer Weiterbil-
dung nachzugehen. Kann die Verkürzung
der Arbeitszeit als Rechtfertigung für die
Aufgabe des Prinzips des Weiterbildungs-
urlaubs – ob individueller Weiterbildungs-
urlaub, Sabbatical oder Sonderurlaub –
dienen? Diese Gefahr besteht durchaus,
wenn man bedenkt, dass schon jetzt die
finanziellen Mittel für den individuellen
Weiterbildungsurlaub erheblich gekürzt
worden sind. Auch wenn diese Art von
Weiterbildungsurlaub nur wenige Arbeit-
nehmer erfasst, so ist die Infragestellung
dieses Prinzips zweifellos ein Rückschritt
und damit ein Rückzug der staatlichen In-
stanzen18.

Wie könnte eine Politik
der Weiterbildung wäh-
rend der Freizeit ausse-
hen?

Natürlich sind etwaige Versuche, die
Weiterbildungszeit von der Arbeitszeit in
die Freizeit zu verlagern, aufmerksam zu
verfolgen. Andererseits wäre eine von
vornherein ablehnende Haltung gegen-
über allen Anreizen zur Förderung von
Weiterbildungsmaßnahmen außerhalb der
Arbeitszeit wenig hilfreich, solange der Ar-
beitgeber weiterhin seiner Verpflichtung
zur Verbesserung der Kompetenzen sei-
ner Mitarbeiter gerecht wird, indem er
insbesondere die Finanzierung von Wei-
terbildungsmaßnahmen übernimmt und
den Grundsatz der freiwilligen Beteiligung
der Arbeitnehmer an diesen Maßnahmen
respektiert. Zudem müssten in diesem
Bereich auch die Personalvertretungen
weiterhin ihre beratenden Aufgaben bei

der Gestaltung und Durchführung der
Weiterbildungspolitik wahrnehmen kön-
nen.

Doch die Zunahme der Freizeit der Er-
werbstätigen aufgrund der allgemeinen
Einführung der 35-Stunden-Woche und
der Ausweitung der selbst gewählten Teil-
zeitarbeit bietet nicht nur den Arbeitge-
bern Gelegenheit, neue Formen für die
Gestaltung der Weiterbildungszeit ihrer
Mitarbeiter zu finden. Sie rechtfertigt auch
neue politische Fragen an die staatlichen
Instanzen, zumal diese beteuern, die
lebensbegleitende Weiterbildung fördern
zu wollen.

Die Gründe, weshalb sich die Erwerbstä-
tigen möglicherweise weiterbilden wol-
len, variieren je nach beruflicher Situati-
on, nach Phase des beruflichen Werde-
gangs, nach Alter und nach Beteiligung
am gesellschaftlichen Leben und müssten
daher eingehender analysiert und ermit-
telt werden, um den Wünschen und An-
sprüchen der Arbeitnehmer besser gerecht
werden zu können. Zu diesem Punkt, der
hier nicht eingehender behandelt werden
kann, sei lediglich angemerkt, dass die
Weiterbildung offenbar dann als nützlich
und wünschenswert empfunden wird,
wenn sie auf eine Tätigkeit bezogen ist,
sei diese nun beruflicher oder sozialer Art.
Das heißt, sie kann zwar über den beruf-
lichen Bereich hinausgehen, doch steht
dieser nach wie vor im Mittelpunkt der
Überlegungen, solange die Arbeit die
wichtigste soziale Tätigkeit darstellt. Frei-
lich wird heute nur zu gern davon ausge-
gangen, dass die Weiterbildungsmaßnah-
men zu beruflichen Zwecken als zur Ar-
beit gehörend zu betrachten seien und
damit in erster Linie der Verantwortung
des Arbeitgebers unterliegen. Dabei
vergisst man jedoch, dass die Erwartun-
gen, die von den Arbeitnehmern an die
berufliche Weiterbildung gestellt werden,
weit über das hinausgehen können, was
in der von den Unternehmen verlangten
oder vorgeschlagenen Weiterbildung be-
handelt wird.

Darf man sich also auf das Verantwor-
tungsgefühl und die Scharfsicht des Ein-
zelnen verlassen und darauf vertrauen,
dass sich eine Weiterbildungsnachfrage
herausbildet, auf die sich der Markt ein-
stellen und für die er das entsprechende
Angebot bereitstellen wird? Die Nachfra-

„(…) die Zunahme der Frei-
zeit der Erwerbstätigen
aufgrund der allgemeinen
Einführung der 35-Stunden-
Woche und der Ausweitung
der selbst gewählten Teil-
zeitarbeit bietet nicht nur
den Arbeitgebern Gelegen-
heit, neue Formen für die
Gestaltung der Weiterbil-
dungszeit ihrer Mitarbeiter
zu finden. Sie rechtfertigt
auch neue politische Fra-
gen an die staatlichen In-
stanzen, zumal diese beteu-
ern, die lebensbegleitende
Weiterbildung fördern zu
wollen.“

(16) Jean-Marie Luttringer merkt an,
dass die Arbeitgeber, wenn sie die
Weiterbildung aus der effektiven Ar-
beitszeit herausnehmen, feststellen
würden, „dass die Verlagerung der
Weiterbildung in das Privatleben ih-
nen die Kontrolle über die Weiterbil-
dung nehmen wird, die ein wesentli-
cher Bestandteil der Management-
und Führungskompetenz ist“; aus:
Négocier de nouveaux équilibres entre
temps de travail et temps de formation
(„Aushandlung eines neuen Gleichge-
wichts zwischen Arbeits- und Weiter-
bildungszeit“) (1999, S. 198).

(17) J-M Luttringer: „Wenn die Weiter-
bildung in die Privatsphäre verlagert
wird, fällt sie aus den Tarifverhand-
lungen und damit aus dem Einfluss-
bereich der Gewerkschaften heraus.
Bleibt sie jedoch mit dem Arbeitsbe-
reich verbunden, wenn auch die da-
für vorgesehenen Mittel gekürzt wer-
den, ist sie nach wie vor Gegenstand
der Tarifverhandlungen. Ihre Merkma-
le und ihr rechtlicher Status unter-
scheiden sich von denjenigen der ef-
fektiven Arbeit, auch wenn sie wei-
terhin dem gleichen Bereich angehört.
Die Weiterbildung wird zu einem Teil-
gebiet der Arbeit, für die wie bei der
Arbeitslosenversicherung oder im
Krankheitsfall eine Entschädigung,
aber kein Lohn oder Gehalt gezahlt
wird“ (ebd.).

(18) Im Gegensatz zu einer solchen
Entwicklung vertritt der Supiot-Bericht
(1999) die Auffassung, dass im Rah-
men einer europäischen gemein-
schaftlichen Politik „das Recht auf
berufliche Bildung erfordert, dass in
den gesetzlichen Regelungen der Ar-
beitszeit für diese Berufsbildungs-
maßnahmen Zeit eingeräumt wird“
(S.129).
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ge nach Weiterbildung existiert in der
Regel nicht vor dem Angebot, sie ist viel-
mehr auf das Angebot angewiesen, um
sich strukturieren und äußern zu können.
Damit kommt den staatlichen Behörden
in einem zentralen oder dezentralisierten
System eine gewisse Verantwortung im
Hinblick auf die Zusammenstellung, die
Auswahl, die Weiterentwicklung und so-
mit auch die Finanzierung des denkba-
ren Weiterbildungsangebots zu.

Es obliegt ihnen jedoch, vor allem auf
regionaler Ebene neue Weiterbildungs-
formen zu fördern, die den Problemen
der Koordinierung individueller Zeitplä-
ne, welche in erster Linie auf die Diversi-
fizierung und Flexibilisierung der Arbeits-
zeit zurückzuführen sind, Rechnung tra-
gen, denn nicht nur die Inhalte und die
Zielsetzungen machen die Bedeutung
und den Wert des Weiterbildungsange-
botes aus, sondern auch seine Zugäng-
lichkeit, bei der die zeitlichen Zwänge
mit zu berücksichtigen sind. Hierzu kön-
nen die Informations- und Kommunika-
tionstechnologien einen Beitrag leisten,
wenn man bei ihrer Nutzung nicht auf
die kollektive pädagogische Vermittlung
verzichtet.

Aber nicht nur das Weiterbildungsange-
bot sollte an die neuen Zeitaufteilungs-
zwänge angepasst werden; auch die Ent-
wicklung der Weiterbildungstätigkeit bei
den Erwerbstätigen erfordert Maßnahmen
zur Regulierung und Neueinteilung der
sozialen Zeiten, wobei die staatlichen
Behörden sowohl auf nationaler als auch
auf lokaler Ebene eine entscheidende
Rolle spielen können. Erstere hätten da-
bei bestimmte Grundsätze festzulegen, um
sicherzustellen, dass das Allgemeinwohl
im Zentrum der Versuche zur zeitlichen
Neustrukturierung steht (Supiot, 1999);
Letztere sollten konkrete, kohärente For-
men der „zeitliche Abstimmung“ auf lo-
kaler Ebene entwickeln (Gauvin und
Jacot, 1999).

Betrachtet man die einschneidenden Ver-
änderungen, die sich in den letzten 30
Jahren in der Erwachsenenbildung in
Frankreich vollzogen haben, so ist ein-
deutig festzustellen, dass die Arbeitszeit-
verkürzung dabei bisher keine wesentli-
che Rolle gespielt hat; sie hat keine auto-
matische Zunahme der Weiterbildungszeit
zur Folge gehabt, möglicherweise einmal

abgesehen von den Arbeitsuchenden.
Hingegen ist die Verbindung zwischen
Weiterbildung und Arbeit sehr viel enger
geworden, was so weit geht, das die Wei-
terbildung inzwischen bisweilen der ef-
fektiven Arbeitszeit zugerechnet wird. Die
Vorstellung, dass die Weiterbildungszeit
von vornherein eine Verkürzung der Ar-
beitszeit darstellt, gehört inzwischen der
Vergangenheit an.

Gleichwohl stellt die Weiterbildung kei-
ne produktive Arbeit dar, und die Arbeit-
geber sind in der Regel sehr bestrebt,
Weiterbildungszeit einzusparen, deren
Anteil an der kollektiven Arbeitszeit zu
verringern sowie deren individuelle Dau-
er zu verkürzen, um gegebenenfalls mehr
Arbeitnehmern eine Teilnahme zu ermög-
lichen. Diese Notwendigkeit zur Rationa-
lisierung sollte jedoch nicht zu einer blo-
ßen Verlagerung der Weiterbildungszeit in
die Freizeit der Arbeitnehmer führen. Viel-
mehr sind es nun neue Weiterbildungs-
investitionen des Einzelnen in seiner per-
sönlich verfügbaren Zeit, um die es bei
der Weiterbildung außerhalb der Arbeits-
zeit gehen muss.

Ganz offensichtlich aber wird eine Aus-
weitung der Weiterbildungszeit der Er-
werbstätigen, und dies insbesondere wäh-
rend ihrer beschäftigungsfreien Zeit, nicht
spontan durch das freie Spiel von Ange-
bot und Nachfrage auf dem Markt der
Freizeitaktivitäten zustande kommen.
Gerade hier sind die öffentlichen Stellen
und die Sozialpartner gleichermaßen ge-
fordert. Bei Ersteren geht es dabei um ihre
Fähigkeit, ein qualitativ hochwertiges
Weiterbildungsangebot zu gestalten und
zu fördern, das insbesondere die Erwar-
tungen und zeitlichen und finanziellen
Einschränkungen jener Bevölkerungs-
gruppen berücksichtigt, die eines solches
Angebots am meisten bedürfen, um be-
rufliche Perspektiven zu finden. Für Letz-
tere wäre es wichtig, den Begriff „Koinves-
tition“ mit neuem Inhalt zu füllen und
nicht mehr vorrangig nach möglichst ge-
ringen Kosten für das Unternehmen zu
streben, sondern vielmehr Anreize für die
Arbeitnehmer zu liefern, sich in Abstim-
mung mit ihrem Arbeitgeber an Weiter-
bildungsprojekten zu beteiligen, um so-
mit einen Kompromiss zwischen dem In-
teresse des Unternehmens, dem seiner
Mitarbeiter und dem Allgemeinwohl zu
finden.

„Die Vorstellung, dass die
Weiterbildungszeit von
vornherein eine Verkür-
zung der Arbeitszeit dar-
stellt, gehört inzwischen
der Vergangenheit an.“
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Dies setzt jedoch voraus, dass Prinzipien
und Vorschrif ten für ein Recht auf
Weiterbildungszeit niedergelegt werden,
das tatsächlich anwendbar, das heißt
allgemeinverbindlich, leicht verständlich
und umsetzbar ist. Zwar gibt es in die-
sem Bereich bereits Bestimmungen, doch
handelt es dabei um eine im Laufe der
Jahre entstandene Ansammlung von
Einzelvorschriften, die je nach Status der
Erwerbspersonen Unterschiede aufwei-
sen, was oft abschreckend wirkt, da die
Bestimmungen deshalb komplex und für
die Betroffenen nur schwer verständlich
sind. Diese müssen sich an Fachleute
wenden, die sie über ihre Ansprüche in-
formieren können, wobei sie bereits von
vornherein ein Weiterbildungsprojekt vor-
weisen müssen. Ein Gesetzentwurf, der

ein allgemeines Recht auf Zugang zu
Weiterbildungsmaßnahmen definiert, das
individuell und bei Wechsel der Arbeits-
stelle übertragbar ist, steht immer noch
aus, ohne dass sich Prognosen über sei-
ne Verabschiedung machen ließen. Die
Sozialpartner scheinen die Initiative in die-
sem Bereich lieber der Regierung zu über-
lassen, anstatt selbst eine Regelung vor-
zuschlagen, die es den Arbeitnehmern
erlaubt, Weiterbildungsprojekte in Angriff
zu nehmen, die teils während der Arbeits-
zeit, teils während der beschäftigungs-
freien Zeit absolviert werden, Möglichkei-
ten zur Neugestaltung der Arbeit bietet,
finanzielle Unterstützung gewährleistet
und die berufliche Anerkennung der
durch die Weiterbildungsmaßnahme er-
worbenen Kenntnisse in Aussicht stellt.
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„Ein Gesetzentwurf, der ein
allgemeines Recht auf Zu-
gang zu Weiterbildungs-
maßnahmen definiert, das
individuell und bei Wechsel
der Arbeitsstelle übertrag-
bar ist, steht immer noch
aus.“
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Einleitung

„Wenn wir Bildungssysteme anderer Län-
der studieren, dürfen wir nicht vergessen,
dass die Verhältnisse außerhalb der Schu-
len noch wichtiger sind als die in den
Schulen und dass erstere für letztere be-
stimmend sind und als Maßstab für diese
dienen. Wir können nicht einfach durch
die Bildungssysteme der Welt spazieren
wie ein Kind durch einen Garten, eine
Blüte von einem Strauch abpflücken, ein
paar Blätter von einem anderen und dann
erwarten, eine lebende Pflanze zu erhal-
ten, wenn wir das Gesammelte zu Hause
in die Erde stecken. Ein nationales
Bildungssystem ist ein lebender Organis-
mus, es ist das Resultat längst vergesse-
ner Kämpfe und ‚vergangener Schlachten‘.
Es enthält etwas vom verborgenen Wir-
ken des Lebens der Nation.“

(Sadler, in Phillips, 1993)

Man möchte meinen, dieses Zitat stamme
aus den frühen 90er Jahren, als in den
Vereinigten Staaten eine rege Diskussion
über die Bildungsreform geführt wurde.
Ein allgemeiner Aspekt der Debatte über
den Verlust an qualifizierten Arbeitskräf-
ten war das Interesse an den europäischen
Bildungssystemen, insbesondere am deut-
schen dualen System. Das obige Zitat
stammt hingegen von Michael Sadler, der
von 1895 bis 1903 Mitglied der englischen
Schulbehörde war. Ende des 19. und An-
fang des 20. Jahrhunderts war das Inter-
esse am deutschen Bildungssystem nicht
nur in Großbritannien, sondern auch in
den Vereinigten Staaten sehr groß. Die-
ses Interesse wurde durch deutsche Ein-
wanderer noch verstärkt, die mit dem
deutschen System der Lehrlingsausbildung
vertraut waren und versuchten, auch hier

Berufliche Bildung in
den Vereinigten Staaten:
Reformen und
Ergebnisse

ein strukturiertes Lehrlingsausbildungs-
programm ins Leben zu rufen. Unterstützt
von den Arbeitgeberorganisationen, den
Gewerkschaften und von Vertretern des
Bildungssystems führten diese Bemühun-
gen schließlich zum „National Appren-
ticeship Act“ (nationalen Gesetz zur Lehr-
lingsausbildung) von 1937, der häufig
auch als „Fitzgerald Act“ bezeichnet wird.
Nach dem Zweiten Weltkrieg mussten
Kriegsheimkehrer wieder ins Erwerbsle-
ben und in die Gesellschaft integriert
werden. So entstanden neue bundeswei-
te Programme für die Erhöhung der Inve-
stitionen in die Berufsbildung, und neue
Gesetze wurden erlassen, um Lehrlings-
ausbildungsprogramme auch für Erwach-
sene zugänglich zu machen. Bis Anfang
der 70er Jahre zeigten Politiker und Wis-
senschaftler jedoch nur wenig Interesse
an der Berufsbildung. Im Zuge der stei-
genden Jugendarbeitslosigkeit wendete
sich das nationale Interesse dann jedoch
zunehmend der Berufsbildung zu. 1973
verabschiedete der amerikanische Kon-
gress den „Comprehensive Employment
and Training Act“ (CETA, Gesetz über
umfassende Beschäftigung und Ausbil-
dung), gefolgt vom „Job Training Part-
nership Act“ (JTPA, Gesetz über Zusam-
menarbeit in der Berufsausbildung).

Die 1983 veröffentlichte Studie „A Nation
at Risk“ („Eine gefährdete Nation“) be-
schäftigte sich vorwiegend mit den Aus-
wirkungen der unzureichenden Bildung
amerikanischer Arbeitnehmer auf die na-
tionale Wirtschaft und war ein Ausgangs-
punkt für die aktuelle Debatte zur Bil-
dungsreform. Die Befürworter einer Re-
form des Bildungssystems nahmen das
deutsche und das japanische System zum
Vorbild, wo der Arbeitsplatz bei der be-

Anfang der 90er Jahre ver-
lagerte die Bildungsreform-
bewegung in den Vereinig-
ten Staaten ihren Schwer-
punkt. Aufgrund der wirt-
schaftlichen Lage begann
sie, sich mehr auf die Be-
rufsbildung und den Zu-
sammenhang zwischen Bil-
dung und wirtschaftlicher
Wettbewerbsfähigkeit zu
konzentrieren. Die Arbeit-
geber benötigten qualifi-
zierte Arbeitskräfte für die
Umgestaltung ihrer Unter-
nehmen. Anstatt nun ein
neues Berufsausbildungs-
programm zu entwerfen,
forderten reformorientierte
Politiker, Pädagogen und
Arbeitgeber einen neuen
systemischen Ansatz für
den gesamten Bereich der
beruflichen Bildung.

Matthias
Kreysing
Universität
Göttingen,
Deutschland
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ruflichen Bildung eine zentrale Stellung
einnimmt. Nach der Amtseinführung von
Präsident Clinton bemühte sich dessen Ar-
beitsminister Robert Reich darum, ein
umfassendes Programm für den Übergang
von der Schule ins Erwerbsleben (school-
to-work system) einzuführen, um die be-
rufliche Qualifizierung junger Menschen
zu verbessern. Ergebnis seiner Bemühun-
gen war der „School-to-Work Opportuni-
ties Act“ (Gesetz zur Förderung des Über-
gangs von der Schule zur Arbeit) von
1994.

Der vorliegende Artikel beleuchtet die
Geschichte der Berufsbildung in den Ver-
einigten Staaten und ihre Bedeutung für
die Reformen der letzten Jahre.

Die Geschichte der Berufs-
bildung

Die berufliche Bildung und Ausbildung
in den Vereinigten Staaten ist ein stark
fragmentiertes und komplexes System, das
sich nach den Schauplätzen, an denen die
Ausbildung erfolgt, in vier Hauptbereiche
einteilen lässt:

a) High Schools,
b) zweijährige Colleges,
c) Ausbildung am Arbeitsplatz,
d) Lehrlingsausbildung.

In all diesen Bereichen gibt es in puncto
Lernsituation, Spezialisierung und Orga-
nisation unterschiedliche Formen der be-
ruflichen Bildung.

Die High School

Das System der High Schools wurde ge-
gen Ende des 18. und zu Beginn des 19.
Jahrhunderts eingeführt. In der ersten
Phase konzentrierten sich die Bemühun-
gen der Kolonialstaaten auf die Einrich-
tung eines umfassenden Elementar-
schulsystems. Nach dem amerikanischen
Bürgerkrieg begann man, ein System ko-
stenloser öffentlicher Sekundarschulen zu
schaffen, die durch öffentliche Steuern
finanziert, durch den Staat kontrolliert und
für alle offen sein sollten (Barlow, in
Münch, 1989). Manche weigerten sich in-
des, Steuern zu zahlen, damit kostenlose
öffentliche Schulen errichtet werden
konnten. Durch eine Entscheidung des

obersten Gerichtshofs von Michigan wur-
den diese Widerstände im Jahre 1874
überwunden.

Berufliche Bildungsgänge wurden erst-
mals in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts an privaten High Schools ein-
geführt. Diese Schulen boten Berufsaus-
bildung in Fächern wie Buchhaltung, Ste-
nografie und Maschineschreiben an. Ge-
wissermaßen wurden die ersten High
Schools zu dem Zweck gegründet, ihre
Schüler auf einen Eintritt in das Geschäfts-
leben vorzubereiten. Erst später verlager-
te sich der Schwerpunkt auf die Hoch-
schulvorbereitung. Viele High Schools
behielten jedoch ihre wirtschaftlichen
Ausbildungsprogramme bei, so z.␣ B. in
Boston, Philadelphia, St.␣ Louis, Washing-
ton␣ DC und New␣ Haven. Nachdem zahl-
reiche Bundesstaaten die Schulpflicht für
ältere Schüler eingeführt hatten, sank der
Prozentsatz der High-School-Absolventen,
die in den tertiären Bereich übergingen.
Daher musste das Curriculum angepasst
werden, um der großen Zahl nicht studier-
williger Absolventen der Sekundarstufe
gerecht zu werden.

1917 verabschiedete der Kongress den
„Smith-Hughes Act“, ein Gesetz zur För-
derung der beruflichen Bildung an High
Schools. Die amerikanische Bundesregie-
rung schuf finanzielle Anreize für die Ein-
richtung beruflicher Bildungsprogramme.
Die meisten dieser Ausbildungsgänge
bezogen sich auf die Land- oder Haus-
wirtschaft. Bis Anfang der 60er Jahre spiel-
te die berufliche Bildung an High Schools
jedoch nur eine untergeordnete Rolle.

Zweijährige Colleges

Vierjährige und zweijährige Colleges wei-
sen deutliche Unterschiede hinsichtlich
ihrer zentralen Zielsetzungen auf. Wäh-
rend erstere akademisch ausgerichtet sind,
konzentrieren sich letztere auf die Ver-
mittlung beruflicher Qualifikationen. An-
dererseits sind die Übergänge zwischen
beiden Institutionen fließend, da Studen-
ten des zweijährigen College ihre Ausbil-
dung ohne Weiteres an einem vierjähri-
gen College fortsetzen können und ihre
absolvierten Kurse angerechnet bekom-
men. Die Einschreibung an einem zwei-
jährigen College bedeutet daher nicht,
dass die Ausbildung auch nach zwei Jah-
ren abgeschlossen sein muss.

„Berufliche Bildungsgänge
wurden erstmals in der
zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts an privaten High
Schools eingeführt. (...) Bis
Anfang der 60er Jahre
spielte die berufliche Bil-
dung an High Schools je-
doch nur eine untergeord-
nete Rolle.“

„(...) zweijährige Colleges
(...) konzentrieren sich auf
die Vermittlung beruflicher
Qualifikationen. (...) Ende
der 70er Jahre gab es über
vier Millionen Studenten an
zweijährigen Colleges. Die-
ser Erfolg war darin be-
gründet,  dass diese die
Kluft zwischen der steigen-
den Nachfrage nach quali-
fizierten Arbeitskräften
und dem Mangel an Lehr-
lingsausbildungsprogram-
men überbrückten.“
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Die Entwicklung der zweijährigen Colle-
ges ist untrennbar mit der Geschichte des
amerikanischen Hochschulsystems ver-
bunden. Sie stellen lediglich eine der
Bildungsvarianten dieses Systems dar und
sind aus dem gleichen historischen
Prozess hervorgegangen. Ihre Wurzeln
gehen auf die Junior Colleges zurück, die
ihre Schüler auf ein Universitätsstudium
vorbereiteten. Ihre Programme waren so-
mit auf die Vertiefung und Erweiterung
der allgemeinen Bildung der Teilnehmer
ausgerichtet. Der 1862 erlassene „Morrill
Act“ war eine wichtige Voraussetzung für
die Gründung neuer Colleges, die land-
wirtschaftliche und technische Bildungs-
gänge anboten. 1900 gab es lediglich acht
private zweijährige Colleges. Das erste öf-
fentliche Junior College wurde 1902 ge-
gründet.

Innerhalb der nächsten Jahre erweiterten
die Junior Colleges ihre Curricula allmäh-
lich um berufliche Ausbildungsprogramme,
während sich die neu gegründeten
Community Colleges und Technical
Colleges von Anfang an auf diese Bildungs-
gänge spezialisierten. Dabei blieb jedoch
immer eine Mischung aus beruflichen und
akademischen Lehrinhalten bestehen, was
sich in speziellen Übergangskursen für
Teilnehmer widerspiegelte, die ihre allge-
meine Bildung fortsetzen wollten. Dies
mag ein Ausdruck des amerikanischen
Glaubens an die Chancengleichheit sein,
wonach ein offenes System theoretisch je-
dem die Möglichkeit zur Entfaltung seiner
individuellen Persönlichkeit bieten sollte.

Die Zahl der an zweijährigen Colleges
eingeschriebenen Studenten stieg, nach-
dem der Kongress 1963 ein Berufsbil-
dungsgesetz („Vocational Education Act“)
verabschiedet hatte, das für den Ausbau
der Berufsbildungsprogramme in den ein-
zelnen Bundesstaaten entsprechende
Geldmittel zur Verfügung stellte. Ende der
70er Jahre gab es über vier Millionen Stu-
denten an zweijährigen Colleges. Dieser
Erfolg war darin begründet, dass diese die
Kluft zwischen der steigenden Nachfrage
nach qualifizierten Arbeitskräften und
dem Mangel an Lehrlingsausbildungs-
programmen überbrückten.

Ausbildung am Arbeitsplatz

Laut Feuer (in Münch, 1989) ist die Aus-
bzw. Weiterbildung von Beschäftigten ein

vielgestaltiges Unterfangen. Sie werde von
einer Vielzahl verschiedener Organisatio-
nen auf unterschiedliche Art und Weise
durchgeführt, verwaltet und beurteilt. Da
diese Art der beruflichen Bildung auf äu-
ßerst informelle Weise vermittelt wird, ist
es sehr schwierig, bestimmte Charakteri-
stika herauszuarbeiten. Zudem wurde die-
ses Thema aufgrund seiner Komplexität
bisher nicht umfassend genug erforscht.

Zu Beginn dieses Jahrhunderts entwickel-
te Taylor seinen Ansatz der wissenschaft-
lichen Betriebsführung für die Organisa-
tion der Arbeit, inspiriert durch den Be-
darf der Industrie an Effizienz und durch
die Idee, Arbeitsprozesse in ihre einfach-
sten Schritte aufzuteilen. Indem die Ar-
beit auf diese Weise organisiert wurde,
benötigten die Unternehmen keine um-
fassend qualifizierten Arbeitskräfte, son-
dern Arbeiter, die für eine spezifische
Aufgabe ausgebildet waren. Überdies
waren die Kosten für die Ausbildung am
Arbeitsplatz bedeutend geringer als die
Investitionen in ein Lehrlingsausbildungs-
programm. So entwickelte sich die Aus-
bildung am Arbeitsplatz aus der industri-
ellen Organisation der Massenproduktion
heraus und wurde zur wichtigsten Form
der beruflichen Erstausbildung für nicht
studierwillige junge Menschen.

Lehrlingsausbildung

Die Idee der Lehrlingsausbildung gelang-
te durch britische und deutsche Einwan-
derer in die USA. Während der britischen
Kolonialzeit wurde die Lehrlingsausbil-
dung durch das Handwerkerstatut von
1563 geregelt, das eine Lehrzeit von min-
destens sieben Jahren festlegte und zur
Anwendung und Durchsetzung des Ge-
setzes Zünfte gründete. Diese erlangten
in den amerikanischen Kolonien jedoch
nie dieselbe Bedeutung wie in Großbri-
tannien, da ihrer vollen Entfaltung die
ständige Zuwanderung, der Mangel an
qualifizierten Arbeitskräften und der länd-
liche Charakter der Wirtschaft im Weg
standen. Der Niedergang der Lehrlings-
ausbildung in den Vereinigten Staaten mag
auch am Fehlen einer entsprechenden
Institution zu ihrer Regulierung gelegen
haben. Zudem stellten Ausreißer schon
zur Kolonialzeit ein großes Problem dar,
das sich nach der Unabhängigkeit noch
verstärkte. Zwischen 1783 und 1799 wur-
den in 12 Staaten neue Gesetze zur Lehr-

„(...) die Ausbildung am Ar-
beitsplatz (entwickelte sich)
aus der industriellen Orga-
nisation der Massenproduk-
tion heraus und wurde zur
wichtigsten Form der beruf-
lichen Erstausbildung für
nicht studierwillige junge
Menschen.“

„(...) (die) Lehrlingsausbil-
dung gelangte durch briti-
sche und deutsche Einwan-
derer in die USA. (...) Zünf-
te (...) erlangten in den ame-
rikanischen Kolonien je-
doch nie dieselbe Bedeu-
tung (...), da ihrer vollen
Entfaltung die ständige Zu-
wanderung, der Mangel an
qualifizierten Arbeitskräf-
ten und der ländliche Cha-
rakter der Wirtschaft im
Weg standen. Der Nieder-
gang der Lehrlingsausbil-
dung in den Vereinigten
Staaten mag auch am Feh-
len einer entsprechenden
Institution zu ihrer Regu-
lierung gelegen haben. Zu-
dem stellten Ausreißer (...)
ein großes Problem dar,
das sich nach der Unabhän-
gigkeit noch verstärkte.“
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lingsausbildung erlassen, mit denen man
vor allem dem Ausreißerproblem beikom-
men wollte. Ungeachtet derartiger Maß-
nahmen wurde die Lehrlingsausbildung
durch das wirtschaftliche und institutio-
nelle Umfeld nicht begünstigt, da die
Durchsetzung lehrvertraglicher Verpflich-
tungen durch die geografische Mobilität
insbesondere im Zusammenhang mit der
Besiedelung des amerikanischen Westens
und die Verbreitung einer Ideologie der
persönlichen Freiheit zunehmend er-
schwert wurde. Die Gesetze hatten keine
praktischen Auswirkungen, da sie nicht
bundesstaatenübergreifend waren, so dass
sich ihnen die Lehrlinge durch das Über-
schreiten der Staatsgrenze entziehen
konnten. Auch die Arbeitgeber zeigten
wenig Interesse, widerwillige Lehrlinge
per Gesetz zum Ableisten der vollen Lehr-
zeit zu zwingen. Daraufhin änderten ame-
rikanische Lehrbetriebe ihre Strategie, in-
dem sie besondere Entlohnungsformen
mit Pfandbriefen und Prämien zwischen
100 und 200 Dollar einführten. Für die
Arbeitgeber war diese Praxis eine Alter-
native, um ihre Ausbildungsinvestitionen
abzusichern und ihr Risiko zu senken.
Außerdem wurde das Investitionsrisiko
durch diese Neuregelungen vom Arbeit-
geber auf den Arbeitnehmer verlagert. Der
finanzielle Anreiz genügte jedoch nicht,
um die Lehrlinge zum Bleiben zu bewe-
gen; laut Becker (in Elbaum, 1989) lag
eine Prämie von ein- bis zweihundert
Dollar am Ende einer Lehre in zu weiter
Ferne und schlug auf die Arbeitsstunden
aufgeschlüsselt kaum zu Buche. Auch die
Tatsache, dass der Bedarf an qualifizier-
ten Arbeitskräften durch gut ausgebilde-
te Einwanderer gedeckt werden konnte,
dämpfte die Motivation der Arbeitgeber,
nach einer effektiven Lösung des Aus-
reißerproblems zu suchen. Mit zunehmen-
der Industrialisierung wuchs jedoch der
Bedarf an einem Lehrlingsausbildungs-
system, das sowohl theoretischen Unter-
richt als auch eine praktische Ausbildung
am Arbeitsplatz umfasste. Ein solches Sy-
stem wurde 1910 von der Gewerbeschul-
kommission (Commission on Industrial
Education) des nationalen Industriellen-
verbands, National Association of Manu-
facturers (NAM), empfohlen. Bedingt
durch die große Zahl deutscher Einwan-
derer in Wisconsin wurde dort das Inter-
esse an einem umfassenden System der
Lehrlingsausbildung früh geweckt. 1911
wurde das Comprehensive Apprenticeship

Law (Gesetz über die umfassende Lehr-
lingsausbildung) verabschiedet, mit dem
die Gewerbeschulpflicht eingeführt wur-
de. Kritiker beanstandeten jedoch, dass
bestehende Lehrlingsausbildungspro-
gramme durch die Einführung staatlicher
Gesetze zerstört würden, da die Arbeit-
geber nicht durch staatliche Verordnun-
gen gebunden sein wollten. Angesichts
dessen, dass die Zahl der in Ausbildungs-
betrieben beschäftigten Lehrlinge in
Wisconsin im Jahre 1931 auf 73 gesun-
ken war, mag man ihnen im Nachhinein
durchaus Recht geben.

Nach dem Ersten Weltkrieg erlebten die
USA einen wirtschaftlichen Aufschwung,
der mit einem wachsenden Bedarf an
qualifizierten Arbeitskräften einherging,
welcher aufgrund sinkender Einwande-
rungszahlen durch Einheimische gedeckt
werden musste. Unter dem Druck einer
Koalition aus Arbeitgeberorganisationen,
Gewerkschaften, Vertretern des Bildungs-
systems und Regierungsbehörden sah sich
die Bundesregierung genötigt, ihre Bemü-
hungen um eine Verbesserung der Berufs-
ausbildung zu verstärken. Dies führte u.␣ a.
zum „National Apprenticeship Act“ (na-
tionalen Gesetz über die Lehrlingsausbil-
dung) von 1937, einem außergewöhnlich
kurzen Gesetzestext, der lediglich fünf
Absätze umfasst. Die Rolle, die der Re-
gierung darin zugewiesen wird, beinhal-
tet die Entwicklung von Standards für die
Lehrlingsausbildung in Zusammenarbeit
mit der Wirtschaft. Dabei ging es um die
Gewährleistung der Chancengleichheit bei
der Beschäftigung, die Höhe der Lehr-
lingsvergütungen sowie das zahlenmäßi-
ge Verhältnis zwischen Lehrlingen und
Gesellen am Arbeitsplatz. In dieser Zeit
wandelte sich das Grundanliegen des
Lehrlingsausbildungssystems vom Schutz
der Arbeitgeberinvestitionen zum Schutz
des Arbeitnehmers. Das System wurde
nunmehr von den Gewerkschaften be-
stimmt; für die meisten Arbeitgeber ver-
ursachte die Ausbildung von Lehrlingen
mehr Kosten als deren Alternativen, was
weniger durch die Ausbildungskosten
bedingt war als durch die gesetzliche Ver-
pflichtung, Ausbildungsverträge auch un-
ter zunehmend ungünstigen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen einzuhalten.

Anstatt in Lehrlingsausbildungsprogram-
me zu investieren, verließen sich die Ar-
beitgeber für die Heranbildung von qua-
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lifizierten Arbeitnehmern auf öffentliche
und private Gewerbeschulen. Dadurch
übertrugen sie das Investitionsrisiko auf
die Auszubildenden und die breite Öffent-
lichkeit. Nach dem Zweiten Weltkrieg
wurden die berufliche Bildung und die
Lehrlingsausbildung durch neu erlassene
Gesetze auch Kriegsheimkehrern zugäng-
lich gemacht. Durch diese institutionelle
Neuordnung wandelte sich die Lehrlings-
ausbildung allmählich von einem auf Ju-
gendliche ausgerichteten System zu einem
Ausbildungssystem für Erwachsene. Nach
Angaben des Lehrlingsausbildungsamts
(Bureau of Apprenticeship) des US-Ar-
beitsministeriums (Department of Labor)
absolvierten freilich seit 1950 nur 2 Mil-
lionen Amerikaner eine Lehre.

Um die vier Teilbereiche der Berufsbil-
dung zu charakterisieren, muss man ihre
spezifische Lernstruktur betrachten. Wäh-
rend die Berufsbildungsprogramme an
High Schools und zweijährigen Colleges
hauptsächlich in einem schulischen Um-
feld durchgeführt werden, konzentrieren
sich die Ausbildung am Arbeitsplatz und
die Lehrlingsausbildung auf die Berufs-
praxis. Nichtsdestoweniger ist Arbeits-
erfahrung als Teil von Berufsbildungs-
programmen auch an High Schools und
zweijährigen Colleges zu finden, doch
kommt ihr im Allgemeinen geringere Be-
deutung zu als dem Unterricht im Klas-
senzimmer, und es gibt bisher auch noch
keine umfassenden Konzepte für eine al-
ternierende Ausbildung. Die Ausbildung
am Arbeitsplatz beinhaltet hingegen kei-
ne schulischen Ausbildungselemente. Im
Lehrlingsausbildungssystem hat sich das
Konzept der alternierenden Ausbildung
bislang am weitesten durchgesetzt. Aller-
dings ist diese Ausbildungsform in den
USA nach wie vor am wenigsten verbrei-
tet.

Jüngste Entwicklungen im
Bereich der Berufsbildung

1983 veröffentlichte die National Commis-
sion on Excellence in Education (natio-
nale Kommission für herausragende
Bildungsqualität) ihren Bericht „A Nation
at Risk“ („Eine gefährdete Nation“), der
die Meinung der breiten Öffentlichkeit zu
den Bildungsreformen nachhaltig beein-
flusste. Darin heißt es: „Unsere Nation ist

in Gefahr. Unsere einst unangefochtene
Vorherrschaft in Handel, Industrie, Wis-
senschaft und technologischer Innovati-
on wird uns nunmehr von Konkurrenten
aus aller Welt streitig gemacht (...) Wir
bekunden gegenüber dem amerikani-
schen Volk, dass wir uns zwar mit Recht
dessen rühmen können, was unsere Schu-
len und Hochschulen in der Geschichte
für die Vereinigten Staaten und für das
Wohl ihrer Bürger erreicht und geleistet
haben, dass heute jedoch die Bildungs-
grundlagen unserer Gesellschaft von ei-
ner steigenden Flut der Mittelmäßigkeit
unterspült werden, die unsere Zukunft als
Nation und Volk bedroht. Was noch vor
einer Generation undenkbar war, tritt in-
zwischen zunehmend ein – unser Bil-
dungsstand wird von anderen erreicht und
übertroffen.“

Während sich die Bildungsreformen zu-
nächst auf die Sekundarbildung und die
traditionelle amerikanische High School
konzentrierten, deren Curriculum auf die
Vorbereitung auf eine akademische Lauf-
bahn ausgerichtet ist, rückte die berufli-
che Bildung zu Beginn der 90er Jahre
zunehmend in den Vordergrund, als der
Zusammenhang zwischen Bildung und
wirtschaftlicher Wettbewerbsfähigkeit im-
mer deutlicher wurde. Die Arbeitgeber
machten geltend, dass das Schulsystem
den High-School-Absolventen nicht die
am Arbeitsplatz benötigten Qualifikatio-
nen vermittele. Ihr Hauptargument laute-
te, dass die Wirtschaft zur Erhaltung ihrer
Wettbewerbsfähigkeit flexible Arbeitskräf-
te mit analytischen und grundlegenden
Fähigkeiten benötige. Außerdem änderte
sich die Haltung gegenüber der Bildungs-
reform dahin gehend, dass in zunehmen-
dem Maße die Anwendung eines grund-
legend neuen Ansatzes gefordert wurde,
anstatt lediglich ein neues Berufsausbil-
dungsprogramm zu den bestehenden hin-
zuzufügen.

Auf der Suche nach einem Vorbild sahen
sich die Verantwortlichen der Reform un-
ter den Bildungssystemen ihrer wirtschaft-
lichen Konkurrenten um, insbesondere in
Deutschland. Wie Deutschland schon zu
Beginn dieses Jahrhunderts als „Idealbild“
gegolten hatte, wurde es nun erneut zum
nachahmenswerten Hauptvorbild für die
USA (Wills, 1997). Das deutsche duale
System, das das Lernen am Arbeitsplatz
integrativ mit schulischem Unterricht ver-

„Nach dem Zweiten Welt-
krieg wurden die berufliche
Bildung und die Lehrlings-
ausbildung durch neu erlas-
sene Gesetze auch Kriegs-
heimkehrern zugänglich
gemacht. Durch diese insti-
tutionelle Neuordnung wan-
delte sich die Lehrlingsaus-
bildung allmählich von ei-
nem auf Jugendliche ausge-
richteten System zu einem
Ausbildungssystem für Er-
wachsene. Nach Angaben
des Lehrlingsausbildungs-
amts (Bureau of Appren-
ticeship) des US-Arbeitsmi-
nisteriums (Department of
Labor) absolvierten freilich
seit 1950 nur 2 Millionen
Amerikaner eine Lehre.“

1983 veröffentlichte die
National Commission on
Excellence in Education
(nationale Kommission für
herausragende Bildungs-
qualität) ihren Bericht ‚A
Nation at Risk‘ (‚Eine ge-
fährdete Nation‘), der die
Meinung der breiten Öffent-
lichkeit zu den Bildungsre-
formen nachhaltig beein-
flusste. (...) Während sich
die Bildungsreformen zu-
nächst auf die Sekundar-
bildung und die traditionel-
le amerikanische High
School konzentrierten, de-
ren Curriculum auf die Vor-
bereitung auf eine akade-
mische Laufbahn ausge-
richtet ist, rückte die beruf-
liche Bildung zu Beginn der
90er Jahre zunehmend in
den Vordergrund, als der
Zusammenhang zwischen
Bildung und wirtschaftli-
cher Wettbewerbsfähigkeit
immer deutlicher wurde.“
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bindet, schien der deutschen Wirtschaft
einen üppigen Bestand an hoch qualifi-
zierten Arbeitnehmern zu gewährleisten.
Das Konzept der institutionellen Verknüp-
fung von Schule und Arbeitsplatz wurde
als sinnvolle Lösung angesehen, um nicht
studierwillige Jugendliche zum Verbleib
in der Schule zu motivieren und somit die
Abbrecherquote zu verringern. Auch dürf-
te der alternierende Lernansatz durch die
Konfrontation der Auszubildenden mit der
„wirklichen Arbeitswelt“ zum persönli-
chen Reifeprozess beitragen. Dennoch
stellt sich die Frage, ob es in den Verei-
nigten Staaten möglich ist, die erforderli-
chen Institutionen oder den kulturellen
Hintergrund für den Aufbau eines solch
formalisierten Berufsbildungswesens wie
des deutschen dualen Systems zu entwi-
ckeln. An dieser Stelle sei noch einmal
an das Zitat Sadlers aus der Zeit um die
Jahrhundertwende erinnert, wonach beim
Studium der Bildungssysteme anderer
Länder den Verhältnissen außerhalb der
Schulen mehr Bedeutung zukommt als
den Verhältnissen in den Schulen (Phillips,
1993).

Das deutsche duale System beruht auf
einer Reihe einzigartiger Gegebenheiten,
nämlich auf zentralisierten Arbeitgeber-
verbänden und Gewerkschaften, dem
Mandat der Bundesregierung für die Re-
gulierung der Berufsbildung, dem Beste-
hen verbindlicher Ausbildungsordnungen
sowie dem Konsens aller Interessengrup-
pen über die Notwendigkeit eines quali-
tativ hochwertigen Berufsausbildungs-
systems. Bis auf das Letztere fehlen all
diese Merkmale in den USA, wobei sich
dort der Konsens mehr auf den Bedarf
an qualifizierten Arbeitskräften bezieht
als darauf, wie dieser gedeckt werden
soll. Das zentrale Problem bei der Schaf-
fung eines umfassenden Systems liegt im
fehlenden Mandat der amerikanischen
Bundesregierung für den Bereich der
Berufsbildung, anders als in Deutschland,
wo die Bundesregierung 1969 die Ver-
antwortung für die betriebliche Lehrlings-
ausbildung übernahm. In den USA ist das
Bildungswesen und seine Finanzierung
Angelegenheit der Bundesstaaten, die
dazu mit den örtlichen Kommunen zu-
sammenarbeiten. Die Bundesregierung
kann den Bundesstaaten zwar einen po-
litischen Rahmen vorgeben, bei der Um-
setzung der Programme haben Letztere
jedoch weitgehend freie Hand.

Der „School-to-Work Opportunities
Act“ von 1994

Dasselbe Anliegen spiegelt sich auch im
„School-to-Work Opportunities Act“ (Ge-
setz zur Förderung des Übergangs von der
Schule zur Arbeit) von 1994 wider, der
den jüngsten Versuch darstellt, ein um-
fassendes Ausbildungssystem als Teil ei-
ner St ra tegie zur Entwicklung der
Erwerbsbevölkerung zu etablieren. Die-
ses Bundesgesetz wurde durch zwei wei-
tere wichtige Gesetze ergänzt: „Goals
2000: Educate America Act“ (Ziele 2000:
Gesetz zur Förderung der Bildung in
Amerika) und „National Skills Standard
Act“ (Gesetz über nationale Qualifika-
tionsstandards). Das wichtigste Bindeglied
zwischen der Strategie des Systemwandels
und verschiedenen Institutionen auf Bun-
des-, Bundesstaats- und lokaler Ebene war
die Entwicklung von Qualifikations-
standards und akademischen Standards.
Diese Standards sollten Qualität sichern,
Ziele aufzeigen und Veränderungen för-
dern. Standards sind in einem dezentrali-
sierten System deshalb von so großer
Bedeutung, weil sie auf den jeweiligen
Stärken aller am System der allgemeinen
und beruflichen Bildung beteiligten – öf-
fentlichen und privaten – Institutionen
aufbauen und verschiedene Einsätze zu
einem gemeinsamen Ergebnis bündeln
können. Ein System von Qualifikations-
standards bildet zudem die Grundlage für
übertragbare, von den Arbeitgebern an-
erkannte Befähigungsnachweise. Zur Er-
leichterung der Anerkennung durch die
Arbeitgeber müssen Qualif ikat ions-
standards jedoch national verbindlich
sein, damit Zeugnisse aus Kalifornien und
Maine miteinander verglichen werden
können. Sind die Qualifikationsstandards
hingegen freiwilliger Natur, so dass jeder
Bundesstaat seinen eigenen aufstellen
kann, ist es den Arbeitgebern nicht ohne
weiteres möglich, Zeugnisse aus verschie-
denen Staaten miteinander zu vergleichen;
infolgedessen werden sie bei Einstellungs-
entscheidungen Qualifikationsnachweise
nur teilweise berücksichtigen. Dadurch
verlieren Weiterbildung und berufliche
Bildung deutlich an Wert. Dies ist jedoch
nur für die bundesstaatenübergreifende
Arbeitskräftemobilität von Bedeutung, da
ein bundesstaatliches System von Qualifi-
kationsstandards den Arbeitgebern bei
ihren Einstellungsentscheidungen inner-
halb des Bundesstaats und der örtlichen

„Auf der Suche nach einem
Vorbild sahen sich die Ver-
antwortlichen der Reform
unter den Bildungssyste-
men ihrer wirtschaftlichen
Konkurrenten um, insbe-
sondere in Deutschland.
(...) Das deutsche duale Sy-
stem beruht auf einer Rei-
he einzigartiger Gegeben-
heiten, nämlich auf zentra-
lisierten Arbeitgeberver-
bänden und Gewerkschaf-
ten, dem Mandat der Bun-
desregierung für die Regu-
lierung der Berufsbildung,
dem Bestehen verbindlicher
Ausbildungsordnungen so-
wie dem Konsens aller In-
teressengruppen über die
Notwendigkeit eines quali-
tativ hochwertigen Berufs-
ausbildungssystems. Bis
auf das Letztere fehlen all
diese Merkmale in den USA,
wobei sich dort der Kon-
sens mehr auf den Bedarf
an qualifizierten Arbeits-
kräften bezieht als darauf,
wie dieser gedeckt werden
soll.“
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Gemeinde durchaus eine gewisse Sicher-
heit bieten könnte.

Für die Etablierung übertragbarer, von den
Unternehmen anerkannter Qualifikatio-
nen müssen alle verschiedenen Interes-
sengruppen, wie z.␣ B. Arbeitgeberverbän-
de, Gewerkschaften, Bildungseinrichtun-
gen und Regierungsbehörden, am Ent-
wicklungsprozess beteiligt sein. Der „Na-
tional Skill Standards Act“ führte zur Ein-
richtung eines nationalen Gremiums für
Qualifikationsstandards, des „National
Skill Standards Board“ (NSSB), das ein
freiwilliges System von Qualifikations-
standards erstellen sollte, das alle mit den
Qual i f ikat ionen von Arbei tskräf ten
befassten Institutionen einbezog. Dazu
musste das Gremium zunächst allgemei-
ne Berufsfelder für die Einführung von
Qualifikationsstandards ermitteln. Das
Hauptproblem des NSSB liegt in seiner
fehlenden Befugnis zur Einführung obli-
gatorischer Qualifikationsstandards. Das
Gremium kann lediglich Empfehlungen
äußern, die den Hochschulen, Arbeitge-
bern, Wirtschaftsverbänden und Gewerk-
schaften als Orientierung dienen.

Wenngleich Qualifikationsstandards für
die Umgestaltung des Systems zentrale
Bedeutung zukommt, erschwert die ver-
fassungsrechtliche Zuständigkeit der Bun-
desstaaten für den Bildungsbereich die
Durchsetzung eines landesweiten Systems
solcher Standards, das es den Arbeitge-
bern gestatten würde, anerkannte Befä-
higungsnachweise als ein Schlüssel-
element in ihren Rekrutierungsprozessen
zu verwenden, was einen Anreiz für Ju-
gendliche schaffen würde, solche Befä-
higungsnachweise zu erwerben.

Ohne übertragbare, allgemein anerkann-
te Befähigungsnachweise besteht für vie-
le High-School-Abbrecher kein Anreiz zur
Weiterführung ihrer Ausbildung und zum
Erwerb eines Qualifikationsnachweises,
da dies ihre Anstellungschancen häufig
nicht verbessert. Bailey (1995a) zufolge
ziehen Arbeitgeber die High-School-Zeug-
nisse von Bewerbern nur selten in Be-
tracht. Da die Schüler wüssten, dass sie
zunächst auf der gleichen Art von Arbeits-
stellen (häufig sogar derselben Arbeits-
stelle) landen würden wie vor Erwerb des
Schulabschlusses, sei ihre Motivation zur
Erreichung guter Schulleistungen sehr
gering.

Der „National Skill Standards Act“

Der „National Skill Standards Act“ soll den
„School-to-Work Opportunities Act“ ergän-
zen, der einen Rahmen aus drei Haupt-
komponenten schafft, innerhalb dessen
jeder Bundesstaat ein eigenes, den örtli-
chen Bedürfnissen entsprechendes Pro-
gramm für den Übergang von der Schule
zum Erwerbsleben („school-to-work
transition program“) entwickeln kann.
Diese Komponenten sind: schulischer
Unterricht, Lernen am Arbeitsplatz und
Aktivitäten, die beide Konzepte zu einer
umfassenden Strategie für alle Schüler –
nicht nur die von Berufsbi ldungs-
programmen erfassten – verknüpfen. Ent-
sprechend der allgemeinen Definition für
die Gestaltung der Programme soll die-
ses Gesetz nicht ein bestimmtes „bewähr-
tes Verfahren“ etablieren, sondern es för-
dert vielmehr eine Vielzahl verschiedener
Ansätze für den Übergang von der Schu-
le ins Erwerbsleben, wie z.␣ B. Tech-Prep-
Programme, kooperative Ausbildungs-
gänge und Lehrlingsausbildungen für Ju-
gendliche. All diese Programme beinhal-
ten eine Kombination theoretischer und
berufspraktischer Inhalte und bisweilen
auch sekundare und postsekundare Bil-
dung. Zur Förderung der Weiterbildung
sollen neue Formen der Kooperation zwi-
schen High Schools und Community
Colleges unterstützt werden. Zudem
zwingt das Konzept des Lernens am Ar-
beitsplatz die Schulen dazu, Kontakte zu
Arbeitgebern zu knüpfen, um systemati-
sche betriebliche Ausbildungsprogramme
einrichten zu können. Dadurch erhalten
die Schüler Gelegenheit, eine Beziehung
zu einem bestimmten Arbeitgeber aufzu-
bauen, und werden zudem zum Verbleib
in der Schule motiviert, da sie die Bedeu-
tung des theoretischen Lernens für die
Arbeitswelt erfahren. Zusätzlich reduziert
wird das Risiko des Schulabbruchs durch
die Aussicht auf ein anerkanntes Zeug-
nis, das die Beschäftigungsfähigkeit er-
höht.

Reformhindernisse

Was steht einem Systemwandel nun ei-
gentlich im Wege? Worin liegen die
Schwachpunkte des „School-to-Work Act“?
Die Bildungsreform wird insbesondere im
Bereich der Berufsbildung von drei zen-
tralen institutionellen Komponenten
beeinflusst. Erstens spielt die Kooperati-

„Wenngleich Qualifika-
tionsstandards für die Um-
gestaltung des Systems zen-
trale Bedeutung zukommt,
erschwert die verfassungs-
rechtliche Zuständigkeit
der Bundesstaaten für den
Bildungsbereich die Durch-
setzung eines landesweiten
Systems solcher Standards
(...)“

„Der ‚National Skill Stan-
dards Act‘ soll den ‚School-
to-Work Opportunities Act‘
ergänzen, der einen Rah-
men aus drei Hauptkom-
ponenten schafft, inner-
halb dessen jeder Bundes-
staat ein eigenes, den ört-
lichen Bedürfnissen ent-
sprechendes Programm
für den Übergang von der
Schule zum Erwerbsleben
(‚school-to-work transition
program‘) entwickeln
kann. Diese Komponenten
sind: schulischer Unter-
richt, Lernen am Arbeits-
platz und Aktivitäten, die
beide Konzepte zu einer
umfassenden Strategie für
alle Schüler – nicht nur die
von Berufsbildungspro-
grammen erfassten – ver-
knüpfen.“
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on von Arbeitgebern und Gewerkschaf-
ten für die Umsetzung und den Erfolg
neuer Ausbildungsprogramme und von
Reformen des Bildungssystems eine ent-
scheidende Rolle. Zweitens wird die An-
wendung und Organisation der Ausbil-
dungsprogramme von Regierungsbe-
hörden und den Beziehungen der Behör-
den auf Bundes-, Bundesstaats- und kom-
munaler Ebene zueinander bestimmt. Und
schließlich beeinflussen auch Lehrer und
Eltern die Umsetzung der Ausbildungspro-
gramme, wie z.␣ B. das Kursangebot, die
Wissensvermitt lung und Teilnahme-
quoten.

Dem Engagement der Mehrheit der Ar-
beitgeber kommt für die erfolgreiche Ein-
führung eines groß angelegten School-to-
Work-Systems eine zentrale Rolle zu, da
die Arbeitgeber Praktikumsplätze für eine
große Zahl von Schülern bereitstellen
müssen. Für Arbeitgeber bestehen drei-
erlei Anreize, sich an einem solchen Aus-
bildungssystem zu beteiligen: eine phil-
anthropische, eine individuelle und eine
kollektive Motivation. Aus philanthropi-
schen Motiven stellen Arbeitgeber Ausbil-
dungsplätze bereit, weil sie es als ihre
Aufgabe betrachten, dem Gemeinwesen
zu helfen, und dies als Teil ihrer unter-
nehmerischen Verantwortung begreifen.
Trotz ihrer Bedeutung für die Arbeitgeber-
beteiligung in der ersten Phase wäre eine
rein philanthropische Motivation nicht
ausreichend, um ein umfangreiches und
intensives berufspraxisorientiertes Aus-
bildungssystem am Leben zu erhalten. Der
Arbeitgeberbeteiligung an berufspraxis-
orientierten Ausbildungsprogrammen
kann auch eine individuelle Motivation
zugrunde liegen, da die Arbeitgeber von
einer verbesserten Öffentlichkeitsarbeit,
der Inanspruchnahme kostengünstiger
Arbeitskräfte und der Heranbildung künf-
tiger Mitarbeiter profitieren können. Vor-
teile für die Öffentlichkeitsarbeit des Un-
ternehmens werden schon durch eine
geringe Zahl von Praktikumsplätzen er-
zielt, für die nicht unbedingt feste Aus-
bildungsvereinbarungen getroffen werden
müssen. Die geringeren Vergütungen, die
an Schüler zu zahlen sind, könnten einen
besonderen Anreiz für kleinere Unterneh-
men darstellen, Teilzeitstellen mit Schü-
lern zu besetzen, anstatt teurere erwach-
sene Arbeitnehmer einzustellen. Nach
Aussage einiger Arbeitgeber in den USA
seien die School-to-Work-Programme eine

geeignete Methode, an gute geringer be-
zahlte Teilzeitkräfte zu kommen (Lynn/
Wills, in Bailey, 1995b). Bei Lehrlings-
ausbildungsprogrammen für Jugendliche,
die ein weitaus größeres Arbeitgeber-
engagement erfordern als andere koope-
rative Ausbildungsgänge, stellen die ho-
hen Betreuungskosten für die Lehrlinge
jedoch eine größere Hürde dar als die
Lohnkosten. Aus diesem Grund kann die
Bedeutung der Betreuungskosten bei der
Einrichtung betrieblicher Fachausbil-
dungsplätze nicht hoch genug einge-
schätzt werden.

Die dritte Motivation für einen Arbeitge-
ber, sich an berufspraxisorientierten Aus-
bildungsgängen zu beteiligen, liegt in der
Möglichkeit zur Rekrutierung zukünftiger
Arbeitskräfte. Einige Merkmale des ame-
rikanischen Jugendarbeitsmarktes, wie
z.␣ B. die hohe Fluktuation junger Arbeit-
nehmer, halten Arbeitgeber hingegen da-
von ab, in die Ausbildung von Schülern
zu investieren. Da bei den School-to-
Work-Programmen eine Mehrgleisigkeit
des Bildungssystems vermieden werden
soll, durch die gute Schüler auf das Col-
lege vorbereitet würden, während die
weniger erfolgreichen an beruflichen Aus-
bildungsgängen teilnehmen, haben die
Arbeitgeber im Übrigen keine Gewähr
dafür, dass die von ihnen ausgebildeten
Schüler in der Firma bleiben und nicht
stattdessen ihre Ausbildung an einem
College fortsetzen. Arbeitgebern stehen
zudem verschiedene andere Möglichkei-
ten für die Rekrutierung und Beurteilung
von Bewerbern zur Verfügung, so dass sie
in dieser Hinsicht nicht auf die berufs-
praxisorientierte Ausbildung angewiesen
sind.

Das Hauptargument für die Reform des
Bildungssystems ist letztlich der Mangel
an qualifizierten Arbeitskräften. Die Her-
anbildung von qualifizierten Arbeitneh-
mern liegt im Interesse der Unternehmen.
Da einzelne Arbeitgeber nicht gerne be-
reit sind, in die Ausbildung junger Men-
schen zu investieren, böte sich hier Gele-
genheit für gemeinschaftliche Aktionen.
Dazu bedarf es jedoch eines angemesse-
nen institutionellen Rahmens, in dem kol-
lektive Interessen ihren Ausdruck finden
und organisiert werden können. Anderen-
falls könnten einzelne Firmen von einem
Reservoir an qualifizierten Arbeitskräften
profitieren, ohne sich selbst am System

„Was steht einem System-
wandel (...) im Wege? (...)
Zusammenfassend lässt
sich sagen, dass eine star-
ke Arbeitgeberbeteiligung
an einem groß angelegten
Schoo l - to -Work -Sys tem
nicht erzielt werden kann,
da die Probleme der Aus-
bildungskosten – insbeson-
dere der Betreuungskosten
– , des ‚Trittbrettfahrer‘-
Verhaltens und des fehlen-
den institutionellen Rah-
mens für die Regulierung
kollektiver Interessen we-
der durch individuelle noch
durch kollektive Motivation
überwunden werden kön-
nen.“
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beteiligt zu haben. Von daher muss sich
jede kollektive Aktion mit dem „Trittbrett-
fahrer“-Problem auseinander setzen.
Ebenso wie im deutschen Lehrlingsaus-
bildungssystem werden starke Mittler-
organisationen benötigt, die die einzel-
nen Unternehmen zur Beteiligung an den
Ausbildungsprogrammen verpflichten.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass
eine starke Arbeitgeberbeteiligung an ei-
nem groß angelegten School-to-Work-Sy-
stem nicht erzielt werden kann, da die Pro-
bleme der Ausbildungskosten – insbeson-
dere der Betreuungskosten –, des „Tritt-
brettfahrer“-Verhaltens und des fehlenden
institutionellen Rahmens für die Regulie-
rung kollektiver Interessen weder durch
individuelle noch durch kollektive Moti-
vation überwunden werden können. Zu-
dem können die Arbeitgeber ihren Bedarf
an qualifizierten Arbeitskräften auch auf
andere Weise decken, indem sie z.␣ B. qua-
lifizierte erwachsene Arbeitskräfte einstel-
len oder die Qualifikationen ihrer Beschäf-
tigten durch Fortbildung ausbauen.

Ein zweites Hindernis für die Einführung
eines groß angelegten School-to-Work-
Programms liegt in der Zurückhaltung der
Gewerkschaften. Diese haben Vorbehal-
te hinsichtlich der Beschäftigungswirkung
berufspraxisorientierter Ausbildungs-
systeme. Besonders in Branchen mit zu-
rückgehender oder stagnierender Beschäf-
tigung scheinen Arbeitsplätze Erwachse-
ner durch die Bereitstellung von Ausbil-
dungsplätzen für Jugendliche gefährdet.
Zudem könnte die Entwicklung umfang-
reicher Lehrlingsausbildungsprogramme
für Jugendliche die von den Gewerkschaf-
ten selbst unterhaltenen Lehrlingsaus-
bildungsprogramme besonders im Bauge-
werbe in Frage stellen. Diese Programme
werden von Gewerkschaften bestimmt
und gesteuert, die sich dadurch eine Mo-
nopolstellung auf dem Arbeitsmarkt für
qualifizierte Arbeitskräfte sichern wollen.
Hinzu kommt, dass das Durchschnittsal-
ter der Lehrlinge in den Ausbildungspro-
grammen der Gewerkschaften etwa 26
Jahre beträgt. Es handelt sich hierbei also
nicht um ein Programm für den Übergang
von der Schule ins Erwerbsleben („school
to work“), da die Auszubildenden in der
Regel zuvor schon erwerbstätig waren.

Die dritte Schwierigkeit für die Einrich-
tung eines umfassenden School-to-Work-

Programms liegt in der Rolle der verschie-
denen Regierungsebenen, d.␣ h. Bund,
Bundesstaat und Kommune. Nach dem
„School-to-Work Opportunities Act“ liegt
die Verantwortung für die Entwicklung
und Umsetzung eines solchen Bildungs-
systems bei den Bundesstaaten. Da das
Gesetz nur allgemeine Kriterien vorgibt,
können die Bundesstaaten das Programm
ihren regionalen und lokalen Bedürfnis-
sen anpassen. Hauptakteure der Program-
me sind folglich die Bundesstaaten, die
dabei auf ihren früheren Bemühungen um
Einrichtung allgemeiner und beruflicher
Bildungsmöglichkeiten für nicht studier-
willige Jugendliche aufbauen. Auf diese
Weise bleibt das School-to-Work-System
stark fragmentiert und die Chancen zur
Schaffung eines einheitlichen berufs-
praxisbezogenen Ausbildungssystems sin-
ken weiter. Zudem reichen die Bundes-
zuschüsse für die School-to-Work-Pro-
gramme für eine bundesweite Umgestal-
tung des Bildungssystems bei weitem
nicht aus. 1995 erhielten 27 Bundesstaa-
ten Zuschüsse von insgesamt 204 Millio-
nen Dollar für die Umsetzung solcher Pro-
gramme, verglichen mit insgesamt rund 4
Milliarden Dollar, die für andere Jugend-
ausbildungsprogramme des Bundes be-
reitgestellt wurden. Diese Fördergelder
des Bundes führten zur Bildung einer star-
ken politischen Lobby, die sich kaum „von
heute auf morgen“ zerschlagen lassen
dürfte. Da der „School-to-work Oppor-
tunities Act“ im Jahre 2001 ausläuft, stellt
sich die Frage, ob die bisher implemen-
tierten School-to-Work-Programme ohne
Bundeszuschüsse über dieses Datum hin-
aus weitergeführt werden können.

Die letzte Gruppe, die für Bildungsrefor-
men von Bedeutung ist, sind die Lehrer.
Sie sind die „kleinen Beamten an der Ba-
sis“, die neue Maßnahmen in die Praxis
umsetzen. Ihr Ermessensspielraum erlaubt
es ihnen jedoch, sich neuen Maßnahmen
zu widersetzen oder diese sogar zu ver-
ändern. Die Errichtung eines umfassen-
den und qualitativ hochwertigen School-
to-Work-Systems bedarf der Bereitschaft
der Lehrer, mit Unternehmen zusammen-
zuarbeiten und eine Partnerschaft zwi-
schen Schule und Wirtschaft, Klassenzim-
mer und Arbeitspraxis aufzubauen. Da-
her kommt der Weiterbildung des Lehr-
personals bei den School-to-Work-Pro-
grammen ein hoher Stellenwert zu. Leh-
rer müssen „neue“ Lehrmethoden lernen,

„Ein zweites Hindernis (...)
liegt in der Zurückhaltung
der Gewerkschaften. Diese
haben Vorbehalte hinsicht-
lich der Beschäftigungs-
wirkung berufspraxis-
orientierter Ausbildungs-
systeme. (...) Arbeitsplätze
Erwachsener (scheinen)
durch die Bereitstellung
von Ausbildungsplätzen für
Jugendliche gefährdet.“

„Die dritte Schwierigkeit
(...) liegt in der Rolle der
verschiedenen Regierungs-
ebenen, d.␣ h. Bund, Bundes-
staat und Kommune. (...)
Hauptakteure der Pro-
gramme sind (...) die Bun-
desstaaten, die dabei auf
ihren früheren Bemühun-
gen um Einrichtung allge-
meiner und beruflicher Bil-
dungsmöglichkeiten (.. .)
aufbauen. Auf diese Weise
bleibt das School-to-Work-
System stark fragmentiert
und die Chancen zur Schaf-
fung eines einheitlichen
berufspraxisbezogenen
Ausbildungssystems sinken
weiter.“

„Die letzte Gruppe, die für
Bildungsreformen von Be-
deutung ist, sind die Lehrer.
(...) Die Errichtung eines
umfassenden und qualita-
tiv hochwertigen School-to-
Work-Systems bedarf der
Bereitschaft der Lehrer, mit
Unternehmen zusammenzu-
arbeiten und eine Partner-
schaft zwischen Schule und
Wirtschaft, Klassenzimmer
und Arbeitspraxis aufzu-
bauen.“
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bei denen berufsbezogene und theoreti-
sche Fächer miteinander verknüpft wer-
den. Auf Widerstand könnte man bei
manchen Lehrern stoßen, die berufliche
Bildung lediglich als Alternative für lei-
stungsschwächere Schüler betrachten und
sich auf die Hochschulvorbereitung als
einzige Form der weiterführenden Bil-
dung konzentrieren. Auch könnte sich
eine Kooperation zwischen akademisch
und beruflich orientierten Lehrern mit
dem Ziel, die spezifischen Curricula zu
einem einzigen berufspraxisorientierten
wie schulbezogenen Curriculum zu ver-
einen, problematisch gestalten, da bislang
keine Zusammenarbeit zwischen diesen
Lehrergruppen bestand und jede ihren
eigenen Berufsstatus entwickelte.

Akademisch orientierte Lehrer, die sich auf
die Hochschulvorbereitung spezialisieren,
erhalten Unterstützung von einigen Eltern
vor allem aus der Mittelschicht, in deren
Augen berufliche Bildung ein geringes
gesellschaftliches Ansehen genießt und
die sich für ihre Kinder eine Vorbereitung
auf eine akademische Laufbahn wün-
schen. Da berufliche Ausbildungsgänge an
den High Schools häufig von leistungs-
schwächeren Schülern und Angehörigen
ethnischer Minderheiten bevorzugt wer-
den, führen sie zu einem Abschluss-
zeugnis, das die Einstellungschancen nicht
erhöht und gewöhnlich als zweitrangig
betrachtet wird.

Widerstand ist auch von den Eltern zu
spüren, für die das School-to-Work-Pro-
gramm ein Instrument der Bundesregie-
rung darstellt, sich in ihre Rechte als El-
tern einzumischen und ihre persönliche
Freiheit durch „totalitären“ staatlichen
Zwang einzuschränken. So berichtet
Cheney (1998), dass sich viele Eltern über
diese Bestrebungen und die dafür vom
Bund bereitgestellten 2,3 Milliarden Dol-
lar ärgerten. Anstatt sich auf die Schüler
in Berufsbildungsprogrammen zu konzen-
trieren, schlössen School-to-Work-Pro-
gramme nach Auffassung dieser Eltern
rechtlich gesehen alle Schüler ein. In der
Praxis ginge von diesen Programmen eine
ungerechtfertigte Verfügungsgewalt über
das Leben ihrer Kinder aus. Jeder staatli-
che Eingriff in die Bildung gilt als Bedro-
hung des amerikanischen Traums von der
Chancengleichheit; obwohl dem nicht so
ist, wird jeder Reformversuch im Bildungs-
bereich, der zur Einführung eines forma-

len mehrgleisigen Bildungs- und Aus-
bildungssystems führen könnte‚ auf hef-
tigen Widerstand stoßen.

Schlussbemerkungen

Anfang der 90er Jahre verlagerte sich der
Schwerpunkt der Bildungsreformbewe-
gung. Aufgrund der wirtschaftlichen Lage
begann sie, sich mehr auf die Berufsbil-
dung und den Zusammenhang zwischen
Bildung und wirtschaftlicher Wettbe-
werbsfähigkeit zu konzentrieren. Die Ar-
beitgeber benötigten qualifizierte Arbeits-
kräfte für die Umstrukturierung ihrer Un-
ternehmen. Anstatt jedoch ein neues
Berufsausbildungsprogramm zu entwer-
fen, forderten reformorientierte Politiker,
Pädagogen und Arbeitgeber einen neuen
systemischen Ansatz für den gesamten
Bereich der Berufsbildung. Da Deutsch-
land einer der größten wirtschaftlichen
Konkurrenten der USA ist, orientierte man
sich am deutschen Bildungssystem. Das
deutsche duale System der Berufsausbil-
dung kombiniert berufspraktisches und
schulisches Lernen auf sehr strukturierte
Art und Weise. Es ist eingebettet in ein
institutionelles Umfeld, in dem zentrali-
sierte Arbeitgeberverbände und Gewerk-
schaften mit der Bundesregierung zusam-
menarbeiten, die die gesetzgeberische
Befugnis zur Regulierung der beruflichen
Bildung hat. Da in den USA all diese in-
stitutionellen Voraussetzungen fehlen, war
es offensichtlich, dass das deutsche
Berufsbildungssystem nicht einfach ko-
piert werden konnte. Daher sollte der
1994 erlassene „School-to-Work Oppor-
tunities Act“ die besonderen Bedingun-
gen in den USA berücksichtigen und Lö-
sungen auf bundesstaatlicher Ebene er-
möglichen. In dieser Hinsicht folgt der
„School-to-Work Opportunities Act“ der
bildungspolitischen Tradition der Verei-
nigten Staaten.

Wenngleich der jüngste Versuch zur Schaf-
fung eines einheitlichen Berufsbildungs-
systems gescheitert ist, bietet die offene
Gestaltung des „School-to-Work Oppor-
tunities Act“ den USA eine große Chance
zur Unterhaltung einer Vielfalt von regio-
nalen und lokalen Berufsbi ldungs-
modellen. Durch die Fülle der Berufsbil-
dungsansätze können die einzelnen Bun-
desstaaten voneinander lernen und ver-
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schiedene Konzepte an ihre lokalen Be-
dürfnisse anpassen. Ein besonders gutes
Beispiel für die Anpassung der traditio-
nellen schulischen Berufsbildung an die
wechselnden Bedingungen der globali-
sierten Wirtschaft ist das Tech-Prep-Pro-
gramm. Durch eine Kombination von Bil-
dungsgängen der High School und des
Community College werden die Schüler
darauf vorbereitet, der steigenden Nach-

frage nach einem breiteren Grundwissen
und Problemlösungskompetenzen gerecht
zu werden. Da die Wirtschaft zunehmend
fragmentiert ist und der technologische
Wandel immer schneller vonstatten geht,
mag die Idee eines einheitlichen Berufs-
bildungssystems überholt sein, so dass
flexible Lösungen innerhalb eines allge-
meinen Rahmens womöglich einen ange-
messeneren Ansatz darstellen.
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Einführung

In allen EU-Mitgliedsstaaten werden im
Rahmen der Berufsbildung und -ausbil-
dung vielfältige transnationale Mobilitäts-
maßnahmen durchgeführt. Infolge der
umfangreichen finanziellen Förderung,
die in den vergangenen zehn Jahren über
die europäischen Programme sowie die
regionalen Entwicklungsfonds und den
Sozialfonds zur Verfügung gestellt wur-
de, ist auf diesem Gebiet zudem ein ra-
pides Wachstum zu verzeichnen. Im Rah-
men des Programms „Leonardo da Vinci
II“ (Förderzeitraum: 2000 bis 2006) wer-
den voraussichtlich insgesamt 230.000
junge Menschen (und Ausbilder) an ge-
förderten Mobilitätsmaßnahmen teilneh-
men. Verglichen mit der ersten Phase des
Programms (1995 bis 1999) entspricht
dies einem Anstieg um 100.000 Teilneh-
mer.

Neben den europäischen Programmen
gibt es eine große Vielzahl von Mobilitäts-
programmen, die durch Fördermaßnah-
men auf nationaler, binationaler oder so-
gar regionaler Ebene ermöglicht werden.
Hierzu zählen die Tätigkeiten des deutsch-
französischen Jugendwerks, das schwe-
dische Programm „InterPraktik“, das dä-
nische Programm „PIU“ und die nieder-
ländische Initiative „Onbegrensd Talent“.
Auf europäischer Ebene gibt es zum jet-
zigen Zeitpunkt allerdings keine genau-
en Angaben über die Gesamtzahl der Teil-
nehmer an solchen Programmen. Laut gut
informierten Quellen dürften es etwa
200.000 Menschen sein, die pro Jahr im
Rahmen ihrer Berufsausbildung an trans-
nationalen Mobilitätsprogrammen teilneh-

Der Ausbau von trans-
nationalen Praktika zu
einem didaktischen
Mittel

men. In dieser Zahl sind jedoch nicht die-
jenigen jungen Menschen erfasst, die
während ihrer beruflichen Ausbildung aus
eigener Initiative einen Auslandsaufent-
halt organisieren, der von ihnen selbst,
ihrer Ausbildungseinrichtung und/oder
mit lokalen Fördermitteln finanziert wird.
Die überwiegende Mehrzahl dieser
Mobilitätsmaßnahmen wird in Form von
Praktika bei öffentlichen oder privaten
Unternehmen durchgeführt.

Ein früherer Artikel in der Europäischen
Zeitschrift mit dem Titel „Mobilität als
Lernprozess“ (April 1999) beschäftigte sich
etwas detaillierter mit Form und Zweck
dieser Art von Mobilität und verglich sie
mit anderen Formen von (transnationaler)
Mobilität. Zusammenfassend lässt sich
sagen, dass in dem Artikel vier verschie-
dene Ansätze für die Begründung von
Mobilitätsmaßnahmen im Rahmen der
Berufsbildung dargelegt wurden: erstens
Mobilität als Arbeitsmarktregulativ, zwei-
tens Mobilität als Mittel zur Förderung
interkultureller Verständigung, drittens
Mobilität als Instrument des Technologie-
transfers und schließlich – der Ansatz, der
für unseren Kontext hier relevant ist –
Mobilität als Lernprozess. Der Artikel zeig-
te auf, wie transnationale Mobilitäts-
projekte im Rahmen der Berufsausbildung
eingesetzt werden, um die Aneignung von
zwei bestimmten Kompetenzarten zu för-
dern, und zwar solchen, die sich als „in-
ternationale Kompetenzen“ bezeichnen
ließen (Fremdsprachenkenntnisse und
interkulturelle Kompetenzen), und sol-
chen, die man als „persönliche Kompe-
tenzen“ bezeichnen könnte (unternehme-
rische Fähigkeiten, zwischenmenschliche
Kompetenzen, kommunikative Kompeten-

Transnationale Praktika
werden im Rahmen berufli-
cher Ausbildungsgänge zu-
nehmend dazu eingesetzt,
den Erwerb von Fremd-
sprachenkenntnissen, in-
terkultureller Kompetenz,
persönlicher (Schlüssel-)
Kompetenzen sowie be-
stimmter beruflicher Kom-
petenzen zu fördern. Als di-
daktisches Instrument
steckt dieses Konzept je-
doch noch in den Kinder-
schuhen. Es sind daher wei-
tere Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten erfor-
derlich, damit die Qualität
des Lernprozesses sicherge-
stellt und die Effizienz die-
ses didaktischen Instru-
ments für verschiedene
Zielgruppen gesteigert wer-
den kann. Im vorliegenden
Artikel wird versucht, einen
Überblick über den aktuel-
len Stand der Erkenntnisse
zu geben und aufzuzeigen,
welche Richtungen bei zu-
künftigen Maßnahmen auf
diesem Gebiet eingeschla-
gen werden könnten.

Søren
Kristensen

Cedefop
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„Dass die transnationale
Mobilität gerade zu diesem
Zeitpunkt als didaktisches
Mittel entdeckt wurde, lässt
sich durch die Globalisie-
rung und die rapide Ent-
wicklung der Technik erklä-
ren.“

zen usw.). Bei vielen Auslandspraktikums-
projekten wird auch der Erwerb bestimm-
ter beruflicher Kompetenzen angestrebt,
die im Herkunftsland nicht erworben
werden können. Der vorliegende Artikel
versucht, das Konzept des Lernprozesses
im Rahmen transnationaler Mobilitäts-
projekte (Auslandspraktika) weiterzuent-
wickeln, wobei speziell die Umsetzung
dieser Projekte in didaktische Verfahrens-
weisen im Mittelpunkt stehen wird.

Mobilität als zeitlich
begrenztes Phänomen

Der Einsatz der transnationalen Mobili-
tät im Rahmen der Berufsbildung hat eine
relativ junge Geschichte, die auf der eu-
ropäischen Bühne mit der Schaffung des
Programms Petra II (1992–95) ihren An-
fang nahm. Dass die transnationale Mo-
bilität gerade zu diesem Zeitpunkt als di-
daktisches Mittel entdeckt wurde, lässt
sich durch die Globalisierung und die ra-
pide Entwicklung der Technik erklären.
„Globalisierung“ bezeichnet eine Zunah-
me von Import-/Export-Beziehungen, re-
gelmäßige grenzübergreifende Firmen-
übernahmen, Fusionen und Jointventures
sowie die Ausweitung der Unterneh-
mensaktivitäten auf internationale Märk-
te. Sie ist eine Realität, mit der die mei-
sten Firmen konfrontiert sind und die
sich folglich auf die Kompetenzen aus-
wirkt, die von den Unternehmen auf dem
Arbeitsmarkt nachgefragt werden. Fremd-
sprachenkenntnisse sind für eine wach-
sende Anzahl von Erwerbstätigen bereits
ebenso ein Muss wie die Fähigkeit zur
konstruktiven Interaktion mit Menschen
aus einer anderen Kultur durch Wahrneh-
mung von Unterschieden in den Wert-
vorstellungen und Geisteshaltungen
(interkulturelle Kompetenz). Das immer
rasantere Tempo des technologischen
Wandels hat zur Folge, dass Fachkennt-
nisse rasch veralten können, was wie-
derum die Bedeutung der so genannten
„persönlichen Kompetenzen“ deutlich
macht, d.␣ h. derjenigen Kompetenzen,
die nicht an einen bestimmten Beruf oder
eine bestimmte Arbeitsorganisation ge-
koppelt sind, sondern die in einem be-
liebigen (beruflichen) Umfeld angewandt
werden können. Aus diesem Grund wer-
den diese Kompetenzen auch „bereichs-
übergreifende Kompetenzen“ (oder

„Schlüsselkompetenzen“, „allgemeine
Kompetenzen“ bzw. „grenzüberschreiten-
de Kompetenzen“) genannt.

„Immersion“ und „Über-
nahme von Verantwor-
tung“

Schwer fassbare Konzepte wie inter-
kulturelle und persönliche Kompetenzen
lassen sich nur schwer „unterrichten“,
wenn man den traditionellen Unterrichts-
begriff zugrunde legt, d.␣ h. vom Pult her-
ab doziert ein allwissender Lehrer im Klas-
senzimmer vor einer Klasse von Schülern.
Die genannten Kompetenzen müssen viel-
mehr in einem Rahmen gelernt werden,
der ihren Erwerb besonders begünstigt.
Es gibt nur wenige Erkenntnisse darüber,
wie diese Kompetenzen im Lernrahmen
eines transnationalen Mobilitätsprojekts
erworben werden. Man geht jedoch all-
gemein davon aus, dass dabei zwei ver-
schiedene Prozesse eine Rolle spielen, die
als „Immersion“ („vollständiges Eintau-
chen“) und „Übernahme von Verantwor-
tung“ bezeichnet werden könnten (Kris-
tensen, 2001). Der erste Begriff wird de-
finiert als die Nähe zu und die Interakti-
on mit einer anderen Kultur und Mentali-
tät. Dies bedeutet im Wesentlichen, dass
sich ein Teilnehmer, je mehr er einer für
ihn fremden Umwelt ausgesetzt ist, desto
mehr Fremdsprachenkenntnisse und kul-
turelle Kompetenzen aneignen dürfte.
Wenn er jedoch die meiste Zeit mit sei-
nen Landsleuten verbringt und in die Ar-
beitsabläufe des Unternehmens, in dem
er sein Praktikum absolviert, nicht richtig
integriert ist, wird er nur einen begrenz-
ten Lernerfolg verzeichnen. Der zweite
Prozess – die Übernahme von Verantwor-
tung – bezeichnet den Spielraum, der dem
Teilnehmer zur Verfügung steht, um
selbstständig Entscheidungen zu fällen.
Dieser Prozess ist natürlich nicht auf trans-
nationale Praktika beschränkt. Hier wird
Transnationalität jedoch dazu eingesetzt,
bestimmte Bedingungen zu schaffen, die
im normalen Umfeld des Auszubildenden
möglicherweise schwer herzustellen sind.
Für viele Teilnehmer wird das Auslands-
praktikum das erste Mal sein, dass sie aus
ihrem Umfeld herausgerissen werden. Sie
verfügen nicht mehr über ihr vertrautes
Netzwerk aus Familienmitgliedern, Freun-
den und Lehrern, die ihnen Hilfestellung
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geben und Beispiele dafür liefern kön-
nen, wie die vielen kleineren oder grö-
ßeren alltäglichen Probleme, die im Lau-
fe ihres Praktikums auftreten, zu lösen
sind. Sie sind bei der Ermittlung von Lö-
sungswegen auf sich allein gestellt.
Gleichzeitig sind viele der Herausforde-
rungen kulturell bedingt und so beschaf-
fen, dass die Teilnehmer zu deren Bewäl-
tigung nicht einfach auf vergangene Er-
fahrungen zurückgreifen können. Ande-
rerseits bietet diese Tatsache dem Teil-
nehmer, der sich alleine in einem ihm
fremden Umfeld bewegt, auch die Mög-
lichkeit, in einer Atmosphäre zu agieren,
die frei ist von den Erwartungen anderer:
Er kann mit Aspekten seiner Persönlich-
keit experimentieren, die normalerweise
nicht zum Vorschein kommen. Im Rah-
men dieses Prozesses wird er anpassungs-
fähig und unternehmensfreudig, offen für
neue Einflüsse usw.

Man könnte dem an dieser Stelle entge-
genhalten, dass sich die beiden Prozesse
im Prinzip auf ein und dasselbe Phäno-
men beziehen, da die Immersion, also das
vollständige Eintauchen in Arbeitsabläu-
fe oft eine Übernahme von Verantwortung
nach sich zieht. Es ist jedoch auch mög-
lich, sich das eine ohne das andere vor-
zustellen, d. ␣ h. eine Immersion ohne
Übernahme von Verantwortung (oder nur
mit begrenzter Verantwortungsüber-
nahme) und umgekehrt. Für den Planer
eines Praktikumsprojekts freilich ist es
hilfreich, die beiden Prozesse separat zu
betrachten.

Charakteristische Merkma-
le von Mobilitätsprojekten

Der doppelte Prozess der Immersion und
der Übernahme von Verantwortung fin-
det bei einem Auslandspraktikum sowohl
während als auch außerhalb der Arbeits-
zeit statt. Der Eintritt in einen Fußball-
verein oder die Verhandlung mit dem
Vermieter über eine zerbrochene Fenster-
scheibe können Handlungen sein, die
trotz ihrer Banalität einen wichtigen Bei-
trag zum Lernprozess leisten. Doch zwei-
fellos ist es der Arbeitsplatz, an dem der
Teilnehmer mindestens sieben bis acht
Stunden an fünf Tagen der Woche ver-
bringt, welcher als Hauptschauplatz des
Lernens dient. Das wichtigste Unterschei-
dungsmerkmal transnationaler Betriebs-

praktika gegenüber anderen Arten von
Praktika ist natürlich die Transnationalität,
d.␣ h. die Tatsache, dass die Maßnahme in
einem anderen geografischen, kulturellen
und sprachlichen Kontext stattfindet. Zu-
dem sind im Gegensatz zu den meisten
anderen Formen der betrieblichen Aus-
bildung, besonders der traditionellen be-
trieblichen Lehre, transnationale Praktika
– mit einigen bemerkenswerten Ausnah-
men – zeitlich extrem begrenzt. Aus den
Statistiken des Leonardo-da-Vinci-Pro-
gramms geht eindeutig hervor, dass die
meisten Praktika nur 3 bis 4 Wochen dau-
ern. Die Praktikumsorganisatoren geben
hierfür verschiedene Gründe an, doch laut
Aussage von jungen Praktikanten, die sich
in der beruflichen Erstausbildung befin-
den, liegt das Problem zumeist darin, dass
die zuständigen Behörden (Ministerien,
Industrie- und Handelskammern usw.)
Projekte von längerer Dauer nicht als in-
tegralen Bestandteil des Ausbildungs-
curriculums anerkennen.

Unabhängig von den aufgeführten Grün-
den hat die kurze zeitliche Dauer des
Praktikums zur Folge, dass jeder Tag des
Praktikums zählt und dass dem Teilneh-
mer ebenso wie auch dem Gastbetrieb nur
sehr wenig Zeit bleibt, um sich aneinan-
der zu gewöhnen und sich aufeinander
abzustimmen.

Eine zweite Komplikation, die sich aus
dem transnationalen Kontext ergibt, be-
steht darin, dass der Gastbetrieb in kei-
ner Weise rechtlich dazu verpflichtet ist,
dem Praktikanten die geforderte Ausbil-
dung zu vermitteln, da die Bildungs-
gesetze des entsendenden Landes nicht
mit denen des Gastlandes identisch sind.
Auch wenn für gewöhnlich „Verträge“
bzw. „Ausbildungsvereinbarungen“ ge-
schlossen werden, können diese rechtlich
nicht geltend gemacht werden, so dass
die Vermittlung von Ausbildungsinhalten
völlig dem Wohlwollen des Gastbetriebs
überlassen bleibt.

Drittens führen die Unterschiede zwi-
schen Berufsbi ldungssystemen und
-traditionen des entsendenden Landes
und des Gastlandes in den meisten Fäl-
len dazu, dass ein gemeinsamer Bezugs-
rahmen für den Lernprozess zwischen
dem Gastland und dem Praktikanten
bzw. Praktikumsorganisator fehlt. Der
Gastbetrieb dürfte nur eine sehr begrenz-
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te Vorstellung von den formellen und
informellen Kompetenzen des Praktikan-
ten oder seinen Ausbildungsanforde-
rungen besitzen. Und da eine gemeinsa-
me konzeptionelle Basis fehlt, ist es für
den Tei lnehmer bzw. den Projekt-
organisator auch schwierig, diese darzu-
legen. Und schließlich noch ein letzter
Punkt: Normalerweise gibt es für einen
Gastbetrieb einen sehr starken Anreiz für
die Vermittlung von Ausbildungsinhalten,
nämlich die Möglichkeit, dass der Aus-
zubildende später in das Unternehmen
zurückkehrt, um dort zu arbeiten, wenn
die Ausbildungszeit von beiden Seiten als
Erfolg gewertet wird. Dieser Anreiz ist
bei transnationalen Projekten jedoch nur
selten gegeben, da die Teilnehmer nach
Abschluss des Projekts in ihr jeweiliges
Heimatland zurückkehren.

Praktika als „legitime peri-
phere Teilnahme“

Zurzeit gibt es keine Theorie, die sich
explizit mit dem Lernprozess im Rahmen
transnationaler Praktikumsprojekte be-
schäftigt. Es lassen sich jedoch viele An-
knüpfungspunkte zu Theorien finden, die
sich mit „dem Arbeitsplatz als Lernumfeld“
befassen, obwohl keine dieser Theorien
die Transnationalität als solche themati-
siert. Einige dieser Theorien können je-
doch neue Perspektiven und Einsichten
bieten, wenn sie auf das hier behandelte
Thema übertragen werden.

Von besonderem Interesse sind die Theo-
rien von Jean Lave und Etienne Wenger
(1999) über das „situierte Lernen“ (d.␣ h.
das Lernen im Arbeitsplatzkontext) als Akt
der „legitimen peripheren Teilnahme“,
wobei die Autoren den durch und durch
sozialen Charakter dieses Lernprozesstyps
hervorheben.

Es ist zweifellos sinnvoll, die sozialen
Aspekte des Lernens bei transnationalen
Praktika gegenüber den kognitiven Pro-
zessen zu betonen, da sich das Lernen
vor allem in der Interaktion mit anderen
Mitarbeitern des Gastbetriebs abspielt.
Durch die Einbindung in Arbeitsabläufe
(„Teilnahme“) bewegt sich der Auszubil-
dende allmählich von einer Position am
Rande des Kreises („peripher“) in Rich-
tung einer Position, die sich näher am

Zentrum befindet. Dies vollzieht sich über
den Lernprozess, der durch die Zusam-
menarbeit mit sachkundigeren Kollegen
ermöglicht wird (von Lave and Wenger
community of practice – „Gemeinschaft
von (Berufs-)Praktikern“ – genannt). Nach
und nach wird der Praktikant mit an-
spruchsvolleren Aufgaben betraut. Der
Begriff „legitim“ bezieht sich darauf, dass
die Gemeinschaft der Berufspraktiker die
Position des Auszubildenden als Lernen-
den akzeptiert und willens ist, ihn an den
Lernprozessen teilhaben zu lassen.

Das Konzept des Lernens am Arbeitsplatz
als „legitime periphere Teilnahme“ lässt
sich durchaus sinnvoll auf das Lernen im
Rahmen transnationaler Praktika übertra-
gen, da es hilft, die Gefahren des Lern-
prozesses deutlicher aufzuzeigen. Ein
Teilnehmer an einem transnationalen
Praktikum wird sich immer zunächst in
einer peripheren Position befinden, da
sich sein persönlicher, kultureller und
beruflicher Hintergrund von dem seiner
Kollegen im Gastbetrieb unterscheidet. Es
existiert also immer ein sehr reelles Risi-
ko, dass der Praktikant diese Peripherie
nicht verlässt – entweder besteht eine zu
große Kluft zwischen den Kompetenzen
des Teilnehmers und den Kompetenzen,
die im Praktikum benötigt werden, oder
die Gemeinschaft der Berufspraktiker ak-
zeptiert seine Position als Lernenden
nicht, bezweifelt also mit anderen Wor-
ten seine „Legitimation“, oder aber beide
Gründe kommen zusammen. Aus dieser
Perspektive betrachtet ist die „legitime
periphere Teilnahme“ ein Synonym für die
miteinander verwobenen Prozesse der
Immersion (entspricht der Teilnahme) und
der Übernahme von Verantwortung (ent-
spricht der Legitimation des Lernenden
und der allmählichen Bewegung von der
Peripherie zum Zentrum und damit zu
einer besseren Einbindung in die Arbeits-
abläufe).

Lave und Wenger wollten mit ihrer Arbeit
über situiertes Lernen als legitime peri-
phere Teilnahme an Gemeinschaften von
Berufspraktikern den Lernprozess im Rah-
men der betrieblichen Lehre beschreiben,
und ihre Theorie lässt sich gut auf junge
Menschen in der beruflichen Erstaus-
bildung anwenden. Es gibt jedoch bei
transnationalen Praktika noch andere
Aspekte, die diese Theorie nicht berück-
sichtigt.

„Zurzeit gibt es keine Theo-
rie, die sich explizit mit
dem Lernprozess im Rah-
men transnationaler Prak-
tikumsprojekte beschäftigt.
Es lassen sich jedoch viele
Anknüpfungspunkte zu
Theorien finden, die sich
mit ‚dem Arbeitsplatz als
Lernumfeld‘ befassen, ob-
wohl keine dieser Theorien
die Transnationalität als
solche thematisiert“.
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Das „verbindende Modell“
der Arbeitserfahrung

Ein Projekt, das kürzlich unter der Schirm-
herrschaft des vierten EU-Rahmenpro-
gramms für sozioökonomische Schwer-
punktforschung (TSER) durchgeführt wur-
de, beschäftigte sich mit dem Thema
„Arbeitserfahrung“. Der Begriff „Arbeits-
erfahrung“ ist in vielerlei Hinsicht eine
geeignete Beschreibung dafür, um was es
bei einem transnationalen Praktikum geht,
da er den Zeitaspekt (die stark begrenzte
Dauer) und den einmaligen Charakter der
Maßnahme erfasst. Die Autoren des
Projektberichts entwickeln eine Typolo-
gie der Arbeitserfahrung, die sich an den
jeweils verfolgten Zwecken orientiert, und
entwerfen ein „verbindendes Modell“,
welches im Hinblick auf transnationale
Praktikumsprojekte einige interessante
Perspektiven bietet, da hier die Aneignung
bereichsübergreifender Kompetenzen im
Vordergrund steht. Zusammenfassend lässt

sich sagen, dass bei diesem Modell das
betriebliche Praktikum weder mit dem
Ausbildungsgang des Teilnehmers in Ver-
bindung gebracht wird noch mit dem
unmittelbaren Bedarf des Unternehmens.
Das Praktikum wird beschrieben als frei
verhandelter „resituierter“ Lernabschnitt,
für den beide Parteien ein „gemeinsames
Ziel“ definieren und entwickeln. Dieses
Ziel kann auch unabhängig vom Bedarf
des Unternehmens oder den im Curricu-
lum festgelegten Lernanforderungen an
den Teilnehmer formuliert werden.

Auf die konkrete Praxis übertragen ist dies
ein Ansatz, den erfahrene Praktikums-
organisatoren bereits nutzen, um qualita-
tiv anspruchsvolle, transnationale Praktika
zu beschreiben. Sie konzentrieren sich
dabei darauf, zusammen mit dem Gast-
betrieb einen Lernrahmen festzulegen
und/oder zu entwickeln, wobei ein oder
mehrere gemeinsame Projekte (oder „ge-
meinsame Ziele“) abgesteckt werden –
Aufgaben, die der Auszubildende ausfüh-
ren kann und die für das Unternehmen
von Bedeutung sind. Projekte, die sich
einseitig an den Lernbedürfnissen des
Praktikanten orientieren, sind für den
Betrieb selten akzeptabel, ebenso wenig
wie Projekte, die sich einseitig am unmit-
telbaren Bedarf des Unternehmens orien-
tieren (und bei denen Praktikanten als
„billige Arbeitskräfte“ ausgenutzt werden),
für die Projektorganisatoren akzeptabel
sind. Wenn es nicht gelingt, den Inhalt
des Lernprozesses auszuhandeln, wird
dies in den meisten Fällen schwerwiegen-
de Konsequenzen für den Lernerfolg ha-
ben, da ein gemeinsamer konzeptueller
Rahmen für den Gastbetrieb des einen
Landes und die Projektorganisatoren bzw.
die Praktikanten aus dem anderen Land
fehlt. Keiner weiß, was er vom anderen
erwarten kann, und die Prozesse der
Immersion und der Übernahme von Ver-
antwortung werden behindert.

Kasten 1

Eine Typologisierung nach
Zielgruppen

Als didaktische Maßnahmen unterschei-
den sich transnationale Mobilitätsprojekte
erheblich in Dauer, Zielgruppe, Gastland,
darin ob sie für Gruppen oder Einzelper-
sonen organisiert werden usw. Diese Fak-
toren haben sowohl Einfluss auf die zu

Aushandlung der Lerninhalte bei Praktikumsprojekten

Im Rahmen des Pilotprojekts „Qualitätssicherung und Zertifizierung transnationaler
Praktika“ unter dem Programm „Leonardo da Vinci“ (DK/981/59005/pI/I.1.1.a./
FPI) wurde eine Methodik entwickelt, die es den beteiligten Parteien erleichtern
soll, die Ausbildungsinhalte eines transnationalen Berufspraktikums auszuhandeln.
Für die Aushandlung der Lerninhalte des Praktikums ist ein dreistufiges Verfahren
vorgesehen. Für jede Stufe gibt es spezielles unterstützendes Informationsmaterial
in Form von Faltblättern. Aus dem ersten Faltblatt gehen die allgemeinen Bedin-
gungen des Praktikums in Hinblick auf die Bezahlung, die Arbeitszeit, den Ar-
beitsschutz, die betriebliche Unfallversicherung usw. hervor, d.␣ h. alle praktischen
Bedingungen, die erfüllt sein müssen, um gesetzlichen und verwaltungsrechtlichen
Vorschriften Genüge zu leisten. Im zweiten Faltblatt wird der Hintergrund für das
Praktikum dargelegt: der Bereich des Ausbildungssystems, aus dem der Praktikant
kommt, das übergeordnete Ziel des Praktikums, welche Arten von Aufgaben und
welches Verantwortungsniveau der Praktikant übernehmen soll sowie eine allge-
meine Beschreibung der betreffenden Branche. Das dritte Faltblatt enthält eine
lange Liste der konkreten praktischen Aufgaben, die im Rahmen des vom Teilneh-
mer gewählten Berufes normalerweise zu erledigen sind. Der Gastbetrieb muss
die Aufgaben, die während des Praktikums angeboten werden können, ankreuzen
und (in bestimmten Fällen) das betreffende Aufgabenniveau angeben. Diese Liste
dient als Informationsquelle, als Grundlage für die Aushandlung der Praktikums-
inhalte sowie als Instrument zur Anerkennung des Praktikums als integraler Be-
standteil des vom Teilnehmer zu absolvierenden Curriculums. Anschließend muss
der Gastbetrieb einen Vertrag auf der Basis dieser Vereinbarung unterzeichnen.

Am Projekt waren Partner aus Dänemark, Deutschland, Frankreich und dem Verei-
nigten Königreich beteiligt.

„Projekte, die sich einseitig
an den Lernbedürfnissen
des Praktikanten orientie-
ren, sind für den Betrieb
selten akzeptabel, ebenso
wenig wie Projekte, die sich
einseitig am unmittelbaren
Bedarf des Unternehmens
orientieren (und bei denen
Praktikanten als ‚billige Ar-
beitskräfte‘  ausgenutzt
werden), für die Projekt-
organisatoren akzeptabel
sind.“
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wählende Evaluierungsmethodik als auch
auf die Art des durchlaufenen Lernpro-
zesses. Der Übersichtlichkeit halber ist es
sinnvoll, die jeweiligen Projekte anhand
bestimmter Kriterien voneinander abzu-
grenzen. Was den Lernprozess angeht,
erscheint eine Unterscheidung aufgrund
der pädagogischen Zielsetzung am ein-
leuchtendsten, d.␣ h. nach der Art der zu
erwerbenden Kompetenzen, denen beim
jeweiligen Projekt das größte Gewicht
zukommt.

Die einleuchtendsten Projekte sind dieje-
nigen mit einer eindeutigen beruflichen
Zielsetzung. Zu dieser Kategorie gehören
viele Projekte, in denen sich die Teilneh-
mer Kenntnisse über bestimmte Techno-
logien oder Arbeitsmethoden aneignen,
die es in ihrem Heimatland nicht gibt. Ein
anderes Beispiel sind Projekte, die auf
Personen ausgerichtet sind, die infolge
struktureller Veränderungen des Arbeits-
marktes kurz zuvor arbeitslos geworden
sind. Im Rahmen dieser Projekte sollen
die Teilnehmer mit klar umrissenen (in-
dividuell definierten) Kompetenzen aus-
gestattet werden, die eine internationale
oder berufliche Qualifikation darstellen;
auf diesem Weg soll ihnen geholfen wer-
den, eine neue Anstellung zu finden. Ein
transnationales Praktikum dient in diesem
Vorgang als Instrument zur Aneignung der
genannten Kompetenzen. Eine ganze Rei-
he solcher Praktika sind unter den Initia-
tiven der Europäischen Union im Rahmen
des Europäischen Sozialfonds (Adapt,
Youthstart usw.) zu finden. In beiden Fäl-
len ist es möglich, recht kurz nach Rück-
kehr des Teilnehmers das Ergebnis des
Praktikums zu bewerten, da der Erfolg
entweder in Form einer neu gefundenen
Stel le oder einer Verbesserung der
Beschäftigungssituation gemessen werden
kann.

Eine andere Art von Projekt wurde für
Gruppen benachteiligter (junger) Men-
schen entworfen. Der Begriff „benachtei-
ligt“ ist sehr unspezifisch, bezieht sich in
diesem Zusammenhang jedoch auf eine
gesellschaftlich bedingte Benachteiligung
und/oder Bildungsmängel. Hier müssen
eine komplett andere Art von Pädagogik
und andere Erfolgskriterien angesetzt
werden, wobei es sehr schwierig ist, so-
wohl kurz- als auch mittelfristig konkrete
Ergebnisse in Bezug auf einen Arbeitsplatz
zu erzielen. Der Erfolg dieser Art von Mo-

bilität ist vor allem psychologischer Na-
tur. Erstens wird der Teilnehmer durch das
Leben und Überleben in einem anderen
Land ermutigt, auch andere Barrieren, die
ihn umgeben, zu überwinden. Er entdeckt
an sich neue Stärken und Möglichkeiten
und wird dazu angespornt, seine Situati-
on im Heimatland zu verbessern. Zwei-
tens wird er in ein Umfeld hineinversetzt,
das ihm nicht von Anfang an negativ ge-
genübersteht. Er kann wie ein unbeschrie-
benes Blatt Papier von vorn beginnen und
hat die Möglichkeit, sich neu zu definie-
ren und andere Aspekte seiner Persön-
lichkeit zu entfalten oder einen neuen be-
ruflichen Weg einzuschlagen. Das Prakti-
kumsprojekt wird so zum Beginn eines
Entwicklungsprozesses, der vielleicht erst
nach vielen Jahren abgeschlossen sein
wird.

Schließlich gibt es eine große Anzahl von
Projekten mit den verschiedensten Ziel-
gruppen, bei denen das Praktikum vor
allem dazu dient, Kompetenzen zu för-
dern, die im Curriculum der Ausbildung,
die der Teilnehmer absolviert bzw. absol-
viert hat, nicht oder nur unzureichend
abgedeckt sind. Hier besteht das Haupt-
ziel in der Entwicklung der sprachlichen,
interkulturellen und persönlichen Kom-
petenzen des Teilnehmers als Zusatz-
qualifikationen zu den laut Ausbildungs-
plan bereits erworbenen (oder noch zu
erwerbenden) Kompetenzen.

Vor- und Nachbereitung des Prakti-
kums

Ein weiteres Kennzeichen transnationaler
Mobilität besteht darin, dass der Lern-
prozess weder durch die tägliche Inter-
aktion in einem Klassenzimmer noch
durch das geregelte Umfeld einer Werk-
statt in einem Gastbetrieb gesteuert wer-
den kann. Der Teilnehmer muss in gro-
ßem Umfang Verantwortung für seinen
eigenen Lernprozess übernehmen und
muss das nötige Rüstzeug an die Hand
bekommen, um die Herausforderungen,
die ihm während des Praktikums und
danach begegnen, annehmen und mei-
stern zu können. Ein transnationales
Praktikumsprojekt geht daher über den
reinen Praktikumszeitraum hinaus. Auch
das „Briefing“ (die Vorbereitung) und
„Debriefing“ (die Nachbereitung) gehören
dazu. Gerade sie sind oder sollten zumin-
dest ein integraler Bestandteil jedes Pro-

„Ein weiteres Kennzeichen
transnationaler Mobilität
besteht darin, dass der
Lernprozess weder durch
die tägliche Interaktion in
einem Klassenzimmer noch
durch das geregelten Um-
feld einer Werkstatt in ei-
nem Gastbetrieb gesteuert
werden kann. Der Teilneh-
mer muss in großem Um-
fang Verantwortung für sei-
nen eigenen Lernprozess
übernehmen (…)“
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jekts sein, da sie wichtige Qualitäts-
indikatoren darstellen. Die Vorbereitung
umfasst selbst drei Phasen: erstens die
Motivation (besonders wichtig für Grup-
pen, denen der Nutzen einer trans-
nationalen Erfahrung nicht unbedingt ein-
leuchtet), zweitens die Auswahl der Prak-
tikanten (zur Gewährleistung einer guten
Abstimmung zwischen den Herausforde-
rungen des Projekts und der Persönlich-
keit des Teilnehmers) und schließlich die
eigentliche Vorbereitung.

Die letzte Phase besteht aus fünf Teilbe-
reichen: der sprachlichen, der kulturellen,
der beruflichen, der praktischen sowie der
persönlichen bzw. psychologischen Vor-
bereitung. Während die Notwendigkeit
der sprachlichen, kulturellen und prakti-
schen Vorbereitungsmaßnahmen auf der
Hand liegt (Organisation der Reise, so-
ziale Sicherheit, Unterkunft, Behörden-
gänge usw.), scheint bei vielen Projekten
die berufliche Vorbereitung vernachlässigt
zu werden. Die berufliche Vorbereitung
besteht darin, dem Teilnehmer deutlich
zu machen, welche Unterschiede im je-
weiligen Berufsfeld zwischen dem Aus-
bildungsgang und der Arbeitsorganisati-
on im Heimatland und denen im betref-
fenden Gastland bestehen. Ein Maurer in
Dänemark lernt bei seiner Ausbildung
beispielsweise andere Dinge als ein Mau-
rer im Vereinigten Königreich, und ein
Maurer in Deutschland organisiert seine
Arbeit anders als ein Maurer in Griechen-
land. Solche Informationen sind für eine
richtige Integration des Teilnehmers wäh-
rend seines Praktikums wichtig und kön-
nen Frustrationen vermeiden. Die persön-
liche bzw. psychologische Vorbereitung
soll dem Praktikanten helfen, die Krisen
zu bewältigen, die fast alle Teilnehmer
von transnationalen Mobilitätsprojekten
durchlaufen: Gefühle der Einsamkeit, der
Unzulänglichkeit, Heimweh usw.

Die Nachbereitung des Mobilitätsprojekts
mit den Teilnehmern kann viele Formen
annehmen und entweder in Gruppen oder
individuell stattfinden, in schriftlicher
Form oder mündlich. Das Wichtigste ist
hierbei, dass den Teilnehmern die Mög-
lichkeit gegeben wird, ihre Erfahrungen
zu formulieren und mit anderen zu dis-
kutieren, Dinge ins rechte Licht zu rük-
ken und Missverständnisse zu klären.
Auch die Anleitung und Beratung der
Teilnehmer im Hinblick darauf, wie sie

aus ihren neu erworbenen Kompetenzen
Nutzen ziehen können, sind wesentlicher
Bestandteil dieser Nachbereitung.

Die Kunst der fachmänni-
schen Projektkonzeption

Auch wenn es keine Angaben darüber
gibt, wie viele Ausbildungsteilnehmer
ohne Organisator einen Praktikumsplatz
in einem Betrieb finden, kann man da-
von ausgehen, dass ihre Zahl ziemlich
begrenzt sein dürfte. In fast allen Fällen
tritt ein Praktikumsorganisator als Vermitt-
ler auf. Die Funktion des Praktikums-
organisators wird meist von Berufsschu-
len oder Schulungszentren übernommen,
obwohl gelegentlich auch private Prakti-
kumsvermittlungsorganisationen, Unter-
nehmen und die Sozialpartner diese Auf-
gaben wahrnehmen. Wenn man den Prak-
tikanten an das eine Ende einer Skala set-
zen würde und den Gastbetrieb an das
andere, wäre die Position des Praktikums-
organisators irgendwo dazwischen anzu-
siedeln – normalerweise jedoch näher am
Praktikanten als am Gastbetrieb; dabei
nimmt er eine ganz zentrale Funktion
wahr. Der Praktikumsorganisator braucht
kein fundiertes Know-how über Lern-
theorien, muss jedoch in allen praktischen
Dingen versiert sein, die bei der Schaf-
fung eines geeigneten Lernumfeldes für
Praktikanten eine Rolle spielen – mit an-
deren Worten: Er muss ein fachmänni-
sches Geschick für die Projektkonzeption
haben.

Die erste Anforderung an einen Prakti-
kumsorganisator besteht darin, Gast-
betriebe zu finden und lehrreiche Praktika
für Auszubildende auszuhandeln. Dies ist
keineswegs ein einfaches Unterfangen.
Bei langfristigen Praktikumsprojekten
haben der Auszubildende und der Gast-
betrieb zumeist genügend Zeit, um zu
einem beiderseitigen Einverständnis be-
züglich der Lernanforderungen und ihrer
Interaktion im betrieblichen Umfeld zu
gelangen, doch oft kommt dieses erst nach
monatelanger aufreibender Anpassung
und damit unzähligen verpassten Lern-
gelegenheiten zustande. Bei Praktika von
kürzerer Dauer fehlt dagegen die Zeit für
einen solchen Prozess der Anpassung und
Annäherung. Somit spielen einerseits der
Praktikumsorganisator als Vermittler für

„Der Praktikumsorgani-
sator braucht kein fundier-
tes Know-how über Lern-
theorien, muss jedoch in
allen praktischen Dingen
versiert sein, die bei der
Schaffung eines geeigneten
Lernumfeldes für Prakti-
kanten eine Rolle spielen –
mit anderen Worten: Er
muss ein fachmännisches
Geschick für die Projekt-
konzeption haben.“
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den Teilnehmer (wie im weiter oben be-
schriebenen „verbindenden Modell“ dar-
gelegt) und andererseits die Möglichkei-
ten und Anforderungen des Gastbetriebes
die größte Rolle. Der Projektorganisator
muss in der Lage sein, die notwendige
Vorbereitung und Nachbereitung für die
Teilnehmer durchzuführen (oder zumin-
dest durchführen zu lassen). Drei weite-
re Bereiche, in denen Fachwissen erfor-
derlich ist, gehören ebenfalls zur Projekt-
konzeption: die Finanzierung, die Ermitt-
lung geeigneter Partner und die Unterhal-
tung von Kontakten zu diesen sowie die
Bewältigung praktischer Verwaltungsan-
gelegenheiten.

Bei der Finanzierung werden für gewöhn-
lich transnationale (europäische) und na-
tionale Fördermittel in Anspruch genom-
men. Für viele Mitgliedsstaaten sind eu-
ropäische Programme die einzige Mög-
lichkeit der externen Finanzierung. An-
dere wiederum unterhalten eigene Pro-
gramme, die entweder die volle Finan-
zierung der Projekte gewährleisten oder
eine nationale Kofinanzierung für euro-
päische Programme vorsehen. Vielen
Projektberichten zufolge ist die Sicherung
der Finanzierung der jeweiligen Maßnah-
me mit einem ungeheuren Zeitaufwand
verbunden (komplizierte Bewerbungs-
verfahren usw.), und ist dies erst einmal
gelungen, kostet es noch einmal enorm
viel Zeit, anschließend die geforderten
Finanzberichte zu erstellen.

Die Ermittlung geeigneter Partner und die
Unterhaltung von Kontakten zu diesen ist
für Mobilitätsprojekte von zentraler Be-
deutung. In einigen Fällen arbeiten die
Organisatoren von Praktikumsprojekten
nicht mit einem zentralen Partner zusam-
men, sondern wenden sich direkt an
potenzielle Gastbetriebe, die meisten
Auslandspraktika werden jedoch im Rah-
men einer Partnerschaft organisiert, an der
Organisationen aus dem entsendenden
Land und dem Gastland beteiligt sind. In
den meisten Fällen handelt es sich bei
beiden Partnern um Berufsschulen oder
Ausbildungszentren, doch gibt es auch Or-
ganisationen, die sich auf Mobilitäts-
projekte für verschiedene Zielgruppen
(vor allem junge Erwerbstätige) speziali-
siert haben. Diese arbeiten unabhängig
oder in Partnerschaft mit Ausbildungs-
organisationen; einige von ihnen sind
gewerblich tätig. Bei vielen Projekten tre-

ten Schwierigkeiten bei der Ermittlung
eines geeigneten Partners für die gemein-
same Entwicklung des Projekts auf. Kul-
turelle Unterschiede sind tief verwurzelt
und spiegeln sich im Führungsstil wider,
so dass es leicht zu Missverständnissen
kommt. Andere Probleme haben sprach-
liche Ursachen. Der Prozess der Ermitt-
lung eines geeigneten Partners und der
Entwicklung dieser Partnerschaft bringt
für viele Projektorganisatoren einen wert-
vollen Lerneffekt mit sich, sollte jedoch
nicht den eigentlichen Zweck der Maß-
nahme – nämlich den Lernprozess des
Teilnehmers – in den Hintergrund drän-
gen. Bei der Analyse erfolgreicher Pro-
jekte stellt sich oft heraus, dass diese im
Rahmen von Partnerschaften durchgeführt
wurden, in denen entweder die Praktikan-
tenvermittlung auf Gegenseitigkeit beruh-
te (d.␣ h. beide Partnerorganisationen wa-
ren sowohl Gastgeber als auch entsenden-
de Einrichtung), oder in Partnerschaften,
die als Rahmen für verschiedene Projek-
te dienten und in denen die Partner ein-
ander allmählich kennen lernten und Ver-
trauen aufbauen konnten.

Praktische Verwaltungsangelegenheiten
können einen Projektorganisator erheb-
lich viel Zeit kosten, vor allem wenn er
direkt mit den Gastbetrieben kommuni-
ziert oder wenn der Partner seine Rolle
nur begrenzt wahrnimmt. Doch selbst
wenn Aufgaben wie die Beschaffung ei-
ner Unterkunft und einer Praktikumsstelle
vom Partner übernommen werden, muss
s ich der Projektorganisator in der
Konzeptions- und Planungsphase des Pro-
jekts auf diesen Gebieten gut auskennen.
Der Projektorganisator sollte auch über
die verwaltungstechnischen Fragen infor-
miert sein, die in Verbindung mit der Ar-
beit und dem Wohnsitz auftreten, vor al-
lem hinsichtlich der Sozialversicherung.
So sind beispielsweise junge Menschen
bei (unbezahlten) Praktika oft nicht ge-
gen Arbeitsunfälle versichert, da ein Prak-
tikant keine klar festgelegte Rechtsstellung
besitzt.

Die Rolle der Gastbetriebe

Unternehmen spielen bei transnationalen
Praktikumsprojekten eine zentrale Rolle,
da sie dem Praktikanten für seinen
Lernprozess ihre Räumlichkeiten und das
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berufliche Umfeld zur Verfügung stellen.
Sie bilden aber auch gleichzeitig eine
empfindliche Engstelle im Gesamtablauf,
denn die Schwierigkeit, einen bestimm-
ten Qualitätskriterien genügenden Gast-
betrieb zu finden, bildet das wohl größte
Hindernis für die Ausweitung trans-
nationaler Praktikumsprogramme. Ange-
sichts dieser wichtigen Rolle der Unter-
nehmen ist es verwunderlich, dass so
wenig Informationen über Betriebe und
ihre Gründe für die Aufnahme ausländi-
scher Praktikanten verfügbar sind. Wel-
che Arten von Unternehmen nehmen
Praktikanten auf? Sind es Großunterneh-
men? Multinationale Unternehmen? Unter-
nehmen mit intensiven Import-/Export-
beziehungen? Gibt es bestimmte Bran-
chen, die Praktikumsbewerbern beson-
ders entgegenkommen? Ist es Wohlwol-
len, Altruismus oder der Glaube an die
europäische Idee, die den Anstoß dazu
geben, einen ausländischen Praktikanten
aufzunehmen? Gibt es einen materiellen
oder immateriellen Nutzen für das Unter-
nehmen? Worin besteht er? Geht es ledig-
lich darum, billige (oder in manchen Fäl-
len sogar kostenlose) Arbeitskräfte zu
beschaffen? Bevor die Inhalte von trans-
nationalen Praktika ausgehandelt werden,
wäre es sehr hilfreich, etwas über die

zugrunde liegenden Motive zu erfahren,
die ein Unternehmen dazu veranlassen,
sich für die Aufnahme von Praktikanten
aus dem Ausland zu entscheiden, damit
entsprechende Strategien entwickelt wer-
den können. Analog dazu existieren auch
nur diffuse Erkenntnisse darüber, warum
sich Unternehmen gegen die Aufnahme
von Praktikanten entscheiden. Manche
Betriebe, die Gastaufenthalten junger
Ausländer prinzipiell positiv gegenüber
stünden, lehnen die Aufnahme von Prak-
tikanten möglicherweise deshalb ab, weil
sie unsicher sind, welche zeitaufwendi-
gen Betreuungsaufgaben und anderwei-
tigen Verpflichtungen mit solchen Praktika
verbunden sind. Was genau ist zum Bei-
spiel mit der Rolle des „Ausbilders“, von
der im EUROPASS-Berufsbildung1 die
Rede ist, gemeint?

Es gibt nur sehr wenige und eher spora-
dische Forschungs- und Entwicklungspro-
jekte über den Lernprozess aus Sicht des
Gastbetriebs (im Gegensatz zur Sicht des
Prakt ikanten oder des Prakt ikums-
organisators). Vor kurzem wurden in zwei
Ländern (Österreich und Dänemark) na-
tionale Leitfäden für Unternehmen heraus-
gegeben, die ausländische Praktikanten
aufnehmen. Zwar beschreiben diese
hauptsächl ich die jur is t i schen und
sozialversicherungsrechtlichen Aspekte,
doch werden sie von den Unternehmen
sehr interessiert aufgenommen und haben
bereits viele Unsicherheiten und Miss-
verständnisse aus dem Weg räumen kön-
nen.

Kasten 2

Transnationale Mobilität
als Investition in die Zu-
kunft

Zu Beginn dieses Artikels haben wir uns
Zahlen angeschaut, mit denen trans-
nationale Mobilitätsprojekte beziffert wer-
den können. Oft wird Quantität im Zu-
sammenhang mit der Mobilität gewisser-
maßen als eigenständiges Erfolgskriterium
vorgebracht. Es liegt jedoch auf der Hand,
dass Zahlen allein nicht als Erfolgs-
kriterium für Praktika dienen können. Im
Berufsbildungskontext betrachtet sind die
„Erzeugnisse“ von Mobilitätsprogrammen
Qualifikationen und Kompetenzen, wel-
che die Beschäftigungsfähigkeit der Teil-
nehmer erhöhen. Es wird allgemein an-

Einführung einer Qualitätskontrolle
und Unterstützung von Gastbetrieben
Im PEGASE-Projekt, einem Pilotprojekt 1996 im Rahmen des Programms „Leonardo
da Vinci“ (F/96/1/05350/PI/I.1.1.a/FPI), wurde ein umfassendes System der Quali-
tätskontrolle für die Vorbereitung, Überwachung und Evaluierung von trans-
nationalen Praktika entwickelt. Das System ist auf alle beteiligten Akteure ausge-
richtet, d.␣ h. auf den Praktikanten selbst, den Projektorganisator, die Behörden
und den Gastbetrieb. Im Rahmen des Projekts wurden alle Schritte eines Praktikums-
projekts definiert und analysiert sowie Material zur Begleitung und Unterstützung
vom jedem der Akteure bei diesen Schritten entwickelt. Ist das System einmal
eingeführt, weiß jeder der Akteure genau, was er von den anderen erwarten kann
und wann. Darüber hinaus sind in umfangreichen Checklisten die verschiedenen
zu erbringenden Leistungen sowie der dafür vorgesehene Zeitpunkt aufgeführt.
Mithilfe von IKT-Instrumenten können die Praktika laufend überwacht und so
Probleme frühzeitig erkannt werden. Anhand dieser Methodik kann den Unter-
nehmen genau beschrieben werden, was die Aufnahme eines Praktikanten aus
einem anderen Land genau beinhaltet, und es steht ihnen Material zur Verfügung,
das die verwaltungstechnischen Vorgänge in systematischer und leicht nachvoll-
ziehbarer Form darlegt.

Am Projekt waren Partner aus Deutschland, Frankreich, Irland, dem Vereinigten
Königreich und Ungarn beteiligt.

„Es gibt nur sehr wenige
und eher sporadische For-
schungs- und Entwicklungs-
projekte über den Lernpro-
zess aus Sicht des Gast-
betriebs (im Gegensatz zur
Sicht des Praktikanten oder
des Praktikumsorganisa-
tors).“

(1) Entscheidung des Rates vom 21.
Dezember 1998 zur Förderung von
al tern ierenden Europäischen
Berufsbildungsabschnitten einschließ-
lich der Lehrlingsausbildung



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

51

erkannt, dass die Teilnahme an einem
Mobilitätsprojekt die beruflichen, sprach-
lichen, interkulturellen und bereichsüber-
greifenden (persönlichen) Kompetenzen
von Individuen fördert – Kompetenzen,
die auf dem heutigen Arbeitsmarkt zuneh-
mend gefragt sind, welcher bedingt durch
den kombinierten Einfluss der raschen
technologischen Entwicklung und der
Globalisierung einem ständigen Wandel
unterworfen ist. Die Tatsache, dass 100,
1.000 oder sogar 10.000 junge Menschen
an transnationalen Praktikumsprogram-
men teilgenommen haben, ist für sich
genommen noch nicht von Bedeutung.
Entscheidend ist nicht, dass diese jungen
Menschen ins Ausland gegangen sind,
sondern vielmehr was sie in puncto Kom-
petenzen und Qualifikationen mit sich
zurückgebracht haben, das ihre Beschäf-
tigungsfähigkeit steigern kann.

Eine andere Größe zur Erfassung dieser
Art von Mobilität sind die Kosten. Im Rah-
men des Programms „Leonardo da Vinci
II“ sind jährlich schätzungsweise 600 Mil-
lionen Euro für Mobilitätsmaßnahmen
vorgesehen (40% des Gesamthaushaltes).
Da die aus dem Programm ausgezahlten
Fördermittel zwar einen finanziellen An-
reiz bieten, die Kosten jedoch nicht ab-
decken, wird die Fördersumme durch ei-
nen Kofinanzierungsbeitrag des jeweili-
gen Landes in mindestens gleicher Höhe
ergänzt. Wenn dazu noch die finanziel-
len Beihilfen aus anderen europäischen,
binationalen, nationalen und regionalen
Programmen und Initiativen berücksich-
tigt werden, kommt man auf eine beacht-
liche Summe. Hier ist man versucht, zu
hinterfragen, ob sich diese Investitionen
überhaupt lohnen, sowohl mit Blick auf
die erworbenen Kompetenzen, welche die
Lebensqualität der Teilnehmer verbessern
sollen, als auch was die Wettbewerbsfä-
higkeit Europas auf dem Weltmarkt be-
trifft. Oft werden authentische Einzel-
erlebnisse herangezogen, die den Nutzen
und Wert der Teilnahme an einem Aus-
landspraktikum auf unwiderlegbare Wei-
se beweisen sollen. Hierzu greift man
meist auf einen jungen Vorzeige-Prakti-
kanten zurück, der auf Konferenzen zum
Thema Mobilität die Vorzüge und positi-
ven Auswirkungen der vier im Ausland
verbrachten Wochen auf sein Leben schil-
dert. Die Gefahr besteht freilich, dass zu
einer solchen Veranstaltung ebenso gut
junge Menschen eingeladen werden könn-

ten, für die die transnationale Erfahrung
negativ war. Keine der beiden Parteien
kann die „Wahrheit“ für sich beanspru-
chen, ohne seine Behauptungen mit se-
riösen und abgesicherten Erkenntnissen
zu untermauern, die aus einer gründlichen
Evaluierung von Mobilitätsprojekten oder
-programmen gewonnen wurden. Solche
Evaluierungen sind außerordentlich
schwer durchzuführen, und es fehlen zum
jetzigen Zeitpunkt adäquate Methoden,
die diesem Zweck gerecht werden. Auf
regionaler und nationaler Ebene wurden
inzwischen Anstrengungen in diese Rich-
tung unternommen, aus denen sich viel-
versprechende Konzepte ableiten lassen,
die möglicherweise zu einer brauchbaren
Methodik weiterentwickelt werden kön-
nen. Der Evaluierungsbedarf betrifft nicht
nur den Lernprozess als Ganzes, sondern
auch die einzelnen didaktischen Verfah-
ren, die laufend bewertet und verbessert
oder gegebenenfalls durch andere ersetzt
werden müssen.

Die zukünftige
Herausforderung

Das zentrale Problem in Verbindung mit
der transnationalen Mobilität besteht dar-
in, dass es an etablierter didaktischer Pra-
xis oder Professionalität hapert. Obwohl
transnationale Mobilität seit über zehn
Jahren einen wichtigen Bestandteil der eu-
ropäischen Politik der allgemeinen und
beruflichen Bildung darstellt, ist kaum zu
leugnen, dass sich der Wissensstand in
Bezug auf die verschiedenen Aspekte der
Projektkonzeption seit dem Programm
Petra II kaum weiterentwickelt hat, ob-
wohl ein umfangreicher Anstieg der Teil-
nehmerzahlen zu beobachten war. Die
Erklärung kann vielleicht teilweise darin
gesehen werden, dass das Thema „trans-
nationale Mobilität als didaktisches Mit-
tel“ von vielen zentralen Akteuren auf
lokaler und regionaler Ebene (Schullei-
tern, Erstellern von Curricula usw.) im-
mer noch nicht gebührend anerkannt
wird. Sie neigen dazu, transnationale
Mobilität eher als eine Art exotischen
Schulausflug denn als pädagogisches Ver-
fahren zu sehen und weisen ihr entspre-
chend geringe Wichtigkeit und Ressour-
cen zu. Es gibt jedoch eine noch schlüs-
sigere Erklärung, die sich gerade aus der
transnationalen Natur dieser Maßnahmen
ergibt.

„Die Tatsache, dass 100,
1.000 oder sogar 10.000
junge Menschen an trans-
nationalen Praktikumspro-
grammen teilgenommen ha-
ben, ist für sich genommen
noch nicht von Bedeutung.
Entscheidend ist nicht, dass
diese jungen Menschen ins
Ausland gegangen sind,
sondern was sie in puncto
Kompetenzen und Qualifi-
kationen mit sich zurückge-
bracht haben, das ihre
Beschäftigungsfähigkeit
steigern kann.“
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„Die Gemeinschaft derer,
die zum Thema Mobilität
als didaktisches Mittel For-
schung und Entwicklung
betreiben, ist im besten Fall
eine sehr kleine Schar und
darüber hinaus geogra-
fisch und hinsichtlich der
Fachgebiete, in denen sie
arbeiten, weit verstreut.“

Kehren wir einmal zu Laves und Wengers
Theorie der Entwicklung von Fachwissen
in „Gemeinschaften von Berufspraktikern“
zurück, so lässt sich feststellen, dass
Praktikumsorganisatoren nie auf eine sol-
che Gemeinschaft (oder Gemeinschaften)
von Kollegen, die in Sachen trans-
nationaler Mobilität erfahren sind, zurück-
greifen können. Trotz der vielen Men-
schen, die an den Projekten beteiligt sind,
bleiben die meisten Praktikumsorgani-
satoren in den sie beschäftigenden
Berufsbildungseinrichtungen isoliert und
haben nur selten Kontakt zueinander. Wer
auf diesem Gebiet zu arbeiten beginnt,
ist oftmals gezwungen, „das Rad neu zu
erfinden“ und aus eigenen Fehlern zu ler-
nen, statt sich die Erfahrung erfahrener
Kollegen zunutze machen zu können. Das
Wissen, das diese aufgebaut haben, geht
in den meisten Fällen in dem Moment
verloren, in dem sie das Arbeitsgebiet ver-
lassen, da es keine Berufsgemeinschaft
gibt, an die das Wissen weitergegeben
werden kann. Einige nationale Koordi-
nierungsstellen des Programms „Leonardo
da Vinci“ haben auf einzelstaatlicher Ebe-
ne versucht, jährliche Treffen für Prakti-
kumsorganisatoren zu veranstalten. Pro-
bleme ergeben sich jedoch aus den ho-
hen Reise- und Unterbringungskosten und
den Schwierigkeiten, ein Tagungspro-
gramm zusammenzustellen, das einer sehr
heterogenen Gruppe gerecht wird. Ein
weiteres Problem mit einer solchen rein
einzelstaatlichen Praktikergemeinschaft
besteht darin, dass die erfahrenen Kolle-
gen, die im Gastland die Verantwortung
für die Projektorganisation tragen, nicht
mit einbezogen werden. Es spricht vieles
dafür, in diesem Bereich Praktiker-

gemeinschaften zu bilden, die – analog
zu den Projekten selbst – transnational
sind. Eine ähnliche Problematik besteht
im Hinblick auf die Forschungs- und
Entwicklungstätigkeit zur Mobili tät .
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten
sind wichtig im Hinblick auf die Gewin-
nung gründlicherer Erkenntnisse über den
Lernprozess und die darauf aufbauende
Entwicklung von Instrumenten und Pro-
zessen, mithilfe derer die Aufgaben aller
Beteiligten professioneller abgewickelt
und vereinfacht werden. Die Gemein-
schaft derer, die zum Thema Mobilität als
didaktisches Mittel Forschung und Ent-
wicklung betreiben, ist im besten Fall eine
sehr kleine Schar und darüber hinaus
geografisch und hinsichtlich der Fachge-
biete, in denen sie arbeiten, weit verstreut.
Die Herausforderung besteht darin, Wege
und Mittel zur Errichtung geeigneter Platt-
formen zu finden – ganz gleich ob „tradi-
tioneller“ Art (Konferenzen und Semina-
re) oder auf Basis der neuen Informations-
und Kommunikationstechnologien –, wo
solche Gemeinschaften entstehen und
wachsen können, um angesammeltes
Fachwissen systematisch aufzufangen und
den Wissenstransfer zu ermöglichen. Die-
se Plattformen müssen auch die gegen-
seitige Befruchtung zwischen der Praxis
und der Forschung und Entwicklung ge-
währleisten und müssen unter allen Um-
ständen transnationaler Natur sein. Das
ist die unabdingbare Voraussetzung für
eine Weiterentwicklung in Richtung einer
Professionalisierung des Einsatzes dieses
Instruments. Das Rohmaterial hierfür steht
bereits zur Verfügung – gewonnen in
mehr als zehn Jahren intensiver prakti-
scher Erfahrung.

Cedefop (1998). Werner, Tassinopoulos und
Kristensen: Mobilität und Wanderung der Arbeit-
nehmer in der Europäischen Union und ihre beson-
deren Auswirkungen auf die Jugend.

Cedefop (1998) Kristensen, Søren: „Transnational
mobility in the context of vocational education and
training in Europe“. In: Vocational Education and
Training – the European Research Field Hinter-
grundbericht, Bd. 2.

Cedefop (2001) Kristensen, Søren: „Making sense
of mobility projects – a knowledge development
issue for practitioners“. In: Building Blocks for the
Knowledge Society – Reflections on Knowledge
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Was können wir aus
der Anwendung von
Doppelqualifikations-
modellen in Europa
lernen?

Einleitung

Verschiedene europäische Partner haben
im Rahmen der beiden Leonardo-da-Vin-
ci-Projekte INTEQUAL und DUOQUAL
(siehe Projektliste) Bildungsmodelle zum
Erwerb von Doppelqualifikationen unter-
sucht. Es handelt sich dabei um Bildungs-
abschlüsse der Sekundarstufe II, die be-
rufliche und allgemeine Bildung mitein-
ander verbinden und sowohl zu einer
beruflichen Erstqualifikation als auch zur
Hochschulreife führen. Die Doppel-
qualifikationsmodelle, die von den Part-
nern untersucht wurden, sind Modelle,

a) die sich auf einen großen Bildungs-
bereich erstrecken, wie z.␣ B. die berufs-
bildende Oberstufe in der Tschechischen
Republik, die Kurse der Berufsbildung in
Portugal und die Berufsbildungsprogram-
me bzw. -zweige innerhalb des Gesamt-
schulsystems in Norwegen und Schweden;

b) die sich auf einzelne Kurse oder Befä-
higungsnachweise beziehen, z.␣ B. das
berufliche Bakkalaureat (Bac Pro) in
Frankreich, die fortgeschrittene Stufe der
allgemeinen beruflichen Qualifikation
(GNVQ) in England, das Integrierte Mul-
tivalente Lyzeum in Griechenland, die
höhere berufl iche Sekundarbildung
(MBO/BOL4) in den Niederlanden und die
WIFi-Fachakademiekurse in Österreich;

c) die Pilotprojekte innerhalb der natio-
nalen Berufsbildungssysteme darstellen,
wie die experimentelle Reform in Finn-
land und die Modellversuche in Deutsch-
land (Bayern/Brandenburg).

Im Mittelpunkt des folgenden Artikels ste-
hen die „Lehren aus dem Prozess gegen-
seitigen Lernens“, die aus diesen Model-
len im Wege der Zusammenarbeit gezo-
gen wurden. Dieses Verfahren der ge-
meinschaftlichen Untersuchung und des
gegenseitigen Lernens wurde in einer
Reihe von Leonardo-da-Vinci-Projekten
entwickelt und durch begleitende Maß-
nahmen im Auftrag des Cedefop unter-
stützt . Anlässl ich der Europäischen
Berufsbildungskonferenz in Wien 1998
hieß es dazu: „Die entstehende Kultur des
gegenseitigen Lernens verstärkt die Rolle
der ‚Entwicklung komplementärer Berei-
che innerhalb der Politikgestaltung‘ oder
der ‚Veränderung bereits bestehender
Strukturen im Hinblick auf die Integrati-
on von neuen Übergangsmodellen‘ oder
der ‚Schaffung vergleichbarer Bedingun-
gen, damit ähnliche Ideen innerhalb un-
terschiedlicher Systemumgebungen umge-
setzt werden können‘“ (Kämäräinen,
1998).

Zu den Projekten, die diesen Ansatz als
gemeinsames Ziel verfolgten, zählten
EUROPROF, POST-16 STRATEGIES/SPES-
NET (siehe Projektliste) und INTEQUAL/
DUOQUAL. Das Konzept des gegenseiti-
gen Lernens und die praktischen Erfah-
rungen, die während dieses Prozesses ge-
wonnen wurden, sind in einer Reihe von
Untersuchungen behandelt  worden
(Attwell 1997; Heidegger 1996, 2000;
Kämäräinen 2000; Lasonen 1998; Lasonen
& Manning 1998; Stenström 2000). Das im
Zusammenhang mit  den Projekten
INTEQUAL/DUOQUAL angewandte Ver-
fahren und die Ergebnisse des gegensei-
tigen Lernens werden im Folgenden un-

Im Mittelpunkt des vorlie-
genden Artikels stehen die
Lehren, die aus einem Pro-
zess gegenseitigen Lernens
gezogen werden können.
Zur Analyse der Ergebnisse
zweier europäischer Leo-
nardo-da-Vinci-Projekte
über Doppelqualifikationen
stützt sich der vorliegende
Artikel auf gemeinschaftli-
che Untersuchungen und
das Prinzip des gegenseiti-
gen Lernens. Im Folgenden
werden einige der wichtig-
sten Schlussfolgerungen
oder „Lehren“ bestimmt,
die aus unterschiedlichen
Modellen von Doppelquali-
fikationen abzuleiten sind.

Sabine
Manning

WIFO Wissenschafts-
forum Bildung und

Gesellschaft e.V.,
Berlin
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Kasten 1

Vergleichender Ansatz zum Prozess des gegenseitigen
Lernens

Lehre
Modell A Modell B

des Bildungssystems als auch auf dem
Arbeitsmarkt (siehe Kasten 2).

Kasten 2
Die Lehren aus dem Prozess gegenseiti-
gen Lernens, die von den Partnern länder-
übergreifend gezogen wurden, berück-
sichtigen implizit die nationalen Kontex-
te. Für eine vergleichende Untersuchung
dieser Schlussfolgerungen muss aber der
kontextuel le Rahmen von Doppel-
qualifikationen deutlicher herausgearbei-
tet werden. Auf der Grundlage einer
Parallelstudie (Lasonen & Manning 1999)
wurde eine Typologie von nationalen
Rahmenbedingungen angewandt, die die
grundlegende Beziehung zwischen Bil-
dung und Arbeit definiert. Dabei wurden
die folgenden drei Grundtypen von na-
tionalen Rahmenbedingungen unterschie-
den (siehe Kasten 3):

a) Typ I: eine eher enge Beziehung zwi-
schen dem Bildungswesen und dem Ar-
beitsmarkt, auf der Grundlage eines
Bildungssystems mit vorgegebenen Bil-
dungswegen und einer Qualifikations-
struktur, die für den Eintritt ins Erwerbs-
leben entscheidend ist;

b) Typ II: eine eher lockere Beziehung
zwischen dem Bildungswesen und dem
Arbeitsmarkt, die sich durch eine über-
wiegend schulische Berufsausbildung mit
einer breiten Spezialisierung und einer
anschließenden „Ausbildung am Arbeits-
platz“ auszeichnet;

c) Typ III: eine gemischte Beziehung
zwischen Bildungswesen und dem Ar-
beitsmarkt, bei der sowohl die schulische
Berufsausbildung mit breiter Spezialisie-
rung als auch die betriebliche Ausbildung/
Lehre mit unterschiedlichen Beschäfti-
gungsmustern vorkommt.

Kasten 3

tersucht. Diese Untersuchung umfasst den
methodischen Ansatz, die Analyse der
gewonnenen Erfahrungen sowie Schluss-
folgerungen.

Ansatz

Die Partner hielten mehrere Sitzungen am
Runden Tisch ab, um darüber zu disku-
tieren, was sie voneinander lernen könn-
ten. Jeder Partner bestimmte die Stärken
und Schwächen seines Modells und be-
trachtete die von anderen abgeleiteten
Lehren im jeweiligen nationalen Kontext.
Die Partner verfolgten während ihrer Dis-
kussionen den konzeptionellen Ansatz,
Erfahrungen auszutauschen, um vonein-
ander zu lernen (Brown & Manning 1998;
Manning 1997). Bei dieser Verfahrenswei-
se wird davon ausgegangen, dass es kei-
ne allgemein gültigen Lehren gibt; Leh-
ren sind immer kontextgebunden und ste-
hen mit den Ausgangs- bzw. Zielmodellen
in Zusammenhang, d.␣ h. normalerweise
wird eine Lehre aus einem Modell A ge-
zogen, um in das eigene Modell B über-
nommen zu werden. Bei diesem Verfah-
ren wird die Lehre sowohl von Eigen-
schaften des Modells A (z.␣ B. gutes Bei-
spiel) als auch von Aspekten des Modells
B (z.␣ B. Problem, das einer Lösung be-
darf) bestimmt. Diese wechselseitige Be-
ziehung wird natürlich auch noch von
anderen Faktoren, wie z.␣ B. den Vorstel-
lungen und Erfahrungen des jeweiligen
Partners, der die Lehren zieht, beeinflusst
(siehe Kasten 1).

Kasten 1
Geht man von unserer Leitfrage (,,Was
können wir voneinander lernen?“) aus,
liegt das Hauptaugenmerk auf den Leh-
ren und weniger auf den einzelnen Mo-
dellen. Ziel ist es, interessante Lehren –
darunter auch bewährte Verfahrensweisen
– zu bestimmen, und nicht, die Modelle
zu bewerten.

In der Abschlussdiskussion setzten die
Partner die Projekterfahrung zu dem
Potenzial von Doppelqualifikationen in
Beziehung, das in einem Modell (Lasonen
& Manning 1999) dargelegt wird. Dieses
Modell verbindet drei Kriterien, die für
die Qualität der beruflichen Bildung und
ihr Ansehen im Vergleich zur allgemei-
nen Bildung von Belang sind: die Vermitt-
lung persönlicher Kompetenz und die För-
derung von Mobilität sowohl innerhalb

„Die Lehren aus dem
Prozess gegenseitigen Ler-
nens, die von den Partnern
länderübergreifend gezo-
gen wurden, berücksichti-
gen implizit die nationalen
Kontexte. Für eine verglei-
chende Untersuchung die-
ser Schlussfolgerungen
muss aber der kontextuelle
Rahmen von Doppelquali-
fikationen deutlicher her-
ausgearbeitet werden. (...)
eine Typologie von nationa-
len Rahmenbedingungen
(wurde) angewandt, die die
grundlegende Beziehung
zwischen Bildung und Ar-
beit definiert.“
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Kasten 2

Qualitätskriterien der beruflichen Bildung

Kasten 3

Typologie der nationalen Rahmenbedingungen

Beziehung zwischen Bildung und
Arbeit
Typ I = eher eng

Typ II = eher locker

Typ III = gemischt

Land

Dänemark, Deutschland, Niederlande,
Österreich, Tschechische Republik
Schweden

England, Finnland, Frankreich, Grie-
chenland, Norwegen, Portugal

Berufsbildung

Berufsmobilität
(Ebene des Arbeitsmarktes)

Bildungsmobilität 
(Ebene des Bildungssystems)

Persönliche Kompetenz 
(curriculare Ebene)

Die gewonnenen Erfahrungen werden für
jede Frage entsprechend den nationalen
Rahmenbedingungen der betreffenden
Modelle bewertet.

Qualitätskriterien für Doppelqualifi-
kationen

Während der Diskussion am Runden Tisch
wurden die Partner gefragt, wie erfolg-
reich die Modelle ihrer Meinung nach hin-
sichtlich des Erreichens von Qualität ge-
messen an den drei Kriterien (persönli-
che Kompetenz, Bi ldungsmobil i tät ,
Berufsmobilität) seien. Jeder Partner be-
schäftigte sich mit der Frage mit Blick auf
das jeweils eigene Modell, ohne einen
Vergleich mit anderen Modellen zu zie-
hen. Für die Bewertung schlugen die Part-
ner drei Alternativen vor: das Erreichen
von Qualität; das Nichterreichen von
Qualität; keine Veränderung.

Die Beurteilung der Qualität von Doppel-
qualifikationen anhand der drei Kriteri-
en fiel am Ende der Diskussion am Run-
den Tisch insgesamt positiv aus (von
neun Modellen erhielten sieben eine
positive Beurteilung hinsichtlich des
Kompetenzerwerbs und der Bildungs-
mobilität, sechs der Modelle erhielten
eine positive Bewertung für die berufli-
che Mobilität). Trotzdem sollten Verglei-
che zwischen den Modellen nur mit Vor-
sicht angestellt werden. Da sich die Fra-
ge auf die spezifischen Modelle bezog,
bewerteten die Partner diese in ihrem
nationalen Kontext und nicht im Hinblick
auf eine vergleichende Untersuchung.
Ihre Beurteilungen spiegeln daher natio-
nale Maßstäbe und Erwartungen wider,
die sich in Bezug auf die Länder und die
jeweiligen Modelle erheblich voneinan-
der unterscheiden können.

Wenn z.␣ B. der niederländische Experte
ausgehend von sehr hohen Anforderun-
gen die im Rahmen des MBO/BOL4-Mo-
dells entwickelte Kompetenz als nicht
erfolgreich bewertet, so bedeutet dies
keineswegs, dass dieses Modell eine „ge-
ringere Qualität“ bei der Entwicklung von
Kompetenz aufweist als die übrigen Mo-
delle, die als erfolgreich eingestuft wur-
den.

Gleichwohl entspricht die insgesamt po-
sitive Bewertung dem Ergebnis der ver-
gleichenden Studie im Zusammenhang mit

„Insgesamt erfüllen Doppel-
qualifikationen potenziell
die Kriterien, die für die
hohe Qualität und das An-
sehen von beruflicher Bil-
dung festgelegt wurden; sie
vermitteln persönliche
Kompetenz und erleichtern
die Mobilität sowohl inner-
halb des Bildungssystems
als auch auf dem Arbeits-
markt (...)“

Analyse

Die Ergebnisse der Diskussionen am Run-
den Tisch über Lehren aus dem Prozess
gegenseitigen Lernens werden auf der
Grundlage der folgenden vier Fragen un-
tersucht:

a) Inwiewei t  er fül len die Doppel-
qualifikationsmodelle die drei Qualitäts-
kr i ter ien (persönl iche Kompetenz,
Bildungsmobilität, Berufsmobilität)?

b) Welche Probleme tauchen in allen
Doppelqualifikationsmodellen auf?

c) Welche Lehren lassen sich zwischen
Doppelqualifikationsmodellen ziehen?

d) Welche Beispiele von bewährten Ver-
fahrensweisen können bei Doppel-
qualifikationsmodellen ermittelt werden?
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der DUOQUAL-Untersuchung (Manning
1998). Insgesamt erfüllen Doppelquali-
fikationen potenziell die Kriterien, die für
die hohe Qualität und das Ansehen von
beruflicher Bildung festgelegt wurden; sie
vermitteln persönliche Kompetenz und
erleichtern die Mobilität sowohl innerhalb
des Bildungssystems als auch auf dem
Arbeitsmarkt (Lasonen & Manning 1999).
Eine Bewertung auf der Grundlage der
Qualitätskriterien schließt zumindest aus
Sicht der einzelnen Partner eine generel-
le Unterscheidung zwischen „starken“ und
„schwachen“ Modellen oder zwischen
„Lieferanten“ und „Empfängern“ von „Leh-
ren“ aus. Der Prozess des gegenseitigen
Lernens hängt mit einer viel differenzier-
teren Analyse und Wahrnehmung der Stär-
ken und Schwächen der Modelle zusam-
men, die in den folgenden beiden Ab-
schnitten aufgegriffen werden.

Probleme im Zusammenhang mit
Doppelqualifikationen

Nachdem sie den Erfolg ihrer Modelle
beurteilt hatten, wurden die Partner nach
Problemen im Zusammenhang mit den
Doppelqualifikationsmodellen gefragt.
Diese Frage bezieht sich ebenfalls auf die
einzelnen Modelle, doch regt sie eine Aus-
einandersetzung mit spezifischen und all-
gemeinen Aspekte an.

Die Schwierigkeiten, die von den Partnern
angesprochen wurden, weisen über ein-
zelne Modelle und nationale Rahmenbe-
dingungen hinweg eine auffallende Ähn-
lichkeit auf. Sie betreffen vor allem die
Frage, wie eine echte Integration von
beruflichen und allgemein bildenden In-
hal ten in das Curr iculum und den
Lernprozess erreicht werden kann. Vor
allem gibt es in mehreren Modellen (Finn-
land, Griechenland, Niederlanden, Norwe-
gen, Portugal, Schweden, Tschechische
Republik) Spannungen zwischen pädago-
gischen Innovationen auf der einen Seite
und der traditionellen Trennung zwischen
der schulisch-akademischen und der be-
rufsbildenden Sphäre (in puncto Institu-
t ionen, Verwaltung, Quali f ikat ions-
strukturen, Lehrpersonal) auf der ande-
ren. Das Fehlen von (außerschulischer)
betrieblicher Ausbildung wurde ebenfalls
als großer Nachteil empfunden (Norwe-
gen, Portugal, Schweden, Tschechische
Republik). Die Integration von Theorie
und Praxis im Unterrichts- und Arbeits-

alltag wird als eine Herausforderung be-
trachtet (Norwegen). Der Verpflichtung
zum Selbstlernen könnte eine atomistische
Bewertung im Wege stehen (England).

Obwohl einige Modelle (Deutschland,
Finnland und Österreich) in Bezug auf die
Qualitätskriterien als erfolgreich bewer-
tet wurden, gewähren sie lediglich einen
beschränkten Zugang. Dies lenkt die Auf-
merksamkeit auf generelle Bedenken, die
zu Doppelqualifikationen geäußert wur-
den. Angesichts der vielfältigen Proble-
me, die beim Übergang von der Schule
in die Arbeitswelt auftreten, von denen
eine große Zahl junger Menschen betrof-
fen ist, erweisen sich doppelt qualifizie-
rende Bildungsgänge tatsächlich als se-
lektiv, weil sie schwache Schüler außen
vor lassen. Die Herausforderung für die
Bildungspolitik besteht darin, sicherzustel-
len, dass Doppelqualifikationsmodelle
Teil von transparenten und flexiblen Sy-
stemen sind, dass sie von allen Stufen des
Bildungssystems aus zugänglich sind und
dabei den Zugang zu weiterführenden
Bereichen des Berufsbildungssystems ge-
währleisten (siehe Lasonen & Manning
1999).

Lehren aus verschiedenen
Doppelqualifikations-
modellen

Die Auseinandersetzung mit Problemen in
den einzelnen Ländern ging schließlich
in einen gemeinsamen Lernprozess über.
Dieser wurde weitergeführt, indem man
sich mit der Frage auseinander setzte,
welche Ansätze von anderen Modellen
eine eingehendere Betrachtung wert sei-
en. Insgesamt wurden 29 Lehren für 11
Modelle (die neue Ansätze brauchten oder
wünschten) gezogen; 44 Mal wurde auf
11 Modelle (die Ansätze zu Verfügung
stellten) Bezug genommen. Auf bestimmte
Punkte sollte in diesem Zusammenhang
näher eingegangen werden.

Während des Prozesses des gegenseitigen
Lernens befassten sich die Partner haupt-
sächlich mit curricularen Aspekten (26
Lehren), hingegen kaum mit der Bildungs-
und Berufsmobilität. Teilweise mag dies
auf den Schwerpunkt der Projektpartner-
schaft zurückzuführen sein, der auf curri-
cularen Aspekten und Lernprozessen lag.

„Die Schwierigkeiten (...)
betreffen vor allem die Fra-
ge, wie eine echte Integra-
tion von beruflichen und
allgemein bildenden Inhal-
ten in das Curriculum und
den Lernprozess erreicht
werden kann. Vor allem gibt
es (...) Spannungen zwi-
schen pädagogischen Inno-
vationen auf der einen Sei-
te und der traditionellen
Trennung zwischen der
schulisch-akademischen
und der berufsbildenden
Sphäre (...) auf der ande-
ren.“

„Angesichts der vielfältigen
Probleme, die beim Über-
gang von der Schule in die
Arbeitswelt auftreten, von
denen eine große Zahl jun-
ger Menschen betroffen ist,
erweisen sich doppelt qua-
lifizierende Bildungsgänge
tatsächlich als selektiv,
weil sie schwache Schüler
außen vor lassen. Die Her-
ausforderung für die Bil-
dungspolitik besteht darin,
sicherzustellen, dass Dop-
pelqualifikationsmodelle
Teil von transparenten und
flexiblen Systemen sind,
dass sie von allen Stufen
des Bildungssystem aus zu-
gänglich sind und dabei den
Zugang zu weiterführenden
Bereichen des Berufsbil-
dungssystems gewährlei-
sten (...).
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Kasten 4

Lehren aus Doppelqualifikationsmodellen

❏ Kombination fachlicher und allgemeiner Lehrinhalte im Curriculum (Deutsch-
land, Niederlande);

❏ Integration allgemeiner und beruflicher Fächer (Griechenland);
❏ Angebot an praktischem arbeits- und berufsbezogenem Lernen als Grundlage

für theoretisches Lernen (Deutschland);
❏ Ermöglichung einer betrieblichen Lehre als fakultatives berufliches Ausbildungs-

praktikum (Norwegen);
❏ Angebot eines schrittweisen Zugangs zur Spezialisierung nach einer Baumstruktur

(Norwegen);
❏ Vorbereitung auf soziale Teilhabe und staatsbürgerliches Bewusstsein (Deutsch-

land, Frankreich, Norwegen, Schweden);
❏ Flexibilität bei der Planung der Curricula für die Schüler (Schweden);
❏ Ermöglichung einer Vielfalt der Lernstile (England);
❏ mündliche Prüfungen, die eine synoptische Bewertung ermöglichen (Tschechi-

sche Republik);
❏ gewisser Spielraum bei den Ausbildungszeiten (England, Niederlande);
❏ Angebot eines flexiblen modularen Systems (England);
❏ Zusammenarbeit von allgemein bildenden und berufsbildenden Einrichtungen

(Finnland);
❏ Angebot von allgemeinen und beruflichen Bildungsgängen in einer Bildungs-

einrichtung (England; Norwegen);
❏ Angebot von beruflichen Bildungsgängen unterschiedlicher Stufen in einer Bil-

dungseinrichtung (Niederlande);
❏ Entwicklung von beruflichen Bildungsgängen zum Erwerb höherer beruflicher

Qualifikationen für niedriger qualifizierte Personen (Österreich, Frankreich);
❏ Angebot einer höheren doppelt qualifizierenden Ausbildung für Absolventen

einer betrieblichen Lehre (Österreich; Deutschland);
❏ Ausbilderschulung für integrative Kurse (Norwegen);
❏ Bereitstellung finanzieller Mittel für Firmen, die betriebliche Ausbildungen bzw.

Praktika veranstalten (Norwegen).

rend das Zusammenpassen von erkann-
ten Problemen und ins Auge gefassten
Lösungen kaum überrascht, sind die Aus-
nahmen nicht weniger aufschlussreich.
Einerseits mögen einige Probleme typisch
für bestimmte nationale Rahmenbedin-
gungen sein, oder sie wurden nur im na-
tionalen Kontext erkannt. Auf jeden Fall
werden Problemlösungen zunächst im
nationalen Umfeld gesucht. Andererseits
könnten einige Lehren durch die Ermitt-
lung der Vorteile fremder Modelle inspi-
riert worden sein, indem diese zu den
Begrenzungen und Schwächen oder Aus-
richtungen des eigenen Modells in Bezie-
hung gesetzt wurden.

Lehren wurden sowohl zwischen Model-
len mit unterschiedlichen nationalen
Merkmalen gezogen (27 Verweise) als
auch zwischen Modellen desselben
Grundtyps (17 Verweise). Der Umfang des
Lernprozesses untermauert die Annahme,
dass gegenseitiges Lernen insbesondere
im Hinblick auf curriculare Aspekte nicht
durch Unterschiede zwischen den Syste-
men eingeschränkt wird.

Es wurde auf jeden der drei Grundtypen
Bezug genommen, in den meisten Fällen
auf die Modelle aus Deutschland, Norwe-
gen, England und Österreich. Diese Wahl
mag teilweise auf die innovativen Ansät-
ze innerhalb dieser Modelle zurückzufüh-
ren sein, die das Interesse geweckt ha-
ben. Ein anderer Grund ist wahrschein-
lich die implizite Richtung des Lernpro-
zesses innerhalb der Partnerschaft: Das
erste Projekt (INTEQUAL) hat die Grund-
lagen für das Multiplikatorprojekt (DUO-
QUAL) geschaffen, und viele Erfahrungen
daraus (darunter die der vier obengenann-
ten Modelle!) flossen in die erweiterte
Partnerschaft ein.

Eine eingehendere Betrachtung des Inhal-
tes der Schlussfolgerungen zeigt, dass
Ansätze zur Integration von beruflicher
und allgemeiner Bildung, zur Bewertung
von Kompetenzen und zur Verbesserung
der Zusammenarbeit zwischen Bildungs-
einrichtungen und Institutionen der Ar-
beitswelt im Mittelpunkt des gemeinsamen
Interesses stehen. Diese curricularen
Aspekte sind von zentraler Bedeutung für
doppelt qualifizierende Abschlüsse, weil
sie die Voraussetzungen für die Bildungs-
und Berufsmobilität schaffen. Die wich-
tigsten Ansätze, die als „Lehren“ aus den

Es gibt aber noch fundamentalere Grün-
de. Die gemeinschaftliche Untersuchung
der Doppelqualifikationen hat gezeigt,
dass das Curriculum und die Lernprozes-
se für Reformvorhaben und Modellversu-
che von zentraler Bedeutung sind. Außer-
dem sind diese Aspekte für den Erfolg der
Modelle entscheidend, auch im Hinblick
auf die Bildungs- und Berufsmobilität der
Teilnehmer. Darüber hinaus werden
curriculare Aspekte in der Regel weniger
durch die nationalen Rahmenbedingun-
gen der Modelle bestimmt als Fragen der
Mobilität, die eng mit dem Bildungssystem
bzw. mit dem Arbeitsmarkt zusammen-
hängen.

Die meisten Lehren, die aus anderen
Modellen gezogen wurden, beziehen sich
auf Probleme, die in den eigenen natio-
nalen Modellen ermittelt wurden. Wäh-
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einzelnen Modellen betrachtet wurden,
sind in Kasten 4 wiedergegeben.

Kasten 4
Diese Ansätze sind natürlich ein integra-
ler Bestandteil der einzelnen Modelle und
ihres jeweiligen nationalen Kontextes. Sie
können nicht auf irgend ein anderes Mo-
dell „übertragen“ werden oder als „Zuta-
ten“ zusammengestellt werden, um ein
anderes Modell zu verbessern oder zu
erneuern. Trotzdem können die konzep-
tionellen Ideen, die dahinter stehen, und
die Verfahrensweise, die sie verkörpern,
auf jeden Fall eine neue Betrachtungswei-
se der betreffenden Probleme in den üb-
rigen Modellen begünstigen.

„Bewährte Verfahrensweisen“ in
Doppelqualifikationsmodellen

Die Bezugnahmen auf interessante Ansät-
ze in anderen Modellen sind ebenfalls ein
Beweis für den Erfolg von Doppel-
qualifikationen, auch wenn dieser vom
jeweiligen Ausgangspunkt des Lernpro-
zesses abhängt. Um eine umfassendere
Darstellung der positiven Erfahrungen zu
ermöglichen, wurden die Partner gefragt,
was ihrer Meinung nach in ihren Doppel-
qualifikationsmodellen gut funktioniere.
Ihre Beurteilung vervollständigt nicht nur
die vorangegangene Suche nach Ansät-
zen in anderen Modellen, sondern ermög-
licht auch eine Darstellung von „bewähr-
ten Verfahrensweisen“, die weitere Anrei-
ze für die übrigen Modelle bieten könn-
ten.

Die Bewertung dessen, was in einem be-
stimmten Modell gut funktioniert, bezieht
sich meistens auf den nationalen Kontext
und stellt doppelt qualifizierende Bil-
dungsgänge konventionellen beruflichen
und allgemeinen Bildungsgängen der
Sekundarstufe II in den betreffenden Län-
dern gegenüber. Die Beispiele für „be-
währte Verfahrensweisen“ beziehen sich
daher auf nationale Modelle und die
landesinternen Berufsbildungsdiskus-
sionen. Dies unterscheidet die „bewähr-
ten Verfahrensweisen“ von den „Lehren“
(Kasten 4), die sich auf ausgewählte The-
men oder Probleme in anderen Modellen
beziehen. Darüber hinaus beziehen sich
die „bewährten Verfahrensweisen“ eher
auf das, was wirklich gut funktioniert, und
stützen sich dabei auf interne Untersu-
chungen und Bewertungen, wohingegen
die „Lehren“ sich sowohl auf praktische

Erfahrungen als auch auf konzeptionelle
Ansätze beziehen können.

Die meisten „bewährten Verfahrenswei-
sen“, die in Doppelqualifikationsmodellen
ermittelt wurden, sind in Kasten 5 ent-
sprechend den drei Qualitätskriterien

Kasten 5

„Bewährte Verfahrensweisen“
in Doppelqualifikationsmodellen

Curriculum/Kompetenzentwicklung

❏ breit gefächertes Angebot an allgemeinen und grundlegenden beruflichen In-
halten der Bildungsgänge (Tschechische Republik);

❏ Integration von beruflichen und allgemeinen Lernzielen/Lerninhalten (Deutsch-
land, Griechenland);

❏ Flexibilität der Ausbildungszeiten (Finnland);
❏ Schwerpunkt auf Arbeitsalltag im Unterricht und Pädagogik für neue Kompe-

tenzen (Norwegen);
❏ Dynamisierung und Innovation in den Schulen (Portugal);

Bildungssystem/Bildungsmobilität

❏ Teilnahme einer großen Altersgruppe (Norwegen, Schweden, Tschechische Re-
publik);

❏ Attraktivität für besonders leistungsstarke Schüler (Deutschland, Finnland);
❏ einheitliche Abschlüsse für unterschiedliche doppelt qualifizierende Bildungs-

gänge (Österreich);
❏ Förderung der Bildungsmobilität zwischen allgemeinen und beruflichen Bil-

dungsgängen (Finnland);
❏ weiterführende Ausbildungsgänge, die für den Zugang zur tertiären Bildung

qualifizieren (England);

Arbeitsmarkt/Berufsmobilität

❏ enge Zusammenarbeit mit der Wirtschaft (Deutschland);
❏ sozialer Aufstieg und Beschäftigungsfähigkeit durch Erwerb eines Berufs-

befähigungszeugnisses (Portugal);
❏ betriebliche Ausbildung als entscheidender Faktor für eine spätere Anstellung

(Schweden);

Bildungs- und Berufsmobilität

❏ Kombination unterschiedlicher Arten von Doppelqualifikationen für individuel-
le Zielgruppen (Tschechische Republik);

❏ Zugang zum tertiären Bildungsbereich und Eintritt in die berufliche Praxis (Finn-
land, Griechenland, Niederlande);

❏ gemeinsame Verantwortung der Schulbehörden und der Organisationen der Ar-
beitswelt (Norwegen).
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zusammengefasst (siehe die in Klammern
aufgeführten Länder).

Kasten 5
Die obige Darstellung der „bewährten
Verfahrensweisen“ entspricht zum Teil
den Beispielen, die im Zusammenhang
mit den Lehren (siehe Kasten 4) angeführt
wurden, eröffnet aber ein breiteres Spek-
trum an positiven Erfahrungen. Der Nach-
weis von „bewährten Verfahrensweisen“
bezieht sich auf alle Qualitätskriterien: das
Erlangen von Kompetenz und das Errei-
chen von Bildungs- und Berufsmobilität.
Dies ist wichtig zur Untermauerung der
Annahme, dass Doppelqualifikationen die
Qualitätskriterien der Berufsbildung erfül-
len. Außerdem konnten „bewährte Verfah-
rensweisen“ in allen Modellen, die inner-
halb des Projektes untersucht wurden,
ermittelt werden. Dabei haben die Bei-
träge der neu hinzugekommenen Model-
le (Finnland, Griechenland, Portugal und
Tschechische Republik) die Erfahrungen
der Partnerschaft in Bezug auf Doppel-
qualifikationen besonders bereichert.

Vorstellung der Ergebnisse

Der Prozess und die Ergebnisse des ge-
genseitigen Lernens innerhalb der Part-

nerschaft werden in einer Wissensbank
vorgestellt, die über die Homepage des
Wissenschaftsforums Bildung und Gesell-
schaft, WIFO, Berlin, zugänglich ist.
(http://www.b.shuttle.de/wifo/duoqual/
=base.htm). Die elektronische Datenbank
wurde im Verlauf des Projekts erstellt; sie
soll den Partnern als gemeinsame Infor-
mationsquelle zur Verfügung stehen,
gleichzeitig aber auch zur Verbreitung der
Projektergebnisse einer größeren Öffent-
lichkeit zugänglich sein. Besondere An-
strengungen wurden unternommen, um
den Lernprozess „sichtbar“ zu machen. In
dem Bereich, der den „Lehren aus dem
Prozess gegenseitigen Lernens“ gewidmet
ist, wird zunächst die in den Sitzungen
am Runden Tisch festgelegte Methodik
erläutert, danach folgt eine strukturierte
Bewertung der einzelnen Modelle (siehe
Kasten 6) und schließlich die Zusammen-
fassung der Ergebnisse der Diskussion am
Runden Tisch.

Kasten 6

Schlussfolgerungen

Die Ergebnisse des Prozesses des gegen-
seitigen Lernens stützen die Hypothesen,
die zu einem früheren Zeitpunkt des
Partnerschaftsprojekts gemacht wurden,
insbesondere:

a) dass Doppelqualifikationen potenziell
die Kriterien erfüllen, die für das hohe
Ansehen der Berufsbildung festgelegt
wurden: Sie vermitteln persönliche Kom-
petenz und erleichtern die Mobilität, so-
wohl innerhalb des Bildungssystems als
auch auf dem Arbeitsmarkt. Sowohl die
Beurteilung durch die Partner am Runden
Tisch als auch die Beiträge in der detail-
lierten vergleichenden Untersuchung der
Modelle (Manning 1998) stützen diese
Hypothese. Doppelqualifikationen erfül-
len die Qualitätskriterien nicht nur
potenziell, sondern weitgehend auch fak-
tisch; gleichzeitig weisen sie ein beträcht-
liches Potenzial für Weiterentwicklungs-
möglichkeiten und Verbesserungen auf;

b) dass es viele Möglichkeiten des Er-
fahrungsaustausches und -transfers über
einzelne Modelle und nationale Systeme
hinweg gibt. Die abschließende Diskus-
sion am Runden Tisch hat diese Annah-
me mehrfach bestätigt. Es wurde deut-
lich, dass sich curriculare Ansätze, ins-

Kasten 6

Bewertung von Modellen

Als Vorbereitung für den Runden Tisch über den Prozess gegenseitigen Lernens
bewerteten die Partner ihre Doppelqualifikationsmodelle in den folgenden Län-
dern:

Jeder Partner beantwortet hierzu drei Fragen:

1. Was funktioniert gut in diesem Modell?
2. Welches sind die Probleme dieses Modells?
3. Was kann aus anderen Modellen gelernt werden?

<http://www.b.shuttle.de/wifo/duoqual/less-ass.htm>
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besondere die Entwicklung von Kompe-
tenzen, für das Verfahren des gegensei-
tigen Lernens über nationale Modelle
hinweg besser eignen als Themen, die
sich auf Bildungsgänge oder berufliche
Laufbahnen beziehen (welche stärker im
nationalen Kontext verankert sind). Da-
bei sollte berücksichtigt werden, dass
s ich der „Er fahrungsaustausch und
-transfer“, wie er beim Prozess des ge-
genseitigen Lernens innerhalb der Part-
nerschaft praktiziert wird, auf die kon-
zeptionelle Ebene beschränkt, während

die praktischen Implikationen offen blei-
ben.

Die aus der Partnerschaft gezogenen Leh-
ren sollen auf nationaler und europäischer
Ebene in einer eingehenderen Diskussi-
on mit politischen Entscheidungsträgern,
praktisch Tätigen und Berufsbildungs-
forschern aufgegriffen werden. Die um-
fassenden Ergebnisse, die in der DUO-
QUAL-Wissensbank dargestel l t  s ind
(Manning 1999), können diesen Prozess
des kontinuierlichen Lernens unterstützen.
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Praktische Erfahrungen
auf dem Weg zu einem
Lernen für die Zukunft

Eine Reihe von „Kern-
trends“, die für die gesell-
schaftliche Entwicklung
richtungweisend sind, füh-
ren zu einem erweiterten
Verständnis des Ziels beruf-
licher Bildung. Der vorlie-
gende Artikel beleuchtet
drei Modellversuche in
Deutschland, deren Ergeb-
nisse auch für Länder mit
anderen Ausbildungssys-
temen von Interesse sein
können. Die Erfahrungen
aus den Modellversuchen
fließen in einen Entwick-
lungsprozess zur Gestaltung
der Schule der Zukunft als
einem „Haus des Lernens“
ein.

Einleitung

Die Studiengruppe Allgemeine und beruf-
liche Bildung der Europäischen Gemein-
schaften hat 1997 „die Professionalisierung
und die Vorbereitung auf den Eintritt in
eine komplexe, anspruchsvolle und sich
schnell verändernde Arbeitswelt ... auf
allen Stufen der Bildungssysteme“ als drit-
te grundlegende Funktion der Bildung ne-
ben der Entwicklung der Persönlichkeit
und der Sozialisierung gefordert (Europäi-
sche Gemeinschaften 1997).

Nach Opaschowski (1999) sind „Kern-
trends“ für die gesellschaftliche Entwick-
lung der westlichen Welt (einschließlich
der USA und Japans) im nächsten Jahr-
zehnt richtungweisend. Im Folgenden
werden einige für das Bildungssystem be-
deutsame genannt und stichwortartig ver-
kürzt erläutert:

a) Globalisierung: globale Verteilung der
Arbeit – Rückgang der Arbeit im traditio-
nellen Verständnis – Forderung: Erweite-
rung des Arbeitsbegriffs über die Erwerbs-
arbeit hinaus um humane und soziale Leis-
tungen;

b) Dienstleistungen: Strukturwandel von
der Industriegesellschaft zur Dienstleis-
tungsgesel lschaft auf informations-
technologischer Basis – Ausbau von
Sicherheits-, Vorsorge- und Gesundheits-
wesen – Expansion erlebnisorientierter
Freizeitgesellschaft (Tourismus, Medien
u.␣ a.);

c) Flexibilisierung: häufiger Wechsel der
Arbeitstätigkeiten und des Arbeitsplatzes;

d) Überalterung: Ansteigen der Lebenser-
wartung in den westlichen Industrielän-
dern bis Mitte des Jahrhunderts auf durch-
schnittlich 90 Jahre – Verdoppelung des

Anteils der über 60-Jährigen in Deutsch-
land;

e) Individualisierung: Leitfigur des Indu-
striezeitalters: „Arbeitnehmer“ – Leistungs-
ziel der Zukunft: „Lebensunternehmer“;

f) Mediatisierung: weltweiter Durchbruch
für das neue Massenmedium Internet.

Aus berufspädagogischer Sicht führen
diese Trends zu einem veränderten und
erweiterten Verständnis des Ziels beruf-
licher Bildung. In den 80er und 90er Jah-
ren führten die Veränderungen in der Ar-
beitsorganisation der Industriegesell-
schaft1 zu einer bewussten Förderung von
Schlüsselqualifikationen über die Fach-
kompetenz hinaus. Solche grundlegen-
den Kompetenzen „wie Flexibil i tät ,
Entschlusskraft, Unternehmungsgeist, Ab-
straktionsvermögen, Teamgeist und Lern-
fähigkeit (Selbstlernkompetenz)“ haben
eine „Schlüsselrolle in der gegenwärti-
gen und zukünftigen Arbeitsorganisati-
on“ (Europäische Kommission 1993).
Diese Qualifikationen sind auch weiter-
hin unerlässliche Voraussetzungen zur
Bewältigung einer Arbeitsaufgabe (Ott
1999). Eine 1998/1999 in Deutschland
durchgeführte Erhebung des Bundes-
instituts für Berufsbildung und des Insti-
tuts für Arbei tsmarkt-  und Berufs-
forschung zum strukturellen Wandel der
Arbeitswelt bestätigt dies: Im Vergleich
zu 1991/1992 hat der Autonomiegrad bei
der Arbeitsorganisation zugenommen,
der Grad der Monotonie der Arbeit hat
abgenommen, die Innovationsfähigkeit
oder Kreativität als Arbeitsanforderung
hat zugenommen (Dostal et al. 2000). Die
genannten Qualifikationen sind für einen
selbstständig handelnden Menschen dar-
über hinaus unabdingbar zur Bewälti-
gung einer vollständigen Handlung in
jeder Lebenssituation (vgl. Abbildung 1).

(1) Von der Fließbandarbeit zur inte-
grierten Werkstattfertigung. Von der
isolierten kaufmännischen Sachbear-
beitung zur komplexen Fallbear-
beitung.

Klaus
Halfpap
Leitender Regie-
rungsschuldirektor
a. D. bei einer
Bezirksregierung in
Nordrhein-Westfalen
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Das erweiterte Verständnis der Aufgabe
beruflicher Bildung bezieht sich unter der
Leitmaxime „Qualifizierung zum lebens-
langen Lernen“ auch auf Folgendes:

a) nicht mehr nur für eine Erwerbsarbeit
sollte ausgebildet werden, sondern auch
für Arbeiten in humanen und sozialen Le-
bensbereichen – auch unbezahlte Tätig-
keiten. In Deutschland gewinnt das so
genannte Ehrenamt zunehmende Bedeu-
tung;

b) auch das Berufsbildungssystem muss
sich der Herausforderung stellen, die Men-
schen zu qualifizieren, in der immer län-
ger werdenden Phase nach der beruflichen
Erwerbstätigkeit ihr Leben sinnerfüllt zu
gestalten, denn Arbeit ist ein existenziel-
ler Teil des menschlichen Lebens.

Aber nicht nur nach der Phase der
Erwerbsarbeit, sondern bereits parallel
dazu hat in dieser Lebensphase die so ge-
nannte (unbezahlte) Freiwilligenarbeit2

große Bedeutung, was eine erstmals in
Deutschland durchgeführte Repräsentativ-
erhebung belegt (Bundesministerium für
Familien, Senioren, Frauen und Jugend
2000). Danach sind 34% der über 14-Jäh-
rigen (das sind ca. 22 Millionen) freiwillig
engagiert (bei den 14- bis 25-Jährigen so-
gar 37%). Die Bereitschaft zur Übernah-
me freiwilliger Aufgaben und Arbeiten

setzt eine allgemeine Disposition zum
sozialen Verhalten voraus, die u.␣ a. durch
„Einbindungen“ in einen großen Freun-
des- und Bekanntenkreis und in eine Kir-
che sowie durch einen höheren Bildungs-
abschluss gefördert werden.

Das „neue“ Bildungsziel lässt sich zusam-
menfassen als eine umfassende Hand-
lungsfähigkeit im beruflichen, privaten
und gesellschaftlichen Leben. Dabei sind
insbesondere wichtig:

a) fachliche und berufsspezifische Fähig-
keiten (Wissen, Fertigkeiten);

b) Problemlösungsfähigkeit, insbesondere
Analyse-, Planungs- und Entscheidungs-
fähigkeit;

c) Interaktionsfähigkeit, insbesondere
Kooperations- und Kommunikationsfähig-
keit;

d) Verantwortungsfähigkeit: eigen- und
sozialverantwortliches Handeln.

Viele der genannten Trends waren bereits
seit längerer Zeit erkennbar (vgl. zum
Beispiel Europäische Kommission 1993).
Durch die Entwicklung neuer Aus-
bildungskonzepte – gestützt durch zahlrei-
che Modellversuche3 – wurde in Deutsch-
land versucht, die berufliche Bildung die-
ser Entwicklung anzupassen. Im Folgen-
den wird von einigen Modellversuchen
und Folgemaßnahmen berichtet.4 Alle di-
daktischen Arbeiten beziehen sich auf
Bildungsgänge im Lernort Schule.

Die Praxisberichte beschränken sich auf die
Ergebnisse, die auch für Länder mit ande-
ren Ausbildungssystemen von Interesse
sein können. Die gewählten Überschriften
kennzeichnen aus meiner Sicht wichtige
Meilensteine auf dem Weg in die Zukunft
beruflicher Bildung im Lernort Schule:

a) Verknüpfung von Arbeiten und Lernen
bei der Berufsausbildung;

b) Qualifizierung der Lehrenden und
Schaffung schulorganisatorischer Rahmen-
bedingungen;

c) neue Leistungen der Lehrenden und
Lernenden.

Abschließend werden die erläuterten prak-
tischen Erfahrungen zusammengefasst und
um einige Aspekte zu wesentlichen Ele-
menten eines Schulentwicklungsprozesses

Abb. 1

Modell einer vollständigen Handlung

Aufgabe Ziel

1 2 3 4 5

Phasen

1) Analyse der Aufgabe, möglicher Lösungen und handlungsrelevanter
Bedingungen

2) Aktionsplan entwerfen (Zwischenziele und Arbeitsschritte)
3) Aktionsplan beurteilen und beschließen
4) Aktionsplan durchführen
5) Ergebnisse und Handlungsprozess überprüfen und evaluieren

(2) Zum Beispiel in den Bereichen
Sport, Freizeit, Kultur, Schule, Sozia-
les, Kirche, Politik, Jugendarbeit, Ret-
tungsdienst usw.

(3) Siehe hierzu die Veröffentlichun-
gen des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung, Anschrift: Hermann-Ehlers-Stra-
ße 10, D-53113 Bonn.

(4) An ihnen hat der Verfasser dieses
Beitrages als Leiter oder wissenschaft-
licher Begleiter mitgewirkt.
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für die Schule der Zukunft als „Haus des
Lernens“ erweitert.

Verknüpfung von Arbeiten
und Lernen bei der Berufs-
ausbildung

In Nordrhein-Westfalen können Schüler
mit Fachoberschulreife in einer zweijähri-
gen Berufsfachschule eine kaufmännische
Grundbildung und den schulischen Teil
der Fachhochschulreife erwerben.5 Diese
Ausbildung an der „höheren Handelsschu-
le“ war bis Mitte der 80er Jahre fast aus-
schließlich theoriebezogen. Ein stärkerer
Praxisbezug der Ausbildung wurde uner-
lässlich, um die Berufsfachschüler durch
eigenes Tun und damit durch eigene Er-
fahrungen effektiver lernen zu lassen.

In einem Modellversuch wurde von 1985
bis 1988 an vier Schulen erprobt, wie
durch Arbeitslernen in einem Lernbüro
dieses Ziel erreicht werden kann (Halfpap
1993a). Dazu wurden in den Schulen pra-
xisgerechte Büros zum Planen, Ausführen
und Beurteilen kaufmännischer Tätig-
keiten eingerichtet. An einem Tag pro
Woche arbeiteten und lernten die Schüler
an typischen kaufmännischen Arbeitsplät-
zen in den Abteilungen eines Modell-
betriebes: Einkauf, Verkauf, Lager, gege-
benenfalls Fertigung, Buchhaltung, Perso-
nalwesen/allgemeine Verwaltung (vgl.
Abbildung 2). Die kaufmännischen
Arbeitstätigkeiten waren real, nur in Be-
zug auf den tatsächlichen Güteraustausch
waren sie simuliert.6

Ein Modellbetrieb ist eine idealtypische
Abbildung der Realität und schafft den
Handlungsrahmen für das Arbeitslernen in
der Schule – nicht nur im Lernbüro (des-
halb der Doppelpfeil zu den Unterrichts-
fächern in Abbildung 2.7 Das Arbeitslernen
im Lernbüro lässt sich wie folgt kenn-
zeichnen:

a) es wird nach didaktischen Grundsätzen
mit zunehmendem Schwierigkeitsgrad der
Arbeitsaufgaben strukturiert, vor allem in
Bezug auf die Komplexität der Arbeitsab-
läufe und der Informationsinhalte sowie
in Bezug auf die Entscheidungsfreiräume
der Lernenden bei der selbstständigen und
kooperativen Planung und Gestaltung der
Arbeitsprozesse;

b) es ist handlungsorientiertes Lernen mit
hoher Lerneffizienz, weil es subjekt-
orientiert, tätigkeitsstrukturiert, erfah-
rungsbezogen, interaktionsbetont und
ganzheitlich ist. Der Lernende ist nicht
mehr Konsument von Wissen, sondern
muss seine Lernprozesse aktiv mit-
gestalten;

c) es erfordert ein verändertes Lehrer-
verhalten im Sinne interaktiver Partner-
schaft: Lehrer arrangieren die Lernprozes-
se im „Team-Teaching“ als Berater und
Helfer bei der Arbeits- und Lerntätigkeit
der Lernenden;

d) es ist fächerverbindendes Lernen und
erfordert eine enge Abstimmung mit dem
fachbezogenen Lernen im Bildungsgang.

Inzwischen sind Lernbüros an allen Schu-
len Nordrhein-Westfalens, aber auch in
anderen deutschen Bundesländern einge-
führt worden8. Anstöße zur Einführung
dieses Konzepts wurden in Ungarn und

Abb 2

Verbindungen zwischen Praxis und Theorie
im Lernbüro

Kaufmännische Arbeitsplätze in realen Unternehmen

berufsbezogenes Lernen

Lernbüro
eines

Modellbetriebs

mit Abteilungen (Einkauf, Verkauf usw.)

theoriegebundenes Lernen

Unterrichtsfächer: Handel, Englisch, Gemeinschaftskunde, Deutsch usw.
< relevante Bildungsfächer >

(5) Nach anschließender betrieblicher
Ausbildung berechtigt die dann er-
worbene Fachhochschulreife zum Stu-
dium an einer Fachhochschule. Die
Fachoberschulreife ist ein mittlerer
Bildungsabschluss, der nach 10 Jah-
ren an einer allgemein bildenden
Schule erworben werden kann.

(6) In Deutschland bestand damals
keine Akzeptanz, in Schulen reale
Betriebe zu gründen, die von Schü-
lern geführt werden. Heute geschieht
dies bereits vereinzelt.

(7) Der Pfeil von den Unterrichtsfä-
chern zum Lernbüro soll veranschau-
lichen, dass viele Unterrichtsfächer
von der Lernbüro-Arbeit betroffen
sind und hier verknüpft werden. Die
Pfeilspitze zu den Unterrichtsfächern
soll deutlich machen, dass die Daten
des Modellbetriebes auch in den Un-
terrichtsfächern genutzt werden (soll-
ten).

(8) Vgl. zum Beispiel Achtenhagen/
Schneider 1993.



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

66

neuerdings auch in Russland und in Po-
len gegeben. So wurden vom Bundes-
institut für Berufsbildung (BIBB 1996) in
zahlreichen Städten Mittel- und Ost-
europas Modellzentren zur Berufsausbil-
dung gefördert. Sie sind im kaufmänni-
schen Bereich grundsätzlich mit Lernbüros
ausgestattet. Im Rahmen dieses Projekts
wird zum Beispiel ein Modellzentrum in
Moskau von einer Schule unterstützt, die
an dem genannten Modellversuch „Lern-
büro“ in Nordrhein-Westfalen beteiligt
war. In Polen gibt es „Modell-Lernbüros“
in Poznan und Koszalin. In den Republi-
ken Estland, Lettland und Litauen wur-
den mit Unterstützung der zuständigen Mi-
nisterien in Deutschland und in den drei
baltischen Staaten, des BIBB sowie von
Instituten der Länder Hessen und Nord-
rhein-Westfalen Modellzentren der beruf-
lichen Bildung entwickelt.9

Arbeitslernen in Lernbüros wurde in Nord-
rhein-Westfalen inzwischen auch auf an-
dere Bildungsgänge übertragen, so zum
Beispiel auf die Ausbildung zu Büro-
kaufleuten. In Modellbetrieben mit einer
entsprechenden Fachraumausstattung wird
an Schulen auch in anderen Bildungsgän-
gen gearbeitet und gelernt, zum Beispiel
bei der Ausbildung zu Fachkräften in An-
waltsbüros, Arzt- und Zahnarztpraxen,
Spedi teuren oder im Einzelhandel
(Halfpap 1993b).

Qualifizierung der
Lehrenden und Schaffung
schulorganisatorischer
Rahmenbedingungen

In einem Transfer-Modellversuch „Lern-
büro“ von 1992 bis 1995 im Land Bran-
denburg wurden die Erfahrungen aus
Nordrhein-Westfalen aufgegriffen. An an-
fangs sechs Schulen des Landes wurden
Lehrerteams qualifiziert, Lernbüro-Arbeit
durchzuführen. Der Model lversuch
(Halfpap, Oppenberg und Richter 1996)
bezog sich auf die zweijährige vollzeit-
schulische Berufsausbildung zum Wirt-
schaftsassistenten. Je zwei Schulen wur-
den im ersten Jahr von einem Lehrerteam
einer Partnerschule des Landes Nordrhein-
Westfalen betreut. Nach einem Jahr erhöh-
te sich die Nachfrage nach dieser Ausbil-
dung so stark10, dass dieser Bildungsgang

an weiteren Schulen angeboten wurde.
Deshalb waren zum Abschluss des Mo-
dellversuchs 16 Schulen in Brandenburg
beteiligt. Ein Jahr später hatten – gestützt
durch weitere Fortbildungsmaßnahmen –
mit einer Ausnahme alle 20 Schulen Lern-
büros.

Dieser auch konzeptionell erweiterte
Modellversuchsumfang stellte die vier
Moderatorenteams (eine vierte Partner-
schule konnte gewonnen werden) vor
unerwartet hohe Anforderungen. Die Auf-
gabe war nur durch eine konsequent
handlungsorientiert gestaltete Lehrer-
fortbi ldung als kooperat ive Selbst-
qualifizierung zu erfüllen.11 Mehrmals im
Jahr trafen sich nun die Teams benach-
barter Schulen in Brandenburg zu einer
einwöchigen Fortbildungsmaßnahme, die
von den Lehrerteams aus Nordrhein-West-
falen moderiert wurde. Dabei ging es nicht
um die Förderung von Fachwissen bei den
Lehrern, sondern um die Förderung ihrer
didaktischen Qualifikation und ihrer
Teamfähigkeit in neuen Organisations-
strukturen.

So mussten sie lernen, integriertes
Handlungslernen durch die Konstruktion
von Handlungslernsituationen nach dem
Modell einer vollständigen Handlung (Ab-
bildung 1) zu gestalten. Dazu ist eine neue,
sehr anspruchsvolle Planungskompetenz
des Lehrers notwendig. Um umfassende
Handlungsfähigkeit durch möglichst hohe
Selbstorganisation des Lernens in Hand-
lungslernsituationen zu fördern, muss der
Lehrer vor allem die Lernumwelt und die
Lernbedingungen so gestalten, dass die
Lernenden ihre eigenen Lernprozesse pla-
nen und gestalten können.12

Die konsequente Umsetzung des Bil-
dungsgangkonzepts im Land Brandenburg
(und in Nordrhein-Westfalen) stellte wei-
tere Herausforderungen an die Lehrenden
und an das Schulmanagement. Das
Bildungsgangkonzept besagt, dass der
Bildungsgang zentrales Orientierungs-
kriterium für die Gestaltung des Lernens
und Lehrens in allen Fächern ist. An be-
rufsbildenden Schulen gibt es sehr viele
Bildungsgänge mit unterschiedlichen Ab-
schlüssen (im Unterschied zum Beispiel
zum Gymnasium mit nur einem Ab-
schluss). Es ist wenig effektiv, interessant
und zukunftsbedeutsam für die Lernen-
den, die sich für eine Berufsausbildung

(9) Der Verfasser dieses Beitrages hat
1996 in Jurmala und Riga (Lettland)
an einem Workshop mit Führungs-
kräften und Mitarbeitern von Modell-
zentren zum Erfahrungsaustausch
über den Entwicklungsstand der Be-
rufsausbildung in diesen Ländern teil-
genommen. Dabei wurde die Bedeu-
tung der Lernbüro-Arbeit hervor-
gehoben, die aber durch Praktika in
Betrieben ergänzt werden muss (Carl
Duisberg Gesellschaft 1997).

(10) Weil betriebliche Ausbildungsplät-
ze im Rahmen der dualen Ausbildung
nicht angeboten werden konnten.

(11) Dieses Lernkonzept für Erwach-
sene hat sich sehr bewährt. Somit
kann Blaschke (1997, S. 17) entgeg-
net werden, dass zumindest diese
„Lern- und Lehrmethode für Erwach-
sene“ existiert und inzwischen viel-
fach praktiziert wird.

(12) Auf die Verbesserung des Lernens
durch die Stärkung des Lernumfeldes
am betrieblichen Arbeitsplatz hat
Onstenk (1995, S. 39) hingewiesen.



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

67

entschieden haben, eine Fremdsprache,
Mathematik oder Wirtschaftslehre „als sol-
che“ zu lernen. Vielmehr muss der Bezug
dieses Faches zum Bildungsgang des
Wirtschaftsassistenten oder zum Beispiel
des Kaufmanns für Verkehrsservice trans-
parent werden. Weiterhin ist ein inhalt-
lich und zeitlich abgestimmtes Lernen in
den Fächern des Bildungsgangs lern-
fördernd, weil so leichter Zusammenhän-
ge erkennbar und fächerverbindendes
Lernen möglich ist. Diese Aufgabe kön-
nen die Lehrer nur durch Teamarbeit (ein-
schließlich „Team-Teaching“) leisten.
Teamfähigkeit kann jedoch effektiv auch
nur durch eigenes Tun, d.␣ h. durch Arbei-
ten in Teams gefördert werden. Nach die-
sem Prinzip wurden die Fortbildungs-
maßnahmen für Lehrer strukturiert.

Die Umsetzung des Konzepts handlungs-
orientierter Unterrichtsgestaltung und des
sich aus ihm ergebenden Bildungsgang-
konzepts hat wichtige Konsequenzen für
das Schulmanagement:13

a) Durchführung von Bildungsgangkonfe-
renzen mit den Lehrern aller Fächer des
Bildungsgangs14 zur Erarbeitung der di-
daktischen Grobstruktur des Bildungs-
gangs. Lehrerteams erarbeiten danach eine
didaktische Jahresplanung und fächer-
verbindende Handlungslernsituationen;

b) Einsatz der Lehrer als Teams im glei-
chen Bildungsgang über einen längeren
Zeitraum. Sie organisieren ihre Arbeit
weitgehend selbst (einschließlich der Ver-
teilung der Unterrichtszeiten). Es werden
nur die Jahresstunden je Fach und Lehrer
vorgegeben;

c) Ausstattung der Unterrichtsräume so,
dass kooperatives Lernen in Kleingruppen
und alternierende Plenumsarbeit sowie
Theorie und Praxis verzahnendes Lernen
möglich sind (z. ␣ B. in Lernbüros und
Werkstattlaboren).

Neue Leistungen der Leh-
renden und Lernenden

In Schleswig-Holstein wurde von 1990 bis
1993 ein Modellversuch „Werkstattlabor“
durchgeführt.15 Im Mittelpunkt stand die
Förderung von Schlüsselqualifikationen
am Beispiel der CNC-Technik, und zwar

im Bildungsgang des technischen Berufs
Zerspanungsmechaniker (Halfpap und
Marwede 1994).16 Dabei ergab sich, dass
die Förderung von Schlüsselqualifika-
tionen (siehe oben) ein verändertes Ver-
ständnis von den Leistungen der Lehren-
den und Lernenden erfordert, wovon im
Folgenden berichtet wird.

Die Schüler hatten – unterstützt von ei-
nem Lehrerteam – weitgehend selbst-
ständig eine komplex gestaltete Produk-
tionsaufgabe in einem halben Jahr (pro
Woche 1 Tag mit 8 Stunden) zu bearbei-
ten, und zwar in Werkstätten, den „La-
boren“, eines in der Schule gegründeten
Modellbetriebes.17 Die Ausstattung der Ar-
beitsräume (einschließlich einer umfang-
reichen Bibliothek) erleichterte das Ar-
beitslernen für den Einzelnen sowie in
Klein- und Großgruppen. Lerninhalte aus
den Fächern Fertigungs- und Prüftechnik,
Technische Kommunikation, Werkstoff-
technik, Maschinen- und Gerätetechnik,
Betriebswirtschaftslehre, Gemeinschafts-
kunde wurden erarbeitet, z. B. beim Her-
stel len von „mitlaufenden Zentrier-
spitzen“ in der Vor- und Nachkalkulati-
on, in der Arbeitsvorbereitung, im Pro-
grammierbüro, in der Fertigung und Kon-
trolle.

Die Lehrer führten über ihre Arbeit de-
tailliert Protokoll. Einige wichtige Auswer-
tungsergebnisse zur Lehrerqualifikation
beim Arbeitslernen sind folgende:

a) Arbeitslernen stellt hohe Anforderun-
gen an die Planungskompetenz (siehe
oben) und Methodenflexibilität der Leh-
rer;

b) Lehrer müssen lernen, Schülerverhalten
kriterienbezogen zu beobachten und
Verhaltensqualifikationen bewusst zu för-
dern;18

c) Lehrer müssen selbst umfassende
Handlungsfähigkeit mit den oben erläu-
terten Schlüsselqualifikationen praktizie-
ren, gleichsam vorleben.

Wenn es gilt, die „neue“ Lehrerleistung zu
evaluieren, ist zum Beispiel zu fragen: Hat
der Lehrer die Handlungskompetenz der
Lernenden umfassend gefördert? Konnte er
Handlungslernsituationen – gegebenenfalls
in Teamarbeit – schaffen und integriertes
Handlungslernen ermöglichen?

(13) Zur Hilfestellung bei der schul-
organisatorischen Realisierung dieser
Maßnahmen und zur Sicherung der
Modellversuchsergebnisse wurden in
Brandenburg mehrere Fortbildungs-
veranstaltungen für Mitglieder der
Schulleitungen durchgeführt.

(14) Als beratende Mitglieder sollten
auch Vertreter der Schüler dieses Bil-
dungsgangs und (in Berufsschulbil-
dungsgängen) auch Vertreter der Aus-
bildenden in den Betrieben eingela-
den werden.

(15) Dieser Modellversuch hat zu ver-
gleichbaren Konsequenzen für die
Schulorganisation und das Schulmana-
gement geführt wie beim Modellver-
such in Brandenburg.

(16) Diese Erfahrungen flossen übri-
gens in den Modellversuch in Bran-
denburg ein.

(17) Dies lässt erkennen, dass Erfah-
rungen aus dem Modellversuch „Lern-
büro“ in Nordrhein-Westfalen einge-
flossen sind.

(18) Denn auch Sozialverhalten lässt
sich auf der Schülerebene effektiv nur
durch reflektiertes Tun lernen, indem
zum Beispiel das Verhalten der Schü-
ler mit ihnen kognitiv aufgearbeitet
wird.
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Die „neue“ Leistung der Lernenden be-
steht z.␣ B. in der Fähigkeit zur Dokumen-
tation der eigenen Arbeit, im Umgang mit
Software und Maschinen, in Team-
fähigkeit, in der Fähigkeit, sich Informa-
tionsmaterial zu beschaffen, in der Fähig-
keit, erworbenes Wissen zu nutzen, und
in mündlichen Vorträgen (in Form von
Referaten oder durch weiterführende Bei-
träge im Unterricht).

Es gilt also, soweit möglich die komplexe
Leistung der Lernenden in Bezug auf ihre
Lernzuwächse in allen Kompetenzberei-
chen der umfassenden Handlungsfähigkeit
zu beurteilen und zu bewerten, und zwar
nach Kriterien, die den Schülern bekannt
und einsichtig sind.

Schulentwicklungsprozess
zum „Haus des Lernens“

1992 setzte der Ministerpräsident des Lan-
des Nordrhein-Westfalen19 eine internatio-
nal besetzte Bildungskommission ein, die
ihre Analysen, Leitvorstellungen und Emp-
fehlungen in einer Denkschrift „Zukunft
der Bildung – Schule der Zukunft“ vorge-
legt hat (Bildungskommission 1995). Die
Schule der Zukunft wird als „Haus des
Lernens“ gekennzeichnet. Sie wird dem
Anforderungsdruck in Zukunft nur dann
gewachsen sein, „wenn sie sich selbst als
lernende Organisation versteht“ (a.␣ a.␣ O.).
Hier wird die gleiche Forderung erhoben,
wie sie die Autoren der Studie „Die ler-
nende Organisation“ in ihre Vision der
Entwicklung der Humanressourcen für die
Aus- und Weiterbildung in Betrieben der
Europäischen Gemeinschaft gefasst haben:
Selbstlernen am Arbeitsplatz ist das Lern-
muster der lernenden Organisation Be-
trieb, nach dem Arbeit und Lernen in ei-
ner „allumfassenden Lernkultur“ kombi-
niert werden (Europäische Kommission
1993).

Im Haus des Lernens sollen die Schulen
ihr eigenes pädagogisches Profil entwik-
keln, indem alle in der Schule Tätigen über
folgende Aufgaben zu einem Konsens
gelangen und diese in ihrer „Schulkultur“
gewichten:

a) Wissensvermittlung und Persönlich-
keitsbildung;

b) fachliches und überfachliches Lernen;

c) soziales und anwendungsbezogenes
Lernen;

d) Finden der eigenen Identität und Ach-
tung der Integrität anderer (Bildungs-
kommission 1995).

Eine Leitvorstellung der Kommission für
die berufliche Bildung und Weiterbildung
lautet: „Der Bildungsauftrag der berufli-
chen Bildung geht über eine berufs- und
tätigkeitsbezogene Qualifizierung hinaus.
Berufliche Bildung ist zugleich auch all-
gemeine Bildung“ (a.␣ a.␣ O.).

In diesem Kontext lassen sich die oben
erläuterten Konsequenzen aus der Arbeit
in Modellversuchen zu folgenden meines
Erachtens wesentlichen Elementen des
Schulentwicklungsprozesses zusammen-
fassen und erweitern:

a) Schulprofile bringen die pädagogischen
Grundorientierungen zum Ausdruck, die
in einer Schule leitend sind. Eine solche
Profilbildung erfordert ein hohes Maß an
Gestaltungsautonomie der einzelnen Schu-
le. Diese legt in einem Schulprogramm
ihre Ziele, die Realisierungsstrategien und
Evaluationsmaßnahmen schriftlich fest.

b) Eine Bildungsgangdidaktik führt zu ei-
ner Verzahnung des objektiven Bildungs-
gangs20 mit den subjektiven Bildungsgän-
gen der Lernenden. Fächerverbindende
Handlungslernsituationen im Rahmen ei-
nes Modellbetriebes sind wichtige Kern-
stücke einer Bildungsgangdidaktik, durch
die traditionell isolierte Fachwissen-
schaftsdidaktik überwunden wird.

c) Didaktischer Ansatz der Curriculum-
entwicklung sind berufliche sowie lebens-
und gesellschaftsbedeutsame Handlungs-
felder. Sie werden inhaltlich näher be-
schrieben durch intendierte Fähigkeiten
(Fach-, Methoden- und Sozialkompetenz)
und durch Handlungssituationen, zu de-
ren Bewältigung qualifiziert werden soll.
Diese vorgegebenen Curricula werden von
Lehrerteams (in Bildungsgangkonfe-
renzen) zu einem schuleigenen Curricu-
lum entwickelt.

d) Lehrerausbildung und -fortbildung
muss sich an einem Leitbild „Lehrer sein“
mit dem neuen Paradigma „Lernen lassen“
orientieren (statt Lehren im Sinne reiner
Wissensvermittlung). Sie muss zum Erzie-

(19) Das war damals der heutige Bun-
despräsident der Bundesrepublik
Deutschland, Johannes Rau.

(20) Dieser wird durch das Curriculum
vorgegeben (Halfpap 2000).
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hen, zum Beraten, zum Innovieren, zur
Teamarbeit qualifizieren und damit zur
Mitgestaltung des Schulprofils sowie zur
Mitarbeit bei der schuleigenen Curricu-
lumentwicklung im Rahmen einer Bil-
dungsgangdidaktik befähigen.

e) Schulorganisation und Schulmanage-
ment müssen das skizzierte pädagogische
Konzept ermöglichen und stützen. Dazu
gehören insbesondere:

– fein partizipatives Führungsmodell mit
einem hohen Maß an Selbstorganisation
der Arbeit durch die Lehrenden (in
Teams);

– eine Organisationsstruktur nach Bil-
dungsgängen oder Bildungsganggruppen
mit einem Lehrereinsatz in so wenig Bil-
dungsgängen wie möglich;

– eine flexible Stundenplangestaltung
sowie eine Raumausstattung, die hand-
lungsorientiertes Lernen und Lehren för-
dern.

Als Ergebnis der oben erwähnten Studie
wurden 11 „Erfordernisse von Verantwor-
tungsrollen“ herausgearbeitet, die Leit-
gesichtspunkte für die Förderung des En-
gagements bei der Freiwilligenarbeit sein
sollten (Bundesministerium für Familien,
Senioren, Frauen und Jugend 2000).21 Sie
waren – jetzt rückblickend – auch leitend
bei den Modellversuchen, über die hier
berichtet wurde. Sie sind gleichermaßen
wesentliche Erfordernisse in der Erwerbs-
arbeit, die, wie gezeigt wurde, in Wirt-
schaft und Schule bereits wirksam wer-
den. Werden sie berücksichtigt, erfolgt
durch berufliche Bildung auch eine Qua-
lifizierung zur Freiwilligenarbeit:

1) Spielraum für selbstständiges, eigenver-
antwortliches Handeln;
2) Chance zur Einbringung eigener Nei-
gungen und Fähigkeiten;
3) Chance, etwas „Sinnvolles“ zu tun;
4) Chance zum ergebnisorientierten Han-
deln;
5) Zuerkennung von Verantwortlichkeit;

6) Chance zum selbstorganisierten Team-
work;
7) Chance zur Selbstkontrolle;
8) Gewährleistung ausreichenden Kön-
nens und Wissens;
9) Einräumung großzügiger Flexibilitäts-
chancen in zeitlicher Hinsicht;
10) Chance zur Beteiligung an der Festle-
gung von Tätigkeitszielen;
11) Gewährleistung einer „aktivierenden“
Führung.

Bei einem Kongress wurde anhand von
26 Beispielen gezeigt, wie in Teilbereichen
dieses Konzept der Schule der Zukunft
bereits praktisch umgesetzt wird (Landes-
institut für Schule und Weiterbildung
1997). Ein Lehrerteam berichtete über sei-
ne Arbeit „Lernen für Europa“ und be-
schrieb die Gesamtkonzeption u.␣ a. wie
folgt (a.␣ a.␣ O.):

„Lernen für Europa kann und darf nicht
Aufgabe eines gesonderten Faches sein.
Soll Handlungskompetenz der Jugendli-
chen im Hinblick auf das erweiterte und
komplexere Handlungsfeld Europa ausge-
baut werden, ist es vielmehr notwendig,
bildungsgangorientiert fächerübergreifen-
de Zielperspektiven zu entwickeln, diese
zu konkretisieren, zu harmonisieren und
verbindlich festzuschreiben. Es wird also
zu ergründen sein, welche Beiträge die
einzelnen Fächer des Bildungsganges zum
Erreichen der gemeinsamen Ziele leisten
können (müssen) und wie die Fächer im
Sinne des gemeinsam angestrebten Zie-
les kooperieren müssen (…) ‚Lernen für
Europa‘ lässt sich sicherlich am besten
verwirklichen, indem vor Ort, also im eu-
ropäischen Ausland, oder in enger
Kooperation mit ausländischen Partnern
gelernt wird.“ Bei der Professionalisierung
durch praktischen Erfahrungsaustausch
sind in diesem Programm der EU, „Sokra-
tes“, Schulen aus Deutschland, Dänemark,
dem Vereinigten Königreich, den Nieder-
landen, Portugal und Ungarn beteiligt.

Die praktischen Erfahrungen haben ge-
zeigt, dass der Weg zu einem Lernen für
die Zukunft geebnet ist.

(21) Das 12. Erfordernis „Chance zum
Wechsel ohne Rechtfertigungszwang“
trifft nur für Freiwilligenarbeit zu.
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Virtuelle Unternehmen
und berufliche Bildung

(1) Olbrich spricht in diesem Zusam-
menhang von „unechten virtuellen
Unternehmen“ (vgl. Olbrich 1994)

Einführung

Zunehmend entstehen dezentrale Unter-
nehmensstrukturen als Reaktion auf neue
Anforderungen des Wettbewerbs. Das
Management dieser Strukturen wird durch
die intensive Verbreitung und Entwicklung
der Informations- und Kommunikations-
technologien (IuK-Technologien) erleich-
tert bzw. erst ermöglicht. Als Folge ent-
wickeln sich Unternehmensstrukturen, die
als „virtuelle Unternehmen“ (VU) bezeich-
net werden.

Die Bandbreite des Verständnisses von
virtuellen Unternehmen beginnt bei der
Vorstellung nicht real existierender Un-
ternehmen (Übungsfirmen) über Unter-
nehmen, die im Internet ihre Geschäfte
tätigen, bis hin zu lockeren Verbünden
selbständiger Unternehmen, die nach au-
ßen unter einem gemeinsamen Namen
auftreten und sich nur über IuK-Techno-
logien organisieren.

Dem letzteren Verständnis von virtuellen
Unternehmen folgend, lassen sich Kenn-
zeichen solcher virtuellen Strukturen de-
finieren:

a) die hohe Problemzentrierung auf eine
bestimmte Fragestellung (extreme Kun-
denorientierung),

b) eine temporäre Arbeitsorganisation, die
sich nach Lösung des Problems auflöst,

c) eine dezentrale Organisation der „Pro-
blemlösungsgemeinschaft“,

d) kein fester Standort, sondern nur im
Internet/Intranet existent (extrem hoher
IuK-Einsatz).

Die Umsetzung eines virtuellen Unterneh-
mens in der beruflichen Bildung geschieht
durch die Auflösung des traditionellen
Widerspruchs von intern und extern. An-

spruchsgruppen, wie Lehrer, Schüler,
Klassen, Schulen mit gewerblich-techni-
scher Fachrichtung, Schulen mit kaufmän-
nisch-verwaltender Fachrichtung, Schul-
leitungen und externe Berater, finden sich
zu einer Problemlösungsgemeinschaft
zusammen und arbeiten dank dem Ein-
satz von IuK-Technologie sehr eng zusam-
men. Dabei firmiert das Virtuelle Unter-
nehmen Außenstehenden gegenüber wie
ein eigenständiges Unternehmen bzw.
Projekt. Ein Lehrer oder eine Schulklasse
bietet auf einem virtuellen Markt ein
Unterrichtsprojekt an und sucht für die
Projektdurchführung weitere Schulklas-
sen, die ihre Fachkompetenz zur Lösung
der Fragestellung einbringen wollen.

Virtuelle Organisations-
strukturen

Wie in Abbildung 1 dargestellt, können
sich virtuelle Organisationsstrukturen auf
verschiedenen Ebenen von Unternehmen
bilden (vgl. Hofmann/Kläger/Michelsen
1995, S. 25).

Abb. 1: Strukturen Virtueller Org...
Intraorganisationale virtuelle Strukturen
bestehen innerhalb der rechtlich-organisa-
torischen Grenzen eines einzelnen Unter-
nehmens (vgl. Klein 1995, S. 309; Kirn
1995, S. 25; Mowshowitz 1986, S. 389f.).1

Die technische Umsetzung erfolgt über ein
Intranet. Winand bringt dies folgenderma-
ßen zum Ausdruck:

„Speziell das Prinzip der virtuellen Pro-
jekte bzw. Prozesse kann nun sowohl
auf die Inter- als auch auf die Intra-
Kooperation von Organisationen (...)
angewendet werden. Im ersten Falle
werden Kooperationen über Organi-
sationsgrenzen etabliert. Im Falle der
Intra-Kooperation werden Partner aus
verschiedenen Bereichen, Abteilungen
einer Institution zu virtuellen Einhei-
ten gebündelt... .“ (Winand 1997, S. 8)

Stefan Kreher
Von 1998-2001 wissen-
schaflticher Angesteller am
Institut für Arbeitswissen-
schaft der Universität Ge-
samthochschule Kassel. Seit
April 2001 im Industrial En-
gineering der Volkswagen AG
Werk Kassel tätig. Arbeits-
schwerpunkt: Arbeitsorgani-
sation/Organisationsentwick-
lung.

Die Erfahrungen des
LEONARDO-Projektes „Vir-
tuelle Unternehmen in der
beruflichen Erstausbildung
(ISIS)“ lassen jedoch den
Schluss zu, dass das innova-
tive Konzept der Virtuellen
Unternehmen in der beruf-
lichen Bildung durchaus
erfolgreich umgesetzt wer-
den kann.
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Intraorganisationale
virtuelle Strukturen

Interorganisationale
virtuelle Strukturen

Virtuelle Unternehmenstrukturen
innerhalb der rechtlich-organisatorischen
Grenzen eines einzelnen Unternehmes

Virtuelle
Organisationsstrukturen

Virtuelle Unternehmensstrukturen über
die rechtlich-organisatorischen Grenzen

von Unternehmen und anderen
Organisationen hinweg

Intranet Extra-/Internet

definieren VU als Unternehmen, die ihre
Produkte und Dienstleistungen auch in
großer Stückzahl kundenspezifisch, kosten-
günstig und schnell herstellen können. Da-
bei beziehen sich Davidow/Malone in er-
ster Linie auf Produkte und Dienstleistun-
gen und vermeiden jegliche konkrete De-
finition des Terminus „virtuelle Unterneh-
mung“ (vgl. Davidow/Malone 1993, S. 13f).
Trotzdem hat die Arbeit von Davidow und
Malone die Diskussion um virtuelle Un-
ternehmen maßgeblich vorangetrieben und
eine Fülle von Präzisierungsversuchen des
Begriffs hervorgebracht.

Anders als Davidow und Malone, die vom
virtuellen Unternehmen ausgehen, defi-
niert Fischer „virtuelle Unternehmen“ als
eine kurzfristige, ad hoc gebildete Orga-
nisation, die aus Teams oder Einzelper-
sonen besteht, also eine temporäre Ver-
bindung von Spezialisten (Fischer 1995,
S. 77). Fischer bezieht sich bei dieser De-
finition auf die Eigenschaften der virtuel-
len Unternehmen, die er folgendermaßen
darstellt:

a) problemlösungsorientiert,

b) schnell,

c) anpassungsfähig und

d) partnerschaftsorientiert.

Unter dem Konzept „virtuelle Unterneh-
men“ werden in neuerer Zeit temporäre,
informationstechnisch gestützte Koopera-
tionsverbünde rechtlich unabhängiger Un-
ternehmen betrachtet, die nur für eine
begrenzte Dauer eines gemeinsam ver-
folgten Projektes realisiert werden, um so
die Kompetenzen unterschiedlicher Part-
ner projektspezifisch flexibel zu nutzen
(vgl. hierzu und im Folgenden z.B.
Winand 1997; Pribilla/Reichwald /Goecke
1996, S. 147; Hoffmann/Hanebeck/Scheer
1996, S. 36; Reiß 1996, S. 10; Winand 1995;
Flynn/Flynn 1995, S. 42; Klein 1994, S.
309). Die so enstandenen „Problem-
lösungsgemeinschaften“2 bestehen aus
verschiedenen Unternehmen und trennen
sich nach erfolgreichem Abschluss des
Projektes bzw. nach der erfolgreichen Lö-
sung des Problems. Häufig kommt es im
Anschluss wieder zu neuen Verbünden,
die dann aber unter Umständen in verän-
derter Konstellation auftreten.

Gegenüber dem „Probleminhaber“, dem
Kunden, erscheint ein solcher Verbund als

Abbildung 1

Strukturen virtueller Organisation

Interorganisationale virtuelle Strukturen
bilden sich über die rechtlich-organisato-
rischen Grenzen von einzelnen Unterneh-
men und anderen Organisationen hinweg.
Hier erfolgt die technische Umsetzung
über ein Extra- oder über das Internet.
Die Extremform von interorganisationalen
virtuellen Organisationsstrukturen be-
zeichnet die virtuellen Unternehmen. Ne-
ben ihrem intendierten temporären Cha-
rakter, der intraorganisationalen virtuellen
Unternehmensstrukturen nicht notwendi-
gerweise innewohnt, unterscheiden sich
virtuelle Unternehmen von dem exten-
siveren Begriff virtueller Organisations-
strukturen vor allem dahingehend, dass
sie sich ausschließlich auf interorgani-
sationale Strukturen beziehen.

Virtuelle Unternehmen

Die wohl größte Beachtung erhielt der
Begriff des virtuellen Unternehmens durch
die Arbeit von Davidow und Malone. Sie

(2) Zum Begriff „Problemlösungs-
gemeinschaft“ vgl. Fischer 1995, S. 56.
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wirtschaftliche Einheit, von der er die an-
gebotenen Leistungen in der Weise be-
zieht, wie er dies von einem klassischen
Unternehmen erwartet. Dabei verbirgt sich
hinter der Problemlösungsgemeinschaft
keine dauerhafte, physische Struktur.

Mertens und Faisst erweitern die Defini-
tion und schließen auch Einzelpersonen
mit in den Organisationsverbund virtuel-
ler Unternehmen mit ein:

„Ein virtuelles Unternehmen ist eine
Kooperationsform rechtlich unabhän-
giger Unternehmen, Institutionen und/
oder Einzelpersonen, die eine Leistung
auf der Basis eines gemeinsamen
Geschäftsverständnisses erbringt. Die
kooperierenden Einheiten beteiligen
sich an der horizontalen und/oder ver-
tikalen Zusammenarbeit vorrangig mit
ihren Kernkompetenzen und wirken
bei der Leistungserstellung gegenüber
Dritten wie ein einheitliches Unter-
nehmen. Dabei wird auf Institutiona-
l is ierung zentraler Management-
funktionen zur Gestaltung, Lenkung
und Entwicklung des VU weitgehend
verzichtet und der notwendige Koor-
dinierungs- und Abstimmungsbedarf
durch geeignete IuK-Systeme gedeckt.
Das VU ist mit einer Mission verbun-
den und endet mit dieser.“ (Mertens/
Faisst 1997, S. 102)

Grafisch lässt sich ein solches virtuelles
Unternehmen wie folgt darstellen:

Abb. 2: Virtuelle Unternehmen
Virtuelle Unternehmen sind gekennzeich-
net durch:

a) eine hohe Problemzentrierung auf eine
bestimmte Fragestellung (extreme Kun-
denorientierung),

b) eine temporäre Arbeitsorganisation, die
sich nach Lösung des Problems verflüch-
tigt,

c) eine Konzentration auf die Kern-
kompetenz,

d) den Verzicht auf Institutionalisierung
zentraler Managementfunktionen,

e) rechtlich unabhängige Einheiten,

f) Vertrauen und ein gemeinsames Ge-
schäftsverständnis,

g) eine lernende und adaptive Orientie-
rung,

h) eine dezentrale Organisation der
Problemlösungsgemeinschaft und

i) keinen festen Standort, sondern nur im
Internet/Intranet existent (extrem hoher
Bedarf an IuK-Technik) (vgl.: Zmija 1998).

Mertens und Faist (1997, S. 111f.) fanden
in ihrer Feldstudie drei verschiedene Ty-
pen von virtuellen Unternehmen (Abbil-
dung 3). Entscheidend für den Erfolg von
virtuellen Unternehmen ist der Faktor Ver-
trauen. Bereits vor dem Zusammenschluss
zu einem virtuellen Unternehmen sind
vertrauenserweckende Hinweise aus der
Arbeitsweise der einzelnen Geschäfts-
partner nötig. Aus diesem Grund ist die
von Mertens und Faist als Typ A definier-
te Netzwerkform eine häufig anzutreffen-
de Variante. Beim Typ A konfigurieren
sich die virtuellen Unternehmen aufgrund
eines bereits vorhanden Pools von Unter-
nehmen, die sich bereits gegenseitig ken-

Abbildung 2

Virtuelle Unternehmen

= Kernkompetenz/Unternehmen = Freelancer/Selbstangestellter

A

B

C

D

E

FG
H

2
1

Problem-
inhaber



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

74

nen und somit eine gewisse Vertrauens-
kultur unter den Geschäftspartnern vor-
ausgesetzt werden kann. Sollte in diesem
Pool eine bestimmte, zur Lösung des Pro-
blems benötigte Kompetenz nicht oder
nicht ausreichend vorhanden sein, dann
wird von außerhalb ein Partner temporär
für die Dauer des VU’s hinzugezogen (Typ
B). Eine spätere Aufnahme dieses exter-
nen Partners in den Pool ist bei einer er-
folgreichen Zusammenarbeit sehr wahr-
scheinlich. Selten ist die Gründung von
virtuellen Unternehmen bei Partnern zu
beobachten, zwischen denen bislang kei-
ne Beziehung bestand und daher auch
noch kein Vertrauensverhältnis aufgebaut
werden konnte (Typ C).

Abb. 3: Typologien
Gefördert wird der Trend zur Virtua-
lisierung durch Gründerhilfen und Aus-
gründungen aus bestehenden Unterneh-
men. Gleichzeitig gibt es einen Trend zu
kleineren, meist selbstständigen oder teil-
autonomen Unternehmenseinheiten. Der
Ausbau bestehender Softwarestandards
verstärkt den Trend zu wenigen Software-
systemen. Letztlich ist eine höhere Flexi-
bilisierung der Arbeitskräfte zu beobach-
ten (vgl. Mertens/Faist 1997, S. 114).

Andererseits lassen sich hemmende Fak-
toren beobachten. Entgegen der von
Organisationstheoretikern und -praktikern
zuweilen vertretenen These, dass Groß-
unternehmen in Zukunft die Ausnahme
und netzwerkartige Verbünde die Regel
sein werden, ist eine verstärkte Konzen-
tration zu Großunternehmen und ein da-
mit verbundenes Streben nach erhöhter
Marktmacht zu beobachten (vgl. ebenda,
S. 115f.). Gegen virtuelle Unternehmen
sprechen

a) die fehlende Langfristerfahrung der Be-
teiligten und die damit verbundene Ein-
sicht in die Nachteile der Schnelligkeit,

b) die feste Bindung von Spezialisten an
ein Unternehmen,

c) die Arbeitnehmervertretungen, die die-
sem Konzept sehr skeptisch gegenüber-
stehen,

d) die Komplexität von virtuellen Unter-
nehmen sowie

e) Hemmnisse während des Kooperierens.

Virtuelle Unternehmen
und berufliche Bildung

In einem LEONARDO Projekt3 wurden die
Konsequenzen für die berufliche Bildung
hinsichtlich der dargestellten Überlegun-
gen zu virtuellen Unternehmen unter-
sucht. Welche Kompetenzen sind in vir-
tuellen Organisationsformen und hier ins-
besondere in virtuellen Unternehmen
wichtig? Wie sollte die berufliche Bildung,
besonders die berufliche Erstausbildung,
organisiert sein, um für die Zukunft gerü-
stet zu sein?

Problembereich: Kompetenzen

Wie aus der zuvor geschilderten Konzep-
tion der virtuellen Unternehmen deutlich
wird, lassen sich eine Reihe von Problem-
feldern in Bezug auf die Anforderungen
virtueller Unternehmen an die berufliche
Bildung aufdecken, die im LEONARDO
Projekt ISIS identifiziert werden konnten:

Arbeiten in Projekten
Während der Durchführung eines Projek-
tes werden von den einzelnen Projektmit-

Abbildung 3

Typologien virtueller Unternehmen
(vgl. Mertens/Faisst 1997)

(3) LEONARDO-Projekt: „Evaluation,
Intervent ion und Transfer  des
LEONARDO Projektes ‚Virtuelle Unter-
nehmen in der beruflichen Erstaus-
bildung (ISIS)‘ - OSIRIS“ unter der
Leitung von Prof. Dr.-Ing. Hans Mar-
tin, Institut für Arbeitswissenschaft der
Universität Gesamthochschule Kassel
mit Projektpartnern in Deutschland
(HRM Consult, Hessisches Landes-
institut für Pädagogik), Griechenland
(Universität Thessaloniki) und Irland
(Cork Institute of Technology). Lauf-
zeit des Projektes 1997-2000.

Typ A

Typ B

Typ C

Pool



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

75

gliedern sowohl entsprechende Fach-
kenntnisse als auch eine Vielzahl verschie-
dener Kompetenzen erwartet und gefor-
dert. Fachübergreifende Kommunikation
mit den Partnern zur gemeinsamen Be-
stimmung und Abgrenzung der Arbeits-
felder sind genauso notwendig wie Kennt-
nisse zur Lösung von Problemen in fach-
lichen wie auch im zwischenmenschlichen
Bereich. Mit den Planungswerkzeugen für
Projekte muss der Teilnehmer genauso
vertraut sein wie mit den Umgangsformen
und Regeln bei Besprechungen, Meetings
und Präsentationen.

Selbstständiges Erkennen von Informa-
tions- und Handlungsdefiziten und dar-
aus resultierendes eigenständiges Beschaf-
fen der notwendigen Informationen und
Kenntnisse wird im Rahmen von Projek-
ten ermöglicht und gewünscht.

In allen modernen Berufen gewinnen ne-
ben informations- und kommunikations-
technischen Fachkenntnissen Beratungs-
und Serviceleistungen an Bedeutung.
Fachkräfte dürfen sich also nicht in ihrer
Fachsprache abkapseln, sondern sie müs-
sen die Problemstellung ihres Kunden er-
kennen und ihre Fachkompetenz dazu
nutzen, entsprechende Lösungen zu fin-
den. Zukünftige erfolgreiche Berufsaus-
übung erfordert somit eine Verknüpfung
der jeweiligen Fachkompetenz mit ent-
sprechenden kommunikationstechnischen
und kaufmännischen Kenntnissen. Aus
der Erfahrung, dass Fachkenntnisse heut-
zutage immer schneller veralten, resultiert
die Forderung nach permanenter flexibler
Anpassung und nach lebenslangem Ler-
nen.

Informations- und Kommunikations-
technologie

Aufgrund des enormen Einsatzes von IuK-
Technologie in VU müssen Beschäftigte
in solchen Strukturen über entsprechen-
de Kompetenzen verfügen. Neben den
Anwendungskenntnissen, die sicherlich
heutzutage selbst in konservativen Orga-
nisationsstrukturen gefordert sind, sind
vor allem Kenntnisse über die Vernetzung
von IuK-Systemen nötig. Das LEONARDO
Projekt ISIS benötigte über ein Jahr, um
die erforderliche technische Infrastruktur
an allen beteiligten Institutionen und
Schulen, insbesondere an den deutschen
Berufsschulen, einzurichten. Daran wird

deutlich, wie wichtig neben einer guten
EDV-Ausstattung vor allem Kompetenzen
über den Umgang mit der IuK-Technolo-
gie und deren Betreuung sind.

Internationalisierung
Neben den technischen Fachkompeten-
zen sind in transnationalen virtuellen
Unternehmen Sprach- und Kulturkompe-
tenzen besonders wichtig. Kulturelle
Unterschiede können zu Problemen hin-
sichtlich der Interpretation von Informa-
tionen führen. Das Verständnis für die
andere Kultur und deren Gebräuche bzw.
Umgangsformen beugt Missverständnissen
und Irritationen vor.

Kompetenzen den Arbeitsplatz
betreffend
VU schaffen neue Arbeitsformen und neue
Arbeitsstätten. Es wird dezentral von zu
Hause oder vom Kunden aus gearbeitet.
Vereinzelt kann es auch zur Bildung nicht-
kommerzieller Arbeitsstätten, wie kommu-
nale Telelarbeitszentren oder Office
Hostelling kommen. Die Beschäftigten
müssen daher Kenntnisse über Arbeits-
recht und Arbeitsschutz besitzen. Entspre-

Abbildung 4

Virtuelle Personalqualifizierung
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Virtuelle Unternehmen
in der beruflichen Bildung
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Programme (Computer-based-Training) im
Handel erhältlich. Diese sind in erster Li-
nie stationär auf einem PC einsetzbar, d.h.
auf einer CD-ROM. Die Anpassung der
Inhalte erfolgt über Neudistribution der
Software. Der Lernende kann an einem
multimediafähigen PC-Arbeitsplatz das
Programm ausführen. Die Gestaltung sol-
cher Systeme stellt hohe Anforderungen
an didaktische Kenntnisse.

Um den Anforderungen virtueller Unter-
nehmen gerecht zu werden, sollte die Aus-
und Weiterbildung ihren stationären Cha-
rakter verlassen und ebenfalls vernetzt
möglich sein. Web-based-Training-Kon-
zepte über Inter- oder Intranet lassen
schnelle Änderungen der Bildungsinhalte
zu. Der Nutzer kann jederzeit an jedem
Ort, an dem er Zugang zum Netz hat, die
entsprechenden Bildungsinhalte aufrufen
und die Module durcharbeiten. Auch bei
diesen Systemen sind mediendidaktische
Überlegungen wichtig für den Erfolg der
Systeme.

Letztlich können auch in der beruflichen
Bildung virtuelle Unternehmen organisiert
werden. Im ersten Schritt sind VU des
Typs A vorhanden. Aus einem festen Pool
von Mitarbeitern, Weiterzubildenden, Leh-
rern und Schülern bildet sich eine virtu-
elle Lerngruppe im Sinne eines virtuellen
Unternehmens. Jeder einzelne kann auf
dem virtuellen Markt seinen Bildungs-
bedarf formulieren, bzw. einen Anbieter
für seine individuellen Bildungsanfor-
derungen suchen. Eine Öffnung dieses
Systems zum Typ B oder C ist denkbar.
Für solche Strukturen steigt allerdings der
IuK-Technikbedarf und eine damit ver-
bundene Komplexität stark an.
Abb. 4: Virtuelle Personalqualifizierung

Es gibt unterschiedliche Anbieter virtuel-
ler Personalqualifizierung, die sich eben-
falls wieder in intraorganisationale und
interorganisationale virtuelle Strukturen
untergliedern lassen (Abbildung 5).

Schulen können Unterrichtsinhalte im
Internet anbieten. Es ist denkbar, dass
Lehrer Ergänzungen zu ihrem Unterricht
über das Internet den Schülern zugäng-
lich machen. Nachfrager solcher Inhalte
können Schüler oder andere Lehrer sein.
Ein VU des Typs A oder B kann sich
entwickeln, wenn an den Unterlagen ge-
meinsam im Team zwischen Schülern und
Lehrern gearbeitet wird4.

chende Arbeitsschutzvorschriften sind
auch in Arbeitsstätten außerhalb der ei-
gentlichen Unternehmen anzuwenden
(z.B.: Bildschirmarbeitsplatzverordnung).
Arbeitsplatzbeschreibungen und An-
forderungsprofile für bestimmte Arbeits-
stellen, z.B. Stellenbeschreibungen, sind
in VU nicht hilfreich, da es „den“ Arbeits-
platz im engeren Sinne nicht mehr gibt.
Die Anforderungen an die Beschäftigten
sind projektabhängig. Ein Tätigkeitsprofil
für einen bestimmten Arbeitsplatz gibt es
nicht, da sich die Tätigkeiten entspre-
chend der Projektanforderungen ständig
verändern. Daraus folgt eine ständige Aus-
und Weiterbildung, die nach Bedarf vor-
genommen werden muss.

Karriereplanung und Weiterbildung
Die Karriereplanung ist in VU nicht als
Stellung innerhalb einer Hierarchie zu ge-
stalten, sondern im Sinne einer Projekt-
vergangenheit. Das erfolgreiche Bearbei-
ten eines Projektes führt zur Karriere,
nicht die Personalverantwortung oder die
Unternehmenszugehörigkeit. Das Team-
Design ist entscheidend für den Erfolg von
VU. Einheitliche Standards in Ausbildung,
Methoden und Verfahren, sowie im Ver-
halten sind zusammenzustellen. Die Be-
treuung der Teams ist elementar. Daraus
folgt auch eine Veränderung der Aus- und
Weiterbildung. Sind klassische Arbeitsplät-
ze nicht mehr relevant, hat auch eine
traditionelle Ausbildung wenig Sinn. Die
Ausbildung muss daher ebenfalls projekt-
bezogen sein. Die Weiterbildung wird in-
dividualisiert. Die „Selbstangestellten“ und
auch die Stammbelegschaft muss in sich
selbst investieren und sich ständig wei-
terbilden. Ein hoher Weiterbildungsbedarf
ist vorhersehbar.

Wie kann dieser Bedarf gedeckt werden,
bzw. wie sollte Aus- und Weiterbildung
in VU organisiert sein?

Problembereich: Organisation beruf-
licher Bildung in virtuellen Unterneh-
men

Eine Lösungsmöglichkeit bietet die Virtua-
lisierung der Aus- und Weiterbildung (Ab-
bildung 4). Diese kann und wird jedoch
nicht die traditionelle Aus- und Weiter-
bildung substituieren, sondern ergänzen.

Zunächst ist geeignete Lernsoftware zu
entwickeln. Bereits heute sind gute CBT-

(4) Beispiel hier für s ind die im
LEONARDO-Projekt „Virtuelle Unter-
nehmen in der beruflichen Erst-
ausbildung (ISIS)“ beteiligten Schulen
und Bildungsinstitutionen in Deutsch-
land (Schulze-Delitzsch-Schule, Wies-
baden; Max-Eyth-Schule, Alsfeld;
Friedrich-Ebert-Schule, Wiesbaden),
Griechenland (Technology College of
Chalkis, Chalkis) und Irland (Cork In-
stitute of Technology, Cork). Das ISIS-
Projekt wird vom OSIRIS-Projekt wis-
senschaftlich begleitet.
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endigung des Projektes kommt es zur
Rekonfiguration und zur Neubildung von
virtuellen Unternehmen.

Abb. 6: Virtuelle Unternehmen
Diese theoretische Vorstellung kann am
Beispiel „Bau einer Windkraftanlage“ ver-
deutlicht werden. Eine Schulklasse einer
gewerblich-technischen Berufsschule
möchte eine Windkraftanlage bauen. Zur
erfolgreichen Umsetzung sind viele Infor-
mationen nötig. Das Marketing, die Kon-
struktion, die Produktionsplanung, das
Rechnungswesen, die Kosten- und
Leistungsrechnung, der Verkauf und der
Einkauf sind zu bedenken. Fragestel-
lungen ergeben sich, die der Lehrer die-
ser Klasse vermutlich nicht allein bewäl-
tigen kann.

Es bietet sich ein handlungsorientierter
Projektunterricht mit Anbindung von an-
deren Klassen an. Auf dem virtuellen Markt
kann nun das Projekt vorgestellt und nach
potenziellen Partnern Ausschau gehalten
werden. Es findet sich eine Klasse einer
kaufmännisch-verwaltenden Berufsschule,
die sich an dem Projekt beteiligen möchte.

Abbildung 5

Angebotsformen Virtueller Lernzentren

Intraorganisationale
Virtuelle Strukturen

Interorganisationale
Virtuelle Strukturen

Virtuelle Zentren
Web-based-Training (WBT)

Intranet Extra-/Internet

Firmen mit eigenem
WBT-Angebot für

die eigene Aus- und
Weiterbildung

Schulen, die
Unterrichtsinhalte
virtuell im Internet

anbieten

Hochschulen, die 
Seminare oder ganze 
Studiengänge virtuell
im Internet anbieten

Dienstleistungsfirmen
(Weiterbildungsträger)

mit einem Angebot 
für Unternehmen und

Personengruppen
im Internet

Unternehmen und Firmen bauen zur Zeit
verstärkt WBT-Angebote für die eigene
innerbetriebliche Aus- und Weiterbildung
auf. Hier ist die Zielgruppe eindeutig die
eigene Stammbelegschaft. Ein VU des
Types A kann sich entwickeln.

Verstärkt treten Dienstleistungsfirmen
(i.d.R. Weiterbildungsinstitute) mit einem
Angebot für Unternehmen und Personen-
gruppen im Internet auf. Teilweise öff-
nen Unternehmen die intern entwickel-
ten WBT-Module für andere Unternehmen
oder Personen. Während dieses Angebot
dem VU-Typ B entspricht, können die
Dienstleister im Internet eher dem VU-
Typ C zugeordnet werden.

Letztlich entwickeln Hochschulen virtu-
elle Seminare oder ganze Studiengänge,
die im Internet angeboten werden. Es tritt
eine Mischung von VU-Typ A und C auf,
die abhängig von den Nutzern universi-
tätsintern (Typ A) oder sogar universitäts-
übergreifend (Typ C) organisiert ist.

Alle Angebotsformen virtueller Personal-
qualifizierung entsprechen den Anforde-
rungen virtueller Unternehmen. Es ist ein
hoher Vernetzungsgrad über IuK-Technik
nötig. Die Nutzer der Angebote erlernen
entsprechende Techniken und die in vir-
tuellen Strukturen benötigten Schlüssel-
qualifikationen. Es bilden sich virtuelle
Teams als Lerngruppen, die ebenfalls wie-
der technische Möglichkeiten für die
Effektivierung ihrer Arbeit nutzen können.

Abb. 5: Angebotsformen Virtueller
Virtuelle Unternehmen als Extremform
interorganisationaler virtueller Organi-
sationsstruktur in der beruflichen Bildung
bedürfen einiger Voraussetzungen. Inter-
ne und externe Anspruchsgruppen beruf-
licher Bildung lösen sich auf. Lehrer, Klas-
sen, Schüler, Schulleitung, externe Dozen-
ten, Unternehmen und Berater kommen
in einem Pool (Typ A oder B) oder auf
einem öffentlichen virtuellen Markt (Typ
C) zusammen, um dort ihre jeweilige Fach-
kompetenz einzubringen. Im Intra- oder
Internet wird auf dem virtuellen Markt ein
Projekt oder eine Fragestellung angeboten.
Daraufhin kommt es zur Bildung einer
Problemlösungsgemeinschaft, die sich auf-
grund der Fragestellung zusammensetzt
(Abbildung 6). Alle notwendigen Kern-
kompetenzen werden für die Projektdurch-
führung eingebunden. Ergebnisse werden
in den Verbund zurückgespielt. Nach Be-
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Im nächsten Schritt ist das virtuelle Un-
ternehmen zu gründen. Die Aufgaben sind
zu verteilen und die nötige Kommunika-
tionsstruktur ist festzulegen. Informatio-
nen werden zwischen den Projekt-
beteiligten ausgetauscht. Letztlich kommt
es zum Bau der Windkraftanlage und das
Projekt ist beendet. Die kaufmännische
Berufschulklasse strebt nun einen neuen
Verbund an, da über dieses Projekt Kon-
takte entstanden sind und nun das Unter-
richtsthema „europäischer Zahlungsver-
kehr“ auch im Rahmen eines virtuellen
Unternehmens abgearbeitet werden soll.
Ein neuer Verbund konfiguriert sich.

Die Idealdarstellung ist sicherlich nicht
vollständig und erweiterbar. Es werden
hohe Anforderungen an die Lehrer und
Schüler gestellt. Die Erfahrungen des
LEONARDO-Projektes „virtuelle Unterneh-
men in der beruflichen Erstausbildung
(ISIS)“ lassen jedoch den Schluss zu, dass
das innovative Konzept der Virtuellen Un-
ternehmen in der beruflichen Bildung
durchaus erfolgreich umgesetzt werden
kann.

Abbildung 6

Virtuelle Unternehmen in der beruflichen
Erstausbildung

Ein Handwerksbetrieb hat zudem Interes-
se und seine Mitarbeit zugesagt.

= Unternehmen (U) / Berufsschule (BS) 

= Freelancer / Selbstangestellter / Experte (E)

BS6
E1

U1

2
1

E2
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BS4
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Einführung

1990 erhielten die Fachleute für die Gleich-
stellung von Frauen und Männern in Spa-
nien verschiedene Berufsbezeichnungen,
wie z . ␣ B .  „soziokul turel le Berater“
(animadores/as socioculturales), „Ge-
meindeerzieher“ (educadores/as de comu-
nidad), „Erwachsenenausbilder“ (forma-
dores/as de adultos) usw. Der Status de-
rer, die damit betraut waren, positive
Maßnahmen in den Sozialdiensten der
Gemeinden und öffentlichen Einrichtun-
gen zu fördern, war recht unklar, und im
Allgemeinen wurden sie als „Sozialarbei-
ter/innen“ oder als „Erwachsenenerzieher/
innen“ betrachtet. Unter „positiven Maß-
nahmen“ ist dabei der Versuch zu verste-
hen, Situationen zu vermeiden oder zu
korrigieren, die zu einer tatsächlichen
Ungleichbehandlung zwischen Männern
und Frauen führen und eine geschlechts-
spezifische Diskriminierung darstellen
(Bianca, 1987). Wie in anderen Staaten der
Europäischen Union werden diese positi-
ven Maßnahmen auch in Spanien durch
die Verfassung von 1978 (Artikel 9.2. und
14) und durch die Rechtsprechung ge-
stützt. Zur damaligen Zeit gab es keine
spezielle Bezeichnung für diese gleich-
wohl schnell wachsende Berufsgruppe
(etwa 600 Personen), deren Tätigkeits-
profil auf die Bekämpfung der Diskrimi-
nierung im sozialen, Arbei ts-  oder
Bildungsumfeld ausgerichtet war. Ange-
sichts der Bedeutung ihrer Arbeit, die darin

bestand, Gleichstellungsprogramme in der
öffentlichen Verwaltung umzusetzen, er-
schien es andererseits ratsam, die Zu-
gangs- und Spezialisierungswege im Rah-
men der Berufsbildung formal anzuerken-
nen (siehe Kasten 1).

Im Prinzip ging man davon aus, dass die-
se Fachleute für die Gleichstellung von
Frauen und Männern in kommunalen Ein-
richtungen oder in der Erwachsenenbil-
dung tätig waren, mit anderen Worten,
dass es sich um eine den Sozialarbeitern
und Sozialpädagogen ähnliche Berufs-
gruppe handelte; es gab jedoch keine
konkrete Anerkennung für das Berufs-
profil von Personen, die sich für positive
Maßnahmen zur Gleichstellung von Frau-
en einsetzten.

Ein knappes Jahrzehnt später hatte sich
die Lage grundlegend gewandelt. Eine
Reihe von Studien, die im Rahmen von
NOW (New Opportunities for Women), ei-
ner Gemeinschaftsinitiative für die Ent-
wicklung von Chancengleichheit zwi-
schen Mann und Frau insbesondere in der
Arbeitswelt durchgeführt wurden (die
hier beschriebenen Maßnahmen wurden
von der Generaldirektion für Frauen der
Gemeinde Madrid kofinanziert), haben
die offizielle Anerkennung der berufli-
chen Profile und Ausbildungswege er-
möglicht. Im Allgemeinen basierten die-
se Studien auf einer systematischen Ana-
lyse der  Beschäf t igungsfe lder  von
Gleichstellungsfachleuten und auf der

Luis
Aramburu-
Zabala
Higuera
Beigeordneter
Professor für Arbeits-
psychologie an der
Universidad Carlos
III in Madrid
(Spanien)

Der folgende Artikel be-
schreibt den Prozess der
Anerkennung des Berufs-
profils und der Zugangswe-
ge für Fachleute im Bereich
der Gleichstellung von
Frauen und Männern in
Spanien. Er skizziert die
Unterstützung durch die
Gemeinschaftsinit iat ive
NOW und ermutigt interes-
sierte Organisationen und
Personen, sich der Initiati-
ve anzuschließen, um die
Transparenz und die Eta-
blierung anerkannter
Berufsabschlüsse in diesem
Bereich in der gesamten EU
zu fördern.
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Erforschung der Ausbildungsbedürfnisse.
Das Ergebnis war die Aufnahme der Be-
rufsbilder „Gleichstellungsbeauftragte/r“
und „Gleichstellungsberater/in“ (Agentes
y Promotores/as de Igualdad de Oportu-
nidades para las Mujeres) in die natio-
nale Berufsklassifikation (Clasificación
Nacional de Ocupaciones) und die Ein-
führung von s tandardis ier ten Aus-
bildungsgängen. In Spanien werden da-
bei oft die weiblichen Berufsbezeichnun-
gen verwendet, denn bis etwa 1992/1994
waren die Personen, die in Spanien po-
sitive Maßnahmen entwickelten, in aller
Regel Frauen; im Jahr 1999 waren etwa
zehn Prozent der Gleichstellungsbeauf-
tragten und -berater männlichen Ge-
schlechts. Diese Entwicklungen dürften
auch in anderen Mitgliedstaaten zu be-
obachten sein und könnten als Impulse
für Gleichstellungsprogramme dienen,
wie es sie in der öffentlichen Verwaltung,
bei Gewerkschaften und in einigen Un-
ternehmen gibt.1 Der folgende Artikel
beschreibt den Prozess, der zu dieser
Anerkennung führte, und fordert inter-
essierte Personen und Organisationen
auf, sich dieser Initiative anzuschließen,
damit in allen Ländern der Union „trans-
parente“ und „anerkannte“ berufliche Be-
fähigungsnachweise geschaffen werden.

Beschäftigungsprofile im
Bereich der Gleichstellung
von Frauen und Männern

In den Vereinigten Staaten und in einigen
europäischen Ländern gibt es seit längerer
Zeit Spezialisten für die Gleichstellung von
Frauen, die an positiven Maßnahmen in
verschiedenen Bereichen – Beschäftigung,
Bildungswesen, Bürgerbeteiligung u.␣ a. –
mitwirken. Die Aufgabe dieser Spezialisten
besteht darin, der Diskriminierung auf-
grund der Geschlechtszugehörigkeit vor-
zubeugen und Rahmenbedingungen zu
fördern, die eine echte Chancengleichheit
ermöglichen. Die zunehmende Bemühung
um die Gleichstellung von Mann und Frau
hat in vielen Ländern zur Einrichtung von
speziellen Beratungsdiensten geführt. Die
Entstehung von Berufsprofilen im Zusam-
menhang mit den positiven Maßnahmen
entspricht dem Bedarf nach kompetenten
Mitarbeitern auf diesem Gebiet. Die Berufs-
profile weisen Gemeinsamkeiten auf, doch
bestehen zwischen den einzelnen Mitglied-

Kasten 1

In Spanien sind die folgenden in diesem Artikel verwendeten Termini geläufig:

Berufsbildung (Formación Profesional): fachbezogene Ausbildung auf
Sekundarschulebene (nach Beendigung der Schulpflicht, d.␣ h. nach dem 16. Le-
bensjahr), die den Bildungsbehörden untersteht und in zwei Abschnitte unterteilt
ist, die den Qualifikationsstufen 2 und 3 der Europäischen Union entsprechen. Die
in diesem Rahmen erworbenen Ausbildungsabschlüsse werden in ganz Spanien
anerkannt.

Fortbildung und Umschulung bzw. Arbeitsmarktausbildung (Formación
Ocupacional): kurze Fachausbildung für Arbeitslose oder Personen, die ihre Qua-
lifikation verbessern möchten. Diese Ausbildung ist kostenlos und untersteht in
Spanien den staatlichen Arbeitsbehörden (Ministerium für Arbeit und soziale Si-
cherheit) sowie den Regionen oder Autonomen Gemeinschaften.

Beruflicher Befähigungsnachweis (Certificado de Profesionalidad): beruf-
liches Abschlusszeugnis, das die Ausübung eines Berufes ermöglicht und landes-
weit anerkannt wird. Das Zeugnis wird am Ende eines standardisierten Aus-
bildungsgangs verliehen. Normalerweise bestehen diese Ausbildungsgänge aus einer
Reihe von akkumulierbaren Lerneinheiten.

Nationale Berufsklassifikation (Clasificación Nacional de Ocupaciones):
amtliches Verzeichnis aller in Spanien existierenden Berufe, das für statistische
und beschäftigungspolitische Zwecke verwendet wird. Das Verzeichnis datiert von
1994 und hat gewisse Ähnlichkeit mit der Internationalen Standardklassifikation
der Berufe der IAO (1988).

Oberster statistischer Beirat (Consejo Superior de Estadística): Regierungs-
organisation, die in Spanien betraut ist, in regelmäßigen Abständen die nationale
Berufsklassifikation zu aktualisieren.

Arbeitsämter (Oficinas de Empleo): lokale Dienststellen des Nationalen Insti-
tuts für Beschäftigung (INEM) und der Regionalbehörden.

Berufsmodelle (Modelos Ocupacionales): fachliche Charakteristiken, die vom
Nationalen Institut für Beschäftigung (INEM) erarbeitet werden und die grund-
liegenden Inhalte und Erfordernisse eines Berufes beschreiben.

Standardisierte Ausbildungsgänge (Programas de Curso Normalizados):
Fachausbildungsgänge, die auf der Grundlage eines standardisierten Curriculums
entwickelt werden, das Mindestanforderungen festlegt und landesweite Gültigkeit
besitzt. Die Ausbildungsgänge können an die konkreten Bedürfnisse bestimmter
Märkte oder Regionen angepasst werden.

Einführende – „breit angelegte“ – Ausbildungsgänge (Programas de
Iniciación – amplia base): Ausbildungsgänge, die Grundlagenwissen für die Aus-
übung eines Berufes vermitteln.

Spezialisierungsprogramme (Programas de Especialización) :  Aus-
bildungsgänge für Personen, die bereits über die grundlegenden Kenntnisse und
Fert igkei ten für die Ausübung eines Berufes verfügen. Im Fal le von
Hochschulabsolventen werden sie auch als „Kurse auf sehr hohem Niveau“ (Muy
Alto Nivel – MAN) bezeichnet.

Hochschulabschluss (Diplomatura universitaria): Hochschulabschluss nach
einem dreijährigen Studium, entsprechend der Qualifikationsstufe 4 der Europäi-
schen Union.

Wissenschaftlicher Hochschulabschluss (Licenciatura universitaria):
Hochschulabschluss nach einem fünfjährigen Studium, der der Stufe 5 der Euro-
päischen Union entspricht.
Die Berufsausbildung in Spanien besteht aus zwei Ausbildungsabschnitten, die auf dem Abschluss der
Pflichtschule aufbauen. Sie entsprechen den Qualifikationsstufen 2 und 3 der Europäischen Union
und unterstehen den staatlichen Bildungsbehörden. Die Fortbildung und Umschulung bzw. Arbeitsmarkt-
ausbildung beinhaltet dagegen kurze fachliche Spezialisierungskurse und richtet sich an Arbeitslose
und bestimmte andere Zielgruppen. Sie fällt in die Zuständigkeit der staatlichen Arbeitsbehörden,
d.␣ h. der Arbeitsämter sowie der regionalen Ausbildungs- und Arbeitsvermittlungsagenturen.
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staaten auch Unterschiede, die auf die na-
tionalen Besonderheiten zurückzuführen
sind (Cedefop, 1986):

In Frankreich gibt es die so genannten
conseiller(e)s d’égalité, agents d’égalité
oder responsables en égalité. In Deutsch-
land sind diese Arbeitsbereiche seit lan-
gem klar definiert; im Allgemeinen wer-
den die Bezeichnungen „Gleichstellungs-
berater/in“ und „Gleichstellungsbeauf-
tragte/r“ verwendet. Im Vereinigten Kö-
nigreich wird diese Tätigkeit von den
Equal Opportunity Officers oder den Equal
Opportunity Advisers ausgeübt. In den
Niederlanden schließlich wurde die Be-
zeichnung Emanciepatiewerker einge-
führt.

In Spanien spricht man seit einigen Jah-
ren von Agentes de Igualdad und von
Promotores/as de Igualdad de Oportu-
nidades. Was die Ausbildung dieser Fach-
leute betrifft, sind drei Tendenzen er-
kennbar: die Ausbildung im Bereich
Personalwirtschaft (in Ländern wie dem
Vereinigten Königreich oder Italien), die
Vorbereitung im Bereich der Gewerk-
schaften und der Tarifverhandlungen (Ita-
lien, Frankreich, Deutschland) sowie die
Förderung der beruflichen Integration
und der Karrierechancen von Frauen (in
Portugal, Griechenland, Deutschland,
Spanien). Die spanischen Ausbildungs-
programme in diesem Zusammenhang
ähneln manchen mehrfachqualifizie-
renden Maßnahmen, die kürzlich in eini-
gen deutschen Bundesländern und in den
Niederlanden durchgeführt wurden. Die-
se Initiativen beinhalteten „breit angeleg-
te“ Ausbildungsprogramme, die nicht auf
ein bestimmtes Arbeitsfeld wie Personal-
management oder Berufsberatung be-
schränkt waren, sondern vielmehr ein
breites Spektrum von Kompetenzen ver-
mittelten, die zur Entwicklung von posi-
tiven Maßnahmen in unterschiedlichen
Kontexten benötigt werden. Allerdings
wurden in diesen Ländern bislang kei-
nerlei Versuche zur Vereinheitlichung die-
ser Art von Grundausbildungen im Rah-
men eines landesweit gültigen Curricu-
lums unternommen. In diesem Sinne ist
das spanische Beispiel ein besonderes,
da hier ausdrücklich das Ziel verfolgt
wird, einen künftigen beruflichen Befä-
higungsnachweis zu schaffen, der von
den Arbeitsämtern unterstützt und von
allen Arbeitgebern anerkannt wird.

Untersuchung
der Berufsprofile

Vor diesem Hintergrund machte sich ein
Forscherteam des Fachbereichs für
Arbeitswissenschaften der Universidad
Complutense in Madrid daran, das Berufs-
profil der Fachleute für die Gleichstellung
von Frauen und Männern in Spanien zu

Kasten 2

Gleichstellungsbeauftragte/r

Berufsbeschreibung

Der/Die Gleichstellungsbeauftragte (Agente de Igualdad de Oportunidades) hat
die Aufgabe, positive Maßnahmen für die Gleichstellung von Frauen in den Berei-
chen Bildung, Berufsbildung und Beschäftigung, Kultur, Freizeit, Sozialfürsorge
und allgemein in allen Formen der Bürgerbeteiligung einschließlich der Vertre-
tung in öffentlichen Einrichtungen zu initiieren, zu koordinieren und umzusetzen.

Seine/Ihre Aufgaben sind insbesondere:

• Beratung von Verwaltungsinstanzen, Sozialpartnern, Unternehmen und Nicht-
regierungsorganisationen in Bezug auf Initiativen und die Gesetzgebung auf
dem Gebiet der Gleichstellung von Frauen;

• Koordinierung, Überwachung und Beteiligung an der Erstellung von Program-
men für Maßnahmen der Berufsvorbereitung und -beratung, Implementierung
von Berufsbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen für benachteiligte Zielgrup-
pen;

• Kooperation mit lokalen Einrichtungen für Sozialfürsorge, Beschäftigung, Ju-
gend, Gesundheit und andere Bereiche, um Situationen, die zur Benachteili-
gung oder Marginalisierung von Frauen führen, zu vermeiden oder zu korrigie-
ren;

• Initiierung und Förderung von Sensibilisierungskampagnen zur Änderung von
diskriminierenden und stereotypen sexistischen Einstellungen in der Gemein-
de;

• Entwurf, Implementierung und Evaluierung von positiven Maßnahmen und Pro-
grammen zur Förderung der Chancengleichheit, Koordinierung der Aktivitäten
der verschiedenen beteiligten Einrichtungen und Personen;

• Vermittlung zwischen Verwaltungsinstanzen, Frauenorganisationen und Sozial-
partnern in allen Fragen der Gleichstellung von Frauen in der Gemeinde.

Ausbildung und wünschenswertes Profil

Obwohl es in den EU-Mitgliedstaaten eine Tendenz gibt, Bewerber mit einem
Hochschulabschluss in Sozialwissenschaften oder vergleichbaren Abschlüssen
(Qualifikationsstufe 4 und 5 der Europäischen Union) einzustellen, kann diese
Tätigkeit auch von Personen mit einer anderen Ausbildung, die über umfangrei-
che Erfahrung im Bereich der Gleichstellung von Frauen verfügen, kompetent
ausgeübt werden. Als unerlässlich gelten Eigenschaften wie Ausgeglichenheit, Kom-
munikationsfähigkeit und Empathie sowie die Fähigkeit zum Projektmanagement
und zur Mitarbeiterführung. Eine besondere Sensibilität gegenüber den Proble-
men von traditionell benachteiligten Gruppen und hier insbesondere von Frauen
ist eine Grundvoraussetzung für die Ausübung dieser Tätigkeit.

(1) Die spanische Initiative wurde von
den folgenden Einrichtungen in be-
sonderer Weise unterstützt: Der Ge-
neraldirektion für Frauen der Gemein-
de Madrid, dem Instituto de la Mujer
(Institut für die Frau), den Gewerk-
schaften Comisiones Obreras und
Unión General de Trabajadores sowie
von verschiedenen lokalen Körper-
schaften (Fuenlabrada und Coslada in
Madrid; Pamplona usw.).
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hinaus sollte dem Nationalen Institut für
Statistik ein Vorschlag zur offiziellen An-
erkennung dieser Berufsprofile unterbrei-
tet werden, denn die Forschungsarbeiten
liefen zeitgleich mit der Neuerstellung der
nationalen Berufsklassifikation (1994).

Für die Erstellung einer Beschreibung der
Berufsprofile von Gleichstellungsbeauf-
tragten und -beratern/innen entwickelte
ein Wissenschaftlerteam des Fachbereichs
für Arbeitswissenschaften den PAIO2-Fra-
gebogen, der als Grundlage für struktu-
rierte Interviews zur Datenerhebung über
den Inhalt der Beschäftigungen diente. Im
Wesentlichen wurde dabei eine ähnliche
Methodik angewandt, wie sie von der In-
ternationalen Arbeitsorganisation für die
Studien bzgl. Stellenbeschreibungen emp-
fohlen wird (z.␣ B. Beschreibung der all-
gemeinen Funktionen, speziellen Aufga-
ben und Tätigkeiten sowie konkreten
Obliegenheiten). Der Fragebogen wurde
an etwa 200 Fachleute und ihre direkten
Vorgesetzten in ganz Spanien verschickt.
Die zwischen 1992 und 1994 durchgeführ-
te Studie kam zu den im Folgenden dar-
gelegten Ergebnissen.

Die ursprüngliche Annahme der Wissen-
schaftler, dass innerhalb dieses Berufs-
feldes zwei unterschiedliche Profile exi-
stieren, wurde bestätigt. Das eine umfasst
die Planung und die Beratung von fachli-
chen und politischen Verantwortungs-
trägern sowie die Evaluierung der Pro-
gramme. Diese Aufgaben werden von
Personen mit Hochschulausbildung und
mehrjähriger Berufserfahrung wahrgenom-
men. In Analogie zu anderen Ländern (sie-
he Cedefop, 1986) wurde dieses Berufs-
profil mit „Gleichstellungsbeauftragte/r“
(Agente de Igualdad de Oportunidades)
bezeichnet. Das zweite Berufsprofil
umfasst Aktivitäten, die sich unmittelbar
an die Nutzer von Einrichtungen für Frau-
en richten, sowie Sensibilisierungskam-
pagnen, Erwachsenenbildungseinrich-
tungen usw. Diese Tätigkeiten werden
vorwiegend von Personen mit nicht-
universitärer Ausbildung wahrgenommen,
und das entsprechende Berufsprofil erhielt
die Bezeichnung „Gleichstellungsberater/
in“ (Promotor/a de Igualdad de Oportu-
nidades).

Obwohl die beiden Profile ziemlich un-
terschiedlich sind, gibt es Überschneidun-
gen, insbesondere hinsichtlich der Bera-

Kasten 3

Gleichstellungsberater/in

Berufsbeschreibung

Der/Die Gleichstellungsberater/in initiiert und koordiniert verschiedene positive
Maßnahmen in Zusammenarbeit mit dem/der Gleichstellungs- oder Frauen-
beauftragten und steht dabei in direktem Kontakt zu Frauen, Frauenverbänden
und anderen auf dem Gebiet der Gleichstellung von Frauen tätigen Organisatio-
nen.

Seine/Ihre Aufgaben sind insbesondere:

• Empfang, Information und Beratung in Frauenberatungszentren, Frauenhäusern
und anderen Einrichtungen für Frauen einschließlich sozialer und kommunaler
Dienste;

• direkte Teilnahme als Berater/in bei Aktivitäten für Frauen im Bereich von Berufs-
vorbereitungsmaßnahmen, Bildung, Berufsbildung, Berufsberatung, Gesundheit,
Kultur u.␣ a.;

• Beratung und Unterstützung von Gruppen und Verbänden hinsichtlich der Dienst-
leistungen, Ressourcen und Aktivitäten für Frauen;

• Ausbildung und Beratung von Sozialarbeitern, Übernahme von Aufgaben in
den Bereichen Erziehung und Gesundheit;

• Information und Beratung von Unternehmen und Organisationen in Bezug auf
die Durchführung von positiven Maßnahmen (Subventionen, Hilfen für Fortbil-
dung und Umschulung, usw.) und bezüglich Fragen der Gleichstellung von
Frauen und Männern;

• Beratung und Mitarbeit bei Programmen und Initiativen des Frauenrates und
der Frauenkommission (Consejo y Comisión de la Mujer), usw.;

• Mitarbeit bei der Gestaltung, Betreuung und Evaluierung von positiven Maß-
nahmen im lokalen Umfeld, Ermittlung von Frauendiskriminierung vor Ort.

Ausbildung und wünschenswertes Profil

Ausgehend von den beschriebenen Aufgaben gilt eine Grundausbildung auf
Qualifikationsstufe 2 oder 3 der Europäischen Union (Sekundarschulbildung) als
angemessen, obgleich die Tätigkeit auch von Personen mit Ausbildung und Erfah-
rung in der unmittelbaren Frauenarbeit ausgeübt werden kann. Eine besondere
Sensibilität gegenüber den Problemen von traditionell benachteiligten Gruppen
und hier insbesondere von Frauen ist eine Grundvoraussetzung für die Ausübung
dieser Tätigkeit.

untersuchen, um es in die nationale
Berufsklassifikation aufzunehmen. Dies
sollte im Rahmen eines von der General-
direktion für Beschäftigung und Soziales
der EU-Kommission durchgeführten und
von den Strukturfonds kofinanzierten
NOW-Programms geschehen. Ziel des Pro-
gramms war es, die Personen zu ermit-
teln, die in Spanien Aufgaben im Zusam-
menhang mit der Gleichstellung von Frau-
en wahrnehmen, und ein standardisiertes,
von den Arbeitsämtern unterstütztes Aus-
bildungsprogramm zu entwerfen. Darüber

(2) PAIO = Per fil  Profesional de
Agentes de Igualdad de Oportuni-
dades (Berufsprofil für Gleichstel-
lungsbeauftragte), Escuela de Rela-
ciones Laborales de la Universidad
Complutense de Madrid, 1992.
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tung von Frauen aus bestimmten Zielgrup-
pen (z.␣ B. Arbeitsuchende, misshandelte
Frauen usw.) Mit anderen Worten gibt es
eine gewisse Kontinuität zwischen den
Aufgaben von Gleichstellungsbeauftragten
und -beratern/innen.

Auf der Grundlage dieser Daten wurden
zwei Berufsbeschreibungen erstellt, in de-
nen die Untersuchungsergebnisse zusam-
mengefasst sind (siehe Kästen 2 und 3).

Kästen 2 und 3

Anerkennung im Rahmen
der nationalen Berufs-
klassifikation

Im Jahr 1994 wurden die Ergebnisse die-
ser Arbeit dem obersten statistischen Bei-
rat Spaniens (Consejo Superior de Estadís-
tica de España) im Hinblick auf deren
Aufnahme in die nat ionale Berufs-
klassifikation vorgelegt, ein amtliches Ver-
zeichnis, in dem die wichtigsten Berufe
eines jeden Landes aufgeführt sind. Die-
ser Vorschlag wurde im Rahmen der zwi-
schen 1992 und 1994 vorgenommenen
Aktualisierung des Verzeichnisses ange-
nommen.3 Das spanische Nationale Insti-
tut für Beschäftigung (INEM) nahm die
beiden Berufsprofile 1997 ebenfalls in sei-
ne eigene Berufsklassifikation auf. Dies
bedeutet, dass Gleichstellungsbeauftragte
und -berater/innen in Spanien in alle sta-
tistischen Erhebungen einbezogen wer-
den und dass sich Personen, die eine Stel-
le in diesem Bereich suchen, hierfür in
den Arbeitsämtern registrieren lassen
können.

Der nächste Schritt, der zwischen 1998 und
1999 unternommen wurde, bestand in der
Entwicklung von standardisierten Aus-
bildungsgängen, die die Anerkennung der
einschlägigen beruflichen Bildungsgänge,
die bereits seit vielen Jahren überall in
Spanien existierten, herbeiführen sollte.
Diese berufsqualifizierenden Lehrgänge,
die zuerst vom Instituto de la Mujer de
España durchgeführt und später auf ver-
schiedene Autonome Gemeinschaften aus-
gedehnt wurden, ermöglichten die Aus-
bildung von mehr als 600 Frauen zwischen
1987 und 1999. Ein Teil dieser Aus-
bildungsgänge wird von der staatlichen Ar-
beitsvermittlung subventioniert, welche
die Standardisierung der Curricula emp-
fahl. Im Grunde gab es zwei Phasen in

Kasten 4
Übersicht über den Ausbildungsgang Gleichstellungs-
beauftragte/r, 1999

Ausbildungsgruppe: Kommunale und personenbezogene Dienste
Spezialisierung (Ausbildungsabschluss): Gleichstellungsbeauftragte/r

Empfohlene Dauer: 270 Stunden
Anzahl der Auszubildenden: 15
Qualifikationsniveau: Fortbildung für Hochschulabsolventen (MAN)5

Registernummer in der nationalen Berufsklassifikation: 2939 (Seite 160)

Allgemeine Ziele:

Nach Abschluss des Ausbildungsgangs sollen die Teilnehmer/innen über die er-
forderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten verfügen, um:

• Verwaltungsinstanzen, Sozialpartner, Unternehmen und andere Einrichtungen
in Bezug auf Initiativen und die Gesetzgebung auf dem Gebiet der Gleichstel-
lung von Frauen und Männern zu beraten;

• positive Maßnahme und Gleichstellungsprogramme zu entwerfen, umzusetzen
und zu evaluieren und diese Tätigkeiten mit den verschiedenen beteiligten Ein-
richtungen und Personen zu koordinieren;

• als Vermittler zwischen Verwaltungsinstanzen, Frauenorganisationen und Sozi-
alpartnern in allen Fragen der Gleichstellung von Frauen zu fungieren.

Zugangsvoraussetzungen:

Hochschulabschluss (vorzugsweise in Sozialwissenschaften)
Fachliche Vorkenntnisse werden nicht verlangt.

Inhalte: (Themenblöcke)

• Strategien zur Ermittlung und Prävention von Diskriminierung
• Techniken der Planung, Entwicklung und Evaluierung von positiven Maßnah-

men
• Beratungstechniken
• Verhandlungs- und Kommunikationstechniken
• Intervention in spezifischen Kontexten.

der Entwicklung dieser Maßnahmen: eine
erste Phase, in der zahlreiche einführen-
de bzw. breit angelegte Ausbildungsgänge
eingerichtet wurden (1987–1992), und eine
zweite Phase mit Spezialisierungskursen
(1993–1999). Allerdings wird bei diesen
Ausbildungsgängen nicht klar zwischen
den beiden in der nationalen Berufs-
klassifikation von 1994 beschriebenen Pro-
filen unterschieden.

(3) Gleichstellungsbeauftragte/r, Code-
Nr. 2939 der nationalen Berufs-
klassifikation Spaniens (1994), Seite
160, und Gleichstellungsberater/in,
Code-Nr. 3539, a.␣ a.␣ O. Seite 201.
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bung ergeben hatten, und ging von zwei
Ausbildungsebenen aus: einem Spezia-
lisierungskurs auf der Qualifikationsstufe
4/54 für Gleichstellungsbeauftragte und ein
anderer auf Stufe 3 für Gleichstellungs-
berater/innen. Die Antworten zum Frage-
bogen wurden von einer Delphi-Gruppe,
bestehend aus Fachleuten von Gleich-
stellungsorganisationen, Kommunalver-
waltungen und Gewerkschaften, ergänzt,
und bilden die Grundlage für zwei
Lehrgangsmodelle, die in den Kästen 4
und 5 zusammenfassend dargestellt sind.

Kästen 4 und 5

Auf dem Weg
zum beruflichen
Befähigungsnachweis

Die Standardisierung der Berufsausbildung
führt uns schließlich zum dritten Ziel, der
Anerkennung des beruflichen Befähi-
gungsnachweises für Gleichstellungs-
berater/innen5 durch das spanische Mini-
sterium für Arbeit und soziale Sicherheit
und der Entwicklung eines Modells für die
Berufsausbildung, welche in Spanien in
die Verantwortlichkeit des Ministeriums für
Bildung und Kultur und der Regionen fällt,
die von einer weitgehenden Dezentrali-
sierung profitieren. Der Katalog der be-
ruflichen Befähigungsnachweise in Spa-
nien bildet die Grundlage für die gegen-
seitige Anerkennung von Ausbildungen
zwischen den beiden traditionell vonein-
ander getrennten Subsystemen, nämlich
dem System der Berufsbildung (welches
den Bildungsbehörden untersteht) und
dem der Fortbildung und Umschulung
bzw. Arbeitsmarktausbildung (die in die
Zuständigkeit des spanischen Nationalen
Instituts für Beschäftigung fällt). Gegen-
wärtig bemüht sich das Wissenschaftler-
team des Fachbereichs für Arbeits-
wissenschaften der Universidad Complu-
tense weiterhin um die Anerkennung die-
ses beruflichen Befähigungsnachweises.
Allerdings weisen die Wissenschaftler auch
darauf hin, dass das Berufsbild der
Gleichstellungsbeauftragten und -berater/
innen zusätzliche Kompetenzen erfordert,
die nicht durch eine formale Ausbildung
erworben werden können und bei den
Auswahlverfahren zu berücksichtigen
sind, wie z.␣ B. persönliche Reife, vorheri-
ge Erfahrung in der Frauenarbeit sowie
die Fähigkeit zum Umgang mit Menschen.
Dies sind die Grundlagen eines „Ausbil-

Kasten 5

Übersicht über den Ausbildungsgang Gleichstellungs-
berater/innen, 1999

Ausbildungsgruppe: Kommunale und personenbezogene Dienste
Spezialisierung (Ausbildungsabschluss): Gleichstellungsberater/innen

Empfohlene Dauer: 270 Stunden
Anzahl der Auszubildenden: 15
Qualifikationsniveau: Fortbildung
Registernummer in der nationalen Berufsklassifikation: 3539 (Seite 201)

Allgemeine Ziele:

Nach Abschluss des Ausbildungsgangs sollen die Teilnehmer/innen über die er-
forderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten verfügen, um:
• Frauen in Frauenberatungszentren, Frauenhäusern und anderen Einrichtungen

für Frauen zu empfangen, zu informieren und zu beraten;
• an Aktivitäten für Frauen im Bereich von Berufsvorbereitungsmaßnahmen, Bil-

dung, Berufsbildung und -beratung, Gesundheit, Kultur usw. teilzunehmen;
• Gruppen und Verbände hinsichtlich der Dienstleistungen, Ressourcen und Akti-

vitäten für Frauen zu beraten und zu unterstützen.

Zugangsvoraussetzungen:

Sekundarschulabschluss oder, falls ein solcher Abschluss nicht erworben wurde,
Berufserfahrung in der Beratung von Frauen oder Animationstätigkeit im
soziokulturellen Umfeld.
Fachliche Vorkenntnisse werden nicht verlangt.

Inhalte: (Themenblöcke)

• Strategien zur Ermittlung und Prävention von Diskriminierung
• Empfangs- und Nachbetreuungstechniken
• Ausbildung von Ausbilder/innen für positive Maßnahmen
• wirkungsvolle Präsentationen
• Intervention in spezifischen Kontexten.

Im Hinblick auf die Standardisierung der
Ausbildungsgänge wurden zunächst zwei
Berufsmodelle entwickelt, welche die für
jedes der beiden Profile erforderlichen
Kompetenzen widerspiegeln. Hierfür wur-
den die Gleichstellungsbeauftragten von
1992 bis 1994 erneut befragt, und hierzu
wurde ein weiterer Fragebogen zu den
Aus- und Weiterbildungsbedürfnissen an-
gewandt. Dieser Fragebogen ordnete die
Bildungsbereiche nach den Funktions-
kategorien, die sich aus der ersten Erhe-

(4) Bezugscodes im System der beruf-
lichen Qualifizierungsstufen der Eu-
ropäischen Union.

(5) Der Fall der Gleichstellungs-
beauftragten ist ein anderer, da dieser
Beruf ein Hochschulstudium mit ei-
nem Abschluss auf Stufe 4 oder 5 ge-
mäß dem Qualifikationsschema der
Europäischen Union voraussetzt.
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dungsmodells“, das jüngst im Rahmen der
Initiative NOW nach den Vorgaben der
Nationalen Instituts für Beschäftigung in
Spanien entwickelt wurde.

Zusammenfassung
und Ausblick

Die Bemühungen um die Anerkennung
des Berufsbildes der Gleichstellungs-
beauftragten und -berater/innen sind ein
Beispiel dafür, wie Berufsbildungs-
fachleute zur Entwicklung von positiven
Maßnahmen in der Europäischen Union
beitragen können. 1994 führte eine detail-
lierte Studie über die Arbeit von Fachleu-
ten für die berufliche Gleichstellung von
Frauen und Männern zur offiziellen Aner-
kennung dieser beiden Berufsbilder im
Rahmen der nationalen Berufsklassifi-
kation in Spanien. Anschließend bildete

die Untersuchung der Berufsprofile und
der Ausbildungsbedürfnisse die Grundla-
ge für zwei standardisierte Ausbildungs-
gänge und die künftigen beruflichen Be-
fähigungsnachweise. Praktisch bedeutet
dies, dass die im Bereich der Gleichstel-
lung Tätigen in diesen Jahren das Ziel der
Anerkennung von staatlicher Seite erreicht
haben. Hierfür waren zwei Gründe ver-
antwortlich: zum einen die Arbeit der
Fachleute und zum anderen die Mobili-
sierung von Frauengruppen und -organi-
sationen in ganz Spanien. Diese Mobili-
sierung war insofern wichtig, als sie die
Unterstützung durch Gleichstellungs-
organisationen, Einrichtungen der Lokal-
und Autonomieverwaltungen und der be-
deutendsten Gewerkschaften ermöglich-
te. Da es sich um eine Pionierinitiative in
der Europäischen Union handelt, wird
gegenwärtig daran gearbeitet, sie auf an-
dere Länder auszudehnen.6

Arbejdsmarkedsstyrelsen Danmark (1992),
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pruebas de certificación , internes Dokument,
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Information,
Vergleichsstudien

Competence development and learn-
ing organisations: a critical analysis of
practical guidelines and methods /
Löfstedt, Ulrica.
[Kompetenzentwicklung und lernende
Organisationen: eine kritische Analy-
se von Praxisrichtlinien und Metho-
den]
In: Systems research and behavioural
science, 18 (2001), S. 115-125
New York: John Wiley, 2001
ISSN 1099-1743

Im Rahmen einer kritischen Betrachtung
von acht Forschungsberichten über
Kompetenzentwicklung in Organisationen
wird festgestellt, dass Systemmodelle, Me-
thoden und Ansätze im Bereich der
Kompetenzentwicklung in kleinen und
mittleren Unternehmen eine Menge zu bie-
ten haben. Allerdings sind die vorgestell-
ten Methoden und Ansätze noch ziemlich
spekulativ und eher theoretisch begründet.
Sie bedürfen aus diesem Grund noch wei-
terer empirischer Überprüfungen und ei-
ner Anpassung an die Praxis. Zudem wäre
es wünschenswert, alle in diesen Berich-
ten angesprochenen Ideen weiterzuentwi-
ckeln und bis zu ihrer vollständigen Reife
auszuarbeiten. Um allen Anforderungen
des ADAPT-Programms der Europäischen
Kommission gerecht zu werden, ist darüber
hinaus weitere Forschungs- und Entwick-
lungsarbeit in der Frage erforderlich, wie
die in dieser Untersuchung behandelten
Methoden miteinander verknüpft und aus-
geweitet werden können.

Lifelong Learning and the new educa-
tional order / Field, John.
[Lebenslanges Lernen und die neue
Bildungsordnung]
London: Trentham Books, 2000, XII +
181 S.
ISBN 1-85856-199-X

Dieser Band besteht aus fünf Kapiteln.
Kapitel 1 - „Lifelong learning: a design for
the future?“ (Lebenslanges Lernen: ein

Modell für die Zukunft?) – befasst sich mit
dem Konzept, den Umsetzungsstrategien
und dem Kontext, in dem das Konzept und
die Strategien angewendet werden. Kapi-
tel 2 - „The silent explosion“ (Die stille
Explosion) – basiert auf dem Glauben des
Autors an „den grundlegenden Wandel im
Verhalten des normalen Bürgers“. Kapitel
3 - „The learning economy“ (Die lernende
Wirtschaft) – befasst sich mit dem Arbeits-
platz, d.h. mit einem Bereich, in dem das
Konzept des lebenslangen Lernens oft und
problemlos angewendet wird. Kapitel 4 -
„Who is being left behind?“ (Wer bleibt
zurück?) – greift auf einen bereits zuvor
angesprochenen Punkt zurück und unter-
streicht die Rolle der Bildung und mögli-
cherweise des lebenslangen Lernens in der
Frage der „Ausgrenzung“ weiter Teile der
Gesellschaft. In den ersten vier Kapiteln
definiert Field die Grundlagen seiner in
Kapitel 5 - „The new educational order“’
(Die neue Bildungsordnung) - vorgestell-
ten Strategien. In der komplexen Welt von
heute gibt es keine (einfache) Patentlösung.
Stattdessen schlägt der Autor vier plus eine
Strategien vor, um auf dem Weg zu der von
ihm angestrebten neuen Bildungsordnung
voranzukommen: Überdenken der Rolle
des Schulwesens; Ausweitung der Erwach-
senenbildung; Schaffung von mehr Eigen-
verantwortlichkeit durch Investitionen in
Sozialkapital; ständige Hinterfragung von
Sinn und Zweck; plus Abwägen zwischen
persönlichen Zielen und Verantwortung für
die Umwelt.

Creative and inclusive strategies for
lifelong learning: report of Internatio-
nal Roundtable 27-29 November, 2000
[Kreative und umfassende Strategien
für lebenslanges Lernen: Bericht über
die internationale Round-Table-Konfe-
renz vom 27.-29. November 2000]
Hrsg. Gillian Youngs, Toshio Ohsako und
Carolyn Medel-Añonuevo.
United Nations Educational, Scientific and
Cultural Organisation - UNESCO, Institu-
te for Education - UIE
Meeting International Roundtable, Ham-
burg, 2000
Abdruck Hamburg: UIE, 2001, 124 S.
ISBN 92-820-1110-0

Lektüre zum Thema

Europa international
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seDiese Rubrik wurde von

Anne Waniart,
Bibliothekarin im Cedefop,
mit Unterstützung der
Mitglieder des Dokumen-
tationsnetzwerkes erstellt

Die Rubrik „Literaturhinweise“
enthält eine Sammlung jüngs-
ter einschlägiger Veröffentli-
chungen über die Entwicklung
der Berufsbildung und der
Qualifikationen auf europäi-
scher und internationaler Ebe-
ne. Berücksichtigt wurden in
erster Linie vergleichende Un-
tersuchungen, aber auch na-
tionale Studien, sofern sie im
Rahmen europäischer oder in-
ternationaler Programme rea-
lisiert wurden, Analysen über
die Wirkung von Gemein-
schaftsaktionen in den Mit-
gliedstaaten und Berichte über
ein bestimmtes Land aus der
Sicht Dritter.
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Angeboten wurden die Round-Table-Ge-
spräche im Rahmen des Programm-
segments 1 (Cluster 1) des UNESCO-Insti-
tuts für Pädagogik: „Learning Throughout
Life in Different Cultural Contexts: From
Laying Foundations to Strengthening
Participation“ (Lebenslanges Lernen in
unterschiedlichen kulturellen Kontexten:
Von der Schaffung der Grundlagen bis zur
Stärkung der Teilnahme). Das Programm
ist auch eine Fortsetzung des Globalen
Dialogs „Building Learning Societies:
Knowledge, Information and Human
Development“ (Aufbau der Lerngesell-
schaft - Wissen, Information und mensch-
liche Entwicklung), der im Rahmen der
EXPO 2000 vom 6.-8. September 2000 in
Hannover veranstaltet wurde. Es wird dar-
über hinaus als Vorbereitung für die Fest-
legung eines vom UIE geleiteten und ko-
ordinierten Tätigkeitsbereichs als Folge-
maßnahme des Weltbildungsforums (WEF,
Dakar, April 2000) dienen.

Europäische Union:
Politik, Programme,
Teilnehmer

Mémorandum de la CES, la FGTB, et la
CSC à la présidence de l’Union europé-
enne.
[Memorandum des EGB, des Allgemei-
nen belgischen Gewerkschaftsver-
bands (FGTB) und des Gesamtver-
bands christlicher Gewerkschaften
(CSC) an den Ratsvorsitz der Europäi-
schen Union]
Brüssel: ETUC, 2001, 18 S.
ETUC,
5 Boulevard Roi Albert III,
B-1210 Brüssel,
Tel.: (32-2) 2240411,
Fax: (32-2) 2240454,
E-mail: etuc@etuc.org,
URL: http://www.etuc.org/

Der Europäische Gewerkschaftsbund, der
Gesamtverband christlicher Gewerkschaf-
ten und der Allgemeine belgische Gewerk-
schaftsverband hoffen, dass es unter dem
belgischen Ratsvorsitz gelingen wird, das
Europäische Sozialmodell über den sozia-
len Dialog und den europäischen makro-
ökonomischen Dialog hinaus weiterzuent-
wickeln. Die Organisationen fordern zu-
dem, dass den nationalen Sozialpartnern
mehr Mitwirkungsmöglichkeiten gegeben

werden. Die Gewerkschaftsverbände sind
aus diesem Grund der Auffassung, dass
der belgische Ratsvorsitz gemeinsam mit
der Kommission einen Europäischen Gip-
fel des sozialen Dialogs einberufen sollte.

Euromosaic: Regional- und Minderhei-
tensprachen
Europäische Kommission, Generaldirekti-
on Bildung und Kultur
Luxemburg: EUR-OP, 2001,
diverse Seiten
ISBN 92-821-5512-6
Zusammenfassung des Texts in allen
EU-Sprachen verfügbar unter:
http://europa.eu.int/comm/education/
langmin/euromosaic.html

Die Studie stützt sich auf einen theoreti-
schen Ansatz, der die verschiedenen ge-
sellschaftlichen und institutionellen Aspekte
bei der Produktion und Reproduktion von
Sprachgruppen untersuchte. Dabei konzen-
trierte er sich auf sieben zentrale Begriffe,
für die empirische Werte gesucht wurden.
Als Hauptmittler dieser Prozesse wurden
die Familie, die Erziehung und die Gemein-
schaft festgestellt. Treibende Kraft hierbei
war der Begriff des Sprachprestiges bzw.
des Werts einer Sprache für die gesellschaft-
liche Mobilität und kulturelle Reprodukti-
on. Der Zusammenhang zwischen Sprach-
vermögen und Sprachgebrauch korrelierte
mit den Begriffen Institutionalisierung und
Legitimierung. Der aus dieser Studie (pro-
duziert vom „Institut de Sociolingüística
Catalana“ in Barcelona, vom „Centre de Re-
cherche sur le plurilinguisme“ in Brüssel
und vom „Research Centre Wales“ in
Bangor) hervorgegangene Euromosaic-Be-
richt hebt im Besonderen einen neuen
Denkansatz bei der Bewertung der Vielfalt
im Hinblick auf ihren wirtschaftlichen Nut-
zen und die europäische Integration her-
vor. Es wird argumentiert, dass Sprache ein
zentraler Bestandteil der Vielfalt ist und
dass Sorge für den Erhalt der vorhandenen
Vielfalt in der EU getragen werden muss,
wenn diese Vielfalt tatsächlich eine wesent-
liche Voraussetzung für innovative Entwick-
lungen ist.

Kalif: to share is to multiply.
[Kalif: Teilen heißt vermehren]
CIBIT
European Consortium for the Learning
Organisation - ECLO
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Utrecht: CIBIT, 2001, 75 S.
ISBN 90-75709-10-2

Die Europäische Kommission unterstützt
bei 16 ESPRIT-Projekten (bekannt unter
dem Namen KALIF – „Knowledge and
Learning Infrastructure“) die Entwicklung
einer vernetzten Wissensinfrastruktur. Ziel
des Ende 1998 begonnenen Projekts ist
es, den 16 Projekten, die mit Mitteln aus
Esprit, dem neuen Informationstechno-
logie-Programm der EU, gefördert werden,
einen Rahmen für das Wissensmana-
gement und das Lernen in Organisationen
zu bieten. Dabei sollen die Grundsätze
und Konzepte des Lernens in Organisa-
tionen auf ein gesamtes EU-Programm an-
gewendet werden. Mit diesem Projekt soll
versucht werden, eine effiziente Lernum-
gebung für die EU und die am Programm
beteiligten Forschungs- und Entwicklungs-
projekte sowie für die beiden Haupt-
partner und die Mitglieder ihrer jeweili-
gen Netzwerke zu schaffen. Ferner sollen
im Rahmen des Projekts drei Benutzer-
gruppen mit Vertretern der Industrie ein-
gerichtet werden, die sich für das Thema
des Programms interessieren und die Mög-
lichkeiten einer breiteren Verwertung der
geplanten Projekte untersuchen sollen.

Occupational safety and health and
employability: programme and expe-
rience.
[Sicherheit und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz und Beschäftigungsfähig-
keit: Programm und Erfahrungen]
Europäische Agentur für Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
Luxemburg: EUR-OP, 2001, 214 S.
ISBN 92-95007-18-2
Kat. Nr. TE-33-00-502-EN-C

Dieser Bericht vermittelt einen Überblick
über die verschiedenen Arten von Initia-
tiven in den Mitgliedstaaten, mit denen die
Beschäftigungsfähigkeit von Jugendlichen
durch eine Verknüpfung mit Maßnahmen
aus dem Bereich Sicherheit und Gesund-
heit am Arbeitsplatz verbessert werden
soll. Am Beispiel von 26 Fallstudien in 13
Mitgliedstaaten wird aufgezeigt, wie das
Thema Sicherheit und Gesundheit am Ar-
beitsplatz dazu beitragen kann, die
Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitneh-
mern zu verbessern. Dazu gehören neben
vorbeugenden Programmen auch solche,
mit denen bestimmte Gruppen in die Ar-

beitswelt integriert bzw. re-integriert wer-
den sollen.
URL: http://agency.osha.eu.int/
publications/reports/employability/

Second chance schools: dissemination
conference: passing the torch to the
Grundtvig programme.
[Schulen des zweiten Bildungswegs:
Verbreitungskonferenz: Fackelüber-
gabe an das Grundtvig-Programm]
Brüssel: Europäische Kommission - Gene-
raldirektion Bildung und Kultur, 2001,
108␣ S.
Europäische Kommission -
Generaldirektion Bildung und Kultur,
Rue de la Loi 200 / Wetstraat 200,
B-1049 Brüssel,
Tel.: (32-2) 2991111,
URL: http://www.europa.eu.int/comm/
dgs/education_culture/index_en.htm
Verfügbar in: EN und FR

Am 10. und 11. Mai 2001 wurde von der
Gemeinde Norrköping und den dortigen
Schulen der zweiten Bildungswegs mit Un-
terstützung des schwedischen EU-Pro-
grammbüros und der Europäischen Kom-
mission eine Konferenz veranstaltet, um
die Ergebnisse von Pilotprojekten zum
Thema Schule des zweiten Bildungswegs
zu verbreiten. Unterstützt wurde diese
Konferenz auch vom Programm SOKRA-
TES-GRUNDTVIG, dem in Zukunft eine
wichtige Rolle bei der Verbreitung der
Botschaft der Schulen des zweiten Bil-
dungswegs zukommen wird. Zu den rund
120 Teilnehmern aus 19 Ländern gehör-
ten auch nationale Agenturen des Grundt-
vig-Programms, interessierte lokale Behör-
den und Agenturen sowie das schwedi-
sche Bildungsministerium und die schwe-
dische Lehrergewerkschaft. Diese Konfe-
renz hat den Erfolg der Pilotphase her-
vorgehoben – sowie das starke Inter-
esse an einer Fortsetzung der Projekte, an
der Schaffung weiterer Verknüpfungen
und an der Einbindung weiterer Schulen,
Gemeinden und Länder. In der noch jun-
gen Geschichte des Konzepts der Schu-
len des zweiten Bildungswegs war dies
das erste Mal, dass die Grundidee Nicht-
EU-Staaten wie Island, Norwegen, Bulga-
rien, die Tschechische Republik, Lettland,
Rumänien, die Slowakei und Polen vor-
gestellt wurde.
URL: http://europa.eu.int/comm/
education/2chance/report.pdf
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Studie zur Lage der Jugend und zur
Jugendpolitik in Europa.
Europäische Kommission - Generaldirek-
tion Bildung und Kultur
IARD
Luxemburg: EUR-OP, 2001, diverse Seiten
Verfügbar in allen EU-Sprachen.

Im Rahmen des Programms „Jugend für
Europa“ hat die Generaldirektion Bildung
und Kultur beim IARD-Institut (Mailand)
eine „ Studie zur Lage der Jugend und
zur Jugendpolitik in Europa“ in Auftrag
gegeben. Diese Studie ist das Ergebnis der
aktiven Zusammenarbeit zwischen euro-
päischen Forschungsinstituten in den 15
Mitgliedstaaten, Liechtenstein, Norwegen
und Island. Das Werk ist in drei Hauptab-
schnitte gegliedert: der erste befasst sich
mit der Lage der Jugend in den 18 euro-
päischen Staaten, der zweite mit der
Jugendpolitik in diesen Staaten und der
dritte mit „Bildung und Ausbildung der
Jugendarbeiter in Europa“. Die eindrucks-
volle Studie zeigt zunächst die wesentli-
chen Probleme und Herausforderungen
auf, mit denen die heutige Jugend kon-
frontiert ist. Danach werden einige spezi-
elle Problembereiche wie Bildung und
Ausbildung, Arbeitsmarkt, Lebensqualität,
Gesundheit, Werte, Teilnahme am gesell-
schaftlichen und politischen Leben und
die „Europäische Dimension“ untersucht.
Die Studie enthält für jeden dieser drei
Themenkomplexe jeweils einen allgemei-
nen Bericht und spezielle Länderberichte.
Zudem liefert sie einige zusätzliche poli-
tische Überlegungen und Empfehlungen
zur Förderung von Initiativen im Bereich
der Jugendpolitik.
URL: http://europa.eu.int/comm/
education/youth/studies/iard/
summaries_de.pdf

Training needs of investment analysts.
[Ausbildungsbedarf bei Wertpapier-
analysten]
Europäische Kommission - Generaldirek-
tion Unternehmen
Luxemburg: EUR-OP, 2001, 48 S.
ISBN 92-894-0632-1
Kat. Nr. NB-NA-17031-EN-C

Ein von der Generaldirektion Unternehmen
in Auftrag gegebener Bericht zeigt, dass es
im heutigen Europa für Wertpapier-
analysten in drei wesentlichen Bereichen
einen echten Fortbildungsbedarf gibt: Un-
ternehmergeist, technologische Trends und
Entwicklungen sowie theoretische Techno-
logiegrundlagen (Verständnis der techni-
schen Grundlagen von Technologien). Im
Bericht wird empfohlen, dass mehr Insti-
tutionen auf Hochschulebene dem Beispiel
von Einrichtungen wie INSEAD, London
Business School oder IMD (Schweiz) fol-
gen sollten, die jeweils Programme zu die-
sem Thema entwickelt haben und anbie-
ten. Da es sich noch um neue Themenbe-
reiche handelt, wird angeregt, für den Un-
terricht Fachleute aus der IT-Branche ein-
zusetzen. Zudem wird vorgeschlagen, die
Kurse von Beteiligungsgesellschaften finan-
zieren zu lassen, um das Interesse der Bran-
che zu wecken. Eine weitere Empfehlung
des Berichts ist, dass Industrieverbände ins-
besondere zu folgenden Themen Program-
me einrichten sollten: neue technologische
Trends und Marktentwicklungen, Tech-
nologiegrundlagen in einer für Analysten
ohne technischen Hintergrund leicht ver-
ständlichen Sprache, Bewertung von
Wachstumsaktien und Bewertungspro-
bleme. Und da sich neue Technologien von
Natur aus schnell entwickeln, sollten die
Kurse auch so oft wie möglich überarbei-
tet und angepasst werden.
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Valorisierung von Leonardo
da Vinci in Österreich:

ein Bericht zur Veranstaltungsreihe
der Leonardo da Vinci Nationalagentur
Österreich
Leonardo da Vinci Nationalagentur Öster-
reich
Wien: Österreichischer Akademischer Aus-
tauschdienst, 2001, 315 S.
Leonardo da Vinci
Nationalagentur Österreich,
Schottengasse 7/5,
A-1010 Wien,
Tel.: (43-1) 5324726,
Fax: (43-1) 532472680,
E-mail: info@leonardodavinci.at,
URL: http://www.leonardodavinci.at

Während des Jahres 2000 wurden im Rah-
men eines Meinungsaustauschs die Ergeb-
nisse der ersten Phase des Programms
Leonardo da Vinci in Österreich diskutiert,
um die Nachhaltigkeit des Programms auf
nationaler Ebene zu prüfen und die Per-
spektiven für die Durchführung der zwei-
ten Phase des Programms in Österreich
festzustellen. Dieses Projekt, das von der
Europäischen Kommission europaweit
initiiert und gefördert wurde, um die er-
ste Phase des Leonardo-Programms auf-
zuarbeiten, hat im Februar 2000 in Wien
mit einer Reihe von Seminaren begonnen.
Höhepunkt war schließlich eine interna-
tionale Valorisierungskonferenz in Salz-
burg am 16. Juni 2000. Schwerpunkte der
Fachseminare waren drei Themenberei-
che: das duale Bildungssystem, berufliche
Weiterbildung und Sprachkenntnisse.

Innovative Ansätze beim Lernen
durch Arbeit und bei berufli-

chen Prüfungen: Sechs Fallstudien als
Basis zur Entwicklung eines Instru-
mentariums zur Beobachtung von In-
novationen in Europa.
Grünewald, Uwe [et al.]
Bundesinstitut für Berufsbildung - BIBB
Berichte zur beruflichen Bildung, Bd. 238
Bielefeld: Bertelsmann 2000, 128 S.
ISBN: 3-7639-0910-9

Die vorgestellten sechs Fallstudien sind ein
Teilergebnis eines von der Europäischen

Kommission finanzierten Projekts, das
zum Ziel hatte, innovative Ansätze im
Bildungsbereich modellhaft zu analysie-
ren und als „good practice“ darzustellen.
Der Band widmet sich zum einen dem
Themenkomplex Lernen am Arbeitsplatz
und Nutzung der Lernpotenziale der Ar-
beit und zum anderen den Innovationen
im deutschen Prüfungs- und Zertifizie-
rungswesen. Beide Felder weisen in die
Zukunft, da sie sich mit Lernprozessen be-
fassen, die jenseits der klassischen Lern-
formen (Unterricht, Seminare) angesiedelt
sind. Prüfung und Zertifizierung wieder-
um beziehen sich zunehmend auf kon-
krete berufliche Anforderungen des Ar-
beitsprozesses. Die Fallbeispiele verdeut-
lichen die Chancen und Probleme inno-
vativer Ansätze.

Förderung von Benachteiligten in der
Berufsausbildung.
Büchel, Dieter-August [et al.]
Bundesinstitut für Berufsbildung - BIBB
Bielefeld: Bertelsmann 2000, 120 S.
ISBN: 3-7639-0920-6

Die Publikation stellt einige der Einsen-
dungen 2000 zum jährlich vom Verein In-
novative Berufsbildung ausgelosten Her-
mann-Schmidt-Preis vor. Dieser berufsbil-
dende Wettbewerb stand im Jahr 2000
unter dem Thema „Förderung von Be-
nachteiligten in der beruflichen Bildung“.
Dabei ging es im Sinne einer nachhalti-
gen Integration von Benachteiligten in Ge-
sellschaft und Erwerbsleben um Aktivitä-
ten, die der Vorbereitung, Begleitung und
Durchführung von Ausbildungsverhält-
nissen dienen, die zu einem anerkannten
Abschluss gemäss Paragraph 25 Berufsbil-
dungsgesetz/Handwerksordnung führen.
Auswahl und Gliederung der Beiträge ori-
entieren sich an den Schwerpunkten der
Benachteiligtenförderung. Dargestellt wer-
den Konzepte, die der Berufsorientierung
und der Hinführung zur Ausbildung die-
nen. Es folgen Ansätze mit Branchen- bzw.
Regionalbezug, Beiträge zum Thema
Förderplan, zur Gestaltung von Qualifizie-
rungsmaßnahmen oder Ausbildungsab-
schnitten sowie zum Ausbildungsende und
der Zeit danach.

Aus den Mitgliedstaaten

A

D
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Erfaringer fra forsøg
med eud-reformen:

grundforløb og hovedforløb i 2000.
[Erfahrungen mit Modellversuchen
zur Berufsbildungsreform: Grund- und
Hauptkurse 2000].
Shapiro, Hanne
Undervisningsministeriet, UVM;
Uddannelsesstyrelsen
(Uddannelsesstyrelsens temahæfteserie
Nr. 11 –2001)
Kopenhagen: UVM, 2001, 136 S.
ISBN: 87-603-1988-7

Im März 1999 wurden die Änderungen des
Berufsbildungsgesetzes verabschiedet. Im
Zuge dieser Änderungen wurden techni-
sche Berufsbildungsprogramme organisa-
torisch von Grund auf reformiert, um of-
fenere, flexiblere und transparentere
Strukturen zu schaffen. Eingeführt wurden
diese Änderungen im Januar 2001. Zuvor
wurden überall in Dänemark eine Reihe
von Entwicklungsprojekten an techni-
schen Fachhochschulen eingeleitet. In die-
ser Publikation werden die vom Dänischen
Technologischen Institut geleiteten Ent-
wicklungsprojekte beschrieben. Der Be-
richt befasst sich mit folgenden Themen-
bereichen: der organisatorische Rahmen
der Reform, ihre pädagogischen Ziele, die
neuen Rollen der Lehrer und neue Werk-
zeuge, Berücksichtigung des Bedarfs der
Unternehmen im Rahmen der Reform so-
wie das Problem der Aussteiger.

Om erhvervsakademiuddannelserne:
6 tv-programmer: vejen videre.
[Über die Berufsakademieausbildun-
gen: 6 Fernsehprogramme: der Weg
voran].
Kopenhagen: DR, 2001. Videokassette, 160
min.
DEL,
Rosenørns Allé 31,
DK-1970 Frederiksberg C

2000 wurde die Reform der Kurzstudien-
gänge eingeführt. Ziel der Reform ist es,
breitere und konsequentere Bildungspro-
gramme sicherzustellen, die im Vergleich
zu anderen Bildungsprogrammen in ihrer
Attraktivität wettbewerbsfähig sein kön-
nen. Zu diesem Zweck wurde die Anzahl
der Programme von 75 auf 15 drastisch
reduziert, von denen 13 völlig neu sind.
Auf diesem Videoband werden alle
Berufsakademieprogramme (wie sie wört-

lich übersetzt heißen) inhaltlich und in
ihren Strukturen vorgestellt. Die Program-
me sollen sowohl berufliche Fähigkeiten
sicherstellen als auch die Schüler auf ei-
nen höheren Bildungsweg vorbereiten.

Guía de formación profesional
en España.

(Leitfaden: das Berufsbildungswesen
in Spanien).
Instituto Nacional de las Cualificaciones,
INCUAL
Ministerio de Trabajo y Asuntos Sociales,
MTAS
INCUAL, 2001, 176 S.
INCUAL,
Rafael Calvo 18,
E-28010 Madrid

Bericht über das Berufsbildungswesen in
Spanien, gegliedert in vier Kapitel mit ei-
ner ausführlichen Beschreibung der vor-
handenen Subsysteme. Das erste Kapitel
ist der staatlich geregelten Berufsbildung
oder Erstausbildung gewidmet und infor-
miert über Gesetze, Zugangsbestim-
mungen usw., die Programme der sozia-
len Sicherheit sowie über Spezialausbil-
dungen (Ausbildungen in den Bereichen
Kunst, plastisches Gestalten, Fremdspra-
chen und Sport). Das zweite Kapitel be-
schreibt das System der Fortbildung und
Umschulung, die gesetzlichen Grundla-
gen, die Konzeption der Bildungs-
maßnahmen und die Zertifizierung sowie
das Programm der Lehrwerkstätten und
Gewerbeschulen und schließlich das Sy-
stem der Weiterbildung für Arbeitnehmer
(Finanzierung, Verwaltung, Übereinkünf-
te der Sozialpartner und die Stiftung für
Weiterbildung FORCEM). Das dritte Kapi-
tel beschäftigt sich mit solchen Ausbildun-
gen, die nicht den Arbeits- oder Bildungs-
behörden unterstellt sind, wie zum Bei-
spiel Berufe im Bereich der Seefahrt, der
Landwirtschaft und in den Streitkräften.
Das letzte Kapitel stellt in Form von Schau-
bildern die Situation und Verwaltungs-
struktur der Berufsbildung sowie die an
Planung und Verwaltung beteiligten Or-
gane dar und strebt eine Transparenz der
Qualifikationen bezogen auf die Europäi-
sche Union an. Das Kapitel schließt mit
der Nationalen Bildungsklassifikation
(CNED-2000).

DK
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Les enjeux d’une refonte de la
formation professionnelle

continue: bilan pour un futur.
[Die Ziele einer Reform der berufli-
chen Weiterbildung: Bilanz für die Zu-
kunft.]
Lichtenberger, Yves; Méhaut, Philippe
MEDEF,
31 avenue Pierre 1er de Serbie,
F-75784 Paris Cedex 16,
http://www.medef.fr

Dieser Bericht wendet sich im Rahmen der
Verhandlungen über das System der be-
ruflichen Weiterbildung an die Sozialpart-
ner, zieht eine Bilanz der gegenwärtigen
Lage und schlägt Untersuchungspunkte für
die zukünftigen Diskussionen vor. Eine
Reihe von teilweise bereits veröffentlich-
ten Dokumenten bildet den zwölfteiligen
Anhang zu folgenden Themenbereichen:
Arbeitsmarkt, Entwicklung und Perspek-
tiven – Wandel der Arbeit, Relevanz und
Ziele der Ausbildung – demographische
Perspektiven – Effizienz der Ausbildung
für den Einzelnen und die Unternehmen
– Weiterentwicklung der Ausbildung, Ver-
hältnis zur Arbeitszeit - Finanzierung,
Kostenstrukturen, Branchenunterschiede,
nicht ausbildende Unternehmen – Einrich-
tung von Berufsbildungskassen, die Rolle
der OPCA („Organismes Paritaires Collec-
teurs Agréés“) – der Einzelne und das le-
benslange Lernen - Zugangsmöglich-
keiten, Ausbildungsurlaub („Congé Indivi-
duel de Formation“/CIF), Zeitkapital für
Ausbildung („Capital Temps Formation“/
CTF) – Zertifizierung und Anerkennung
von Kenntnissen - Erstausbildung, Zugang
der Jugendlichen zur alternierenden Aus-
bildung, Dynamik der Tarifverhandlungen.

Evaluation du programme Leonardo
Da Vinci I en France de 1995 à 1998.
[Beurteilung des Programms Leonardo
Da Vinci I in Frankreich von 1995-98.]
Gartiser-Schneider, Nathalie
Institut de Recherche et d’Analyse des
Dynamiques Economiques et Spatiales –
IRADES
Bureau d’économie théorique et appliquée
- BETA
Marseille: CEREQ, 2001,124 S.
Documents CEREQ, série évaluation, 154
ISBN 2-11-091-413-0
CEREQ,
10 place de la Joliette,
BP 21321,

F-13567 Marseille cedex 02,
Tel.: (33-4) 91132828,
Fax: (33-4) 9113288,
E-mail: cereq@cereq.fr,
URL: http://www.cereq.fr

Dieser Bericht schließt sich an einen er-
sten Bericht über die Einführung des EU-
Programms Leonardo da Vinci I an
(CEREQ-Dokumente Nr. 127, Oktober
1997). Das Dokument zieht eine erste Bi-
lanz der bislang erzielten Ergebnisse.
Während die Projektträger sich in der Re-
gel zufrieden über die erreichten Ergeb-
nisse zeigen, so bleibt doch die Verbrei-
tung und Verwertung ihrer Leistungen
schwierig. So scheinen die Konsequenzen
des Leonardo-Programms in Frankreich
noch bescheiden zu sein, sei es bzgl. der
Auswirkungen auf die Quali tät der
Erstausbildungs- und Weiterbildungs-
systeme, bzgl. der Innovationen auf dem
Ausbildungsmarkt oder bzgl. der Zunah-
me von Jugendlichen, die ein Praktikum
oder eine Arbeitsstelle in einem der EU-
Mitgliedstaaten antreten. Im Bericht wird
ferner festgestellt, dass sich die Partner-
schaften allzu oft nur auf die Dauer eines
Projekts beschränken, während zu den
Zielen des Leonardo-Programms eigentlich
gehört, dass die Partnerschaften auch dar-
über hinaus in anderer Form fortgesetzt
werden. Der Bericht unterstreicht die Aus-
wirkungen einer inneren Ablauflogik des
Programms und seiner Durchführungsbe-
stimmungen für die Projekte. Diese füh-
ren insbesondere zu einer zweifelhaften
Verwertung der konkret erzielten Ergeb-
nisse und zu einer Unterbewertung des
Nutzens von Modellversuchen. Die Durch-
führungsbestimmungen haben nicht sel-
ten den Projekt- und Innovationsspielraum
eingeengt, der nichtsdestotrotz das Haupt-
ziel des Programms bleibt.

Une nouvelle ambition pour la voie
technologique.
[Neue Ziele für den Technologieweg]
Decomps, Bernard
Paris: MENRT, 2001, 116 S.
Ministère de l’Education nationale,
de la Recherche et de la Technologie,
110, rue de Grenelle,
F-75357 Paris cedex 07,
URL: http://www.education.gouv.fr

Zur Sicherstellung der Glaubwürdigkeit,
des reibungslosen Ablaufs und der Über-
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sichtlichkeit aller beruflich ausgerichteten
Bildungswege ist in Frankreich die Ein-
führung einer globalen Architektur für die
Berufslaufbahnen erforderlich. Diese
Struktur setzt eine starke Verknüpfung
zwischen dem technologischen und dem
beruflichen Zweig voraus. Konkret bedeu-
tet dies die Entwicklung von Berufs-
gymnasien, in denen individuell gestalte-
te Laufbahnen, die nahtlos auf beide
Bildungszweige zurückgreifen, ermöglicht
werden. In diesem Zusammenhang hat
Decomps einen doppelten Auftrag. So
wird die technologische Seite dieser Be-
rufslaufbahnen eingehend untersucht.
Dazu gehört insbesondere eine Analyse
der Ursachen für Laufbahnwechsel, der
Bestimmungen für den Zugang zu den
verschiedenen Schulabschlüssen („bacca-
lauréat technologique“, BTS, DUT) sowie
der jeweiligen beruflichen Perspektiven.
Ein Bericht zu diesem Auftrag wurde am
1. Februar 2001 vorgelegt. Darin enthal-
ten sind insbesondere Vorschläge für eine
wünschenswerte Weiterentwicklung des
„baccalauréat technologique“, für die Ver-
knüpfung zwischen dem technologischen
und dem beruflichen Zweig sowie für Be-
stimmungen, die den Zugang zu diesem
Zweig für Schüler des allgemeinbilden-
den Zweigs regeln sollen.
URL: http://www.enseignement-
professionnel.gouv.fr/ministere/missions/
rapport-decomps.htm

Thesmoi kai politikes
epangelmatikis

katartisis: i evropaiki proklisi kai I
exelixi tou ethnikou systimatos epan-
gelmatikis katartisis.
(Berufsbildungseinrichtungen und –
politiken: die europäische Herausfor-
derung und die Entwicklung des na-
tionalen Berufsbildungswesens)
Amitsis, Gavriil
Athen: Verlag Papazisi AEBE, 2000, 949 S.
ISBN 960-021442-5
Ekdoseis Papazisi AEBE,
Nikitara 2,
GR-106 78 Athens,
Tel.: (30-1) 3822496,
Fax: (30-1) 3809150,
E-mail: papazisi@otenet.gr

In dieser Studie wird der institutionelle
Rahmen für die staatlich anerkannte Be-
rufsbildung in Griechenland beschrieben
und untersucht sowie die Politik der EU

zur Modernisierung und Verbesserung der
entsprechenden staatlichen Maßnahmen
analysiert. Die Studie befasst sich schwer-
punktmäßig mit folgenden Themenberei-
chen: a) Analyse des institutionellen Kon-
textes, der die Durchführung von Berufs-
bildungsmaßnahmen in Griechenland be-
stimmt, b) Beschreibung der zuständigen
Planungsdienste und der Berufsbildungs-
angebote (Erstausbildung und Weiterbil-
dung), c) Standardisierung der nationalen
Basismodelle im Bereich der Berufsbil-
dung in Europa, d) Untersuchung der Rolle
und Politik der EU bei der Förderung von
Berufsbildungsmaßnahmen, die vom ESF
subventioniert werden. Laut dieser Studie
sollte die Berufsbildungspolitik nicht nur
im Hinblick auf die Wirtschaft und deren
Wettbewerbsfähigkeit, sondern auch un-
ter Berücksichtigung der vom Arbeitsmarkt
ausgegrenzten Menschen überprüft wer-
den. Die Studie kommt zu dem Schluss,
dass eine radikale Umstrukturierung der
Berufsbildungspolitik sowie eine Neuaus-
richtung auf die neuen Rahmenbedingun-
gen erforderlich ist. Erreicht werden kann
dies durch eine verfassungsmäßige Stär-
kung des persönlichen Rechts auf berufli-
che Bildung sowie die Schaffung von Ver-
bindungen zwischen der Erstausbildung
und der Weiterbildung.

2000 review and 2001
outlook statement.

[Erklärung zur Lage 2000 und zu den
Aussichten 2001]
FORFAS
Dublin: FORFAS, 2001, 39 S.
Zu beziehen über:
FORFAS,
Wilton Park House,
Wilton Place,
IRL-Dublin 2,
Tel.: (353-1) 6073000,
Fax: (353-1) 6073030,
E-mail: forfas@forfas.ie,
URL: http:/www.forfas.ie

Die Erklärung enthält einen Überblick
über die wirtschaftliche Lage im Jahr 2000
unter dem Aspekt der Leistung der staat-
lichen Entwicklungseinrichtungen. Dazu
gehören unter anderem Informationen zur
Beschäftigungslage und zum Qualifika-
tionsbedarf. Besprochen wird eine vom
staatlichen Amt für Industrieentwicklung
(FORFAS) unterstützte Arbeit der Exper-
tenkommission über zukünftigen Qualifi-

GR
IRL



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

94

kationsbedarf. Die Expertenkommission
berichtet über Kompetenzanforderungen
im Bereich des elektronischen Handels
und über innerbetriebliche Ausbildung.
Besonders hervorgehoben wird die lan-
desweite Erfassung der offenen Stellen
durch die Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsbehörde (FAS) und das Wirtschafts-
und Sozialforschungsinstitut (ESRI). 2001
wird s ich die Expertenkommiss ion
schwerpunktmäßig damit befassen, wie
die aktive Beteiligung der über 55jähri-
gen in der irischen Erwerbsbevölkerung
gefördert werden kann. Weitere Schwer-
punkte bilden der Bedarf an IT-Kenntnis-
sen in der nationalen Wirtschaft, der
Qualifikationsbedarf in der Baubranche
unter dem Aspekt des nationalen Ent-
wicklungsplans, der Bedarf an Forschern
in der Wirtschaft und an den Hochschu-
len sowie die Probleme in Verbindung mit
der generellen Angebots- und Nachfrage-
situation auf dem nationalen Arbeitsmarkt.

Employment and human resources
development operational programme,
2000-2006.
[Operationelles Programm 2000-2006
für Beschäftigung und Personalent-
wicklung]
Department of Enterprise, Trade and
Employment
Dublin: Stationery Office, 2000, 127 S. +
Anhänge
ISBN 0-7076-9008-0
Zu beziehen über:
Government Publications,
Postal Trade Section,
4-5 Harcourt Road,
IRL-Dublin 2.,
Tel.: (353-1) 6613111,
Fax: (353-1) 4752760

Für dieses operationelle Programm wird
eine Investition in Humanressourcen in
Höhe von 14,199 Mrd. EUR angesetzt, von
denen 901,09 Mio. EUR über die nächsten
vier Jahre aus EU-Strukturfonds bereitge-
stellt werden sollen. Angesichts des ge-
genwärtigen Wirtschaftsbooms in Irland
und den sich daraus ergebenden Engpäs-
sen auf dem Arbeitsmarkt liegt der Schwer-
punkt dieses Programms auf einer Poli-
tik, die zur nachhaltigen Förderung die-
ses Aufschwungs eine angemessene Ver-
sorgung mit qualifizierten Arbeitnehmern
sicherstellt. Zu diesem Zweck werden
vorrangig Maßnahmen gefördert, die zur

Erhöhung der Erwerbsquote beitragen, sei
es bei Wiedereinsteigerinnen, älteren Ar-
beitnehmern, Behinderten oder Einwan-
derern. Die Vorschläge zur innerbetriebli-
chen Ausbildung konzentrieren sich auf
die quantitative und qualitative Verbesse-
rung der Ausbildung und der Personalent-
wicklung sowie auf die Unterstützung von
sozialpartnerschaftlichen Ausbildungsan-
sätzen. Durch flexiblere Bildungs-/Ausbil-
dungsmodelle soll auf individueller Ebe-
ne auch das lebenslange Lernen gefördert
werden. Angedacht werden hier die Ver-
besserung des Unterrichts auf allen Ebe-
nen des Bildungs-/Ausbildungssystems
sowie die Weiterentwicklung eines Rah-
mens für Qualifikationen und deren An-
erkennung.

Learning for life: white paper on adult
education.
[Lernen fürs Leben: Weißbuch über Er-
wachsenenbildung]
Department of Education and Science -
DES
Dublin: Stationery Office, 2000, 224 S.
ISBN 0-7076-6450-0
Zu beziehen über:
Government Publications,
Postal Trade Section,
4-5 Harcourt Road,
IRL-Dublin 2,
Tel.: (353-1) 6613111,
Fax: (353-1) 4752760

Erwachsenenbildung ist der letzte Bereich
der Massenbildung, der in Irland noch un-
terentwickelt ist. Das Weißbuch liefert ei-
nen Entwurf für ihre zukünftige Entwick-
lung und Ausweitung. Besondere Schwer-
punkte hierbei sind Aspekte wie Zugang,
Qualität, Flexibilität und Aktualität sowie
die Schaffung von nationalen und lokalen
Strukturen zur Bildung eines abgestimm-
ten und integrierten Gesamtsystems. Die
Bereitstellung einer ergänzenden, auf die
Lernenden ausgerichteten Bildungs- und
Ausbildungsstruktur ist für die Weiterent-
wicklung eine der vorrangigen Prioritäten.
Das Weißbuch befasst sich mit dem seit
der Veröffentlichung des Grünbuchs ein-
geleiteten Anhörungsprozess und fasst sei-
ne Vorschläge und die jeweils erforderli-
chen Strukturen für deren Umsetzung un-
ter folgenden Überschriften zusammen:
Zweiter Bildungsweg und Weiterbildung,
Gemeinschaftsbildung, Ausbildung am Ar-
beitsplatz, Höhere Bildung, Unterstüt-



BERUFSBILDUNG NR. 23 EUROPÄISCHE ZEITSCHRIFT

Cedefop

95

zungsdienste (d.h. Ausbildung der Lehrer
in der Erwachsenenbildung), Anerken-
nung/Zulassung, Kinderbetreuung usw.

Partnership in training and lifelong
learning: case study pack.
[Partnerschaft in Ausbildung und le-
benslangem Lernen: Fallstudien]
Irish Congress of Trade Unions - ICTU
Irish Business and Employers’ Confedera-
tion - IBEC
Dublin: IBEC, 2001, diverse Seiten
IBEC,
Confederation House,
84/86 Lower Baggot Street,
IRL-Dublin 2,
Tel.: (353-1) 6601011,
Fax: (353-1) 6601717,
URL: http://www.ibec.ie

Die Fallstudien werden hier im Rahmen
einer Untersuchung zu den Auswirkungen
von Partnerschaftsvereinbarungen über
lebenslanges Lernen auf Betriebsebene
vorgestellt. Die Studie, die 2000 gemein-
sam von IBEC und ICTU durchgeführt
wurde, untersucht, wie Partnerschafts-
vereinbarungen die Art und Struktur von
Ausbildungs- und Entwicklungsmaß-
nahmen in irischen Unternehmen beein-
flussen. Ferner befasst sich die Studie mit
einigen Aspekten eines unternehmens-
gesteuerten Ausbildungsansatzes sowie
mit der Arbeit von Skillnets (Programm
für Ausbildungsnetzwerke) - eine Einrich-
tung, an der sowohl Arbeitgeber- als auch
Arbeitnehmerorganisationen beteiligt sind.
In den Fallstudien wird beschrieben, wie
10 irische Unternehmen (halbstaatliche,
private und multinationale) Partnerschafts-
vereinbarungen eingeführt haben, um die
gegenseitige Einbindung der Führungs-
ebene und der Belegschaft an der organi-
satorischen Entwicklung zu erleichtern.
Diese Vereinbarungen hatten in allen Fäl-
len auch Auswirkungen auf die Ausbil-
dungs- und Entwicklungsprozesse in die-
sen Unternehmen und sind so Ausdruck
von neuen Ansätzen für das lebenslange
Lernen am Arbeitsplatz.

Lifelong learning in the
Netherlands: the state of

the art in 2000 (Lebenslanges Lernen
in den Niederlanden: neuester Stand
der Technik 2000)
Cees Doets, Barry Have

Anneke Westerhuis (Red.).
‘s-Hertogenbosch: CINOP, 2001. - 136 S.
(Expertisecentrumreeks). –
ISBN 90-5003-333-4
Zu beziehen über:
CINOP,
P.O. Box 1585,
NL-5200 BP ‘s-Hertogenbosch,
Tel. (31-73) 6800768,
verkoop@cinop.nl

Dieser Bericht befasst sich mit der zentra-
len Frage, wie die Grundidee des lebens-
langen Lernens a) in der Entwicklung der
niederländischen Berufsbildungspolitik, b)
in Innovationen bei der Organisation von
Erst- und Folgeausbildungen durch Bil-
dungseinrichtungen bzw. in den Betrie-
ben und c) in der sich ändernden Inan-
spruchnahme von Berufsbildungsan-
geboten durch Erwachsene ihren Aus-
druck findet. Diese Frage wird von den
Autoren aus unterschiedlichen Blickwin-
keln beantwortet. Zusammenfassend lässt
sich sagen, dass die Regierung, die Sozi-
alpartner und die Ausbildungsanbieter in
den Niederlanden einige Schritte in Rich-
tung einer Gesellschaft gegangen sind, in
der das Lernen von Erwachsenen einen
größeren Stellenwert einnimmt und eine
höhere Anerkennung erfährt.

Koers BVE: advies over de voortgang
in de vernieuwing van het middelbaar
beroepsonderwijs en volwassenenedu-
catie / SER
‘s-Gravenhage: Sociaal-Economische Raad
(SER), 2001. - 117 S. -
ISBN 90-6587-772-X
SER,
P.O. Box 90405,
NL-2509 LK Den Haag,
Tel. (31-70) 3499541,
verkoop@gw.ser.nl

Das Ministerium für Bildung, Kultur und
Wissenschaft [OC&W] hat den Rat aufge-
fordert, beratend an den Inhalten des mit
Koers BVE (Aktionskurs in Berufs- und Er-
wachsenenbildung) bezeichneten Memo-
randums mitzuwirken. Eingebettet in ei-
nen konsequenten politischen Rahmen
gibt dieses Memorandum des Ministers
dem Sektor den mittelfristigen Entwick-
lungskurs vor. Ziel der Maßnahmen im
Memorandum ist die Stärkung der Berufs-
bildung. Der sozioökonomische Rat [SER]
wurde aufgefordert, sich beratend zu den

NL
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Inhalten des Memorandums zu äußern. Zu
dieser Aufforderung gehörte auch die Bitte
um besondere Berücksichtigung folgen-
der Punkte: Stärkung von regionalen In-
itiativen; Gestaltung von verteilten staat-
lichen Zuständigkeiten; Abstimmung des
Angebots auf die (regionale) Nachfrage;
Wege zur Stärkung der Position der Teil-
nehmer durch die Schaffung von alterna-
tiven Finanzierungsmöglichkeiten zur
Deckung der Nachfrage. In den Empfeh-
lungen wird zunächst ein Überblick über
den Berufsbildungssektor in seinem so-
zialen Kontext vermittelt. Ferner werden
Themen angesprochen, die für die mittel-
fristige Politikagenda von Bedeutung sind.
Die Überzeugungen des Rates zu diesen
Themen werden im Einzelnen ausgeführt,
wobei zwischen einer Reihe von Schlüssel-
themen unterschieden wird. Behandelt
werden: Kontrolle und Zuständigkeit, re-
gionale Zusammenarbeit, Zugang zur Be-
rufsbildung sowie Zweckmäßigkeit und
Leistung.

Classificação nacional de áreas
de formação.

[Nationale Klassifizierung von Aus-
bildungsbereichen].
Diário da República (Lisbon) 78, 1ª série,
2001
CIDES,
Praça de Londres 2-2º,
P-1049-056 Lissabon,
Tel.: (351) 218441100,
Fax: (351) 218406171,
E-mail: depp.cides@deppmts.gov.pt,
URL: http://www.deppmts.gov.pt/cict.html

Die Berufsbildung spielt für die Beschäf-
tigungsqualität eine immer entscheiden-
dere Rolle. Der Mangel an vergleichbaren
Daten über die in Portugal angebotenen
Ausbildungen war bislang ein Hindernis
bei politischen Entscheidungen. Das Sta-
tistische Amt der Europäischen Gemein-
schaften (EUROSTAT) und das Europäi-
sche Zentrum für die Förderung der Be-
rufsbi ldung (CEDEFOP) haben im
Bewusstsein dieser Schwierigkeit bei der
Vergleichbarkeit von Statistiken die inter-
national geltende Klassifizierung (ISCED)
der Berufsbildungsbereiche weiter unter-
gliedert. Die interministerielle Kommissi-
on für Beschäftigung (CIME) hat diese Ar-
beit übernommen und an die portugiesi-
schen Gegebenheiten angepasst. Entstan-
den ist so mit der Ministerialverordnung

Nr. 316/2001 die nationale Klassifizierung
der Berufsbildungsbereiche.

Mudança organizacional e Gestão dos
Recursos Humanos.
[Organisatorischer Wandel und Per-
sonalmanagement].
Caetano António, Koord.
Observatório do Emprego e Formação
Profissional, OEFP
Estudos e Análises (Lissabon) 20
Lissabon: OEFP, 2000, 345 S.
ISBN: 972-732-603-X
Observatório do Emprego e Formação
Profissional,
Av. Defensores de Chaves, 95,
P-1000 Lisboa,
Tel.: (351) 217817080,
Fax: (351) 217817087

Ziel dieser Studie ist die Darstellung der
Zusammenhänge zwischen organisatori-
schem Wandel und Personalmanagement
unter den Aspekten: Beschäftigungs-
qualität, Motivation und Einbindung der
Arbeitnehmer in die Organisation sowie
deren Anpassungsfähigkeit an die ver-
schiedenen, durch die Wettbewerbs-
strategien dieser Unternehmen bedingten
Veränderungen.

Os empresários e o mercado do 1º
emprego: estratégias de recrutamento.
[Unternehmer und der Arbeitsmarkt
für Berufsanfänger: Einstellungs-
strategien].
Moreno, Conceição, Koord.; Colaço,
Teresa [et al.]
CESO I & D
Lissabon: AIP, 2000, 201 S.
CIDES,
Praça de Londres 2-2º,
P-1049-056 Lissabon,
Tel.: (351) 218441100,
Fax: (351) 218406171,
E-mail: depp.cides@deppmts.gov.pt,
URL: http://www.deppmts.gov.pt/cict.html

Dieser Bericht fasst die wesentlichen
Punkte einer Studie über „Unternehmer,
den Arbeitsmarkt für Berufsanfänger und
Einstellungsstrategien“ zusammen, die
von dem Industrieverband Porto unter
der Schirmherrschaft des Instituts für Be-
schäftigung und Berufsbildung (IEFP) in
Auftrag gegeben wurde. Die technische
Durchführung wurde 1997 nach einer öf-

P
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fentlichen Ausschreibung von CESO –
Forschung und Entwicklung übernom-
men. In der Studie werden folgende Pro-
blembereiche untersucht: die hohe Ju-
gendarbeitslosigkeit, die Schwierigkeiten
bei der Suche nach der ersten Anstellung,
die Arbeitslosigkeit bei Akademikern so-
wie der generelle Mangel an qualifizier-
ten Arbeitskräften. Angesichts dieser Si-
tuation hat der Industrieverband Porto
zwei Seminare in Porto bzw. Viana do
Castelo veranstaltet sowie verschiedene
Spezialisten eingeladen, um die Ergeb-
nisse der Studie analysieren zu lassen.
Diese Monographie enthält einiger die-
ser Schlussfolgerungen. Besonders unter-
strichen wird vom Industrieverband Por-
to der Handlungsbedarf in folgenden
Bereichen: Stimmigkeit und Effizienz der
Erstausbildung; Transparenz der Aus-
bildungssysteme und Anerkennung der
Qualifikationen; Einstellung, berufliche
Eingliederung und Beschäftigungsförde-
rung; Personalmanagement.

Schools:
building on success

[Schulen: Bauen auf Erfolg]
Department for Education and Employ-
ment
Sheffield: DfEE, 2001, 96 S.
ISBN: 0-10150-502-7
Zu beziehen über:
The Stationery Office,
PO Box 29,
Norwich NR3 1GN,
Tel: (44-845) 7023474
Fax: (44-870) 6005533,
e-mail: book.orders@theso.co.uk,
URL: http://www.ukstate.com

Dieses Grünbuch befasst sich mit den
Veränderungen im Bildungswesen seit der
Übernahme der Regierungsverantwortung
durch die Labour Party und liefert Reform-
vorschläge für die kommenden Jahre. Es
sieht in den allgemeinbildenden Schulen
den höchsten Reformbedarf und schlägt
ein System vor, in dem sich Schulen von
dem derzeitigen umfassenden Standard-
konzept, das die meisten staatlichen Schu-
len kennzeichnet, zu Spezialschulen wei-
terentwickeln können, die ihre Schwer-
punkte auf bestimmte Fachbereiche, dar-
unter berufsbildende Kurse, setzen. Vor-
geschlagen wird, Schülern ab 14 Jahren
eine Mischung von akademischen, berufs-
bildenden und praxisorientierten Kursen

zu ermöglichen. Vorgesehen sind hierbei
auch leistungsorientierte weiterführende
Berufsbildungsoptionen, die ab 16 in eine
höhere Berufsbildungslaufbahn oder in
ein „Modern Apprenticeship“ (moderne
Lehre) münden. Das Grünbuch beschreibt
darüber hinaus den Anspruch der Regie-
rung, dass Schulen, Hochschulen und die
Wirtschaft enger zusammenarbeiten soll-
ten, um Beschäftigungsmöglichkeiten zu
erschließen.
Online-Ausgabe: http://www.dfee.gov.uk/
buildingonsuccess/pdf/schools.pdf

Opportunity for all in a world of
change: a white paper on enterprise,
skills and innovation.
[Chancen für alle in einer Welt des
Wandels: Weißbuch über Unterneh-
mungsgeist, Kenntnisse und Innovati-
on]
Department for Trade and Industry, De-
partment for Education and Employment
Sheffield: DfEE, 2001, diverse Seiten
ISBN: 1-10150-522-1
Zu beziehen über:
The Stationery Office,
PO Box 29,
Norwich NR3 1GN,
Tel: (44-845) 7023474
Fax: (44-870) 6005533,
e-mail: book.orders@theso.co.uk,
URL: http://www.ukstate.com

Dieses Weißbuch befasst sich mit den
Anforderungen für wirtschaftlichen Erfolg
im nächsten Jahrzehnt. Vorgestellt werden
die Errungenschaften der derzeitigen
Labour-Regierung hinsichtlich Wirtschafts-
wachstum und Berufsbildung. Es liefert ei-
nen Überblick über die Vorschläge zur
Anpassung an den Wandel und zur Sicher-
stellung einer modernen Infrastruktur für
Investitionen. Folgende Schlüsselbereiche
werden behandelt: Ausstattung des Ein-
zelnen mit den richtigen Kenntnissen, Auf-
bau starker Regionen, Investitionen in In-
novation, Förderung eines Klimas für Un-
ternehmungsgeist und Wachstum sowie
Stärkung der europäischen und globalen
Beziehungen. Das Weißbuch lässt keinen
Zweifel daran, dass eine Anhebung des
Bildungs- und Ausbildungsstandes in der
Bevölkerung eine Grundvoraussetzung ist,
um dem Einzelnen die für das Wirtschafts-
wachstum erforderlichen Kenntnisse, Fer-
tigkeiten und Qualifikationen zu vermit-
teln. Es plädiert entschieden für die Ent-

UK
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wicklung ‘eines Berufsbildungssystems,
das zu den besten der Welt gehört’. Hin-
zu kommen Einzelheiten über eine geplan-
te Investition in Höhe von GBP␣ 163␣ Mio.,
mit der an Hochschulen berufliche Spe-
zialbereiche entwickelt, weitere Mittel für
die reformierten „Modern Apprentice-
ships“ bereitgestellt sowie die beruflichen
Qualifikationen rationalisiert werden sol-
len. Vorgeschlagen wird, neue fortschritt-
liche Lernprogramme einzusetzen, um pro

Jahr zusätzlich 10␣ 000 Menschen eine Fort-
bildung in Informations- und Kommuni-
kationstechnologie zu ermöglichen.
GBP␣ 45␣ Mio. sind für den Aufbau eines
kleineren und leistungsfähigeren Netz-
werks für die ‘National Training Organi-
sations’ – die von Arbeitgebern geführten
branchenspezifischen Ausbildungseinrich-
tungen - vorgesehen.
URL: http://www.dti.gov.uk/
opportunityforall
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CEDEFOP

European Centre for the
Development of Vocational Training
P.O. Box 22427
GR-55102 THESSALONIKI
Tel. (30-31) 049 01 11 General
Tel. (30-31) 049 00 79 Secretariat
Fax (30-31) 049 00 43 Secretariat
Mr. Marc Willem
Head of Library & Documentation
Service
E-mail: mwi@cedefop.eu.int
Documentary Information Network
Secretariat
E-mail: doc_net@cedefop.eu.int
Web address: http://
www.cedefop.eu.int
Web address: http://
www.trainingvillage.gr

FOREM/CIDOC

Office wallon de la Formation pro-
fessionnelle et de l’Emploi
Centre intercommunautaire de docu-
mentation pour la formation profes-
sionnelle
Boulevard Tirou 104
B-6000 CHARLEROI
Tel. (32-71) 20 61 67
Ms. N. Derwiduée
Tel. (32-71) 20 61 74
Ms. Nadine Derwiduée
E-mail: nadine.derwiduee@forem.be
Web address: http://www.forem.be
Joint Network Member for Belgium
with VDAB

VDAB/ICODOC

Vlaamse Dienst voor Arbeids-
bemiddeling en Beroepsopleiding
Intercommunautair documentatie-
centrum voor beroepsopleiding
Keizerlaan 11
B-1000 BRUSSEL
Tel. (32-2) 506 13 21
Mr. R. Van Weydeveldt
Fax (32-2) 506 15 61
Mr. Reinald Van Weydeveldt
Documentation
E-mail: rvweydev@vdab.be
Mr. Tomas Quaethoven
Documentation
E-mail: tquaetho@vdab.be
Web address: http://www.vdab.be
Joint Network Member for Belgium
with FOREM

DEL

Danmarks Erhvervspaedagogiske
Laereruddannelse
The National Institute for
Educational Training of Vocational
Teachers
Rosenørns Allé 31
DK-1970 FREDERIKSBERG C
Tel. (45-35) 24 79 50 Ext. 317
Ms. P. Cort
Ext. 301 Ms. M. Heins
Fax (45-35) 24 79 40
Ms. Pia Cort
Research Assistant
E-mail: pia.cort@delud.dk
Ms. Merete Heins
Librarian
E-mail: merete.heins@delud.dk
Web address: http://www.delud.dk

BIBB

Bundesinstitut für Berufsbildung
Hermann-Ehlers-Str. 10
D-53113 BONN
Tel. (49-228) 107 21 26
Mr. D. Braecker
Tel. (49-228) 107 21 31
Ms. M. Krause
Fax (49-228) 107 29 74
Mr. D. Braecker
E-mail: braecker@bibb.de
Ms. Martina Krause
E-mail: krause@bibb.de
Web address: http://www.bibb.de

OEEK

Organisation for Vocational Educa-
tion and Training
Ethnikis Antistatis 41 &
Karamanoglou
GR-14234 ATHENS
Tel. (30-1) 27 09 144 Ms. E. Barkaba
Fax (30-1) 27 09 172
Ms. Ermioni Barkaba
Head of Documentation
E-mail: oeek20@ath.forthnet.gr
Web address: http://
www.forthnet.gr/oeek/

INEM

Instituto Nacional de Empleo
Ministerio de Trabajo y Seguridad
Social
Condesa de Venadito 9
E-28027 MADRID
Tel. (34-91) 585 95 82 General
Tel. (34-91) 585 95 80
Ms. M. Luz de las Cuevas Torresano
Fax (34-91) 377 58 81
Fax (34-91) 377 58 87
Mr. Luis Díez García de la Borbolla
Deputy Director General of
Technical Services
Ms. Maria Luz de las Cuevas
Torresano
Information/Documentation
E-mail: mluz.cuevas@inem.es
Web address: http://www.inem.es

Centre INFFO

Centre pour le développement de
l’information sur la formation per-
manente
4, avenue du Stade de France
F-93218 SAINT DENIS LA PLAINE
Cedex
Tel. (33-1) 55 93 91 91
Fax (33-1) 55 93 17 28
Mr. Patrick Kessel
Director
E-mail: kessel@easynet.fr
Ms. Danièle Joulieu
Head of Documentation
E-mail: d.joulieu@easynet.fr
Mr. Stéphane Héroult
Documentation Department
E-mail: s.heroult@easynet.fr
Web address:
http://www.centre-inffo.fr

FAS

The Training and Employment
Authority
P.O. Box 456
27-33 Upper Baggot Street
DUBLIN 4
Ireland
Tel. (353-1) 607 05 36
Fax (353-1) 607 06 34
Ms. Margaret Carey
Head of Library & Technical Infor-
mation
E-mail: margaret.carey@fas.ie
Ms. Jean Wrigley
Librarian
E-mail: jean.wrigley@fas.ie
Web address: http://www.fas.ie

ISFOL

Istituto per lo sviluppo della
formazione professionale dei
lavoratori
Via Morgagni 33
I-00161 ROMA
Tel. (39-06) 44 59 01
Fax (39-06) 44 29 18 71
Mr. Enrico Ceccotti
General Director
Mr. Colombo Conti
Head of Documentation
E-mail: isfol.doc2@iol.it
Mr. Luciano Libertini
E-mail: isfol.doc2@iol.it
Web address: http://www.isfol.it

FOPROGEST asbl

23,rue Aldringen
L-2011 LUXEMBOURG
Tel. (352) 22 02 66
Fax (352) 22 02 69
Mr. Jerry Lenert
Director
E-mail: AGN@foprogest.lu
Web address: http://
www.foprogest.lu

CINOP

Centrum voor Innovatie van
Opleidingen
Centre for Innovation of Education
and Training
Pettelaarpark 1
Postbus 1585
5200 BP’s-HERTOGENBOSCH
The Netherlands
Tel. (31-73) 680 08 00
Tel. (31-73) 680 06 19 Ms. M. Maes
Fax (31-73) 612 34 25
Ms. Martine Maes
E-mail: mmaes@cinop.nl
Ms. Annemiek Cox
E-mail: acox@cinop.nl
Web address: http://www.cinop.nl

abf-Austria/IBW

Arbeitsgemeinschaft
Berufsbildungsforschung
Institut für Bildungsforschung der
Wirtschaft
Rainergasse 38
A-1050 WIEN
Tel. (43-1) 545 16 71 0
Ms. S. Klimmer
Fax (43-1) 545 16 71 22
Ms. Susanne Klimmer
E-mail: klimmer@ibw.at
Web address: http://www.ibw.at
Joint Network Member for Austria
with IBE

Mitglieder des Cedefop-Dokumentationsnetzwerkes
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abf-Austria/IBE

Arbeitsgemeinschaft
Berufsbildungsforschung
Institut für Berufs- und
Erwachsenenbildungsforschung
Raimundstraße 17
A-4020 LINZ
Tel. (43-732) 60 93 130
Ms. M. Milanovich
Fax (43-732) 60 93 13 21
Ms. Marlis Milanovich
E-mail: milanovich@ibe.co.at
Web address: http://www.ibe.co.at
Joint Network Member for Austria
with IBW

CIDES

Centro de Informação e
Documentação Económica e Social
Ministério do Trabalho e da
Solidariedade
Praça de Londres 2-1° Andar
P-1091 LISBOA Codex
Tel. (351-21) 843 10 35
Ms. O. Lopes dos Santos
Tel. (351-21) 843 10 36
Ms. F. Hora
Fax (351-21) 840 61 71
Ms. Odete Lopes dos Santos
Director
E-mail:
odete.santos@deppmts.gov.pt
Ms. Fátima Hora
Documentation Department
E-mail: fatima.hora@deppmts.gov.pt
Web address: http://
www.deppmts.gov.pt

NBE

National Board of Education
Hakaniemenkatu 2
P.O. Box 380
FIN-00531 HELSINKI
Tel. (358-9) 77 47 71 24 Mr. M. Kyrö
Tel. (358-9) 77 47 72 43
Ms. A. Mannila
Tel. (358-9) 77 47 78 19
Mr. K. Nyyssölä
Fax (358-9)77 47 78 65 or 69
Mr. Matti Kyrö
E-mail: matti.kyro@oph.fi
Ms. Arja Mannila
E-mail: arja.mannila@oph.fi
Mr. Kari Nyyssölä
E-mail: kari.nyyssola@oph.fi
Web address: http://www.oph.fi

SIP

Internationella Programkontoret för
utbilningsomradet, The Swedish In-
ternational Programme Office for
Education and Training
Box 22007
S-104 22 STOCKHOLM
Tel. (46-8) 453 72 75 Heléne Säll
Tel. (46-8) 453 72 18 Rolf Nordanskog
Fax (46-8) 453 72 53 General
Fax (46-8) 453 72 02 Ms. H. Säll
Ms. Heléne Säll; E-mail:
helene.sall@programkontoret.se
Mr. Rolf Nordanskog; E-mail:
rolf.nordanskog@programkontoret.se
Ms. Sandra Dias Dos Santos; E-mail:
sandra.dias.dos.santos@programkontoret.se
Web address: http://
www.programkontoret.se

CIPD

The Chartered Institute of Personnel
and Development
CIPD House
35 Camp Road
LONDON
SW19 4UX
United Kingdom
Tel. (44-20) 82 63 32 78 J. Schramm
Tel. (44-20) 82 63 32 81 C. Doyle
Fax (44-20) 82 63 33 33 General
Ms. Jennifer Schramm
Policy Adviser
E-mail: j.schramm@cipd.co.uk
Ms. Cathy Doyle, Information Officer
E-mail: c.doyle@cipd.co.uk
Web address: http://www.cipd.co.uk

MENNT

samstarfsvettvangur atvinnulífs og
skóla
EDUCATE - Iceland
Laugavegi 51
IS-101 REYKJAVIK
Tel. (354) 511 26 60
Fax (354) 511 26 61
Ms. Stefania Karlsdóttir
General Director
E-mail: stefania@mennt.is
Ms. Adalheidur Jónsdóttir
Project Manager
E-mail: alla@mennt.is
Ms. Bára Stefánsdóttir, Librarian
barastef@ismennt.is
Web address: http://www.mennt.is

NCU

Leonardo Norge
P.O. Box 2608
St. Hanshaugen
N-0131 OSLO
Tel. (47-22) 86 50 00
Fax (47-22) 20 18 01
Ms. Aagot van Elslande
E-mail:
Aagot.van.Elslande@teknologisk.no
Web address: http://
www.teknologisk.no/leonardo/

DGEAC

European Commission
DG Education and Culture
Rue de la Loi 200
B-1049 BRUXELLES
Tel. (32-2) 295 75 62
Ms. E. Spachis
Tel. (32-2) 295 59 81
Ms. D. Marchalant
Fax (32-2) 295 57 23
Fax (32-2) 296 42 59
Ms. Eleni Spachis
E-mail: eleni.spachis@cec.eu.int
Ms. Dominique Marchalant
E-mail:
dominique.marchalant@cec.eu.int
Web address: http://europa.eu.int/
comm/dgs/education_culture/
index_en.htm

EURYDICE

the Education Information Network
in Europe
Le réseau d’information sur l’éduca-
tion en Europe
15 rue d’Arlon
B-1050 BRUXELLES
Tel. (32-2) 238 30 11
Fax (32-2) 230 65 62
Ms. Luce Pepin, Director
E-mail: info@eurydice.org
Ms. Patricia Wastiau-Schlüter
E-mail:
patricia.wastiau.schluter@eurydice.org
Web address:
http://www.eurydice.org

FVET

Foundation for Vocational Education
and Training Reform
Liivalaia 2
EE-10118 TALLINN
Tel. (372) 631 44 20
Fax (372) 631 44 21
Ms. Lea Orro
Managing Director
E-mail: lea@sekr.ee
Ms. Eeva Kirsipuu
E-mail: eeva.kirsipuu@sekr.ee
Web address: http://www.sekr.ee/
eng/index.html

ETF

European Training Foundation
Villa Gualino
Viale Settimio Severo 65
I-10133 TORINO
Tel. (39-011) 630 22 22
Fax (39-011) 630 22 00
Ms. Gisela Schüring
Information and Publications
Department
E-mail: gis@etf.eu.int
Web address:
http://www.etf.eu.int/etfweb.nsf/

OIT

Centre international de formation de
L’OIT
Viale Maestri del Lavoro, 10
I-10127 TORINO
Tel. (39-011) 69 36 510
Fax (39-011) 69 36 535
Ms. Catherine Krouch
Documentation
E-mail: c.krouch@itcilo.it
Web address: http://www.itcilo.org

ILO/BIT

International Labour Office
Bureau International du Travail
4 Route des Morillons
CH-1211 GENEVE 22
Tel. (41-22) 799 69 55
Fax (41-22) 799 76 50
Ms. Pierrette Dunand
Employment & Training Department
Documentalist
E-mail: dunandp@ilo.org
Web address: http://www.ilo.org

DfEE

Department for Education and
Employment
Room E3
Moorfoot
SHEFFIELD
S1 4PQ
United Kingdom
Tel. (44-114) 259 33 39
Fax (44-114) 259 35 64
Ms. Amanda Campbell
Librarian
E-mail:
enquiries.library@dfee.gov.uk
Web address: http://
www.open.gov.uk/index/..dfee/
dfeehome.htm

CINTERFOR/OIT

Centro Interamericano de
Investigación y Documentación so-
bre Formación Profesional
Avenida Uruguay 1238
Casilla de correo 1761
11000 MONTEVIDEO
URUGUAY
Tel. (598-2) 92 05 57
Tel. (598-2) 92 00 63
Fax (598-2) 92 13 05
Mr. Pedro Daniel Weinberg
Director
E-mail: weinberg@cinterfor.org.uy
Mr. Juan Andres Tellagorry␣
Documentalist
E-mail: tellagor@cinterfor.org.uy
Web address: http://
www.cinterfor.org.uy

Assoziierte Organisationen
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Nr. 20/2000

Die Politik der Europäischen Union: eine Rückschau

• Der politische und rechtliche Rahmen für die Entwicklung der Berufsbildungspolitik
in der Europäischen Union. Teil I - Vom Vertrag von Rom zum Vertrag von Maastricht
(Steve Bainbridge, Julie Murray)

Aktuelle politische Fragen

• Berliner Memorandum zur Modernisierung der beruflichen Bildung.
Leitlinien für die Schaffung eines dualen, pluralen und modularen Systems
(DPM-Systems) des lebensbegleitenden Lernens

• Auf der Suche nach Qualität in Schulen. Der Standpunkt der Arbeitgeber
(Informelle Arbeitsgruppe der Arbeitgebervereinigungen)

• Arbeiten, um zu lernen: ein ganzheitlicher Ansatz für die Erstausbildung Jugendlicher
(Peter Senker, Helen Rainbird, Karen Evans, Phil Hodkinson, Ewart Keep,
Malcolm Maguire, David Raffe, Lorna Unwin)

Diskussion - Entwicklungen in der Politik

• Gering qualifizierte Personen am europäischen Arbeitsmarkt:
auf dem Weg zu einer Mindestlernplattform?
(Eugenia Kazamaki Ottersten, Hilary Steedman)

• Das Konzept einer Mindestlernplattform - Bildungsinhalte und Methoden zur Förderung
gering qualifizierter Personen (Arthur Schneeberger)

• Die Schaffung einer allgemeinen Mindestlernplattform –
kritische Fragen mit Auswirkungen auf Strategien und politische Optionen
(Roberto Carneiro)

Nr. 21/2000

Entwicklungen bei der Erstausbildung

• Die qualifizierte Berufsausbildung nach dem Jahre 2000 –
Bericht über einen Modellversuch in Schweden
(Jan Johansson, Torsten Björkman, Marita Olsson, Mats Lindel)

• Teilkompetenzbescheinigung. Ein dritter Weg zu einem Abschlusszeugnis
in der höheren Sekundarausbildung in Norwegen
(Karl J. Skårbrevik, Finn Ove Båtevik)

• Berufsbildung an Schulen - eine australische Initiative:
Für die Integration beruflicher und akademischer Ausbildungsgänge
in das Curriculum der Sekundarstufe II (John Polesel)

• Curriculumentwicklung im Rahmen der dualen Berufsausbildung
in Deutschland (Klaus Halfpap)

Politische Fragen

• Die aktive Rolle des Lernens und des sozialen Dialogs
bei organisatorischen Veränderungen (Michael Kelleher, Peter Cressey)

• Politische und rechtliche Rahmenbedingungen für die Entwicklung
der Ausbildungspolitik in der Europäischen Union
Teil 2: Von Maastricht bis Amsterdam (Steve Bainbridge, Julie Murray)

• Der Europäische Gerichtshof als Förderer der Mobilität von Studierenden
(Walter Demmelhuber)

Fallstudien

• Héraclès, ein Vereinsprojekt für die soziale und berufliche Integration
von behinderten Arbeitnehmern
(Marc Schaeffer)

Zuletzt

erschienene

deutsche Ausgaben
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❏

❏

❏

Bitte schicken Sie mir ein kostenloses Ansichtsexemplar

Ich will europäisch lesen und abonniere hiermit 
die Europäische Zeitschrift “Berufsbildung” 
(3 Ausgaben, EUR 15 zzgl. Mwst. und Versandkosten).

Bitte schicken Sie mir die folgenden Ausgaben der
Europäischen Zeitschrift “Berufsbildung” gegen eine 
Schutzgebühr von EUR 7 (zzgl. Mwst. und Versand-
kosten) je Heft:

Ausgabe

Sprache

Name

Adresse

CEDEFOP
Europäisches Zentrum für die
Förderung der Berufsbildung
PO Box 22427

GR-55102 Thessaloniki

Bestellschein bitte ausschneiden oder kopieren und an das Cedefop senden.

Nr. 22/2000

Forschungsbeiträge

• Qualifikationsprofile in Deutschland, Frankreich, den Niederlanden,
Portugal, Schweden und dem Vereinigten Königreich (Åsa Murray, Hilary Steedman)

• Handwerkerausbildung im Bereich Gebäudeinstallation
in Großbritannien: ein Vergleich mit Frankreich und Deutschland (Derek King)

• Lernen sichtbar machen: Ermittlung, Bewertung und Anerkennung
nicht formal erworbener Kompetenzen (Jens Bjørnåvold)

Berufliche Bildung und junge Menschen

• Das Für und Wider der „Basisqualifikation“:
Eine Grundausstattung mit Kompetenzen für alle (Ben Hövels)

• Was tun mit Schülern, die die Schule vorzeitig abbrechen? –
Eine Stellungnahme (Mark Blaug)

Berufliche Bildung außerhalb der Europäischen Union

• Eine vergleichende Analyse der Prüfungs-, Bewertungs-
und Zertifizierungssysteme Frankreichs und Deutschlands einerseits
und der Türkei andererseits (Tomris Çavdar)

• Die berufliche Bildung in Lateinamerika (Manfred Wallenborn)

✄
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Europäische Zeitschrift
für Berufsbildung
Aufforderung zur Einreichung
redaktioneller Beiträge
Die Europäische Zeitschrift für Berufsbildung veröffentlicht Artikel von Berufsbildungs-
und Beschäftigungsforschern und -fachleuten. Interesse besteht vor allem an Beiträ-
gen, die die Ergebnisse hochkarätiger Forschungsarbeiten, insbesondere grenz-
übergreifender vergleichender Forschung, einem breiten, internationalen Publikum aus
politischen Entscheidungsträgern, Forschern und praktisch Tätigen nahe bringen.

Die Europäische Zeitschrift ist eine unabhängige Veröffentlichung, deren Inhalt stän-
dig überprüft wird. Sie erscheint dreimal jährlich in englischer, französischer, deut-
scher und spanischer Sprache und wird in ganz Europa, sowohl in den Mitglied-
staaten der Europäischen Union als auch in einigen Nicht-Mitgliedstaaten, vertrieben.

Die Zeitschrift wird vom Cedefop (dem Europäischen Zentrum für die Förderung der
Berufsbildung) herausgegeben und soll der Diskussion über die Entwicklung der
beruflichen Bildung, insbesondere durch die Darstellung der europäischen Sichtweise,
Impulse verleihen.

In der Zeitschrift sollen Beiträge veröffentlicht werden, die neues Gedankengut ent-
halten, Forschungsergebnisse verbreiten und über Vorhaben auf einzelstaatlicher und
europäischer Ebene berichten. Ferner werden Positionspapiere zu berufsbildungs-
relevanten Themen sowie Reaktionen auf diese veröffentlicht.

Eingereichte Artikel müssen wissenschaftlich exakt, gleichzeitig jedoch einem brei-
ten und gemischten Leserkreis zugänglich sein. Sie müssen Lesern unterschiedlicher
Herkunft und Kultur verständlich sein, die nicht unbedingt mit den Berufsbildungs-
systemen anderer Länder vertraut sind. Das heißt, die Leser sollten in der Lage sein,
Kontext und Argumentation eines Beitrags vor dem Hintergrund ihrer eigenen Tradi-
tionen und Erfahrungen nachzuvollziehen.

Neben der Hardcopy-Fassung werden Auszüge aus der Zeitschrift in das Internet
gestellt. Auszüge der letzten Ausgaben können eingesehen werden unter http://
www.trainingvillage.gr/etv/editorial/journal/journalarc.asp.

Die Autoren sollten ihre Beiträge entweder in eigenem Namen oder als Vertreter
einer Organisation verfassen. Diese sollten rund 2500 bis 3000 Wörter lang sein und
in spanischer, dänischer, deutscher, griechischer, englischer, französischer, italieni-
scher, niederländischer, norwegischer, portugiesischer, finnischer oder schwedischer
Sprache abgefasst sein.

Artikel sollten sowohl als Ausdruck als auch auf Diskette im Format Word oder via E-
mail (als Textanlage im Word-Format) eingereicht werden. Außerdem sollten eine
Kurzbiographie des Autors und knappe Angaben zu seiner derzeitigen Stellung bei-
gefügt werden. Alle eingereichten Artikel werden vom redaktionellen Beirat der Zeit-
schrift geprüft, der sich die Entscheidung, diese zu veröffentlichen, vorbehält. Die
Verfasser werden über seine Entscheidungen unterrichtet. Die veröffentlichten Arti-
kel müssen nicht unbedingt die Meinung des Cedefop widerspiegeln. Die Zeitschrift
bietet vielmehr die Möglichkeit, unterschiedliche Analysen und verschiedene, ja so-
gar widersprüchliche Standpunkte darzustellen.

Wenn Sie einen Artikel einreichen möchten, so wenden Sie sich bitte telefonisch
(30-310) 490 111, per Fax (30-310) 490 175 oder via E-mail (sb@cedefop.eu.int) an
den Herausgeber Steve Bainbridge.
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